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Gesetzentwurf
der Bundesregierung
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der

Digitalisierungsrichtlinie (DiRUG)

A. Problem und Ziel

Die Richtlinie (EU) 2019/1151 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni
2019 zur Anderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 im Hinblick auf den Einsatz digitaler
Werkzeuge und Verfahren im Gesellschaftsrecht (ABI. L 186 vom 11.7.2019, S. 80; im
Weiteren: ,DigRL") ist grotenteils bis zum 1. August 2021 beziehungsweise bei Aus-
Ubung einer Verlangerungsoption fiir die Mitgliedstaaten bis zum 1. August 2022 in deut-
sches Recht umzusetzen. Die Bundesregierung hat mit Erklarung gegentber der Europa-
ischen Kommission vom 27. Oktober 2020 von der Verlangerungsoption gemaf Artikel 2
Absatz 3 DigRL zur Verlangerung der Umsetzungsfrist um ein Jahr Gebrauch gemacht.

Die DigRL erganzt die bereits bestehenden und in deutsches Recht umgesetzten Vorga-
ben der Richtlinie (EU) 2017/1132 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14.
Juni 2017 Uber bestimmte Aspekte des Gesellschaftsrechts (ABI. L 169 vom 30.6.2017,
S. 46), die zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2019/2121 (ABI. L 321 vom 12.12.2019, S. 1; L
20 vom 24.1.2020, S. 4) geandert worden ist, in einigen Punkten. Die Richtlinie (EU)
2017/1132 in der durch die DigRL geanderten Fassung (im Weiteren: ,GesRRL") be-
zweckt vor allem, die Griindung von Gesellschaften und die Eintragung von Zweignieder-
lassungen zu erleichtern und die Kosten und den Zeit- und Verwaltungsaufwand im Zu-
sammenhang mit diesen Verfahren insbesondere fur Kleinstunternehmen sowie kleine
und mittlere Unternehmen (KMU) zu reduzieren. Dazu sieht die GesRRL eine Reihe von
Regelungen vor, insbesondere zur Online-Griindung einer GmbH, zu Online-Verfahren
bei Registeranmeldungen, zur Einreichung und Offenlegung von Urkunden und Informati-
onen zum beziehungsweise im Handelsregister sowie zum grenziberschreitenden Infor-
mationsaustausch Gber das Europaische System der Registervernetzung (BRIS).

Weitere Anforderungen ergeben sich darlber hinaus flr Online-Verfahren aufgrund der
Vorgaben aus der Verordnung (EU) 2018/1724 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 2. Oktober 2018 Uber die Einrichtung eines einheitlichen digitalen Zugangstors
zu Informationen, Verfahren, Hilfs- und Problemldsungsdiensten und zur Anderung der
Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 (ABI. L 299 vom 21.11.2018, S. 1; im Weiteren: ,SDG-
VQO¥), die ab dem 12. Dezember 2023 unmittelbar in den Mitgliedstaaten gelten.
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B. Losung

Die Umsetzung der Vorgaben der GesRRL soll unter moglichst weitgehender Wahrung
der etablierten Grundsatze und Prinzipien des deutschen Handels- und Gesellschafts-
rechts erfolgen. Insbesondere soll auch die Funktionsfahigkeit und Verlasslichkeit der
Handels-, Genossenschafts- und Partnerschaftsregister gewahrt werden und zugleich
ihrer Rolle und Bedeutung flr den Rechts- und Geschéaftsverkehr Rechnung getragen
werden. Dabei soll den Notarinnen und Notaren sowie den Registergerichten weiterhin
entscheidende Bedeutung zukommen. Die Anforderungen der GesRRL zur Online-
Grundung und zu den Online-Verfahren sollen daher mithilfe eines von der Bundesnotar-
kammer betrieben Online-Videokommunikationssystems umgesetzt werden. Dadurch soll
erstmalig die Beurkundung von Willenserklarungen und die Beglaubigung von qualifizier-
ten elektronischen Signaturen im Wege notarieller Online-Verfahren ermdglicht werden.

Des Weiteren ist eine grundsatzliche Anpassung des Bekanntmachungswesens fir die
Handels-, Genossenschafts-, Partnerschafts- und Vereinsregister vorgesehen, nach der
kinftig keine separate Bekanntmachung von Eintragungen in diesen Registern mehr er-
folgen soll, sondern die Informationen dadurch bekanntgemacht werden sollen, dass sie
erstmalig zum Abruf Uber das Gemeinsame Registerportal der Lander bereitgestellt wer-
den.

Auch soll eine Umstellung des Systems zur Offenlegung von Rechnungslegungsunterla-
gen dahingehend erfolgen, dass diese Unterlagen nicht langer beim Betreiber des Bun-
desanzeigers zur Bekanntmachung einzureichen, sondern zuklnftig unmittelbar der das
Unternehmensregister fihrenden Stelle zur Einstellung in das Unternehmensregister zu
Ubermitteln sind.

SchlieBlich soll erstmalig auch der grenziberschreitende Informationsaustausch zu dis-
qualifizierten Geschéftsfihrern ermdéglicht und eine Reihe von Verbesserungen beim In-
formationsaustausch Uber das Europaische System der Registervernetzung eingefuhrt
werden. Dies umfasst unter anderem auch eine grundsatzliche Anpassung der Gebuhren-
und Kostenregelungen zum Abruf von Informationen aus den Handels-, Genossenschafts-
, Partnerschafts- und Vereinsregistern mit der Folge, dass zukunftig keine Abrufgebuhren
mehr erhoben werden. Die Kosten fur die Bereitstellung von Registerdaten und im Be-
stand der Register vorgehaltenen Dokumenten sollen zukiinftig von den in den Registern
eingetragenen Unternehmen und Rechtstragern im Zuge der entsprechenden Eintragun-
gen beziehungsweise Entgegennahmen von Dokumenten erhoben werden.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Durch die Gesetzesdnderungen ergeben sich beim Bund zusatzliche Ausgaben fur den
Bundeshaushalt (Einzelplan 07) in Form von Mehrbedarfen beim Bundesamt fur Justiz.

Im Haushaltsjahr 2021 und 2022 fallen einmalige Haushaltsausgaben von rund 5 Millio-
nen Euro an, wobei rund 2,1 Millionen Euro zu den Personalausgaben und rund 2,9 Milli-
onen Euro zu den Sachkosten zahlen. Ab dem Haushaltsjahr 2023 fallen jahrliche Haus-
haltsausgaben von rund 3,1 Millionen Euro an, wobei rund 2,6 Millionen Euro zu den Per-
sonalkosten und rund 500 000 Euro zu den Sachkosten z&hlen. Die ab 2023 jahrlich beim
Bundesamt fur Justiz fir die Vollstreckung der Gebuhren des Unternehmensregisters an-
fallenden zusatzlichen Personal- und Sachkosten sind der Hohe nach in den von der das
Unternehmensregister flhrenden Stelle zu erhebenden Einstellungsgebihren fir die
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Rechnungslegungsunterlagen berucksichtigt. Es ist beabsichtigt, dass der die Vollstre-
ckungskosten ausmachende Anteil der Einstellungsgebihren durch die das Unterneh-
mensregister fihrende Stelle an das Bundesamt fur Justiz abgeflihrt wird. Beim Bundes-
amt fur Justiz sind weitere Einnahmen aus Mahngebihren in Héhe von rund 120 000 Eu-
ro jahrlich zu erwarten.

Ab dem Haushaltsjahr 2023 entfallt das im Einzelplan 07 vereinnahmte Entgelt fur die
Uberlassung der Publikation des Bundesanzeigers an die Bundesanzeiger Verlags-GmbH
in Hohe von jahrlich rund 14 Millionen Euro. Etwaiger Mehrbedarf an Sach- und Perso-
nalmitteln soll finanziell und stellenmaBig im Einzelplan 07 ausgeglichen werden. Einzel-
heiten zur Deckung des Mehrbedarfs sollen in kinftigen Haushaltsaufstellungsverfahren
entschieden werden.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fur Burgerinnen und Biirger

Fur Burgerinnen und Bulrger entsteht kein zusatzlicher Erfillungsaufwand.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Fur die Wirtschaft erhoht sich der jahrliche Erfillungsaufwand um etwa 56 000 Euro. Die-
se zahlen vollstandig zu Burokratiekosten aus Informationspflichten und resultieren auf
der Umsetzung von EU-Vorgaben. Die ,One in one out‘-Regelung der Bundesregierung
kommt nicht zum Tragen.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Die Umsetzung dieser Regelungen beruhend auf Vorgaben der Europaischen Union flhrt
zu einem wiederkehrenden jahrlichen Erfullungsaufwand fur die Verwaltung in HOhe von
rund 6,9 Millionen Euro. Einem Aufwand von rund 8,5 Millionen Euro auf Bundesebene
stehen dabei Einsparungen von rund 1,7 Millionen Euro auf Landesebene gegenliber.

Es entsteht ein einmaliger Erfullungsaufwand von rund 48,9 Millionen Euro fur die Verwal-
tung. Davon fallen rund 17,4 Millionen Euro auf Bundesebene und 31,5 Millionen Euro auf
Landesebene an.

F. Weitere Kosten

Fur die Einstellung von Rechnungslegungsunterlagen und Unternehmensberichten im
Unternehmensregister entstehen neue Gebuhren: Bei rund 1,3 Millionen Rechnungsle-
gungsunterlagen und einer durchschnittlichen Einstellungsgebuhr von 25 Euro ergibt sich
ein GeblUhrenvolumen von insgesamt rund 32,5 Millionen Euro. Im Gegenzug entfallen die
Entgelte fir die bisherige Einreichung von Rechnungslegungsunterlagen und Unterneh-
mensberichten beim Bundesanzeiger. Die Gebuhren fallen bei den Gbermittlungspflichti-
gen Unternehmen an. Die H6he der Geblhren richtet sich nach dem mit dem jeweiligen
gebuhrenpflichtigen Geschaft verbundenen Verwaltungsaufwand.

Durch die Aufhebung der Geblhren fiur den Abruf von Daten und Dokumenten, die zum
Handels-, Genossenschafts-, Partnerschafts- und Vereinsregister eingereicht wurden,
entfallen Abrufgeblhren fir Blrgerinnen und Birger und fir die Wirtschaft. Der Wegfall
der Abrufgebuhren wird weitgehend durch Bereitstellungsgebuhren fir die Anmeldenden
kompensiert. Es gibt jahrlich rund 600 000 Registereintragungen. Bei einer angenomme-
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nen durchschnittlichen neuen Bereitstellungsgebihr von 40 Euro fuhrt dies zu einem Ge-
samtgebihrenvolumen fiur die Wirtschaft von rund 24 Millionen Euro. In gleicher Hohe
entfallen Gebuhren (rund 4,5 Millionen Abrufe von Registerabdrucken zu je 4,50 Euro und
rund 2,5 Millionen Abrufe von Dokumenten zu je 1,50 Euro) fur die Abrufenden (Wirt-
schaft).

Notarinnen und Notare werden an die Bundesnotarkammer auf der Grundlage einer ge-
mal § 78q Absatz 2 der Bundesnotarordnung in der Entwurfsfassung noch zu erlassen-
den Gebuhrensatzung eine jahrliche Anschlussgebuhr fur die Zurverfigungstellung des
Videokommunikationssystems zu leisten haben. Zusatzlich entstehen neue Gebihren,
deren Hohe auf die Deckung des Verwaltungsaufwands begrenzt ist. Fir die Beurkun-
dung von Willenserklarungen zur Grindung einer GmbH mittels Videokommunikation ist
bei einer angenommenen Fallzahl von 7 800 Online-Griindungen pro Jahr und einer pau-
schalen Gebuhr von 25 Euro mit einem Gebuhrenvolumen von 195 000 Euro zu rechnen
(Wirtschaft). Fur die Inanspruchnahme des Videokommunikationssystems der Bundes-
notarkammer zum Zwecke der Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur
und flr die Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur im Prasenzverfahren
ist von den Urkundsbeteiligten eine pauschale Gebuhr in Hohe von 8 Euro zu zahlen. Bei
einer geschatzten Fallzahl von 2 200 o6ffentlichen Beglaubigungen pro Jahr ergibt sich ein
Gebuhrenvolumen fur die Wirtschaft von 17 600 Euro.

Daneben entstehen weder sonstige Kosten fur die Wirtschaft noch Kosten fir soziale Si-
cherungssysteme. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf
das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der

Digitalisierungsrichtlinie (DiRUG)

Bundesrepublik Deutschland
Die Bundeskanzlerin

An den

Prasidenten des Bundesrates
Herrn Ministerprésidenten
Dr. Reiner Haseloff

Sehr geehrter Herr Prasident,

Berlin, 12. Februar 2021

hiermit tbersende ich gemaR Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes den von der

Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Digitalisierungs-

richtlinie (DIRUG)

mit Begriindung und Vorblatt.

Federfihrend ist das Bundesministerium der Justiz und fir VVerbraucherschutz.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemal § 6 Absatz 1 NKRG

ist als Anlage beigefugt.

Mit freundlichen GriRen
Dr. Angela Merkel

Fristablauf: 26.03.21



juris Lex QS
20052024 ()
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Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie)

(DIRUG)Y

vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Inhaltsuibersicht

Artikel 1 Anderung des Handelsgesetzbuchs

Artikel 2 Anderung des Einfilhrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch

Artikel 3 Anderung der Bundesnotarordnung

Artikel 4  Anderung des Beurkundungsgesetzes

Artikel 5 Anderung der Partnerschaftsregisterverordnung

Artikel 6 Anderung der Genossenschaftsregisterverordnung

Artikel 7 Anderung der Handelsregisterverordnung

Artikel 8 Anderung des Gesetzes lber das Verfahren in Familiensachen und in den An-
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit

Artikel 9 Anderung der Handelsregistergebiihrenverordnung

Artikel 10  Anderung des Gerichts- und Notarkostengesetzes

Artikel 11 Anderung des Justizverwaltungskostengesetzes

Artikel 12 Anderung des Biirgerlichen Gesetzbuchs

Artikel 13 Anderung der Unternehmensregisterverordnung

Artikel 14  Anderung des Wertpapierhandelsgesetzes

Artikel 15  Anderung des Vermogensanlagengesetzes

Artikel 16  Anderung des Publizititsgesetzes

Artikel 17 Anderung des Umwandlungsgesetzes

Artikel 18  Anderung des Aktiengesetzes

Artikel 19  Anderung des Einfiihrungsgesetzes zum Aktiengesetz

1) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1151 des Europaischen Parlamentes

und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Anderung der Richtlinie 2017/1132 im Hinblick auf den Einsatz
digitaler Werkzeuge und Verfahren im Gesellschaftsrecht (ABI. L 186 vom 11.7.2019, 80).
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Artikel 20

Artikel 21

Artikel 22

Artikel 23

Artikel 24

Artikel 25

Artikel 26

Artikel 27

Artikel 28

Artikel 29

Artikel 30

Artikel 31

Anlage

Anderung des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschrankter Haf-
tung

Anderung des GmbHG-Einfiihrungsgesetzes
Anderung des Genossenschaftsgesetzes

Anderung der Verordnung lber Formblatter fir die Gliederung des Jahresab-
schlusses von Wohnungsunternehmen

Anderung des Energiewirtschaftsgesetzes
Anderung des Entgelttransparenzgesetzes
Anderung des Kapitalanlagegesetzbuchs
Anderung des Pfandbriefgesetzes
Anderung des Kreditwesengesetzes
Anderung der Vereinsregisterverordnung
Anderung des Telekommunikationsgesetzes

Inkrafttreten

Inhaltsverzeichnis

Artikel 1

Anderung des Handelsgesetzbuchs

Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil Ill, Gliederungsnummer
4100-1, veroffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes
vom 22. Dezember 2020 (BGBI. | S. 3256) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. § 8b wird wie folgt geandert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

aa) In den Nummern 1, 2 und 3 werden jeweils die Worter ,und deren Bekannt-

machung” gestrichen.

bb) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

,4. Unterlagen der Rechnungslegung und Unternehmensberichte, die nach
diesem Gesetz, dem Publizitatsgesetz, dem Eisenbahnregulierungsge-
setz, dem Energiewirtschaftsgesetz, dem Entgelttransparenzgesetz,
dem Kapitalanlagegesetzbuch, dem Telekommunikationsgesetz, dem
Vermoégensanlagengesetz oder dem Wertpapierhandelsgesetz offenge-
legt wurden, mit Ausnahme der zur dauerhaften Hinterlegung eingestell-
ten Unterlagen;".
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c)

d)
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cc) In Nummer 9 werden nach der Angabe ,§§ 50, 51 Absatz 2“ das Komma und
die Worter ,§ 114 Absatz 1 bis 8 116 Absatz 2, den 88 117, 118 Absatz 4“ so-
wie nach dem Wort ,uber” die Worter ,Nummer 4 oder” gestrichen.

dd) In Nummer 11 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt.
ee) Die folgenden Nummern 12 und 13 werden angefugt:

»,12. Registerbekanntmachungen aus dem Handels-, Genossenschafts- und
Partnerschaftsregister;

13. Bekanntmachungen der Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht
nach 8 107 Absatz 1 Satz 6 des Wertpapierhandelsgesetzes und nach
8 31 Absatz 4 des Vermdgensanlagengesetzes.”

Absatz 3 wird wie folgt geandert:
aa) Satz 1 Nummer 1 und 2 wird durch die folgenden Nummern 1 bis 3 ersetzt:

,1. die Daten nach Absatz 2 Nummer 5 bis 8 durch den Betreiber des Bun-
desanzeigers,

2. die Daten nach Absatz 2 Nummer 4, 9 und 10 sowie diejenigen Unterla-
gen, die dauerhaft hinterlegt werden sollen, durch den jeweils Offenle-
gungs- oder Verdffentlichungspflichtigen oder den von ihm mit der Ver-
anlassung der Offenlegung oder Verdoffentlichung beauftragten Dritten,

3. die Daten nach Absatz 2 Nummer 13 durch die Bundesanstalt fur Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht.”

bb) In Satz 2 werden die Worter ,Absatz 2 Nr. 1 bis 3 und 11“ durch die Worter
LJAbsatz 2 Nummer 1 bis 3, 11 und 12“ ersetzt.

cc) Nach Satz 2 werden die folgenden Sétze eingefigt:

,Die das Unternehmensregister fihrende Stelle stellt dem Betreiber des Bun-
desanzeigers die nach Satz 2 von den Landesjustizverwaltungen tbermittel-
ten Daten zur Verfligung, soweit dies fur die Erfiillung der Aufgabe der Zuord-
nung von Einreichungen beim Betreiber des Bundesanzeigers nach Absatz 2
Nummer 5 bis 8 erforderlich ist. Die Daten dirfen vom Betreiber des Bundes-
anzeigers nur fir diese Zwecke verwendet werden.*

dd) In dem neuen Satz 5 werden die Woérter ,zur Speicherung® durch die Worter
,zur Einstellung® ersetzt.

ee) In dem neuen Satz 6 wird die Angabe ,Satz 3" durch die Angabe ,Satz 5 er-
setzt.

Absatz 4 wird wie folgt geandert:

aa) Satz 1 wird das Wort ,gespeicherten” durch das Wort ,eingestellten” ersetzt
und werden nach dem Wort ,Rechnungslegung” die Worter ,sowie der dort
eingestellten Unternehmensberichte® eingefiigt.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

Folgender Absatz 5 wird angeflgt:
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»(5) Die FUhrung des Unternehmensregisters schlie3t auch den Informations-
austausch nach § 9c ein.”

2. 89 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Dafur hat eine Authentifizierung durch einen Vertrauensdienst nach der Verord-
nung (EU) Nr. 910/2014 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli
2014 uber elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste fur elektronische
Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABI.
L 257 vom 28.8.2014, S. 73; L 23 vom 29.1.2015, S. 19; L 155 vom 14.6.2016,
S. 44) zu erfolgen.”

Absatz 6 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

»,Die Einsichtnahme in die beim Unternehmensregister zur dauerhaften Hinterle-
gung eingestellten Daten erfolgt nur auf Antrag durch Ubermittlung einer Kopie.*

3. In 8§ 9aAbsatz 3 Satz 1 werden nach den Wortern ,Aufbau und Flhrung des Unterneh-
mensregisters,” die Worter ,die technischen Einzelheiten zur Anmeldung und Identifi-
kation von Nutzern des Unternehmensregisters,” sowie nach den Wértern ,Absatz 2
fallen,” die Worter ,Einzelheiten der Prifung der Ubermittelten Daten,” eingeflgt.

4. 8§ 9b wird wie folgt geandert:

a)

b)

c)

In der Uberschrift werden das Semikolon und das Wort ,Verordnungserméchti-
gung”“ gestrichen.

In Absatz 1 Satz 2 werden die Worter ,der Betreiber des Unternehmensregisters®
durch die Worter ,die das Unternehmensregister fuhrende Stelle“ und die Worter
,nach Artikel 4a Absatz 1 der Richtlinie 2009/101/EG des Europaischen Parla-
ments und des Rates vom 16. September 2009 zur Koordinierung der Schutzbe-
stimmungen, die in den Mitgliedstaaten den Gesellschaften im Sinne des Artikels
54 Absatz 2 des Vertrags im Interesse der Gesellschafter sowie Dritter vorge-
schrieben sind, um diese Bestimmungen gleichwertig zu gestalten (ABI. L 258 vom
1.10.2009, S. 11), die zuletzt durch die Richtlinie 2013/24/EU (ABI. L 158 vom
10.6.2013, S. 365) geandert worden ist* durch die Worter ,nach Artikel 22 Absatz 1
der Richtlinie (EU) 2017/1132 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
14. Juni 2017 dber bestimmte Aspekte des Gesellschaftsrechts (ABI. L 169 vom
30.6.2017, S. 46), die zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2019/2121 (ABI. L 321 vom
12.12.2019, S. 1; L 20 vom 24.1.2020, S. 24) geandert worden ist* ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) Satz 3 wird wie folgt geandert:
aaa) In Nummer 3 wird das Wort ,sowie“ durch ein Komma ersetzt.
bbb) In Nummer 4 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.
ccc) Die folgenden Nummern 5 und 6 werden angefigt:

.D. die Eintragung der Errichtung der Zweigniederlassung und die
Eintragung der Aufhebung der Zweigniederlassung sowie

6. die Anderung folgender Daten der Gesellschaft oder der Zweig-
niederlassung:
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d)
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a) der Firma der Gesellschaft oder der Zweigniederlassung,

b) des Sitzes der Gesellschaft oder der Geschaftsanschrift der
Zweigniederlassung,

c) der Rechtsform der Gesellschaft,

d) der Eintragungsnummer der Gesellschaft oder der Zweignie-
derlassung,

e) der Personen, die als gesetzlich vorgesehenes Gesell-
schaftsorgan oder als Mitglieder eines solchen Organs befugt
sind, die Gesellschaft gerichtlich und auf3ergerichtlich zu ver-
treten, oder die an der Verwaltung, Beaufsichtigung oder
Kontrolle der Gesellschaft teilnehmen.”

bb) Folgender Satz wird angefiigt:

,Die Informationsibermittlung erfolgt nach Maf3gabe der Bestimmungen der
Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/2244 der Kommission vom 17. Dezem-
ber 2020 mit Durchflihrungsbestimmungen zur Richtlinie (EU) 2017/1132 des
Europaischen Parlaments und des Rates in Bezug auf technische Spezifikati-
onen und Verfahren fur das System der Registervernetzung und zur Aufhe-
bung der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2015/884 der Kommission (ABI. L
439 vom 29.12.2020, S. 1).°

In Absatz 3 Satz 1 werden die Worter ,des Betreibers des Unternehmensregisters®
durch die Worter ,der das Unternehmensregister flhrenden Stelle“ ersetzt.

Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

,(4) Die das Unternehmensregister fuhrende Stelle Ubermittelt nach den Vor-
gaben der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/2244 eine Anderung der Unterla-
gen der Rechnungslegung, die eine Kapitalgesellschaft mit Sitz im Inland offenge-
legt hat (§ 325 Absatz 1b Satz 1), unverziiglich an die zentrale Europaische Platt-
form, wenn die Kapitalgesellschaft eine Zweigniederlassung errichtet hat, die dem
Recht eines anderen Mitgliedstaates der Europaischen Union oder eines anderen
Vertragsstaates des Abkommens (ber den Europaischen Wirtschaftsraum unter-
liegt. Empféangt die das Unternehmensregister fihrende Stelle Gber das Europai-
sche System der Registervernetzung Daten zu einer Anderung der Unterlagen der
Rechnungslegung einer Kapitalgesellschaft, die dem Recht eines anderen Mit-
gliedstaates der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Ab-
kommens Uber den Européischen Wirtschaftsraum unterliegt und die eine inlandi-
sche Zweigniederlassung errichtet hat, so bestatigt die registerfiihrende Stelle den
Eingang der Daten Uber das Europaische System der Registervernetzung.”

Nach § 9b wird folgender § 9c eingeflgt:

.3 9C

Informationsaustausch Uber disqualifizierte Personen Uber das Europaische System

der Registervernetzung

(1) Die das Unternehmensregister fihrende Stelle ist die zustandige Stelle fiir die

Beantwortung eines Uber die zentrale Européische Plattform gemal § 9b Absatz 1
Satz 2 eingehenden Ersuchens eines anderen Mitgliedstaates der Europaischen Union
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oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens Uber den Europaischen Wirt-
schaftsraum nach Artikel 13i der Richtlinie (EU) 2017/1132 um Informationen, die rele-
vant sind fur die Disqualifikation einer Person

1. als Geschéftsfihrer einer Gesellschaft mit beschrankter Haftung gemanR § 6 Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 2 und 3 des Gesetzes ilber die Gesellschaften mit be-
schrankter Haftung oder

2. als Mitglied des Vorstands einer Aktiengesellschaft gemaf 8§ 76 Absatz 3 Satz 2
Nummer 2 und 3 des Aktiengesetzes.

Auf Anfrage eines Registergerichts fuhrt die zustandige Stelle ein Ersuchen nach Arti-
kel 13i der Richtlinie (EU) 2017/1132 gegenlber anderen Mitgliedstaaten der Européi-
schen Union oder anderen Vertragsstaaten des Abkommens uber den Europaischen
Wirtschaftsraum durch und leitet die erhaltenen Antworten an das anfragende Regis-
tergericht weiter.

(2) Die zustandige Stelle erhalt zum Zweck der Beantwortung eines Ersuchens
die fur die Beantwortung erforderliche Auskunft aus dem Bundeszentralregister nach
§ 57a Absatz 4 des Bundeszentralregistergesetzes und aus dem Gewerbezentralre-
gister nach § 150c Absatz 3 der Gewerbeordnung.

(3) Die Beantwortung und die Durchflihrung eines Ersuchens erfolgen gemalf den
Bestimmungen der Durchfihrungsverordnung (EU) 2020/2244 sowie einer nach Ab-
satz 6 erlassenen Verordnung.

(4) Die Beantwortung eines Ersuchens ist beschrankt auf die Angabe gemaf3 Ar-
tikel 13i Absatz 4 Satz 1 der Richtlinie 2017/1132,

1. ob die betroffene Person disqualifiziert ist

a) gemal § 6 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 und 3 des Gesetzes uber die Gesell-
schaften mit beschrankter Haftung als Geschéftsfuhrer einer Gesellschaft mit
beschréankter Haftung oder

b) gemal 8 76 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 und 3 des Aktiengesetzes als Mitglied
des Vorstands einer Aktiengesellschaft oder

2. ob entsprechende Informationen im Bundeszentralregister oder Gewerbezentral-
register enthalten sind.

Weitergehende Informationen Uber eine Disqualifikation der betroffenen Person wer-
den durch die das Unternehmensregister fihrende Stelle Uber die zentrale Europaische
Plattform nicht Gbermittelt.

(5) Die zustandige Stelle darf die von einem ersuchenden Mitgliedstaat, von ei-
nem Registergericht oder nach Absatz 2 Gibermittelten personenbezogenen Daten der
betroffenen Personen fur die Zwecke der Beantwortung und der Durchfiihrung eines
Ersuchens verarbeiten. Die personenbezogenen Daten der betroffenen Personen sind
von der zusténdigen Stelle unverziglich zu I6schen, sobald und soweit diese nicht
mehr fur die Beantwortung oder die Durchfiihrung des Ersuchens erforderlich sind.

(6) Durch Rechtsverordnung nach § 9a Absatz 3 kdnnen auch die erforderlichen
Bestimmungen in Bezug auf die Beantwortung und die Durchfihrung der Ersuchen
durch die zustandige Stelle getroffen werden, einschlie3lich der Bestimmungen tber

1. Inhalt, Frist, Form und Umfang der Beantwortung der Ersuchen,
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2. die technischen Einzelheiten zum Empfang, zur Verarbeitung und zur Weitergabe
der erforderlichen Daten fiir die Beantwortung und die Durchfihrung der Ersuchen,

3. die technischen Vorgaben zur Speicherung, Loschung, Berichtigung und Verarbei-
tung von Daten Uber die betroffenen Personen durch die zustandige Stelle,

4. die Prufung der vom Bundeszentralregister oder vom Gewerbezentralregister er-
haltenen Daten im Hinblick auf die Erflllung der Voraussetzungen einer Disquali-
fikation gemaf § 6 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 und 3 des Gesetzes Uber die Ge-
sellschaften mit beschrankter Haftung oder gemaf 8§ 76 Absatz 3 Satz 2 Num-
mer 2 und 3 des Aktiengesetzes,

5. die Voraussetzungen, Formalien, Fristen und Inhalte der Durchfiihrung der Ersu-
chen.”

8 10 wird wie folgt gefasst:

,S 10
Bekanntmachung der Eintragungen; Registerbekanntmachungen

(1) Die Eintragungen in das Handelsregister sowie Registerbekanntmachungen
nach Absatz 3 werden durch ihre erstmalige Abrufbarkeit Uber das nach § 9 Absatz 1
bestimmte elektronische Informations- und Kommunikationssystem bekannt gemacht.
8 9 Absatz 1 Satz 4 und 5 gilt entsprechend.

(2) Die Eintragungen in das Handelsregister und die eingereichten Dokumente,
die geman § 9 der unbeschrankten Einsichtnahme unterliegen, sind unverziglich nach
der Eintragung in das Handelsregister zum Abruf Uber das nach 8 9 Absatz 1 be-
stimmte elektronische Informations- und Kommunikationssystem bereitzustellen.

(3) Das Registergericht kann in den gesetzlich bestimmten Féllen in dem nach
8 9 Absatz 1 bestimmten elektronischen Informations- und Kommunikationssystem
sonstige oder zusatzliche Tatsachen bekannt machen (Registerbekanntmachungen).
(4) Eine Eintragung gilt mit dem Ablauf des Tages der Eintragung und eine Re-
gisterbekanntmachung gilt mit dem Ablauf des Tages der Registerbekanntmachung als
bekannt gemacht. Dies gilt nicht, wenn der Nachweis erbracht wird, dass der Abruf der
Eintragung oder der Registerbekanntmachung
1. bereits zu einem friheren Zeitpunkt mdglich war oder
2. erstmalig erst zu einem spateren Zeitpunkt moglich war.“
§ 10a wird wie folgt ge&ndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 werden die Worter ,sowie in das fur die Bekanntmachungen der Ein-
tragungen bestimmte elektronische Informations- und Kommunikationssys-

tem® gestrichen.

bb) In Satz 2 werden die Wérter ,in Bekanntmachungen der Eintragungen® durch
die Worter ,in Registerbekanntmachungen® ersetzt.

b) In den Absétzen 2 und 3 werden jeweils die Worter ,in Bekanntmachungen der
Eintragungen® durch die Woérter ,in Registerbekanntmachungen® ersetzt.
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8.

10.

§ 12 wird wie folgt geédndert:
a) Nach Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:

,Die Offentliche Beglaubigung mittels Videokommunikation gemaR § 40a des Be-
urkundungsgesetzes ist zulassig fir die Anmeldung

1. durch Einzelkaufleute,

2. fir Gesellschaften mit beschrankter Haftung, Aktiengesellschaften, Komman-
ditgesellschaften auf Aktien und fir Genossenschaften sowie

3. flr Zweigniederlassungen von den in Nummer 2 genannten Rechtsformen
oder von Kapitalgesellschaften, die dem Recht eines anderen Mitgliedstaates
der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens
Uber den Europaischen Wirtschaftsraum unterliegen.”

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort ,elektronisch® die Woérter ,in einem ma-
schinenlesbaren und durchsuchbaren Datenformat® eingeflgt.

§ 13a wird wie folgt gefasst:

.3 13a
Europaische Zweigniederlassungen von Kapitalgesellschaften mit Sitz im Inland

(1) In Bezug auf Zweigniederlassungen, die dem Recht eines anderen Mitglied-
staates der Européischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens
Uber den Europaischen Wirtschaftsraum unterliegen und die von einer Kapitalgesell-
schaft mit Sitz im Inland errichtet wurden, gelten die folgenden Vorschriften.

(2) Die Landesjustizverwaltungen stellen sicher, dass die Daten der Zweignieder-
lassungen, die im Rahmen des Europaischen Systems der Registervernetzung gemani
8 9b empfangen werden, an dasjenige Registergericht weitergeleitet werden, das fir
die Gesellschaft zustandig ist.

(3) Das zustandige Registergericht bestatigt den Eingang der Daten tber das Eu-
ropaische System der Registervernetzung gemafR § 9b und tragt unverziglich von
Amts wegen die folgenden gemaf’ Absatz 2 erhaltenen Daten zu der Zweigniederlas-
sung oder deren Anderung in das Registerblatt der Gesellschaft ein:

1. Errichtung, Aufthebung oder Léschung der Zweigniederlassung,
2. Firma der Zweigniederlassung,
3. Geschéftsanschrift der Zweigniederlassung einschlief3lich des Staates,

4. Eintragungsnummer und einheitliche européische Kennung der Zweigniederlas-
sung.”

§ 13e wird wie folgt geandert:
a) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

~Wenn die Gesellschaft nicht dem Recht eines Mitgliedstaates der Europaischen
Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens Uber den Europai-
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12.

13.

b)
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schen Wirtschaftsraum unterliegt, gelten fir die gesetzlichen Vertreter der Gesell-
schaft in Bezug auf die Zweigniederlassung 8§ 76 Absatz 3 Satz 2 bis 4 des Akti-
engesetzes sowie § 6 Absatz 2 Satz 2 bis 4 des Gesetzes betreffend die Gesell-
schaften mit beschrankter Haftung entsprechend.”

Folgender Absatz 7 wird angeflgt:

»(7) Das zustandige Registergericht bestatigt den Eingang der Daten Uber das
Européische System der Registervernetzung. Sofern zum Zeitpunkt des Datenein-
gangs bei dem Registergericht keine Anmeldung in Bezug auf die mitgeteilten Tat-
sachen vorliegt, fordert es die Gesellschaft zur unverziiglichen Anmeldung der ge-
anderten Tatsachen auf.”

§ 13f wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Nach Absatz 2 Satz 2 wird folgender Satz eingeflgt:

,§ 37 Absatz 2 des Aktiengesetzes ist nicht anzuwenden auf Aktiengesellschaften,
die dem Recht eines Mitgliedstaates der Europaischen Union oder eines anderen
Vertragsstaates des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum unter-
liegen.*

Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefiigt:

,8 81 Absatz 3 des Aktiengesetzes ist nicht anzuwenden auf Aktiengesellschaften,
die dem Recht eines Mitgliedstaates der Europaischen Union oder eines anderen
Vertragsstaates des Abkommens Uber den Européischen Wirtschaftsraum unter-
liegen.”

§ 13g wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Nach Absatz 2 Satz 2 wird folgender Satz eingeflgt:

,3 8 Absatz 3 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschrankter Haf-
tung ist nicht anzuwenden auf Gesellschaften, die dem Recht eines Mitgliedstaates
der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens
Uber den Europaischen Wirtschaftsraum unterliegen.”

Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefiigt:

»8 39 Absatz 3 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschrénkter Haf-
tung ist nicht anzuwenden auf Gesellschaften, die dem Recht eines Mitgliedstaates
der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens
Uber den Europaischen Wirtschaftsraum unterliegen.*

§ 15 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Ist eine einzutragende und bekannt gemachte Tatsache unrichtig eingetra-
gen, so kann sich ein Dritter demjenigen gegenuber, in dessen Angelegenheit die
Tatsache einzutragen war, auf die eingetragene Tatsache berufen, es sei denn,
dass er die Unrichtigkeit kannte.”

Folgender Absatz 5 wird angeflgt:



Drucksache 144/21 -10 -

14.

15.

16.

17.

18.

19.

»(5) Die Absatze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden im Hinblick auf die im Regis-
terblatt einer Kapitalgesellschaft eingetragenen Informationen tber eine Zweignie-
derlassung der Gesellschaft im Ausland.”

§ 32 Absatz 2 Satz 1 wird aufgehoben.
§ 162 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 2 wird aufgehoben.

b) Absatz 3 wird Absatz 2.

§ 175 Satz 2 wird aufgehoben.

In § 264 Absatz 3 Satz 2 wird das Wort ,Bundesanzeiger durch das Wort ,Unterneh-
mensregister” ersetzt.

Die Uberschrift des Dritten Buches Zweiter Abschnitt Vierter Unterabschnitt wird wie
folgt gefasst:

,Vierter Unterabschnitt

Offenlegung. Prifung durch die das Unternehmensregister fuhrende Stelle”.

§ 325 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
aa) Satz 1 wird wie folgt geéndert:

aaa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Woarter ,von Kapitalgesell-
schaften® durch die Warter ,einer Kapitalgesellschaft® ersetzt und nach
den Wortern ,folgende Unterlagen® ein Komma sowie die Worter ,so-
fern sie aufzustellen oder zu erstellen sind,” eingefiigt.

bbb) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

,1. den festgestellten Jahresabschluss, den Lagebericht, den Bestéa-
tigungsvermerk oder den Vermerk Uber dessen Versagung und
die Erklarungen nach § 264 Absatz 2 Satz 3 und § 289 Absatz 1
Satz 5 sowie“.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Die Unterlagen sind der das Unternehmensregister fuhrenden Stelle elektro-
nisch zur Einstellung in das Unternehmensregister zu ubermitteln.”

“

b) InAbsatz 1a Satz 1 wird das Wort ,einzureichen® durch die Worter ,,zu Ubermitteln
ersetzt.

c) Absatz 2 wird aufgehoben.

d) In Absatz 2a Satz 1 werden die Wérter ,Absatz 2 kann® durch die Worter ,Absatz 1
in Verbindung mit 8 8b Absatz 2 Nummer 4 kann bei grof3en Kapitalgesellschaften
(8 267 Absatz 3)“ ersetzt.



20.

21.

f)

9)

h)
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Absatz 2b wird wie folgt geandert:

aa) Inden Nummern 1 und 2 wird jeweils die Angabe ,Absatz 2 durch die Angabe
LJAbsatz 1 ersetzt.

bb) In Nummer 3 werden die Worter ,nach Absatz 1 und la Satz 1 offengelegt®
durch die Worter ,in deutscher Sprache nach Mallgabe des Absatzes la
Satz 1 und des Absatzes 4 der das Unternehmensregister fihrenden Stelle
elektronisch zur Einstellung in das Unternehmensregister durch dauerhafte
Hinterlegung Ubermittelt ersetzt.

In Absatz 3a werden die Woérter ,bekannt gemacht” durch die Wérter ,offengelegt*
ersetzt.

Absatz 4 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden nach der Angabe ,§ 264d“ das Komma und die Warter ,die
keine Kapitalgesellschaft im Sinn des § 327a ist,“ gestrichen.

bb) In Satz 2 wird das Wort ,Einreichung“ durch das Wort ,Ubermittlung* ersetzt.
Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

»(6) Die 88 11 und 12 Absatz 2 gelten entsprechend fir die Unterlagen, die an
die das Unternehmensregister fihrende Stelle zur Einstellung in das Unterneh-

mensregister zu Ubermitteln sind; § 325a Absatz 1 Satz 5 und § 340l Absatz 2
Satz 6 bleiben unberiihrt.”

§ 325a wird wie folgt geandert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,§§ 325, 328, 329 Abs. 1 und 4 offenzulegen®
durch die Wérter ,8§§ 325, 327a und 328 offenzulegen; § 329 ist anzuwenden®
ersetzt.

bb) In Satz 4 wird das Wort ,einzureichen“ durch die Woérter ,zu Ubermitteln® er-
setzt.

cc) In Satz 5 werden in dem Satzteil nach Nummer 3 das Wort ,eingereicht” durch
das Wort ,ibermittelt“ und das Wort ,einzureichen” durch die Wérter ,zu Uber-
mitteln® ersetzt.

Folgender Absatz 4 wird angefugt:

.(4) Die das Unternehmensregister fliihrende Stelle fordert die Kapitalgesell-
schaft zur unverziglichen Offenlegung der Anderung der Unterlagen der Rech-
nungslegung gemal Absatz 1 auf, wenn zum Zeitpunkt eines Dateneingangs nach
§ 9b Absatz 4 Satz 2 die Anderung noch nicht offengelegt worden ist.*

§ 326 wird wie folgt ge&ndert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,einzureichen” durch die Worter ,zu ubermitteln®
ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
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+AUf Kleinstkapitalgesellschaften (§ 267a) ist § 325 Absatz 1 mit der Mal3gabe
anzuwenden, dass die gesetzlichen Vertreter nur die Bilanz zu Gbermitteln ha-
ben und dabei die Einstellung in das Unternehmensregister durch dauerhafte
Hinterlegung verlangen koénnen.”

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

cc) Indem neuen Satz 2 werden die Worter ,dem Betreiber des Bundesanzeigers*®
durch die Worter ,der das Unternehmensregister fuhrenden Stelle® ersetzt.

22. In 8 327 Nummer 1 in dem Satzteil vor Satz 2 und Nummer 2 werden jeweils die Worter
.beim Betreiber des Bundesanzeigers einreichen” durch die Worter ,der das Unterneh-
mensregister fihrenden Stelle Ubermitteln® ersetzt.

23.

24.

25.

§ 328 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 2 Satz 4 werden die Worter ,bei dem Betreiber des Bundesanzeigers
eingereicht® durch die Worter ,der das Unternehmensregister fuhrenden Stelle
Ubermittelt” ersetzt.

In Absatz 4 werden die Worter ,dem Betreiber des Bundesanzeigers® durch die
Worter ,der das Unternehmensregister fihrenden Stelle” ersetzt.

§ 329 wird wie folgt geandert:

a)

b)

c)

d)

In der Uberschrift werden die Worter ,des Betreibers des Bundesanzeigers“ durch
die Worter ,der das Unternehmensregister fiihrenden Stelle® ersetzt.

Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Die das Unternehmensregister fihrende Stelle prift, ob die zu tGbermit-
telnden Unterlagen fristgemaf und vollzahlig Gbermittelt worden sind. Soweit dies
fur die Erfullung der Aufgaben nach Satz 1 erforderlich ist, darf die das Unterneh-
mensregister fihrende Stelle die von den Landesjustizverwaltungen nach § 8b Ab-
satz 3 Satz 2 ubermittelten Daten verwenden.”

In Absatz 2 Satz 1 werden die Worter ,der Betreiber des Bundesanzeigers“ durch
die Worter ,die das Unternehmensregister fihrende Stelle” ersetzt.

In Absatz 4 wird das Wort ,eingereicht® durch das Wort ,ibermittelt” ersetzt.

§ 339 wird wie folgt ge&ndert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,beim Betreiber des Bundesanzeigers elektro-
nisch einzureichen® durch die Wérter ,.in deutscher Sprache der das Unterneh-
mensregister fuhrenden Stelle elektronisch zur Einstellung in das Unterneh-
mensregister zu Ubermitteln® ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort ,einzureichen durch die Wérter ,,zu Gbermitteln und
das Wort ,eingereichten“ durch das Wort ,Ubermittelten” ersetzt.

cc) Inden Satzen 3 und 4 werden jeweils das Wort ,Einreichung® durch das Wort
,Ubermittlung“ und jeweils das Wort ,einzureichen” durch die Worter ,.zu tUber-
mitteln® ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
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»(2) § 325 Absatz 2a, 2b, 4 und 6 sowie die 88 326 bis 329 sind entsprechend
anzuwenden.*

26. 8 340l wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 1 werden die Woérter ,Unterlagen nach § 325 Abs. 2 bis 5, 88§ 328,
329 Abs. 1 und 4 offenzulegen® durch die Worter ,Unterlagen, sofern sie zu erstel-
len sind, in deutscher Sprache nach § 325 Absatz 1 Satz 2 und Absatz la bis 5
sowie den 88 327a und 328 offenzulegen; 8 329 Absatz 1, 2 und 4 ist entspre-
chend anzuwenden® ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Wérter ,§ 325 Abs. 2 bis 5, 88 328, 329 Abs. 1, 3 und 4
offenzulegen® durch die Worter ,§ 325 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 1a bis 5
sowie den 88 327a und 328 offenzulegen; § 329 ist entsprechend anzuwen-
den“ ersetzt.

bb) In Satz 5 wird das Wort ,einzureichen“ durch die Worter ,zu Ubermitteln” er-
setzt.

cc) In Satz 6 wird in dem Satzteil nach Nummer 3 das Wort ,eingereicht® durch
das Wort ,ubermittelt* und das Wort ,einzureichen” durch die Worter ,.zu Uber-
mitteln® ersetzt.

27. In 8§ 3400 Satz 1 Nummer 1 werden die Worter ,§ 325 Absatz 2 bis 5, die §§ 328, 329
Absatz 1 durch die Worter ,§ 325 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 1a bis 5 ersetzt.

28.

29.

§ 3411 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

c)

Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Woérter ,Unterlagen nach § 325 Abs. 2 bis 5, 8§ 328, 329
Abs. 1 und 4 offenzulegen” durch die Warter ,Unterlagen, sofern sie zu erstel-
len sind, in deutscher Sprache nach § 325 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 1a bis
5 sowie den 8§ 327a und 328 offenzulegen; § 329 Absatz 1, 2 und 4 ist ent-
sprechend anzuwenden® ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,von einem in § 341a Absatz 5 Satz 1 genannten Versicherungsunternehmen
ist Satz 1 mit der Maligabe anzuwenden, dass die Frist zur Offenlegung 15
Monate betragt, es sei denn, das Versicherungsunternehmen ist kapitalmark-
torientiert im Sinne des 8 264d und begibt nicht ausschlielilich die von § 327a
erfassten Schuldtitel; in diesem Fall betragt die Frist zur Offenlegung gemaf
Satz 1 in Verbindung mit § 325 Absatz 4 Satz 1 vier Monate.”

Absatz 2 wird aufgehoben.

Absatz 3 wird Absatz 2.

§ 341w wird wie folgt geandert:

a)

Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:



Drucksache 144/21 -14 -

,Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Kapitalgesellschaft
im Sinne des 8§ 3419 haben fur diese den Zahlungsbericht spéatestens ein Jahr
nach dem Abschlussstichtag in deutscher Sprache der das Unternehmensre-
gister fuhrenden Stelle elektronisch zur Einstellung in das Unternehmensre-
gister zu Gbermitteln.”

bb) In Satz 2 werden das Semikolon und die Wérter ,§ 327a gilt entsprechend®
gestrichen.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Absatz 1 gilt entsprechend fir die Mitglieder des vertretungsberechtigten
Organs eines Mutterunternehmens im Sinne des § 341v, das einen Konzernzah-
lungsbericht zu erstellen hat.”

c) In Absatz 3 werden die Worter ,§ 325 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 6 durch die
Angabe ,§ 325 Absatz 6“ ersetzt.

Artikel 2

Anderung des Einfilhrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch

Dem Einfihrungsgesetz zum Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil ll,
Gliederungsnummer 4101-1, verdffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 12. August 2020 (BGBI. | S. 1874) geandert worden ist, wird fol-
gender ... [einsetzen: nachster bei der Verkindung freier Abschnitt mit Zahlbezeichnung]
Abschnitt angeflgt:

»2Abschnitt ... [einsetzen: nachster bei der Verkiindung freier Abschnitt mit Z&hlbezeich-
nung]

Ubergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie

Artikel ... [einsetzen: nachster bei der Verkundung freier Artikel mit
Zahlbezeichnung]

(1) 8 9c Absatz 1 bis 5 des Handelsgesetzbuchs in der ab dem 1. August 2022 gel-
tenden Fassung ist erst ab dem 1. August 2023 anzuwenden.

(2) & 8bAbsatz 2 Nummer 4,9 und 13, Absatz 3 Satz 1, Absatz 4, § 9 Absatz 6 Satz 3
sowie die 88 264, 325, 325a, 326, 327, 328, 329, 339, 340l, 3400, 341l und 341w des Han-
delsgesetzbuchs in der ab dem 1. August 2022 geltenden Fassung sind erstmals auf Rech-
nungslegungsunterlagen sowie Unternehmensberichte fur das nach dem 31. Dezember
2021 beginnende Geschéftsjahr anzuwenden. Die in Satz 1 bezeichneten Vorschriften in
der bis einschlie3lich 31. Juli 2022 geltenden Fassung sind letztmals anzuwenden auf
Rechnungslegungsunterlagen sowie Unternehmensberichte fir das vor dem 1. Januar
2022 beginnende Geschéftsjahr.”
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Artikel 3

Anderung der Bundesnotarordnung

Die Bundesnotarordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil Ill, Gliederungsnummer 303-
1, veroffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch ... [Artikel 2 des Entwurfs eines
Gesetzes zur Modernisierung des notariellen Berufsrechts und zur Anderung weiterer Vor-
schriften (Bundesratsdrucksache 20/21)] gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Inder Inhaltstibersicht werden nach der Angabe zu § 780 die folgenden Angaben ein-
geflgt:

.8 78p Videokommunikationssystem fur Urkundstatigkeiten; Verordnungserméachtigung

§78g Gebuhrenerhebung fir das Videokommunikationssystem®.
2. 8§ 10a wird wie folgt geéndert:
a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingeflgt:

»(3) Urkundstatigkeiten, die nach den §§ 16a bis 16e und 40a des Beurkun-
dungsgesetzes mittels Videokommunikation vorgenommen werden, gelten nur
dann als im Amtsbereich ausgeibt, wenn sich in diesem einer der folgenden Orte
befindet:

1. der Sitz der betroffenen Gesellschaft oder Genossenschaft oder die Hauptnie-
derlassung oder der Wohnsitz des betroffenen Einzelkaufmanns,

2. bei einer Gesellschaft mit Sitz im Ausland oder einem Einzelkaufmann mit
Hauptniederlassung im Ausland der Sitz oder die Geschéaftsanschrift der be-
troffenen Zweigniederlassung oder

3. der Wohnsitz oder Sitz eines Gesellschafters der betroffenen Gesellschaft.

Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.”

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.
3. 8§11 wird wie folgt geandert:
a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingeflgt:

»(3) Urkundstatigkeiten, die nach den §§ 16a bis 16e und 40a des Beurkun-
dungsgesetzes mittels Videokommunikation vorgenommen werden, gelten in ent-
sprechender Anwendung der Voraussetzungen des § 10a Absatz 3 Satz 1 als im
Amtsbezirk ausgeubt.”

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.
4. 8§78 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 9 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt.

b) Folgende Nummer 10 wird angeflgt:
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,10. ein Videokommunikationssystem zu betreiben, das die Vornahme von Ur-
kundstatigkeiten mittels Videokommunikation nach den 88 16a bis 16e und
40a des Beurkundungsgesetzes (§ 78p) ermdglicht.”

5. Nach § 780 werden die folgenden 88 78p und 78q eingefugt:

.8 78p
Videokommunikationssystem fur Urkundstatigkeiten; Verordnungserméachtigung

(1) Die Bundesnotarkammer betreibt ein Videokommunikationssystem, das den
Notaren die Vornahme von Urkundstétigkeiten mittels Videokommunikation nach den
88 16a bis 16e und 40a des Beurkundungsgesetzes ermagglicht.

(2) Der Betrieb des Videokommunikationssystems umfasst insbesondere auch

1. die technische Abwicklung der Videokommunikation zwischen den Notaren und
den Beteiligten,

2. die technische Durchfiihrung eines elektronischen ldentitdtsnachweises nach
§ 16¢ Satz 1 des Beurkundungsgesetzes,

3. das Auslesen eines elektronischen Speicher- und Verarbeitungsmediums nach
§ 16¢ Satz 2 des Beurkundungsgesetzes und

4. das Erstellen einer qualifizierten elektronischen Signatur und das Versehen der
elektronischen Urkunde mit dieser.

(3) Das Bundesministerium der Justiz und fur Verbraucherschutz hat im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium des Innern, flr Bau und Heimat durch Rechtsver-
ordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die ndheren Bestimmun-
gen zu treffen Uber

1. die technischen Anforderungen an das Videokommunikationssystem, die Video-
kommunikation und die elektronische ldentifizierung,

2. die Einzelheiten der Datensicherheit und

3. die technische Ausgestaltung der Signaturerstellung.

8§ 78q
Gebuhrenerhebung fir das Videokommunikationssystem

(1) Das Videokommunikationssystem wird durch Gebihren finanziert, zu deren
Zahlung die Notare verpflichtet sind. Die Gebuhren sind so zu bemessen, dass der mit
der Einrichtung und dem Betrieb des Videokommunikationssystems verbundene Ver-
waltungsaufwand einschlie3lich der Personal- und Sachkosten gedeckt wird.

(2) Die Bundesnotarkammer bestimmt die Gebihren nach Absatz 1 und die Art
ihrer Erhebung durch eine Geblihrensatzung. Die Gebiuhrensatzung bedarf der Geneh-
migung des Bundesministeriums der Justiz und fur Verbraucherschutz. Die Hohe der
Gebduhren ist regelmafig zu Uberprifen.”
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In § 119 Absatz 1 Satz 8 wird die Angabe ,Absatz 3“ durch die Angabe ,Absatz 4“ er-
setzt.

Artikel 4

Anderung des Beurkundungsgesetzes

Das Beurkundungsgesetz vom 28. August 1969 (BGBI. | S. 1513), das zuletzt durch ...

[Artikel 11 des Entwurfs eines Gesetzes zur Modernisierung des notariellen Berufsrechts
und zur Anderung weiterer Vorschriften (Bundesratsdrucksache 20/21)] geandert worden
ist, wird wie folgt geandert:

1.

In 81 Absatz 2 werden die Worter ,Finften Abschnittes® durch die Angabe ,Ab-
schnitts 5* ersetzt.

§ 12 wird wie folgt gedndert:
a) Der Wortlaut wird Absatz 1.
b) Folgender Absatz 2 wird angefiigt:
»(2) Wird eine Willenserklarung als von einem Bevollmachtigten abgegeben
beurkundet, so gilt die Vorlage der Vollmachtsurkunde gegeniber dem Notar auch
als Vorlage gegeniiber demjenigen, gegeniiber dem die beurkundete Willenser-

klarung abgegeben wird.”

Nach § 16 wird folgender Unterabschnitt 3 eingefligt:

,Unterabschnitt 3

Beurkundung mittels Videokommunikation; Elektronische Niederschrift

§ 16a
Zulassigkeit

(1) Die Beurkundung von Willenserklarungen kann mittels des von der Bundes-
notarkammer nach 8§ 78p der Bundesnotarordnung betriebenen Videokommunikations-
systems nach den folgenden Vorschriften erfolgen, soweit dies nach § 2 Absatz 3 des
Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschrankter Haftung zugelassen ist.

(2) Der Notar soll die Beurkundung mittels Videokommunikation ablehnen, wenn
er die Erfullung seiner Amtspflichten auf diese Weise nicht gewéhrleisten kann, insbe-
sondere wenn er sich auf diese Weise keine Gewissheit tber die Person eines Betei-
ligten verschaffen kann oder er Zweifel an der erforderlichen Rechtsfahigkeit oder Ge-
schaftsfahigkeit eines Beteiligten hat.
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8 16b
Aufnahme einer elektronischen Niederschrift

(1) Bei der Beurkundung von Willenserklarungen mittels Videokommunikation
muss eine elektronische Niederschrift Uber die Verhandlung aufgenommen werden.
Auf die elektronische Niederschrift sind die Vorschriften Uber die Niederschrift entspre-
chend anzuwenden, soweit in den Absatzen 2 bis 5 sowie den 88 16c¢ bis § 16e nichts
anderes bestimmt ist.

(2) Die elektronische Niederschrift wird als elektronisches Dokument errichtet.

(3) Ort der Verhandlung ist der Ort, an dem die elektronische Niederschrift aufge-
nommen wird. In der elektronischen Niederschrift soll festgestellt werden, dass die Ver-
handlung mittels Videokommunikation durchgefihrt worden ist. Am Schluss der elekt-
ronischen Niederschrift sollen die Namen der Personen wiedergegeben werden, die
diese nach Absatz 4 signieren; dem Namen des Notars soll seine Amtsbezeichnung
beigefugt werden.

(4) Die elektronische Niederschrift ist mit qualifizierten elektronischen Signaturen
zu versehen, die an die Stelle der nach diesem Gesetz vorgesehenen Unterschriften
treten. Diese sollen auf einem Zertifikat beruhen, das auf Dauer prifbar ist. Die Betei-
ligten sollen die Signaturen selbst erzeugen. Der Notar muss die Signatur selbst erzeu-
gen; 8§ 33 Absatz 3 der Bundesnotarordnung gilt entsprechend.

(5) Die elektronische Niederschrift soll den Beteiligten auf Verlangen vor der Ge-
nehmigung auch zur Durchsicht elektronisch Gbermittelt werden.

§ 16¢c
Feststellung der Beteiligten mittels Videokommunikation

Erfolgt die Beurkundung mittels Videokommunikation, soll sich der Notar Gewiss-
heit Uber die Person der Beteiligten anhand eines ihm elektronisch tbermittelten Licht-
bildes sowie eines der folgenden Nachweise oder Mittel verschaffen:

1. eines elektronischen Identitdtsnachweises nach § 18 des Personalausweisgeset-
zes, nach 8§ 12 des elD-Karte-Gesetzes oder nach § 78 Absatz 5 des Aufenthalts-
gesetzes oder

2. eines elektronischen ldentifizierungsmittels, das von einem anderen Mitgliedstaat
der Europaischen Union ausgestellt wurde und das

a) firdie Zwecke der grenziiberschreitenden Authentifizierung nach Artikel 6 der
Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 23. Juli 2014 uber elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste fur
elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie
1999/93/EG (ABI. L 257 vom 28.8.2014, S. 73; L 23 vom 29.1.2015, S. 19;
L 155 vom 14.6.2016, S. 44) anerkannt wird und

b) dem Sicherheitsniveau ,hoch* im Sinne des Artikels 8 Absatz 2 Buchstabe ¢
der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 entspricht.

Das dem Notar nach Satz 1 zu tUbermittelnde Lichtbild ist mit Zustimmung des In-
habers nebst Vornamen, Familiennamen und Tag der Geburt aus dem elektroni-
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schen Speicher- und Verarbeitungsmedium eines Personalausweises, Passes o-
der elektronischen Aufenthaltstitels oder eines amtlichen Ausweises oder Passes
eines anderen Staates, mit dem die Pass- und Ausweispflicht im Inland erfullt wird,
auszulesen. Sofern ein Beteiligter dem Notar bekannt ist, ist die elektronische
Ubermittlung eines Lichtbildes nicht erforderlich.

§ 16d
Nachweise fir die Vertretungsberechtigung bei elektronischen Niederschriften

Vorgelegte Vollmachten und Ausweise Uber die Berechtigung eines gesetzlichen
Vertreters sollen der elektronischen Niederschrift in elektronisch beglaubigter Abschrift
beigefugt werden.

§ 16e
Gemischte Beurkundung

(1) Erfolgt die Beurkundung mit einem Teil der Beteiligten, die bei dem Notar kor-
perlich anwesend sind, und mit dem anderen Teil der Beteiligten mittels Videokommu-
nikation, so ist zusatzlich zu der elektronischen Niederschrift mit den bei dem Notar
korperlich anwesenden Beteiligten eine inhaltsgleiche Niederschrift nach § 8 aufzuneh-
men. Dies soll in der Niederschrift und der elektronischen Niederschrift vermerkt wer-
den.

(2) Beide Niederschriften sind zusammen zu verwahren.”
§ 39a wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Beglaubigungen und sonstige Zeugnisse im Sinne des § 39 kdnnen elekt-
ronisch errichtet werden; Beglaubigungen qualifizierter elektronischer Signaturen
sind elektronisch zu errichten. Das hierzu erstellte Dokument muss mit einer qua-
lifizierten elektronischen Signatur versehen werden. § 16b Absatz 4 Satz 2 und 4
gilt entsprechend.”

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefugt:

,Ist das elektronische Dokument mit der Signatur eines Notars versehen, so ge-
nugt die Dokumentation der Prufung seiner Signatur.*

c) Folgender Absatz 4 wird angefugt:

,(4) Bei der Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur ist der
Bezug zwischen dem Zeugnis und dem mit der zu beglaubigenden Signatur ver-
sehenen elektronischen Dokument durch kryptografische Verfahren nach dem
Stand der Technik herzustellen, wenn das Zeugnis nicht in dem mit der zu beglau-
bigenden Signatur versehenen elektronischen Dokument enthalten ist.”

Nach § 40 wird folgender § 40a eingeflugt:
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10.

,§ 40a
Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur

(1) Eine qualifizierte elektronische Signatur soll nur beglaubigt werden, wenn sie
in Gegenwart des Notars oder mittels des von der Bundesnotarkammer nach 8 78p der
Bundesnotarordnung betriebenen Videokommunikationssystems anerkannt worden
ist. Die Beglaubigung kann mittels Videokommunikation nur erfolgen, soweit dies nach
§ 12 des Handelsgesetzbuchs oder § 157 des Genossenschaftsgesetzes zugelassen
ist.

(2) Der Beglaubigungsvermerk muss die Person bezeichnen, welche die qualifi-
zierte elektronische Signatur anerkannt hat. In dem Vermerk soll angegeben werden,
ob die qualifizierte elektronische Signatur in Gegenwart des Notars oder mittels Video-
kommunikation anerkannt worden ist.

(3) Beider Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur mittels Vide-
okommunikation ist eine Signaturprifung nach 8 39a Absatz 3 nicht erforderlich.

(4) 810 Absatz 1, 2 und 3 Satz 1 und 8 40 Absatz 2 und 5 gelten entsprechend.
Im Falle der Beglaubigung mittels Videokommunikation gilt § 16c entsprechend.

(5) Der Notar soll die Beglaubigung einer mittels Videokommunikation anerkann-
ten qualifizierten elektronischen Signatur ablehnen, wenn er die Erfiillung seiner Amts-
pflichten auf diese Weise nicht gewahrleisten kann, insbesondere wenn er sich auf
diese Weise keine Gewissheit Uber die Person verschaffen kann, welche die qualifi-
zZierte elektronische Signatur anerkannt hat.”

Dem § 42 Absatz 4 wird folgender Satz angefiigt:

»8 39a Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.”

Dem § 44a Absatz 2 wird folgender Satz angefigt:

.Bei elektronischen Urkunden ist der Nachtragsvermerk in einem gesonderten elektro-
nischen Dokument niederzulegen, das vom Notar mit einer qualifizierten elektronischen
Signatur zu versehen und zusammen mit der elektronischen Urschrift in der elektroni-
schen Urkundensammlung zu verwahren ist; 8 16b Absatz 4 Satz 2 und 4 und § 39a
Absatz 2 Satz 1 gelten entsprechend.”

In § 44b Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,und 4“ durch die Angabe ,bis 5 ersetzt.
Dem § 45 wird folgender Absatz 3 angefugt:

,(3) Das nach den §§ 16a bis 16e oder 8§ 39a erstellte elektronische Dokument
(elektronische Urkunde), das in der elektronischen Urkundensammlung verwahrt wird,
gilt als Urschrift im Sinne dieses Gesetzes (elektronische Urschrift).*

§ 46 wird wie folgt gedndert:
a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingeflgt:

»(3) Ist die elektronische Urschrift ganz oder teilweise zerstért worden, so gilt
Absatz 2 Satz 2 und 3 entsprechend.”

b) Die bisherigen Abséatze 3 und 4 werden die Abséatze 4 und 5.
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In 8 47 werden nach den Wortern ,der Niederschrift* die Worter ,oder der elektroni-
schen Niederschrift“ eingeflgt.
8§ 49 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

aa) In Nummer 1 werden nach den Wértern ,Abschrift der Urschrift* ein Komma
und die Worter ,der elektronischen Urschrift“ eingeflgt.

bb) In Nummer 2 werden nach dem Wort ,Ausdruck® die Worter ,der elektroni-
schen Urschrift oder® eingefiigt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 3 werden nach den Wdrtern ,in einem Ausdruck der” die Warter ,elekt-
ronischen Urschrift oder der” eingefiigt.

bb) Folgender Satz wird angefiigt:
»8 39a Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.”

In § 55 Absatz 3 werden nach dem Wort ,Urkunden® die Worter ,,und elektronischen
Urkunden® eingeflgt.

8 56 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Satz 5 wird wie folgt gefasst:
»8 16b Absatz 4 Satz 2 und 4 und § 39a Absatz 2 Satz 1 gelten entsprechend.”
b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingeflgt:
»(3) Werden der elektronischen Urschrift Unterlagen oder andere Urschriften
beigeflgt, so gelten die Absétze 1 und 2 entsprechend. § 44a Absatz 2 Satz 5 und
§ 44b Absatz 1 Satz 2 bleiben unberuhrt.”

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und die Angabe ,und 2“ wird durch die An-
gabe ,bis 3“ ersetzt.

In § 66 Absatz 3 Nummer 3 werden die Worter ,des Ersten bis Vierten Abschnitts”
durch die Worter ,der Abschnitte 1 bis 4“ ersetzt.

§ 76 wird § 75.

Dem Beurkundungsgesetz wird die aus der Anlage zu diesem Gesetz ersichtliche In-
haltstibersicht vorangestellt. Die Untergliederungen des Beurkundungsgesetzes erhal-
ten die Bezeichnungen und Fassungen, die sich jeweils aus der Inhaltstibersicht in der
Anlage zu diesem Gesetz ergeben. Die Paragraphen des Beurkundungsgesetzes er-
halten die Uberschriften, die sich jeweils aus der Inhaltstibersicht in der Anlage zu die-
sem Gesetz ergeben. Weggefallene Paragraphen erhalten keine Uberschrift.
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Artikel 5

Anderung der Partnerschaftsregisterverordnung

Die Partnerschaftsregisterverordnung vom 16. Juni 1995 (BGBI. | S. 808), die zuletzt

durch Artikel 5 Absatz 3 des Gesetzes vom 10. November 2006 (BGBI. | S. 2553) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

Dem § 7 wird folgender Satz angefugt:

.Registerbekanntmachungen im Sinne des § 10 Absatz 3 des Handelsgesetzbuchs
sind mdglichst nach dem Muster in Anlage 4 abzufassen.*

In § 8 werden die Warter ,.in der Bekanntmachung® durch die Wérter ,in einer Bekannt-
machung" ersetzt.

Anlage 4 wird wie folgt gefasst:
,<Anlage 4
(zu 8 7)
Muster fir Registerbekanntmachungen
[Bezeichnung des zustandigen Gerichts],
Aktenzeichen: [Registernummer]
[Anlass der Bekanntmachung]
[ggf. Datum der Eintragung]
[Registernummer], [Name], [Sitz], [Inhalt der Bekanntmachung]

Tag der Registerbekanntmachung: [Datum].”

Artikel 6

Anderung der Genossenschaftsregisterverordnung

Die Genossenschaftsregisterverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom

16. Oktober 2006 (BGBI. | S. 2268), die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 10. De-
zember 2014 (BGBI. | S. 2091) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

§ 4 wird wie folgt gefasst:
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y!§ 4
Bekanntmachung der Registereintragungen

Die Eintragung ist unverziglich zum Abruf Uber das nach 8§ 156 des Genossen-
schaftsgesetzes in Verbindung mit § 9 Absatz 1 des Handelsgesetzbuchs bestimmte
elektronische Informations- und Kommunikationssystem bereitzustellen.”
§ 15 Absatz 3 wird wie folgt geéndert:
a) Indem Satzteil vor Nummer 1 werden die Worter ,die im § 12 Abs. 2 des Gesetzes

vorgesehenen Angaben enthalten, namlich“ durch die Woérter ,folgende Angaben

enthalten® ersetzt

b) In dem Satzteil nach Nummer 4 wird die Angabe ,ferner:“ gestrichen.

In § 21 Absatz 2 in dem Satzteil vor Nummer 1 und in Nummer 2 wird jeweils die An-
gabe ,Abs.1“ gestrichen.

In 8 26 Nummer 6 Satz 3 Doppelbuchstabe aa wird die Angabe ,Abs.1“ gestrichen.

Artikel 7

Anderung der Handelsregisterverordnung

Die Handelsregisterverordnung vom 12. August 1937 (RMBI. S. 515), die zuletzt durch

Artikel 19 des Gesetzes vom 20. November 2019 (BGBI. | S. 1724) geandert worden ist,
wird wie folgt geandert:

1.

Nach 8 10 Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz eingeflgt:

,Die Landesjustizverwaltungen kdnnen weitere Formen der Einsicht in das elektroni-
sche Registerblatt ermdglichen.”

8§ 11 wird wie folgt gefasst:

»8 11

Bereitstellung von Unternehmensdaten Uber das Europaische System der Register-
vernetzung

(1) In Bezug auf Kapitalgesellschaften Ubermitteln die Registergerichte an die
zentrale Europaische Plattform gemaf § 9b Absatz 1 Satz 2 des Handelsgesetzbuchs
die in Absatz 2 genannten Informationen des Handelsregisters zum Abruf Gber das Eu-
ropaische Justizportal. Die Ubermittlung weiterer Informationen des Handelsregisters
nach § 9b Absatz 1 oder Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs bleibt hiervon unberihrt.
8 9b Absatz 3 des Handelsgesetzbuchs gilt entsprechend.

(2) Die folgenden Informationen werden tbermittelt:
1. Firma und Rechtsform der Gesellschaft,

2. Sitz und Mitgliedstaat der Gesellschaft,
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3.

Eintragungsnummer und einheitliche européaische Kennung der Gesellschaft,
ob die Gesellschaft aufgeltst oder geléscht wurde,
Gegenstand der Gesellschaft,

im Handelsregister eingetragene Informationen tber alle Personen, die als Organ
oder als Mitglied eines Organs der Gesellschaft befugt sind, die Gesellschaft ge-
richtlich und aufRergerichtlich zu vertreten, sowie Informationen dazu, ob die zur
Vertretung der Gesellschaft befugten Personen die Gesellschaft allein oder nur
gemeinschaftlich vertreten kénnen,

Informationen Uber alle von der Gesellschaft in anderen Mitgliedstaaten der Euro-
paischen Union oder anderen Vertragsstaaten des Abkommens tber den Europé-
ischen Wirtschaftsraum eingerichtete Zweigniederlassungen, einschlielich des
Namens, der Eintragungsnummer, der einheitlichen européaischen Kennung und
des Staates, in dem die Zweigniederlassung eingetragen ist.”

3. In 8§ 16a wird die Angabe ,Satz 4“ durch die Angabe ,Satz 5“ ersetzt.

4. 8§17 Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben.

5. Inder Zwischeniberschrift nach § 22 wird das Wort ,Bekanntmachung® durch das Wort
.Registerbekanntmachungen® ersetzt.

6. § 25 wird wie folgt gedndert:

a)

In Absatz 1 Satz 4 wird das Wort ,Bekanntmachungen® durch die Worter ,Regis-
terbekanntmachungen gemaf § 10 Absatz 3 des Handelsgesetzbuchs® ersetzt.

b) Folgender Absatz 3 wird angefiigt:

»(3) Unbeschadet des Absatz 1 Satz 2 sind innerhalb eines Zeitraumes von in
der Regel zehn Werktagen nach dem Eingang der vollstandigen Anmeldung oder
im Fall eines durch den Antragsteller behebbaren Eintragungshindernisses inner-
halb eines Zeitraumes von in der Regel zehn Werktagen nach dessen Behebung
einzutragen:

1. die Grindung einer Gesellschaft mit beschrénkter Haftung, die mittels Video-
kommunikation gemaf 8 2 Absatz 3 des Gesetzes betreffend die Gesellschaf-
ten mit beschrankter Haftung in Verbindung mit den 88 16a bis 16e des Beur-
kundungsgesetzes notariell beurkundet wurde, und

2. die Errichtung einer Zweigniederlassung einer Kapitalgesellschaft, die dem
Recht eines anderen Mitgliedstaates der Europaischen Union oder eines an-
deren Vertragsstaates des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschafts-
raum unterliegt, deren Anmeldung zur Eintragung mittels Videokommunikation
nach 8 12 Absatz 1 Satz 2 des Handelsgesetzbuchs in Verbindung mit 8 40a
des Beurkundungsgesetzes beglaubigt wurde.

Im Fall der Anmeldung der Grindung einer Gesellschaft mit beschrankter Haftung
mittels Videokommunikation mit ausschlie3lich natirlichen Personen als Gesell-
schaftern und der Verwendung von Musterprotokollen nach § 2 Absatz 1a oder 3
des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschrankter Haftung betragt die
Frist nach Satz 1 funf Werktage. Erfolgt die Eintragung nicht innerhalb der Frist
nach Satz 1 oder Satz 2, informiert das Registergericht die Antragssteller tber die
Grinde fir die Verzégerung.*
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§ 27 wird wie folgt geédndert:

a) In der Uberschrift werden das Komma und die Worter ,Wortlaut der Bekanntma-
chung® gestrichen.

b) In Absatz 1 werden nach den Wértern ,nimmt die Eintragung® die Warter ,und Be-
kanntmachung® und nach den Waértern ,verfligt die Eintragung“ die Warter ,und die
Bekanntmachung“ gestrichen.

c) Absatz 2 Satz 2 und 3 wird durch folgenden Satz ersetzt:

,Der Urkundsbeamte der Geschaftsstelle hat die Ausfiihrung der Eintragungsver-
fuigung zu veranlassen und die Eintragung zu signieren.®

d) Folgender Absatz 5 wird angefligt:
»(5) Die Landesjustizverwaltung kann bestimmen, dass eine elektronische Auf-
zeichnung des genauen Zeitpunktes der erstmaligen Abrufbarkeit einer Eintragung
oder Tatsache im Registerordner des jeweiligen Registerblattes gespeichert wird.”

§ 29 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

a) In Nummer 4 wird das Wort ,inlandischen® gestrichen und wird der Punkt am Ende
durch ein Semikolon ersetzt.

b) Folgende Nummer 5 wird angefugt:

,D. flr die elektronische Aufzeichnung der erstmaligen Abrufbarkeit einer Eintra-
gung oder Tatsache im Registerordner, falls die Landesjustizverwaltung eine
elektronische Aufzeichnung geman § 27 Absatz 5 bestimmt.”

§ 30a wird wie folgt geandert:
a) Nach Absatz 4 Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:

,Die Landesjustizverwaltung kann weitere Formen von Ausdrucken bestimmen.*
b) Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Die elektronische Ubermittlung amtlicher Ausdrucke erfolgt unter Verwendung ei-

ner Authentifizierung durch Vertrauensdienste nach der Verordnung (EU)

Nr. 910/2014 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 Uber

elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste fur elektronische Transaktio-

nen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABI. L 257 vom

28.8.2014, S. 73; L 23 vom 29.1.2015, S. 19; L 155 vom 14.6.2016, S. 44).“

Die 88 32 bis 34 werden durch die folgenden 88 32 und 33 ersetzt:

»g 32
Bereitstellung der Eintragung zum Abruf
Die Eintragung ist unverziglich zum Abruf Gber das von der Landesjustizverwal-

tung nach 8 9 Absatz 1 Satz 2 des Handelsgesetzbuchs bestimmte elektronische In-
formations- und Kommunikationssystem bereitzustellen.
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11.

12.

13.

14.

15.

§33
Registerbekanntmachungen nach § 10 Absatz 3 des Handelsgesetzbuchs

(1) Registerbekanntmachungen nach 8§ 10 Absatz 3 des Handelsgesetzbuchs
werden in dem von der Landesjustizverwaltung nach 8 9 Absatz 1 Satz 2 des Handels-
gesetzbuchs bestimmten elektronischen Informations- und Kommunikationssystem in
der zeitlichen Folge ihrer Bekanntmachung fur jedes Registerblatt gesondert als Ver-
offentlichung zum Abruf bereitgestellt.

(2) Der Richter nimmt die Registerbekanntmachung entweder selbst vor oder er
verflugt die Vornahme der Registerbekanntmachung durch den Urkundsbeamten der
Geschaftsstelle, der diese dann fur den Richter vornimmt. Der Wortlaut der Register-
bekanntmachung ist besonders zu verfiigen. Der Urkundsbeamte der Geschéftsstelle
hat die verfigten Registerbekanntmachungen herbeizufthren.

(3) Die Registerbekanntmachung soll knapp gefasst und leicht verstandlich sein.

(4) In der Registerbekanntmachung ist das Gericht und gegebenenfalls der Tag
der betreffenden Eintragung zu bezeichnen, einer Unterschrift bedarf es nicht.

(5) Die Registerbekanntmachungen sind moéglichst nach dem Muster in Anlage 3
abzufassen. Der Tag der Registerbekanntmachung ist durch die bekanntmachende
Stelle beizufliigen.”

In § 35 werden jeweils die Wdrter ,der Bekanntmachung® durch die Worter ,einer Re-
gisterbekanntmachung® ersetzt.

In § 38a Absatz 3 werden die Woérter ,6ffentliche Bekanntmachung der Eintragungen
sowie fur“ gestrichen.

Nach § 38a wird folgender § 38b eingefiigt:

,§ 38b

Uberprufung auslandischer Registereintragungen uiber das Européaische System der
Registervernetzung

Die Registergerichte konnen im Rahmen von Verfahren zur Anmeldung und Ein-
tragung der Zweigniederlassung einer Kapitalgesellschaft, die dem Recht eines ande-
ren Mitgliedstaates der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des
Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum unterliegt, Urkunden und Infor-
mationen zur Gesellschaft durch den Informationsaustausch tber die zentrale Europa-
ische Plattform gemaR 8§ 9b Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs abrufen und Uberpri-
fen.”

In § 43 Nummer 2 Buchstabe b wird nach den Wortern ,,einschliel3lich der Postleitzahl,
der das Wort ,inlandischen“ gestrichen und werden nach dem Wort ,Geschaftsan-
schrift“ die Worter ,sowie im Falle einer Zweigniederlassung, die dem Recht eines an-
deren Mitgliedstaates der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des
Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum unterliegt, unter Angabe des
Staates, sowie falls vorhanden der Registernummer und der einheitlichen europai-
schen Kennung der Zweigniederlassung® eingefugt.

Anlage 3 wird wie folgt gefasst:
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~<Anlage 3
(zu 8 33 Absatz 5)

Muster flr Registerbekanntmachungen
[Bezeichnung des zustandigen Gerichts],
Aktenzeichen: [Registernummer]
[Anlass der Bekanntmachung]
[ggf. Datum der Eintragung]
[Registernummer], [Firma], [Rechtsform], [Sitz], [Inhalt der Bekanntmachung]

Tag der Registerbekanntmachung: [Datum].”

Artikel 8

Anderung des Gesetzes iiber das Verfahren in Familiensachen
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit

Das Gesetz Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2586, 2587), das zuletzt
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 19. Marz 2020 (BGBI. | S. 541) geandert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

1. Dem § 387 wird folgender Absatz 6 angeflgt:

»(6) Durch Rechtsverordnung nach Absatz 2 kénnen Uberdies die erforderlichen
Bestimmungen getroffen werden tber

1. Struktur, Zuordnung und Verwendung der einheitlichen européischen Kennung
nach § 9b Absatz 2 Satz 2 des Handelsgesetzbuchs,

2. den Umfang der Mitteilungspflicht im Rahmen des Informationsaustauschs zwi-
schen den Registern sowie Uber die Liste der dabei zu Gibermittelnden Daten,

3. die Einzelheiten des elektronischen Datenverkehrs nach § 9b Absatz 1 und 2 des
Handelsgesetzbuchs einschlief3lich der Vorgaben fur Datenformate und Zahlungs-
modalitaten.”

2. In 8 393 Absatz 2 werden die Worter ,Bekanntmachung der Eintragungen in das Han-
delsregister” durch das Wort ,Registerbekanntmachungen® ersetzt.

3. In 8§ 394 Absatz 2 Satz 2 werden die Worter ,Bekanntmachung der Eintragungen in das
Handelsregister” durch das Wort ,Registerbekanntmachungen® ersetzt.
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Artikel 9

Anderung der Handelsregistergebiihrenverordnung

Die Handelsregistergebiihrenverordnung vom 30. September 2004 (BGBI. | S. 2562),

die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBI. | S. 2434) geandert wor-
den ist, wird wie folgt gedndert:

1.

In § 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,Unterlagen® ein Komma und die Worter ,die Be-
reitstellung von Registerdaten und von Dokumenten, die zum Register eingereicht wur-
den, zum Abruf* eingeflgt.
§ 2 wird wie folgt geéndert:
a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefugt:
»(2) Gebuhren fir die Bereitstellung von Registerdaten oder Dokumenten zum
Abruf werden neben den Gebihren fir Eintragungen im Register oder fur Entge-
gennahmen zum Register gesondert erhoben.”
b) Die bisherigen Abséatze 2 bis 4 werden die Absatze 3 bis 5.
Die Anlage wird wie folgt geandert:

a) Nummer 5001 wird aufgehoben.

b) Folgender Teil 6 wird angefugt:

,leil 6
Bereitstellung zum Abruf
Nr. Gebihrentatbestand Gebihrenbetrag
6000 | Bereitstellung von Registerdaten oder Dokumenten zum Abruf..........ccccccccooiiini. 1/3

Die Gebiihr entsteht neben jeder Gebuhr fiir eine Eintragung nach den Teilen 1 bis 4 und der fur die Eintra-
neben jeder Gebiihr fiir eine Entgegennahme nach Teil 5 gesondert. § 34 Abs. 5 GNotkG ist | 9Ung oder Entgegen-
nicht anzuwenden. nahme bestimmten

Gebiihr®.

Artikel 10

Anderung des Gerichts- und Notarkostengesetzes

Das Gerichts- und Notarkostengesetz vom 23. Juli 2013 (BGBI. | S. 2586), das zuletzt

durch Artikel 4 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBI. | S. 3229) geandert worden
ist, wird wie folgt geandert:

1.

In der Inhaltstibersicht werden in der Angabe zu § 121 die Worter ,oder Handzeichen*
durch ein Komma und die Wérter ,Handzeichen oder qualifizierten elektronischen Sig-
naturen® ersetzt.

In 8 19 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,unterschriebenen” die Worter ,oder
mit seiner qualifizierten elektronischen Signatur versehenen® eingeflgt.
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In 8 39 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort ,unter® die Woérter ,oder qualifizierte
elektronische Signaturen an® eingeflgt.
§ 58 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:
a) In Nummer 3 wird das Wort ,sowie” durch ein Komma ersetzt.
b) In Nummer 4 wird der Punkt am Ende durch das Wort ,sowie“ ersetzt.
c) Folgende Nummer 5 wird angeflgt:

,9. die Bereitstellung von Registerdaten sowie von Dokumenten, die zum Regis-
ter eingereicht wurden, zum Abruf.”

In 8§ 85 Absatz 2 werden nach der Angabe ,8§§ 8 ein Komma und die Angabe ,16b"
eingeflgt.

§ 121 wird wie folgt geéndert:

a) In der Uberschrift werden die Worter ,oder Handzeichen“ durch ein Komma und
die Worter ,Handzeichen oder qualifizierten elektronischen Signaturen® ersetzt.

b) Die Worter ,oder Handzeichen® werden durch ein Komma und die Worter ,Hand-
zeichen oder qualifizierten elektronischen Signaturen® ersetzt.

Anlage 1 (Kostenverzeichnis) wird wie folgt gedndert:

a) Nach Nummer 13101 wird folgende Nummer 13102 eingefiigt:

Nr. Gebuhrentatbestand Gebiihr oder
Satz der Ge-
buihr nach § 34
GNotKG
- Tabelle A

,13102 | Bereitstellung von Daten oder Dokumenten zum Abruf ..........cccoviin e 1/3
der fur die
Eintragung
bestimmten
Geblihr®.

Die Gebiihr entsteht neben jeder Gebiihr fiir eine Eintragung in das Vereinsregister
nach diesem Abschnitt gesondert.

b) In Vorbemerkung 2.1 Absatz 1 werden nach der Angabe ,§§ 8“ ein Komma und
die Angabe ,16b“ eingefligt.

c) InVorbemerkung 2.1.3 Absatz 1 Satz 1 werden nach den Woértern ,den Notar” die
Warter ,oder bevor der Notar die elektronische Niederschrift mit seiner qualifizier-
ten elektronischen Signatur versehen hat* eingefigt.

d) InVorbemerkung 2.4.1 Absatz 2 werden die Worter ,,oder Handzeichen® durch ein
Komma und die Wérter ,Handzeichen oder qualifizierte elektronische Signaturen®
ersetzt.

e) Nummer 25100 wird wie folgt gedndert:

aa) Im Gebuhrentatbestand werden die Woérter ,oder eines Handzeichens® durch
ein Komma und die Worter ,eines Handzeichens oder einer qualifizierten
elektronischen Signatur® ersetzt.

bb) In Absatz 2 der Anmerkung werden die Wérter ,oder Handzeichen“ durch ein
Komma und die Worter ,Handzeichen oder qualifizierter elektronischer Signa-
turen“ ersetzt.
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1.

f)

9)

h)

In Nummer 25101 werden im Gebuhrentatbestand die Woérter ,Die Erklarung, unter
der die Beglaubigung von Unterschriften oder Handzeichen erfolgt, betrifft“ durch
die Worter ,Die Beglaubigung erfolgt fur ersetzt.

In Absatz 3 der Anmerkung zu Nummer 25102 werden nach dem Wort ,gleich® ein
Komma und die Woérter ,insbesondere wenn dieses einer vom Notar gefertigten
elektronischen Niederschrift beigefugt ist (8 16d des Beurkundungsgesetzes)“ ein-
geflgt.

Folgende Nummer 32016 wird angeflgt:

Nr. Auslagentatbestand Hohe

,32016 | Pauschale fur die Inanspruchnahme des Videokommunikationssystems der Bun-

desnotarkammer (§ 78p BNotO):
1. fir die Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur.................... 8,00 €
2. fur das BeurkundungSVverfahren.............ccooouiiiiiiiie e 25,00 €“.

Erfolgt die Beglaubigung mehrerer qualifizierter elektronischer Signaturen in einem einzi-
gen Vermerk, entsteht die Pauschale nur einmal.

Artikel 11

Anderung des Justizverwaltungskostengesetzes

Das Justizverwaltungskostengesetz vom 23. Juli 2013 (BGBI. | S. 2586, 2655), das zu-
letzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBI. | S. 3229) geandert wor-
den ist, wird wie folgt geandert:

8 1 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
»4. Einstellung von Schutzschriften in das Schutzschriftenregister,”.

Nummer 5a wird aufgehoben.

In 8 6 Absatz 2 werden die Worter ,Rechnungsunterlagen einer Kleinstkapitalgesell-
schaft durch das Unternehmensregister” durch die Worter ,Unterlagen durch das Un-
ternehmensregister in den Fallen der Nummer 1440 des Kostenverzeichnisses® er-
setzt.

§ 16 wird wie folgt geédndert:

a)

b)

Der Wortlaut wird Absatz 1 und Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

»1. jedes Unternehmen, das seine Rechnungslegungsunterlagen oder Unterneh-
mensberichte der das Unternehmensregister fihrenden Stelle zur Einstellung
in das Unternehmensregister zu Gbermitteln hat, und®.

Folgender Absatz 2 wird angeflgt:
»,(2) Die Gebdhr fir das Verfahren zur Einstellung von Unterlagen in das Unter-

nehmensregister schuldet derjenige, der die Unterlagen selbst oder durch einen
von ihm beauftragten Dritten an das Unternehmensregister tGbermittelt hat.”

Die Anlage (Kostenverzeichnis) wird wie folgt geandert:




a)

b)
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In der Gliederung wird die Angabe zu Teil 1 wie folgt gefasst:

,reil 1 Gebihren

Hauptabschnitt 1 Register- und Grundbuchangelegenheiten
Abschnitt 1 Rechtsdienstleistungsregister

Abschnitt 2 (weggefallen)

Abschnitt 3 Bundeszentral- und Gewerbezentralregister
Abschnitt 4 (weggefallen)

Abschnitt 5 Einrichtung und Nutzung des automatisierten Abrufverfahrens in
Grundbuchangelegenheiten, in Angelegenheiten der Schiffsregister, des Schiffs-
bauregisters und des Registers fur Pfandrechte an Luftfahrzeugen

Abschnitt 6 Schutzschriftenregister

Hauptabschnitt 2 Verfahren des Bundesamts fiir Justiz

Abschnitt 1 Ordnungsgeldverfahren

Abschnitt 2 Schlichtung nach § 57a LuftVG

Hauptabschnitt 3 Justizverwaltungsangelegenheiten mit Auslandsbezug
Abschnitt 1 Beglaubigungen und Bescheinigungen

Abschnitt 2 Rechtshilfeverkehr in zivilrechtlichen Angelegenheiten

Abschnitt 3 Sonstige Angelegenheiten mit Auslandsbezug

Hauptabschnitt 4 Unternehmensregister

Abschnitt 1 Jahresgebihren

Abschnitt 2 Einstellung von Rechnungslegungsunterlagen

Abschnitt 3 Einstellung von Unternehmensberichten
Abschnitt 4 Sonstige Gebihren
Hauptabschnitt 5 Sonstige Gebuhren®.

Teil 1 wird wie folgt geandert:
aa) Hauptabschnitt 1 Abschnitt 2 und 4 wird aufgehoben.

bb) Nach Hauptabschnitt 3 wird folgender Hauptabschnitt 4 eingeflgt:

Gebuhren-

Nr. Gebihrentatbestand betrag

.,Hauptabschnitt 4
Unternehmensregister

Abschnitt 1
Jahresgebuhren

Vorbemerkung 1.4.1:

Mit der Jahresgebiihr nach diesem Abschnitt wird der gesamte Aufwand zur Fuhrung des Unter-
nehmensregisters entgolten, mit Ausnahme der Einstellung von Rechnungslegungsunterlagen
und Unternehmensberichten nach den Abschnitten 2 und 3 sowie der Ubermittlung von Rech-
nungslegungsunterlagen im Fall der Nummer 1440. Sie umfasst jedoch nicht den Aufwand fur die
Erteilung von Ausdrucken oder Kopien, die Uberlassung von elektronisch gespeicherten Doku-
menten und die Beglaubigung von Kopien, Ausdrucken, Auszigen und Dateien.

1410 | Jahresgebihr fir die Fiihrung des Unternehmensregisters fiir jedes
Kalenderjahr, wenn das Unternehmen bei der Offenlegung der
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Nr.

Gebuhrentatbestand

Gebuhren-
betrag

1411

1412

ist.

1420

1421

1422

1423

Rechnungslegungsunterlagen oder Unternehmensberichte die Er-
leichterungen nach § 326 HGB in Anspruch nehmen kann...............

(1) Die Gebihr entsteht fur jedes Kalenderjahr, fur das ein Unternehmen
die Rechnungslegungsunterlagen oder Unternehmensberichte der das Un-
ternehmensregister fihrenden Stelle zur Einstellung in das Unternehmens-
register zu Ubermitteln hat. Dies gilt auch, wenn die zu Ubermittelnden Unter-
lagen nur einen Teil des Kalenderjahres umfassen.

(2) Die Gebiihr wird nicht erhoben, wenn fir das Kalenderjahr die Ge-
buhr 1412 entstanden ist.

Das Unternehmen kann die Erleichterungen nach § 326 HGB nicht
in Anspruch nehmen:

Die GebUhr 1410 Betragt........ccccvvveiieeee e

Jahresgebuhr fur die Fihrung des Unternehmensregisters fir jedes
Kalenderjahr, in dem das Unternehmen Daten nach § 8b Abs. 2
Nr. 9 und 10 HGB oder nach § 114 Abs. 1 Satz 4, § 115 Abs. 1
Satz 4, § 116 Abs. 2 Satz 3 oder den §8 117 oder 118 Abs. 4 Satz 4
WpHG selbst oder durch einen von ihm beauftragten Dritten Daten
an das Unternehmensregister Ubermittelt hat ...............cccoveeeinnnis

Abschnitt 2
Einstellung von Rechnungslegungsunterlagen

Vorbemerkung 1.4.2:

(1) Mit den Gebuhren nach diesem Abschnitt wird der Aufwand fur die Einstellung von Rech-
nungslegungsunterlagen sowie fur eine Prifung nach § 329 HGB entgolten.

(2) Werden gleichzeitig mehrere Unterlagen ubermittelt, die das Unternehmen fir dasselbe Ge-
schéftsjahr zu Gbermitteln hat, handelt es sich nur um ein Verfahren. Das Gleiche gilt, wenn vor
der Einstellung in das Unternehmensregister Unterlagen ergénzt oder geandert ibermittelt wer-
den; in diesen Fallen erhdhen sich die Gebuhren dieses Abschnitts um 50 Prozent.

Verfahren zur Einstellung von Unterlagen

der Einzelrechnungslegung von Kleinstkapitalgesellschaften
(8 267a HGB) und ihnen gleichgestellten Personenhandelsgesell-
schaften (§ 264a Abs. 1 i.V. m. § 267a HGB) nach § 325 Abs. 1
Satz 2 HGB sowie von Kleinstgenossenschaften (8 336 Abs. 2
Satz 3i. V. m. 8§ 267a HGB) nach § 339 Abs. 1 HGB ..........c............

der Einzelrechnungslegung von kleinen Kapitalgesellschaften
(8 267 Abs. 1 HGB) und ihnen gleichgestellten kleinen Personen-
handelsgesellschaften (§ 264a Abs.1 i.V.m. § 267 Abs.1 HGB)
nach § 325 Abs. 1 Satz 2 HGB sowie von kleinen Genossenschaften
(8336 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 i. V. m. § 267 Abs. 1 HGB) nach § 339
ADS. L HGB ...

der Einzelrechnungslegung von mittelgroen Kapitalgesellschaften
(8 267 Abs. 2 HGB) und ihnen gleichgestellten mittelgrof3en Perso-
nenhandelsgesellschaften (§ 264a Abs.1 i.V.m. 8267 Abs.2
HGB) nach § 325 Abs. 1 Satz 2 HGB sowie von mittelgrof3en Ge-
nossenschaften (8§ 336 Abs.2 Satz1 Nr.2 i.V.m. § 267 Abs.2
HGB) nach § 339 AbS. 1 HGB.......cccceiiiiiiiiieiic e

der Einzelrechnungslegung

— von grolRen Kapitalgesellschaften (§ 267 Abs.3 HGB) und
ihnen gleichgestellten groRen Personenhandelsgesellschaften
(8 264a Abs. 1i. V. m. 8 267 Abs. 3 HGB) nach 8§ 325 Abs. 1
Satz2 HGB sowie von groRen Genossenschaften (8 336
Abs. 2 Satz1l Nr.2 i.V.m. § 267 Abs. 3 HGB) nach § 339
Abs. 1 HGB,

3,00 €

6,00 €

30,00 €

(3) Wird vor der Einstellung der Unterlagen in das Unternehmensregister verlangt, die Unterla-
gen nicht in das Unternehmensregister einzustellen, ermafigen sich die Gebiihren nach diesem
Abschnitt um 50 Prozent. Die Gebiihren entstehen nicht, wenn im Fall des Satzes 1 die Nichtein-
stellung an demselben Kalendertag verlangt wird, an dem die Ubermittlung der Unterlagen erfolgt

18,50 €

25,00 €

55,00 €
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Gebuhren-

Nr. Gebuhrentatbestand
betrag

— von kapitalmarktorientierten (§ 264d HGB) Kapitalgesellschaf-
ten und ihnen gleichgestellten kapitalmarktorientierten Perso-
nenhandelsgesellschaften nach § 325 Abs. 1 Satz 2 HGB so-
wie von kapitalmarktorientierten Genossenschaften nach § 339
Abs. 1 HGB,

— von Kreditinstituten und Zweigniederlassungen im Sinne des
§ 340 Abs. 1 Satz 1 HGB, Finanzdienstleistungsinstituten im
Sinne des § 340 Abs. 4 Satz 1 HGB, Wertpapierinstituten im
Sinne des § 340 Abs. 4a Satz 1 HGB und Instituten im Sinne
des §340 Abs.5 Satz1 HGB, jeweils nach § 3401 Abs. 1
Satz 1 HGB,

— von Versicherungsunternehmen im Sinne des § 341 Abs. 1 und
2 HGB, Pensionsfonds im Sinne des § 341 Abs. 4 Satz 1 HGB
und Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit (§ 172 Satz 2
VAG), jeweils nach § 341l Abs. 1 Satz 1 HGB,

— von externen Kapitalverwaltungsgesellschaften (§ 17 Abs. 2
Satz1 Nr.1 KAGB) nach § 38 Abs. 1 Satz1 KAGB i. V. m.
§ 340l Abs. 1 Satz 1 HGB, von geschlossenen inlandischen
Publikums-AIF und geschlossenen inlandischen Spezial-AlF,
die jeweils nach § 46 KAGB zur Rechnungslegung verpflichtet
sind, nach § 325 Abs. 1 Satz 2 HGB sowie von Investmentak-
tiengesellschaften nach § 123 Abs. 1 Satz 1, auch i.V.m.
§ 148 Abs. 1 KAGB,

— von Emittenten von Vermogensanlagen, die nach 8§24
VermAnIG zur Rechnungslegung verpflichtet sind, nach § 325
Abs. 1 Satz 2 oder § 339 Abs. 1 HGB,

— von Energieversorgungsunternehmen nach § 6b Abs. 1 und 4
EnWG,

— von Unternehmen im Sinne des § 7 Abs.1 TKG nach §7
Abs. 2 Satz 6 TKG,

— von Eisenbahnen nach § 7 Abs. 1 ERegG sowie

— von Unternehmen, die nach den 88 1 und 3 PublG zur Rech-
nungslegung verpflichtet sind, nach 8 9 Abs. 1 PublG:

a) fur Unterlagen, die im Format Extensible Markup Language
(XML) Ubermittelt Werden ..........cccoeeivieeiiiieee e 110,00 €

b) fur Unterlagen, die in dem Offenlegungsformat nach § 328 Abs. 1
Satz 4 HGB Ubermittelt werden ...........cccvvvvvvvvvvvviviiininieinininnennnnn, 330.00 €
Neben dieser Gebiihr werden die Gebiihren 1420 bis 1422 nicht erhoben.

Werden Unterlagen in unterschiedlichen Dateiformaten tUbermittelt, wird die
héhere Gebuhr erhoben.

1424 | der Konzernrechnungslegung nach 8 325 Abs. 3, § 340l Abs. 1
Satz 1 oder § 341l Abs. 1 Satz 1 HGB oder nach § 15 Abs. 1 Satz 1
PublG:

a) fur Unterlagen, die im Format Extensible Markup Language
(XML) Ubermittelt Werden ... 330,00 €
b) fur Unterlagen, die in dem Offenlegungsformat nach § 328 Abs. 1
Satz 4 HGB Ubermittelt werden ...........ccoocvveeiiieee e,

Werden Unterlagen in unterschiedlichen Dateiformaten Gibermittelt, wird die
hohere Gebuhr erhoben.

550,00 €

1425 | der Rechnungslegung von Kapitalgesellschaften mit Sitz in einem
anderen Mitgliedstaat der Europédischen Union oder Vertragsstaat
des Abkommens (ber den Européaischen Wirtschaftsraum durch
eine inlandische Zweigniederlassung nach § 325a HGB sowie von
Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat durch eine inlandische
Zweigniederlassung nach § 3401 Abs. 2 HGB............cccccoeiiviiinnen, 55,00 €

1426 nach 8§ 264 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5, § 264b Nr. 4, § 291 Abs. 1 Satz 1
oder 8292 AbS. I NI 4 HGB ......cooiiiiiieeieeeeeeeeeeee e 30,00 €

1427 |nach 8 2 Abs. 2 oder 8 12 AbS. 2 PUDIG .........evvvvvieieiieieeviveveeeeeeeenenns 30,00 €

1428 nach § 2 Abs. 3 Satz 6, auchi. V. m. § 12 Abs. 3 Satz 2 PublG ....... 30,00 €
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Gebuhren-

Nr. Gebuhrentatbestand
betrag

Abschnitt 3
Einstellung von Unternehmensberichten

Vorbemerkung 1.4.3:

(1) Mit den Gebuhren nach diesem Abschnitt wird der Aufwand fur die Einstellung von Unterneh-
mensberichten sowie fur eine Priifung nach § 329 HGB entgolten.

(2) Wird ein Unternehmensbericht vor der Einstellung in das Unternehmensregister erganzt oder
geandert Ubermittelt, handelt es sich nur um ein Verfahren; in diesen Féllen erhdhen sich die Ge-
buhren dieses Abschnitts um 50 Prozent.

(3) Wird vor der Einstellung des Unternehmensberichts in das Unternehmensregister verlangt,
diesen nicht in das Unternehmensregister einzustellen, ermafigen sich die Gebulhren nach die-
sem Abschnitt um 50 Prozent. Die Gebiihren entstehen nicht, wenn im Fall des Satzes 1 die
Nichteinstellung an demselben Kalendertag verlangt wird, an dem die Ubermittiung des Unterneh-
mensberichts erfolgt ist.

Verfahren zur Einstellung
1430 | eines Jahresfinanzberichts nach § 114 Abs. 1 Satz 4 WpHG........... 440,00 €
1431 | eines Halbjahresfinanzberichts nach § 115 Abs. 1 Satz 4 WpHG..... 110,00 €
1432 | eines Jahresberichts nach § 45 Abs. 1 oder § 160 Abs. 1 KAGB oder

nach 8§ 23 Abs. 1 VEMANIG........cccovviiieiii e 110,00 €
1433 | eines Halbjahresberichts nach § 123 Abs. 2 Satz 1 KAGB............... 85,00 €
1434 | eines Jahresfinanzberichts nach § 6 Abs. 1 TKG..........cccevvvvvvvvvvnnnnns 110,00 €

1435 | eines Zahlungs- oder Konzernzahlungsberichts nach § 341w HGB . | 65,00 €

1436 | eines Zahlungs- oder Konzernzahlungsberichts nach § 116 Abs. 2
SAZ BWPHG ... 55,00 €

1437 | eines Berichts zur Gleichstellung und Entgeltgleichheit nach § 22
ADS. 4 ENtGTIANSPG ..ottt 55,00 €

1438 | eines gesonderten nichtfinanziellen Berichts nach § 289b Abs. 3
Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a HGB oder eines gesonderten nichtfinanzi-
ellen Konzernberichts nach § 315b Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a
HGB ..t 55,00 €

Abschnitt 4
Sonstige Gebuhren

1440 | Ubermittlung zur Einsichtnahme von Unterlagen, die nach § 326
Abs. 2 Satz 1 oder § 325 Abs. 2b Nr. 3 HGB zur dauerhaften Hinter-
legung eingestellt wurden:

fiir jede tibermittelte UNterlage ..........ccvevveeeeveceeeeeeeeeeeeeereeeeennens 1,00 €

cc) Der bisherige Hauptabschnitt 4 wird Hauptabschnitt 5 und die Nummern 1400
bis 1403 werden die Nummern 1500 bis 1503.

Artikel 12

Anderung des Burgerlichen Gesetzbuchs

Das Birgerliche Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002
(BGBI. I S. 42, 2909; 2003 | S. 738), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 22.
Dezember 2020 (BGBI. | S. 3256) geandert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. 866 wird wie folgt gefasst:
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.S 66
Aufbewahrung von Dokumenten

Die mit einer Anmeldung eingereichten Dokumente werden vom Amtsgericht auf-
bewahrt.”

2. In § 71 Absatz 2 wird die Angabe ,des § 66 Abs. 2 durch die Angabe ,66“ ersetzt.
3. In § 126a Absatz 1 wird das Wort ,einer durch das Wort ,seiner” ersetzt

4. § 129 wird wie folgt gefasst:

,§ 129
Offentliche Beglaubigung

(1) Istfur eine Erklarung durch Gesetz o6ffentliche Beglaubigung vorgeschrieben,
so muss die Erklarung

1. in schriftlicher Form abgefasst und die Unterschrift des Erklarenden von einem
Notar beglaubigt werden oder

2. in elektronischer Form abgefasst und die qualifizierte elektronische Signatur des
Erklarenden von einem Notar beglaubigt werden.

In dem Gesetz kann vorgesehen werden, dass eine Erklarung nur nach Satz 1 Num-
mer 1 oder nach Satz 1 Nummer 2 odffentlich beglaubigt werden kann.

(2) Wourde eine Erklarung in schriftlicher Form von dem Erklarenden mittels nota-
riell beglaubigten Handzeichens unterzeichnet, so erflllt die Erklarung auch die Anfor-
derungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1.

(3) Die offentliche Beglaubigung wird durch die notarielle Beurkundung ersetzt.”

Artikel 13

Anderung der Unternehmensregisterverordnung

Die Unternehmensregisterverordnung vom 26. Februar 2007 (BGBI. | S. 217), die zu-
letzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2020 (BGBI. | S. 1874) gedndert worden
ist, wird wie folgt geandert:

1. 8§ 1 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 werden die Warter ,gemafR § 326 Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs
lediglich hinterlegten Bilanzen von Kleinstkapitalgesellschaften (§ 267a des
Handelsgesetzbuchs) oder Kleinstgenossenschaften (§ 336 Absatz 2 Satz 3
des Handelsgesetzbuchs)“ durch die Woérter ,der zur dauerhaften Hinterle-
gung eingestellten Unterlagen® ersetzt.

bb) Satz 2 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
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b)

»3. bei Jahresfinanzberichten oder Rechnungslegungsunterlagen eines Un-
ternehmens, das als Inlandsemittent (8 2 Absatz 14 des Wertpapierhan-
delsgesetzes) Wertpapiere (8§ 2 Absatz 1 des Wertpapierhandelsgeset-
zes) begibt, in dem einheitlichen elektronischen Berichtsformat nach
Maf3gabe der Delegierten Verordnung (EU) 2019/815 der Kommission
vom 17. Dezember 2018 zur Ergdnzung der Richtlinie 2004/109/EG des
Européischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Re-
gulierungsstandards flur die Spezifikation eines einheitlichen elektroni-
schen Berichtsformats (ABI. L 143 vom 29.5.2019, S. 1; L 145 vom
4.6.2019, S. 85) in der jeweils geltenden Fassung, wenn die Daten in
diesem Format vorliegen.”

In Absatz 2 Satz 1 werden die Worter ,Bekanntmachungen aus den Registern®
durch das Wort ,Registerbekanntmachungen® ersetzt.

2. § 2 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

In Absatz 1 werden nach den Wértern ,angezeigt und® die Worter ,im Falle einer
Datenubermittlung an das Unternehmensregister® eingeflgt.

In Absatz 3 werden die Worter ,Der Betreiber des Unternehmensregisters (Betrei-
ber)“ durch die Worter ,Die das Unternehmensregister fiihrende Stelle (register-
fuhrende Stelle)” ersetzt.

3. 8§ 3 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,§ 11 Satz 4,“ durch die Wérter ,§ 11 Absatz 1
Satz 4, auch in Verbindung mit Absatz 2 Satz 3, ersetzt.

Absatz 2 wird durch die folgenden Absétze 2 bis 4 ersetzt:

»(2) Fur die Registrierung zur Datenlibermittiung nach § 11 Absatz 2 Satz 1
fuir in das Handels- oder Genossenschaftsregister eingetragene Unternehmen sind
zusatzlich zu den Angaben nach Absatz 1 noch folgende Mindestangaben erfor-
derlich:

1. Firma oder Name des Unternehmens,
2. Registergericht,

3. Registerart,

4. Registernummer.

(3) Fur eine Registrierung nach Absatz 2 hat eine elektronische Identifikation
des Nutzers zu erfolgen. Nutzer ist diejenige natirliche Person, die eine Daten-
tbermittlung nach 8§ 11 Absatz 2 fur Verdffentlichungs- und Offenlegungspflichtige
tatsachlich vornehmen soll. Die Identitatsprifung erfolgt anhand:

1. eines elektronischen Identitdtsnachweises nach § 18 des Personalausweisge-
setzes, nach § 12 des elD-Karte-Gesetzes oder nach § 78 Absatz 5 des Auf-

enthaltsgesetzes oder

2. eines elektronischen Identifizierungsmittels, das von einem anderen Mitglied-
staat der Europdaischen Union ausgestellt wurde und das

a) fir die Zwecke der grenziberschreitenden Authentifizierung nach Arti-
kel 6 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Européischen Parlaments
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und des Rates vom 23. Juli 2014 Uber elektronische ldentifizierung und
Vertrauensdienste flr elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und
zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABI. L 257 vom 28.8.2014,
S. 73;L 23 vom 29.1.2015, S. 19; L 155 vom 14.6.2016, S. 44) anerkannt
wird und

b) dem Sicherheitsniveau ,hoch“ im Sinne des Artikels 8 Absatz 2 Buch-
stabe c der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 entspricht, oder

3. einer von der registerfiUhrenden Stelle zur Verflgung gestellten Identifizie-
rungsmethode im Sinne des Artikel 24 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe d
Satz1 Verordnung (EU) Nr. 910/2014.

Die registerfihrende Stelle hat im Rahmen der Registrierung zu priifen, ob ernst-
liche Zweifel an der Rechtsfahigkeit oder Geschéaftsfahigkeit eines Nutzers oder
der Berechtigung eines Nutzers zur Datenibermittiung nach § 11 Absatz 2 Satz 1
bestehen. Ist dies der Fall kann die registerfiihrende Stelle von dem Nutzer oder
dem fiir ihn handelnden Berechtigten die Ubermittlung geeigneter Nachweise tiber
seine Rechtsfahigkeit oder Geschéftsfahigkeit oder tber die Berechtigung zur Da-
tentbermittlung verlangen.

(4) Der Nutzer bestimmt, sofern er Veréffentlichungen fur sich selbst oder als
Beauftragter fur Dritte vornehmen mdéchte, bei seiner Registrierung eine Kennung
und ein Passwort, durch die er sich als Nutzungsberechtigter des Unternehmens-
registers authentifiziert. Es kénnen andere Authentifizierungsverfahren verwendet
werden, soweit diese nach dem Stand der Technik einen vergleichbaren Sicher-
heitsstandard gewahrleisten. Nutzer als Kunden von Datenverarbeitern, die Uber
eine GroRRkundenschnittstelle angebunden sind, kénnen durch den entsprechen-
den Datenverarbeiter ohne Vergabe von Kennung und Passwort registriert wer-
den, wenn die registerfihrende Stelle dies bei einer Anbindung vorsieht.”

8§ 4 wird wie folgt geandert:
a) Satz 2 wird aufgehoben.

b) In dem neuen Satz 2 werden die Worter ,dem Betreiber durch die Woérter ,der
registerfUhrenden Stelle” ersetzt.

8 5 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 werden die Worter ,dem Betreiber durch die Warter ,der registerfiih-
renden Stelle” ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 2 wird das Wort ,Bekanntmachungen“ durch das Wort ,Registerbe-
kanntmachungen® ersetzt.

bb) In Satz 3 werden die Worter ,dem Betreiber® durch die Worter ,der register-
fuhrenden Stelle“ ersetzt.

§ 6 Satz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 1 wird nach dem Wort ,Registernummer® ein Komma und die Worter
»die einheitliche europaische Kennung (EUID)“ eingeflgt.

b) In Nummer 6 wird das Wort ,und“ durch ein Komma ersetzt, werden nach der An-
gabe ,Dokumentenansicht (DK)* die Warter ,und ,strukturierter Registerinhalt (SI)*



Drucksache 144/21 -38 -

sowie gegebenenfalls weitere von der Landesjustizverwaltung bestimmten Doku-
mentarten” eingeflgt und wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.

Die folgenden Nummern 7 bis 9 werden angefugt:

.. Kennzeichnung eines Sitzwechsels und einer Rechtsnachfolge einschlief3lich
der neuen Registerart, des Registergerichts, der Registernummer, der ein-
heitlichen européischen Kennung (EUID) sowie des neuen Ortskennzei-
chens, soweit vorhanden,

8. Kennzeichnung einer Eroffnung, Einstellung oder Aufhebung eines Insol-
venzverfahrens sowie der Aufhebung eines Eréffnungsbeschlusses, soweit
vorhanden, und

9. Kennzeichnung einer Auflésung, Fortsetzung oder Nichtigkeit des Unterneh-
mens, soweit vorhanden.”

7. 8§ 7 wird wie gefolgt geéndert:

a)

b)

In der Uberschrift wird das Wort ,Bekanntmachungen® durch das Wort ,Register-
bekanntmachungen® ersetzt.

Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort ,Bekanntmachungen® durch das
Wort ,Registerbekanntmachungen® ersetzt.

bb) In den Nummern 5, 6 und 7 wird jeweils das Wort ,Bekanntmachung® durch
das Wort ,Registerbekanntmachung” ersetzt.

Folgender Satz wird angefugt:

~Werden keine Indexdaten nach § 6 Satz 1 Nummer 7 bis 9 Ubermittelt, so sind
dem Unternehmensregister diese Informationen als Indexdaten zu Registerbe-
kanntmachungen, als Bekanntmachungsdokument oder als Eintragungsmitteilung
zu Ubermitteln.”

8. 89 wird aufgehoben.

9. § 10 wird wie folgt geédndert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) Die Absatzbezeichnung ,(1)* wird gestrichen.

bb) In Satz 1 werden nach dem Wort ,Handelsgesetzbuchs* das Komma und die
Worter ,mit Ausnahme der gemaR § 326 Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs
lediglich hinterlegten Bilanzen von Kleinstkapitalgesellschaften oder Kleinst-
genossenschaften,” gestrichen.

cc) In Satz 2 werden jeweils die Worter ,vom Betreiber* durch die Wérter ,von der
registerfihrenden Stelle” ersetzt.

dd) Satz 3 wird aufgehoben.

Absatz 2 wird aufgehoben.

10. 8§ 11 wird wie folgt gedndert:
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a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

,§ 11

Datenubermittlung durch Verdoffentlichungs- und Offenlegungspflichtige, durch mit
der Veranlassung der Veroffentlichung oder Offenlegung beauftragte Dritte oder
durch die Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht®.

b) Der Wortlaut wird Absatz 1 und Satz 2 wird wie folgt gefasst:
»8 10 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.”
c) Die folgenden Absatze 2 und 3 werden angefiigt:

,(2) Daten im Sinne des § 8b Absatz 2 Nummer 4 des Handelsgesetzbuchs
sowie die Unterlagen, die dauerhaft hinterlegt werden sollen, sind dem Unterneh-
mensregister unter Verwendung einer von der registerfihrenden Stelle bestimm-
ten, nach dem Stand der Technik gesicherten Internetverbindung wie folgt elektro-
nisch zu Gbermitteln:

1. bei Jahresfinanzberichten oder den in § 328 Absatz 1 Satz 1 des Handelsge-
setzbuchs bezeichneten Rechnungslegungsunterlagen eines Unternehmens,
das als Inlandsemittent (§ 2 Absatz 14 des Wertpapierhandelsgesetzes) Wert-
papiere (8 2 Absatz 1 des Wertpapierhandelsgesetzes) begibt, in dem einheit-
lichen elektronischen Berichtsformat im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 3, und

2. in allen anderen Fallen im strukturierten Format Extensible Markup Language
(XML).

Abweichend von Satz 1 Nummer 2 dirfen bei Unternehmen im Sinne des Satzes 1
Nummer 1 alle nach gesetzlichen Vorschriften offenzulegenden Rechnungsle-
gungsunterlagen in dem einheitlichen elektronischen Berichtsformat im Sinne des
§ 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 (bermittelt werden. Die Ubermittlung der Daten
nach Satz 1 oder Satz 2 erfolgt unter Verwendung eines Vertrauensdienstes nach
der Verordnung (EU) Nr. 910/2014. Im Ubrigen gelten Absatz 1 Satz 3 bis 5 und
8§ 10 Satz 3 entsprechend.

(3) Die Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht Gibermittelt die Daten
im Sinne des 8 8b Absatz 2 Nummer 13 des Handelsgesetzbuchs an das Unter-
nehmensregister elektronisch tber eine nach dem Stand der Technik gesicherte
Internetverbindung.”
11. 8§ 12 wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

,§ 12
Prufung, Zuganglichkeit, Berichtigung und Loschung von Daten®.
b) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,den § 10 Absatz 1 und § 11 durch die Wérter
»,den §§ 10 und 11 Absatz 1“ ersetzt.
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12.

13.

14.

bb) Satz 2 wird durch die folgenden Satze ersetzt:

,Die nach § 11 Absatz 2 Ubermittelten Daten werden unverziiglich nach Mal3-
gabe des § 329 Absatz 1 bis 3 des Handelsgesetzbuchs geprift, soweit eine
solche Prifung gesetzlich vorgeschrieben ist. Die nach 8§ 11 Absatz 2 tber-
mittelten Daten mit Ausnahme der zur dauerhaften Hinterlegung eingestellten
Unterlagen werden unverziglich nach ihrer Prifung oder, falls eine Priifung
gesetzlich nicht vorgeschrieben ist, unverzuglich nach ihrer Ubermittlung im
Unternehmensregister unmittelbar zuganglich gemacht. Werden die tbermit-
telten Unterlagen durch die registerfihrende Stelle fehlerhaft eingestellt, so
wird dies auf Verlangen des Verdoffentlichungs- oder Offenlegungspflichtigen
durch die registerfuhrende Stelle berichtigt.”

c) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe ,Absatz 1 gestrichen.

bb) In Satz 2 wird die Angabe ,§ 11“ durch die Angabe ,§ 11 Absatz 1 und 3* er-
setzt.

§ 13 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worter ,§ 8b Abs.2 Nr. 1 bis 3 und 11“ durch die
Worter ,§ 8b Absatz 2 Nummer 11 und 12“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worter ,Abs. 2 Nr. 1 bis 3 und 11“ durch die Warter
LJAbsatz 2 Nummer 1 bis 3, 11 und 12 ersetzt.

c) Absatz 4 wird wie folgt geéndert:
aa) In Satz 1 werden die Worter ,hinterlegten Bilanzen von Kleinstkapitalgesell-
schaften (8 267a des Handelsgesetzbuchs) oder Kleinstgenossenschaften
(8 336 Absatz 2 Satz 2 des Handelsgesetzbuchs® durch die Wérter ,.zur dau-
erhaften Hinterlegung eingestellten Unterlagen® ersetzt.
bb) In Satz 3 wird das Wort ,Bilanz* durch das Wort ,Unterlage” ersetzt.
In § 14 wird das Wort ,,samtliche” gestrichen.

§ 15 wird wie folgt gedndert:

a) In der Uberschrift wird das Wort L2Auskunftsdienstleistungen“ durch das Wort
,Dienstleistungen* ersetzt.

b) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,Der Betreiber” durch die Wérter ,Die mit der Fuh-
rung des Unternehmensregisters nach 8§ 9a Absatz 1 des Handelsgesetz-
buchs beliehene Stelle* und die Worter ,nach § 326 Absatz 2 des Handelsge-
setzbuchs lediglich hinterlegten Bilanzen von Kleinstkapitalgesellschaften
oder Kleinstgenossenschaften“ durch die Woérter ,zur dauerhaften Hinterle-
gung eingestellten Unterlagen® ersetzt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingeflgt:

,Die mit der Fihrung des Unternehmensregisters beliehene Stelle darf den
Veroffentlichungs- oder Offenlegungspflichtigen eine Konvertierungsleistung



15.

16.
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in das nach 8§ 11 Absatz 2 Satz 1 festgelegte Format sowie grafische und ge-
stalterische Dienstleistungen anbieten.”

cc) Indem neuen Satz 3 werden die Worter ,,Der Betreiber” durch die Woérter ,Der
mit der Fuhrung des Unternehmensregisters Beliehene® ersetzt.

§ 16 wird wie folgt geédndert:

a) In Absatz 1 werden die Worter ,dem Betreiber durch die Warter ,der registerfih-
renden Stelle” ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,dem Betreiber durch die Warter ,der register-
fuhrenden Stelle“ ersetzt.

bb) In Satz 3 werden die Worter ,der Betreiber” durch die Worter ,die registerfuh-
rende Stelle* und die Wdrter ,den Betreiber durch die Worter ,die registerfih-
rende Stelle“ ersetzt.

§ 18 wird wie folgt gefasst:

.S 18
Ubergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie
Die 88 1 bis 4, 10 bis 13 und 15 in der ab dem 1. August 2022 geltenden Fassung
sind erstmals auf Rechnungslegungsunterlagen und Unternehmensberichte fiir das
nach dem 31. Dezember 2021 beginnende Geschéftsjahr anzuwenden. Die in Satz 1
bezeichneten Vorschriften in der bis einschlie3lich 31. Juli 2022 geltenden Fassung

sind letztmals anzuwenden auf Rechnungslegungsunterlagen und Unternehmensbe-
richte fur das vor dem 1. Januar 2022 beginnende Geschéftsjahr.”

Artikel 14

Anderung des Wertpapierhandelsgesetzes

Das Wertpapierhandelsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. September

1998 (BGBI. | S. 2708), das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 1 des Gesetzes vom 9. Dezem-
ber 2020 (BGBI. | S. 2773) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

8 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

»1. unverziglich der das Unternehmensregister fuhrenden Stelle zur Einstellung in
das Unternehmensregister Gbermitteln und®.

In § 41 Absatz 1 Satz 3 und § 43 Absatz 2 werden jeweils die Woérter ,dem Unterneh-
mensregister nach 8§ 8b des Handelsgesetzbuchs zur Speicherung“ durch die Worter
,der das Unternehmensregister fhrenden Stelle zur Einstellung in das Unternehmens-
register” ersetzt.

In 8§ 107 Absatz 1 Satz 6 werden die Worter ,im Bundesanzeiger bekannt machen®
durch die Worter ,der das Unternehmensregister fihrenden Stelle zur Einstellung in
das Unternehmensregister Gbermitteln® ersetzt.
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1.

§ 109 Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

In Satz 4 werden die Worter ,im Bundesanzeiger sowie entweder* gestrichen.
Folgender Satz wird angefugt:

.Die Bekanntmachung ist auRerdem unverziglich der das Unternehmensregister
fuhrenden Stelle zur Einstellung in das Unternehmensregister zu tbermitteln.*

§ 114 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

In Satz 3 werden die Worter ,dem Unternehmensregister im Sinne des § 8b des
Handelsgesetzbuchs zur Speicherung® durch die Worter ,der das Unternehmens-
register fuhrenden Stelle zur Einstellung in das Unternehmensregister” ersetzt.

In Satz 4 werden die Worter ,das Unternehmensregister zur Speicherung“ durch
die Worter ,die das Unternehmensregister fuhrende Stelle zur Einstellung in das
Unternehmensregister” ersetzt.

§ 115 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

In Satz 3 werden die Woérter ,dem Unternehmensregister im Sinne des § 8b des
Handelsgesetzbuchs zur Speicherung® durch die Woérter ,der das Unternehmens-
register fuhrenden Stelle zur Einstellung in das Unternehmensregister” ersetzt.

In Satz 4 werden die Worter ,das Unternehmensregister zur Speicherung” durch
die Worter ,die das Unternehmensregister flihrende Stelle zur Einstellung in das
Unternehmensregister” ersetzt.

§ 116 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Satz 2 werden die Worter ,dem Unternehmensregister im Sinne des § 8b des
Handelsgesetzbuchs zur Speicherung“ durch die Woarter ,der das Unternehmens-
register fihrenden Stelle zur Einstellung in das Unternehmensregister” ersetzt.

In Satz 3 werden die Worter ,das Unternehmensregister zur Speicherung“ durch
die Worter ,die das Unternehmensregister fiihrende Stelle zur Einstellung in das
Unternehmensregister” ersetzt.

In 8 26 Absatz 1 und 2, 8 40 Absatz 1 Satz 1, § 46 Absatz 2 Satz 2, § 50 Absatz 1
Satz 2, § 51 Absatz 2 und 8§ 118 Absatz 4 Satz 4 werden jeweils die Worter ,dem Un-
ternehmensregister im Sinne des 8 8b des Handelsgesetzbuchs zur Speicherung*
durch die Worter ,der das Unternehmensregister fiUhrenden Stelle zur Einstellung in
das Unternehmensregister” ersetzt.

Artikel 15

Anderung des Vermdgensanlagengesetzes

Das Vermogensanlagengesetz vom 6. Dezember 2011 (BGBI. | S. 2481), das zuletzt
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. August 2020 (BGBI. | S. 1874) geandert worden ist,
wird wie folgt geandert:

In der Inhaltstibersicht wird die Angabe zu § 23 wie folgt gefasst:
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»§ 23 Erstellung und Offenlegung von Jahresberichten®.
§ 23 wird wie folgt geéndert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,Bekanntmachung® durch das Wort ,Offenlegung*
ersetzt.

b) In Absatz 1 werden die Worter ,beim Betreiber des Bundesanzeigers elektronisch
einzureichen® durch die Worter ,der das Unternehmensregister fihrenden Stelle
elektronisch zur Einstellung in das Unternehmensregister zu ibermitteln” ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) 8325 Absatz 1b, 2a, 2b, 5 und 6 sowie § 328 Absatz 1 Satz 1 bis 3, Ab-
satz 1a bis 4 und 8 329 Absatz 1, 2 und 4 des Handelsgesetzbuchs gelten ent-
sprechend.”

d) Absatz 4 wird aufgehoben.

In § 24 Absatz 1 Satz 2 werden nach der Angabe ,Halbsatz 1“ die Wérter ,und Satz 5
eingeflgt.

§ 31 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

aa) In Satz 2 werden die Worter ,treten im Falle der Erstellung eines Jahresbe-
richts die Pflichten nach § 23 Absatz 1 und 3 dieses Gesetzes" durch die Wor-
ter ,tritt im Falle der Erstellung eines Jahresberichts die Pflicht nach § 23 Ab-
satz 1“ ersetzt.

bb) Satz 3 wird aufgehoben.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden in dem Satzteil vor Nummer 1 die Worter ,dem Betrei-
ber des Bundesanzeigers® durch die Worter ,der das Unternehmensregister fuh-
renden Stelle” ersetzt.

c) In Absatz 4 werden die Worter ,im Bundesanzeiger offentlich bekannt machen®
durch die Worter ,der das Unternehmensregister fuhrenden Stelle zur Einstellung
in das Unternehmensregister Ubermitteln® ersetzt.

Dem § 32 wird folgender Absatz ... [einsetzen: nachster bei der Verkindung freier Ab-
satz mit Zahlbezeichnung] angefugt:

(... [einsetzen: nachster bei der Verkindung freier Absatz mit Zahlbezeichnung])

Die 88 23 und 31 in der ab dem 1. August 2022 geltenden Fassung sind erst-

mals auf Jahresberichte flr das nach dem 31. Dezember 2021 beginnende Geschéfts-

jahr anzuwenden. Die in Satz 1 bezeichneten Vorschriften in der bis einschlielich 31.

Juli 2022 geltenden Fassung sind letztmals anzuwenden auf Jahresberichte fur das vor
dem 1. Januar 2022 beginnende Geschéftsjahr.”
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Artikel 16

Anderung des Publizitatsgesetzes

Das Publizitatsgesetz vom 15. August 1969 (BGBI. | S. 1189), das zuletzt durch Arti-
kel 15 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2637) geéndert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

1. 8 2 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,beim Betreiber des Bundesanzeigers” durch die
Worter ,der das Unternehmensregister fuhrenden Stelle* und wird das Wort
»einzureichen® durch die Worter ,zur Einstellung in das Unternehmensregister
zu Ubermitteln® ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Worter ,beim Betreiber des Bundesanzeigers elektro-
nisch einzureichen” durch die Worter ,der das Unternehmensregister fihren-
den Stelle elektronisch zur Einstellung in das Unternehmensregister zu tber-
mitteln ersetzt.

cc) Satz 3 wird aufgehoben.

In Absatz 3 Satz 6 werden die Worter ,beim Betreiber des Bundesanzeigers elekt-
ronisch einzureichen® durch die Worter ,der das Unternehmensregister fliihrenden
Stelle elektronisch zur Einstellung in das Unternehmensregister zu Ubermitteln® er-
setzt und werden das Semikolon sowie die Worter ,Absatz 2 Satz 3 gilt entspre-
chend® gestrichen.

2. 89 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In der Uberschrift werden die Worter ,den Betreiber des Bundesanzeigers“ durch
die Worter ,die das Unternehmensregister fihrende Stelle” ersetzt.

Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 wird das Wort ,soweit* durch das Wort ,sofern“ und werden die Wér-
ter ,§ 325 Absatz 1 bis 2b, 4 bis 6, § 328" durch die Worter ,§ 325 Absatz 1
bis 2b, 4 bis 6 sowie der 88§ 327a und 328" ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe ,§ 329 Abs. 1 und 4“ durch die Wérter ,§ 329 Ab-
satz 1, 2 und 4“ ersetzt.

3. In 810 Satz 2 wird das Wort ,Bekanntmachung“ durch das Wort ,Einstellung® und das
Wort ,Bundesanzeiger durch das Wort ,Unternehmensregister” ersetzt.

4. 8§12 wird wie folgt geandert:

a)

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,beim Betreiber des Bundesanzeigers® durch die
Worter ,der das Unternehmensregister fuhrenden Stelle® und wird das Wort
»einzureichen® durch die Worter ,zur Einstellung in das Unternehmensregister
zu Ubermitteln® ersetzt.
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bb) In Satz 2 werden die Woérter ,beim Betreiber des Bundesanzeigers elektro-
nisch einzureichen” durch die Worter ,der das Unternehmensregister fihren-
den Stelle elektronisch zur Einstellung in das Unternehmensregister zu uber-
mitteln® ersetzt.

cc) Satz 3 wird aufgehoben.

b) In Absatz 3 Satz 3 werden die Worter ,§ 2 Abs. 3 Satz 3 bis 8 durch die Warter
»8 2 Absatz 3 Satz 3 bis 7“ ersetzt.

§ 15 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 werden die Worter ,des § 325 Abs. 3 bis 6“ durch die Worter ,des § 325
Absatz 3 bis 6 sowie des § 327a" ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Worter ,des Betreibers des Bundesanzeigers § 329 Abs. 1
und 4“ durch die Worter ,der das Unternehmensregister fihrenden Stelle § 329
Absatz 1, 2 und 4 ersetzt.

In 8 20 Absatz 2 werden die Worter ,beim Betreiber des Bundesanzeigers® durch die
Worter ,an die das Unternehmensregister fihrende Stelle“ und wird das Wort ,ein-
reicht“ durch das Wort ,lbermittelt* ersetzt.

In § 21 Satz 1 wird das Wort ,Bundesanzeiger durch das Wort ,Unternehmensregister*
ersetzt.

Dem § 22 wird folgender Absatz ... [einsetzen: nachster bei der Verkindung freier Ab-
satz mit Zahlbezeichnung] angefugt:

(... [einsetzen: nachster bei der Verkindung freier Absatz mit Zahlbezeichnung])
Die 8§ 2, 9, 10, 12, 15, 20 und 21 in der ab dem 1. August 2022 geltenden Fassung
sind erstmals auf Rechnungslegungsunterlagen fur das nach dem 31. Dezember 2021
beginnende Geschaftsjahr anzuwenden. Die in Satz 1 bezeichneten Vorschriften in der
bis einschlieB3lich 31. Juli 2022 geltenden Fassung sind letztmals anzuwenden auf
Rechnungslegungsunterlagen fiir das vor dem 1. Januar 2022 beginnende Geschafts-
jahr.”

Artikel 17

Anderung des Umwandlungsgesetzes

Das Umwandlungsgesetz vom 28. Oktober 1994 (BGBI. | S. 3210; 1995 | S. 428), das

zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2694) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

2.

In § 19 Absatz 3 werden die Worter ,ihrem ganzen Inhalt nach” gestrichen.
8§ 22 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

,Die Glaubiger sind in einer Bekanntmachung zu der jeweiligen Eintragung auf dieses
Recht hinzuweisen.”

In 8 137 Absatz 3 Satz 3 werden das Semikolon und die Woérter ,gesetzlich vorgese-
hene Bekanntmachungen Uber die Eintragung der neuen Rechtstrager sind erst da-
nach zulassig“ gestrichen.
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4.

In 8 201 werden die Worter ,ihrem ganzen Inhalt nach® gestrichen.

Artikel 18

Anderung des Aktiengesetzes

Das Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBI. | S. 1089), das zuletzt durch Arti-

kel 15 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBI. | S. 3256) gedndert worden ist, wird
wie folgt geandert:

1.

In 8 37 Absatz 2 Satz 1 werden die Worter ,§ 76 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 und 3 sowie
Satz 3“ durch die Worter ,§ 76 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 und 3 sowie Satz 3 und 4¢
ersetzt.

Nach 8§ 76 Absatz 3 Satz 2 wird folgender Satz eingeflgt:

»Satz 2 Nummer 2 gilt entsprechend, wenn die Person in einem anderen Mitgliedstaat
der Européischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tber den
Europaischen Wirtschaftsraum einem vergleichbaren Verbot unterliegt.”

In § 81 Absatz 3 Satz 1 wird nach den Wodrtern ,sowie Satz 3“ die Angabe ,und 4 ein-
geflgt.

§ 225 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Die Glaubiger sind in einer Bekanntmachung zu der Eintragung auf dieses Recht hin-
zuweisen.”

§ 233 Absatz 2 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 2 werden die Woarter ,nach der Bekanntmachung des Jahresabschlusses,
auf Grund dessen die Gewinnverteilung beschlossen ist* durch ein Komma und
die Worter ,nachdem der der Gewinnverteilung zugrundeliegende Jahresab-
schluss in das Unternehmensregister eingestellt worden ist* ersetzt.

b) Satz 4 wird wie folgt gefasst:

,Die Glaubiger sind auf die Befriedigung und Sicherstellung durch eine gesonderte
Erklarung hinzuweisen, die der das Unternehmensregister fihrenden Stelle ge-
meinsam mit dem Jahresabschluss elektronisch zur Einstellung in das Unterneh-
mensregister zu ubermitteln ist.”

In § 256 Absatz 6 Satz 1 werden die Worter ,der Bekanntmachung nach § 325 Abs. 2
des Handelsgesetzbuchs” durch die Wérter ,der Einstellung des Jahresabschlusses in
das Unternehmensregister” ersetzt.

In 8 265 Absatz 2 Satz 2 werden die Worter ,Satz 2 und 3“ durch die Worter ,Satz 2
bis 4“ ersetzt.

§ 303 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Die Glaubiger sind in einer Bekanntmachung zu der Eintragung auf dieses Recht hin-
zuweisen.”

§ 321 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:



-47 - Drucksache 144/21

,Die Glaubiger sind in einer Bekanntmachung zu der Eintragung auf dieses Recht hin-
zuweisen.”

Artikel 19

Anderung des Einfilhrungsgesetzes zum Aktiengesetz

Vor dem Zweiten Abschnitt des Einflihrungsgesetzes zum Aktiengesetz vom 6. Sep-
tember 1965 (BGBI. | S. 1185), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 12. Dezember
2019 (BGBI. | S. 2637) geandert worden ist, wird folgender § 26... [einsetzen: nachster bei
der Verkiindung freier Buchstabenzusatz] eingefiigt:

»3 26... [einsetzen: nachster bei der Verkiindung freier Buchstabenzusatz]
Ubergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie

(1) 837 Absatz 2 Satz 1, § 76 Absatz 3 Satz 3, § 81 Absatz 3 Satz 1 und § 265 Ab-
satz 2 Satz 2 des Aktiengesetzes in der ab dem 1. August 2022 geltenden Fassung sind
erstmals ab dem 1. August 2023 anzuwenden.

(2) & 233 Absatz 2 Satz 2 und 4 und § 256 Absatz 6 Satz 1 des Aktiengesetzes in der
ab dem 1. August 2022 geltenden Fassung sind erstmals auf Jahresabschliisse fir das
nach dem 31. Dezember 2021 beginnende Geschéftsjahr anzuwenden. Die in Satz 1 be-
zeichneten Vorschriften in der bis einschlielich 31. Juli 2022 geltenden Fassung sind letzt-
mals anzuwenden auf Jahresabschlisse fiir das vor dem 1. Januar 2022 beginnende Ge-
schaftsjahr.”

Artikel 20

Anderung des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit be-
schrankter Haftung

Das Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschrankter Haftung in der im Bundes-
gesetzblatt Teil lll, Gliederungsnummer 4123-1, vertffentlichten bereinigten Fassung, das
zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBI. | S. 3256) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In der Inhaltstibersicht wird die Angabe zu der Anlage durch die folgenden Angaben
ersetzt:

JAnlage 1 (zu § 2 Absatz 1a)

Anlage 2 (zu § 2 Absatz 3)“.
2. 8§ 2 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1a Satz 2 werden die Wérter ,der Anlage® durch die Angabe ,Anlage 1°
ersetzt.

b) Folgender Absatz 3 wird angeflgt:
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3.

»(3) Die notarielle Beurkundung des Gesellschaftsvertrags sowie im Rahmen
der Griindung der Gesellschaft gefasste Beschlisse der Gesellschafter kénnen im
Fall einer Griindung ohne Sacheinlagen auch mittels Videokommunikation gemaf3
den 88 16a bis 16e des Beurkundungsgesetzes erfolgen. In diesem Fall gentigen
abweichend von Absatz 1 Satz 2 fir die Unterzeichnung die qualifizierten elektro-
nischen Signaturen der mittels Videokommunikation an der Beurkundung teilneh-
menden Gesellschafter. Die Griindung mittels Videokommunikation kann auch im
Wege des vereinfachten Verfahrens nach Absatz 1a oder unter Verwendung der
in Anlage 2 bestimmten Musterprotokolle erfolgen. Bei Verwendung der in An-
lage 2 bestimmten Musterprotokolle gilt Absatz 1a Satz 3 bis 5 entsprechend.”

Nach 8§ 6 Absatz 2 Satz 2 wird folgender Satz eingeflgt:

»Satz 2 Nummer 2 gilt entsprechend, wenn die Person in einem anderen Mitgliedstaat
der Européaischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tber den
Europaischen Wirtschaftsraum einem vergleichbaren Verbot unterliegt.”

§ 8 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 Nummer 3 werden nach dem Wort ,unterschriebene* die Worter ,oder
mit den qualifizierten elektronischen Signaturen der Anmeldenden versehene® ein-
gefugt.

b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,D0as Gericht kann bei erheblichen Zweifeln an der Richtigkeit der Versicherung
Nachweise wie insbesondere die Vorlage von Einzahlungsbelegen eines in der
Europaischen Union niedergelassenen Finanzinstituts oder Zahlungsdienstleisters
verlangen.®

c) In Absatz 3 Satz 1 wird nach den Wortern ,sowie Satz 3“ die Angabe ,und 4“ ein-
geflgt.

In § 39 Absatz 3 Satz 1 wird nach den Wodrtern ,sowie Satz 3“ die Angabe ,und 4 ein-
geflgt.

8§ 40 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wortern ,von ihnen unterschriebene” die Wor-
ter ,oder mit ihrer qualifizierten elektronischen Signatur versehene® eingefigt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wortern ,anstelle der Geschéaftsfihrer zu un-
terschreiben” die Warter ,oder mit seiner qualifizierten elektronischen Signatur zu
versehen® eingeflgt.

§ 58d Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

,Die Glaubiger sind auf die Befriedigung oder Sicherstellung durch eine gesonderte
Erklarung hinzuweisen, die der das Unternehmensregister fihrenden Stelle gemein-
sam mit dem Jahresabschluss elektronisch zur Einstellung in das Unternehmensregis-
ter zu Ubermitteln ist.”

In § 66 Absatz 4 werden die Worter ,Satz 2 und 3“ durch die Wérter ,Satz 2 bis 4“ er-
setzt.

In 8 67 Absatz 3 Satz 1 wird nach den Wodrtern ,sowie Satz 3 die Angabe ,und 4“ ein-
geflgt.
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10. Die Anlage wird Anlage 1 und wird wie folgt geandert:

a) Buchstabe a wird wie folgt geéndert:
aa) Nach dem Wort ,erschien werden die Worter ,[mittels Videokommunikation]
®)“ und nach den Wortern ,mit beschrankter Haftung“ werden die Woérter ,[mit-
tels Videokommunikation] 9 eingefugt.

bb) Den Hinweisen wird folgende Ful3note angeflgt:

,°) Hinweis auf die Videokommunikation im Falle einer Prasenzbeurkundung
zu streichen.”

b) Buchstabe b wird wie folgt geandert:
aa) Nach dem Wort ,erschienen werden die Worter ,[mittels Videokommunika-
tion] ®)“ und nach den Wortern ,mit beschrankter Haftung“ werden die Worter
,[mittels Videokommunikation] ® eingefuigt.

bb) Den Hinweisen wird folgende Ful3note angeflgt:

,°) Hinweis auf die Videokommunikation im Falle einer Prasenzbeurkundung
zu streichen.”

11. Folgende Anlage 2 wird angeflgt:

~<Anlage 2
(zu § 2 Absatz 3)

a) Musterprotokoll fir die Griindung einer Einpersonengesellschaft mit-
tels Videokommunikation

UR.Nr. ............

1. Der/Die? Erschienene errichtet hiermit nach § 2 Absatz 3 GmbHG mittels einer Be-
urkundung im Wege der Videokommunikation nach den 88 16a ff. BeurkG eine Gesell-
schaft mit beschrankter Haftung unter der Firma ...... ......... .........

o)

Nicht Zutreffendes streichen. Bei juristischen Personen ist die Anrede Herr/Frau wegzulassen.

Hier sind neben der Bezeichnung des Gesellschafters und den Angaben zur notariellen Identitatsfest-
stellung ggf. der Giterstand und die Zustimmung des Ehegatten sowie die Angaben zu einer etwaigen
Vertretung zu vermerken.
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MIt AEM SIZ N covniiieiees e e s e eaans .

2. Gegenstand des Unternehmens ist ...... ...cccooeiiees coviiiiin ceen « .

3. Das Stammkapital der Gesellschaft betragt ...... ............c. ... Sl (P
...... Euro) und wird vollstéandig von:

HEIMN/FrauY ........ oot cees e et eeeveeans o (Geschaftsanteil Nr. 1) tbernom-
men.

Die_EinIage istin Geld zu erbringen, und zwar sofort in voller Héhe/zu 50 Prozent sofort,
im Ubrigen sobald die Gesellschafterversammlung ihre Einforderung beschlie3t®.

4. Zum Geschaftsfihrer der Gesellschaft wird/ Zu den Geschéftsfihrern der Gesell-
schaft werden®

Herr/Frau® ... ... .........

QBN 81 ORI
Herr/Fr ; UA) .................................................................. :
QSN A e ROTGIr

................................................................ bestellt.»

Der Geschéftsfuihrer ist/Die Geschéaftsfiihrer sind® von den Beschrankungen des § 181
des Birgerlichen Gesetzbuchs befreit. Ist nur ein Geschéftsfiihrer bestellt, so vertritt
dieser die Gesellschaft allein. Sind mehrere Geschéaftsfihrer bestellt, so wird die Ge-
sellschaft durch zwei Geschaftsfihrer gemeinsam oder durch einen Geschéftsfihrer
gemeinschaftlich mit einem Prokuristen vertreten.

5. Die Gesellschaft tragt die mit der Griindung verbundenen Kosten bis zu einem Ge-
samtbetrag von 600 €, héchstens jedoch bis zum Betrag inres Stammkapitals. Dartber-
hinausgehende Kosten tragt der Gesellschafter.

6. Von dieser Urkunde erhalt eine Ausfertigung jeder Gesellschafter, beglaubigte Ab-
lichtungen die Gesellschaft und das Registergericht (in elektronischer Form) sowie eine
einfache Abschrift das Finanzamt — Korperschaftsteuerstelle —.

7. Der/Die Erschienene® wurden vom Notar/von der Notarin® insbesondere auf Fol-
gendes hiNgeWIESEN: . . ... coeieer weeeeeeieiiiee ceeeeeeee ceeeeeen

b) Musterprotokoll fir die Griindung einer Mehrpersonengesellschaft
mittels Videokommunikation

%)
‘)

Nicht Zutreffendes streichen. Bei der Unternehmergesellschaft muss die zweite Alternative gestrichen
werden.

Nicht Zutreffendes streichen.

Weitere Geschaftsfiihrer kbnnen erganzt werden.
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UR.Nr. ............
[ L1 (ST 0 [T o T ,

erschienen mittels Videokommunikation VOr Mir, . . . .oooeiieies ivies ciies eeeiiiees creee s

Herr/Frau?
---------------------------------------------------------------------------- 2)

Herr/Frau?
---------------------------------------------------------------------------- 2)

Herr/FrauV
2)

1. Die Erschienenen errichten hiermit nach § 2 Absatz 3 GmbHG durch Beurkundung
des Gesellschaftsvertrages mittels Videokommunikation nach den 8§ 16a ff. BeurkG
eine Gesellschaft mit beschrankter Haftung unter der Firma ...... ......... .........

Mit dem SItZ N .....ccoies o i s s e .
2. Gegenstand des Unternehmens ist ...... .c.ccooeeeiees coviciin ceen o s .

3. Das Stammkapital der Gesellschaft betragt ...... ........cc.... ... €01-W. e
...... Euro) und wird wie folgt ibernommen:

HErrFrau® ........ coccees et ceeeeiee e e Ubernimmt einen Geschéftsanteil
mit einem Nennbetrag in HOhe von ... . . € (i. W. ... s i it e . Euro)
(Geschaftsanteil Nr. 1),

HErr/Frau® ........ coceies cees e et e Ubernimmt einen Geschéftsanteil
mit einem Nennbetrag in Hohe von .... . . € (i. W. ... oooiiis it i e . Euro)
(Geschaftsanteil Nr. 2),

HErr/Frau® ........ coccves et e et e ubernimmt einen Geschaftsanteil
mit einem Nennbetrag in Hohe von .... . . € (i. W. ... oooiiis it i e . Euro)
(Geschaftsanteil Nr. 3).

o)

%)

Nicht Zutreffendes streichen. Bei juristischen Personen ist die Anrede Herr/Frau wegzulassen.

Hier sind jeweils neben der Bezeichnung des Gesellschafters und den Angaben zur notariellen Identi-
tatsfeststellung ggf. der Guterstand und die Zustimmung des Ehegatten sowie die Angaben zu einer
etwaigen Vertretung zu vermerken.

Nicht Zutreffendes streichen.
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Die Einlagen sind in Geld zu erbringen, und zwar sofort in voller Hohe/zu 50 Prozent
sofort, im Ubrigen sobald die Gesellschafterversammlung ihre Einforderung be-
schlief3t.¥)

4. Zum Geschaftsfihrer der Gesellschaft wird/ Zu den Geschéftsfiihrern der Gesell-
schaft werden?®

Herr/Frau® .... ..... ...
geboren am ..... ...ccccet eeens ,wohnhaftin ...ooeee cvves vevennn,
Herr/Frau® .... ..... .........
geboren am ..... ...ccoeev eeens ,wohnhaftin ......... covev vevenni.

................................................................ bestellt.®

Der Geschéftsfuihrer ist/Die Geschéftsfuhrer sind® von den Beschrankungen des § 181
des Birgerlichen Gesetzbuchs befreit. Ist nur ein Geschéftsfiihrer bestellt, so vertritt
dieser die Gesellschaft allein. Sind mehrere Geschéaftsfihrer bestellt, so wird die Ge-
sellschaft durch zwei Geschaftsfihrer gemeinsam oder durch einen Geschéftsfiihrer
gemeinschaftlich mit einem Prokuristen vertreten.

5. Die Gesellschaft tragt die mit der Griindung verbundenen Kosten bis zu einem Ge-
samtbetrag von 600 €, héchstens jedoch bis zum Betrag ihres Stammkapitals. Darlber-
hinausgehende Kosten tragen die Gesellschafter im Verhaltnis der Nennbetrage ihrer
Geschéftsanteile.

6. Von dieser Urkunde erhalt eine Ausfertigung jeder Gesellschafter, beglaubigte Ab-
lichtungen die Gesellschaft und das Registergericht (in elektronischer Form) sowie eine
einfache Abschrift das Finanzamt — Korperschaftsteuerstelle —.

7. Die Erschienenen wurden vom Notar/von der Notarin® insbesondere auf Folgendes
hingewiesen: . . ... oot i e “

Artikel 21

Anderung des GmbHG-Einfiihrungsgesetzes

Dem GmbHG-Einfihrungsgesetz vom 23. Oktober 2008 (BGBI. | S. 2026, 2031), das
zuletzt durch ... geandert worden ist, wird folgender § ... [einsetzen: nachster bei der Ver-
kindung freier Paragraph mit Zahlbezeichnung] angefugt:

4 Nicht Zutreffendes streichen. Bei der Unternehmergesellschaft muss die zweite Alternative gestrichen
werden.
5 Weitere Geschaftsfiihrer kbnnen erganzt werden.
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,S ... [einsetzen: nachster bei der Verkiindung freier Paragraph mit Zahlbezeichnung]
Ubergangsvorschriften zum Gesetz zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie

(1) 86 Absatz 2 Satz 3, 8 8 Absatz 3 Satz 1, 8 39 Absatz 3 Satz 1, § 66 Absatz 4 und
8 67 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschrénkter Haftung
in der ab dem 1. August 2022 geltenden Fassung sind erstmals ab dem 1. August 2023
anzuwenden.

(2) & 58d Absatz 2 Satz 4 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschrank-
ter Haftung in der ab dem 1. August 2022 geltenden Fassung ist erstmals auf Jahresab-
schlisse fur das nach dem 31. Dezember 2021 beginnende Geschéftsjahr anzuwenden.
8§ 58d Absatz 2 Satz 4 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschrénkter Haf-
tung in der bis einschlief3lich 31. Juli 2022 geltenden Fassung ist letztmals anzuwenden auf
Jahresabschlisse fir das vor dem 1. Januar 2022 beginnende Geschaftsjahr.”

Artikel 22

Anderung des Genossenschaftsgesetzes

Das Genossenschaftsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Okto-
ber 2006 (BGBI. | S. 2230), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 22. Dezember
2020 (BGBI. | S. 1874) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Die Inhaltstibersicht wird wie folgt geandert:

a) Die Angabe zu § 156 wird wie folgt gefasst:

,§ 156 Anwendbarkeit von Vorschriften Gber das Handelsregister; Bekanntmachung von Eintragungen, Regis-
terbekanntmachungen®.

b) Folgende Angabe wird angefiigt:

.8 ... [einsetzen: nachster bei der Verkiindung freier Paragraph mit Zahlbezeichnung] Ubergangsvorschrift
zum Gesetz zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie®.

2. 8§12 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Die Absatzbezeichnung ,(1)* wird gestrichen.
bb) Die Worter ,,im Auszug“ werden gestrichen.
b) Absatz 2 wird aufgehoben.
3. 816 Absatz 5 Satz 4 wird aufgehoben.

4. In § 22 Absatz 1 werden die Worter ,bei der Bekanntmachung der Eintragung“ durch
die Worter ,in einer Bekanntmachung zu der Eintragung® ersetzt.

5. § 28 Satz 3 wird aufgehoben.

6. In 829 Absatz 3 werden die Worter ,bekannt gemacht* durch das Wort ,eingetragen®
und wird das Wort ,Bekanntmachung“ durch das Wort ,Eintragung® ersetzt.
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10.

11.

12.

13.

14.

§ 42 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

»8 29 gilt entsprechend.”

8 51 Absatz 5 Satz 3 wird aufgehoben.

§ 53a Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

»3. ein Nachweis Uber die im Prufungszeitraum erfolgte Einstellung des Jahresab-
schlusses im Unternehmensregister oder darlber, dass der Jahresabschluss zur
Einstellung an die das Unternehmensregister fihrende Stelle Gbermittelt wurde;*.

§ 89 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

,Die Eréffnungsbilanz ist nach § 339 des Handelsgesetzbuchs offenzulegen.”

§ 102 wird wie folgt geandert:

a) Die Absatzbezeichnung ,(1)* wird gestrichen.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

§ 156 wird wie folgt gefasst:

,§ 156

Anwendbarkeit von Vorschriften Gber das Handelsregister; Bekanntmachung von Ein-
tragungen, Registerbekanntmachungen

§ 8 Absatz 1 sowie die 88 8a, 9, 10, 10a und 11 des Handelsgesetzbuchs finden
auf das Genossenschaftsregister Anwendung.”

Dem § 157 wird folgender Satz angefiigt:

,Eine offentliche Beglaubigung mittels Videokommunikation gemaf § 40a des Beur-
kundungsgesetzes ist zulassig.”

Folgender § ... [einsetzen: nachster bei der Verkindung freier Paragraph mit Zahlbe-
zeichnung] wird angeflgt:

.3 ... [einsetzen: nachster bei der Verkindung freier Paragraph mit Zahlbezeichnung]
Ubergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie

§ 53a Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 und § 89 Satz 3 in der ab dem 1. August 2022
geltenden Fassung sind erstmals auf Rechnungslegungsunterlagen fir das nach dem
31. Dezember 2021 beginnende Geschéftsjahr anzuwenden. Die in Satz 1 bezeichne-
ten Vorschriften in der bis einschlief3lich 31. Juli 2022 geltenden Fassung sind letztmals
anzuwenden auf Rechnungslegungsunterlagen fur das vor dem 1. Januar 2022 begin-
nende Geschaftsjahr.”
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Artikel 23

Anderung der Verordnung tber Formblatter fiir die Gliederung

des Jahresabschlusses von Wohnungsunternehmen

Die Verordnung uber Formblatter fur die Gliederung des Jahresabschlusses von Woh-

nungsunternehmen vom 22. September 1970 (BGBI. | S. 1334), die zuletzt durch Artikel 15
des Gesetzes vom 16. Oktober 2020 (BGBI. | S. 2187) geéndert worden ist, wird wie folgt
geandert:

1.

In § 2a Satz 1 werden die Worter ,elektronisch beim Betreiber des Bundesanzeigers
einreichen® durch die Worter ,der das Unternehmensregister fuhrenden Stelle elektro-
nisch zur Einstellung in das Unternehmensregister tbermitteln“ ersetzt.

8 4 wird wie folgt gefasst:

1!§ 4
§ 2a Satz 1 in der ab dem 1. August 2022 geltenden Fassung ist erstmals auf
Rechnungslegungsunterlagen fur das nach dem 31. Dezember 2021 beginnende Ge-
schéaftsjahr anzuwenden. § 2a Satz 1 in der bis einschlie3lich 31. Juli 2022 geltenden

Fassung ist letztmals anzuwenden auf Rechnungslegungsunterlagen fir das vor dem
1. Januar 2022 beginnende Geschéaftsjahr.”

Artikel 24

Anderung des Energiewirtschaftsgesetzes

Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBI. | S. 1970, 3621), das zuletzt

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBI. | S. 3138) geandert worden
ist, wird wie folgt geandert:

1.

§ 6b Absatz 4 wird wie folgt geéndert:

a) In Satz 1 werden die Worter ,beim Betreiber des Bundesanzeigers elektronisch
einzureichen durch die Worter ,der das Unternehmensregister fihrenden Stelle
elektronisch zur Einstellung in das Unternehmensregister zu dbermitteln® ersetzt.

b) Satz 2 wird aufgehoben.

§ 6¢ wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben.

b) In Absatz 2 werden die Worter ,dem Betreiber des Bundesanzeigers® durch die
Worter ,der das Unternehmensregister flhrenden Stelle” ersetzt.

Dem 8§ 118 wird folgender Absatz ... [einsetzen: nachster bei der Verkindung freier
Absatz mit Zahlbezeichnung] angefigt:



Drucksache 144/21 -56 -

(... [einsetzen: nachster bei der Verkindung freier Absatz mit Zahlbezeichnung])

§ 6b Absatz 4 und 8§ 6¢ Absatz 1 und 2 in der ab dem 1. August 2022 gelten-

den Fassung sind erstmals auf Rechnungslegungsunterlagen fir das nach dem

31. Dezember 2021 beginnende Geschéftsjahr anzuwenden. Die in Satz 1 bezeichne-

ten Vorschriften in der bis einschlief3lich 31. Juli 2022 geltenden Fassung sind letztmals

anzuwenden auf Rechnungslegungsunterlagen fur das vor dem 1. Januar 2022 begin-
nende Geschaftsjahr.”

Artikel 25

Anderung des Entgelttransparenzgesetzes

Das Entgelttransparenzgesetz vom 30. Juni 2017 (BGBI. | S. 2152) wird wie folgt ge-
andert:

1. In 822 Absatz 4 werden die Woérter ,im Bundesanzeiger zu verdffentlichen® durch die
Worter ,im Unternehmensregister offenzulegen” ersetzt.

2. Dem § 25 wird folgender Absatz 4 angefugt:

»(4) 822 Absatz 4 in der ab dem 1. August 2022 geltenden Fassung ist erstmals
anzuwenden auf Berichte zur Gleichstellung und Entgeltgleichheit, die Lageberichten
beizufiigen sind, welche fir das nach dem 31. Dezember 2021 beginnende Geschafts-
jahr aufgestellt werden.®

Artikel 26

Anderung des Kapitalanlagegesetzbuchs

Das Kapitalanlagegesetzbuch vom 4. Juli 2013 (BGBI. | S. 1981), das zuletzt durch
Artikel 9 Absatz 9 des Gesetzes vom 9. Dezember 2020 (BGBI. | S. 2773) geadndert worden
ist, wird wie folgt geandert:

1. Die Inhaltstibersicht wird wie folgt geandert:

a) Die Angabe zu § 12 wird wie folgt gefasst:

,§12  Meldungen der Bundesanstalt an die Europaische Kommission, an die europaischen Aufsichtsbehérden
und an die das Unternehmensregister fiihrende Stelle*.

b) Folgende Angabe wird angefiigt:

.8 ... [einsetzen: nachster bei der Verkiindung freier Paragraph mit Zahlbezeichnung] Ubergangsvorschrift
zum Gesetz zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie®.

2. 812 wird wie folgt geandert:

a) Inder Uberschrift werden die Wérter ,den Betreiber des Bundesanzeigers® durch
die Worter ,die das Unternehmensregister fihrende Stelle” ersetzt.

b) In Absatz 8 Satz 1 werden in dem Satzteil vor Nummer 1 die Worter ,dem Betrei-
ber des Bundesanzeigers“ durch die Worter ,der das Unternehmensregister flh-
renden Stelle” ersetzt.
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3. 8§45 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 werden die Worter ,beim Betreiber des Bundesanzeigers elektronisch
einzureichen” durch die Worter ,der das Unternehmensregister fihrenden Stelle
elektronisch zur Einstellung in das Unternehmensregister zu tUbermitteln“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geandert:

aa) Die Satze 1 und 2 werden durch folgenden Satz ersetzt:

,§ 325 Absatz 2a, 2b, 5 und 6 sowie die 88 328 und 329 Absatz 1 und 4 des
Handelsgesetzbuchs gelten entsprechend.®

bb) Der neue Satz 4 wird aufgehoben.
c) Absatz 4 wird aufgehoben.
4. In 8160 Absatz 1 werden die Worter ,,§ 325 Absatz 1, Absatz 2 bis 2b, 5 und 6“ durch
die Worter ,§ 325 Absatz 1 Satz 2, Absatz 1b, 2a, 2b, 5 und 6“ und die Wérter ,329
Absatz 1, 2 und 4" durch die Worter ,329 Absatz 1 und 4 ersetzt.

5. Folgender § ... [einsetzen: nachster bei der Verklindung freier Paragraph mit Zahlbe-
zeichnung] wird angeflgt:

,S ... [einsetzen: nachster bei der Verkiindung freier Paragraph mit Zahlbezeichnung]
Ubergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie

Die 88 12, 45 und 160 in der ab dem 1. August 2022 geltenden Fassung sind erst-
mals auf Jahresberichte flir das nach dem 31. Dezember 2021 beginnende Geschéfts-
jahr anzuwenden. Die in Satz 1 bezeichneten Vorschriften in der bis einschlielich 31.
Juli 2022 geltenden Fassung sind letztmals anzuwenden auf Jahresberichte fur das vor
dem 1. Januar 2022 beginnende Geschéaftsjahr.*

Artikel 27

Anderung des Pfandbriefgesetzes

§ 31 Absatz 2b Satz 4 des Pfandbriefgesetzes vom 22. Mai 2005 (BGBI. | S. 1373),
das zuletzt durch Artikel 22 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBI. | S. 3256) geén-
dert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 28

Anderung des Kreditwesengesetzes

§ 22m Absatz 1 Satz 3 des Kreditwesengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 9. September 1998 (BGBI. | S. 2776), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom
9. Dezember 2020 (BGBI. | S. 2773) geéandert worden ist, wird aufgehoben.
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Artikel 29

Anderung der Vereinsregisterverordnung

§ 14 der Vereinsregisterverordnung vom 10. Februar 1999 (BGBI. | S.147), die zuletzt
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 24. September 2009 (BGBI. | S. 3145) gedndert worden
ist, wird aufgehoben.

Artikel 30

Anderung des Telekommunikationsgesetzes

In § 8 Absatz 2 des Telekommunikationsgesetzes vom 22. Juni 2004 (BGBI. | S. 1190),
das zuletzt durch ... vom ... (BGBI. | S. ...) gedndert worden ist, werden die Worter ,dem
Betreiber des Bundesanzeigers” durch die Woérter ,der das Unternehmensregister fihren-
den Stelle” ersetzt.

Artikel 31

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2022 in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die Richtlinie (EU) 2019/1151 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni
2019 zur Anderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 im Hinblick auf den Einsatz digitaler
Werkzeuge und Verfahren im Gesellschaftsrecht (ABI. L 186 vom 11.7.2019, S. 80 im Wei-
teren: ,DigRL") ist grotenteils bis zum 1. August 2021 beziehungsweise bei Auslibung
einer Verlangerungsoption fur die Mitgliedstaaten bis 1. August 2022 in deutsches Recht
umzusetzen. Die Bundesregierung hat mit Erklarung gegentiber der Européischen Kom-
mission vom 27. Oktober 2020 von der Verlangerungsoption geman Artikel 2 Absatz 3
DigRL zur Verlangerung der Umsetzungsfrist um 1 Jahr Gebrauch gemacht.

Die DigRL erganzt die bereits bestehenden und in deutsches Recht umgesetzten Vorgaben
der Richtlinie (EU) 2017/1132 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni
2017 Uber bestimmte Aspekte des Gesellschaftsrechts (ABI. L 169 vom 30.6.2017, S. 46)
in einigen Punkten. Die neugefasste Richtlinie (EU) 2017/1132 in der durch die DigRL ge-
anderten Fassung (,GesRRL") bezweckt vor allem die Griindung von Gesellschaften und
die Eintragung von Zweigniederlassungen zu erleichtern und die Kosten und den Zeit- und
Verwaltungsaufwand im Zusammenhang mit diesen Verfahren insbesondere fur Kleinstun-
ternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen (KMU) zu reduzieren. Dazu sieht die
Richtlinie eine Reihe von Regelungen vor, die sich insbesondere auf die folgenden Bereiche
erstrecken: die vollstdndige Online-Griindung der GmbH ohne personliches Erscheinen der
Beteiligten, die Einrichtung eines Online-Verfahrens fur die Einreichung und Eintragung be-
stimmter Urkunden und Informationen flr Kapitalgesellschaften (GmbH, AG, KGaA) und
die grenziberschreitende Eintragung von Zweigniederlassungen, die Offenlegung von und
den Zugang zu Informationen und Urkunden im Handelsregister sowie der grenzuberschrei-
tende Informationsaustausch zu Zweigniederlassungen Uber das Europaische System der
Registervernetzung (BRIS) und die Moglichkeit zum grenziiberschreitenden Informations-
austausch uber die Disqualifikation von Personen als Geschéftsfihrer einer Kapitalgesell-
schatft.

Weitere Anforderungen ergeben sich dartber hinaus fur die Einrichtung eines Online-Ver-
fahrens zur Eintragung von Einzelkaufleuten im Handelsregister aufgrund der Vorgaben
aus der Verordnung (EU) 2018/1724 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
2. Oktober 2018 tber die Einrichtung eines einheitlichen digitalen Zugangstors zu Informa-
tionen, Verfahren, Hilfs- und Problemlésungsdiensten und zur Anderung der Verordnung
(EU) Nr. 1024/2012 (im Weiteren: ,SDG-VQO®), die ab dem 12. Dezember 2023 unmittelbar
in den Mitgliedstaaten gelten.

. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Die Umsetzung der Vorgaben der DigRL soll unter méglichst weitgehender Wahrung der
etablierten Grundsatze und Prinzipien des deutschen Handels- und Gesellschaftsrechts er-
folgen. Insbesondere soll auch die Funktionsfahigkeit und Verlasslichkeit der Handelsregis-
ter gewahrt und zugleich ihrer Rolle und Bedeutung fur den Rechts- und Geschaftsverkehr
Rechnung getragen werden. Dabei kommt den Notarinnen und Notaren und Registerge-
richten weiterhin entscheidende Bedeutung zu.

1. Online-Griindung und Online-Verfahren



Drucksache 144/21 - 66 -

Zur Umsetzung der Vorgaben der Richtlinie zur Einfihrung der Online-Griindung der GmbH
sowie der Online-Verfahren in Bezug auf die Einreichung und Eintragung von bestimmten
Urkunden und Informationen zur GmbH, AG und KGaA sowie in Bezug auf Zweignieder-
lassungen soll daher unter Beibehaltung der bestehenden Erfordernisse zur notariellen Mit-
wirkung bei der Griindung einer GmbH sowie bei der Eintragung und Einreichung von Ur-
kunden und Informationen zum Handelsregister erfolgen. Erstmals werden daher die ge-
setzlichen Rahmenbedingungen fur die Vornahme virtueller notarieller Beurkundungen und
Beglaubigungen im Handels- und Gesellschaftsrecht geschaffen. Hierdurch wird die Ein-
richtung eines Online-Videokommunikationssystems zur vollstdndigen Abwicklung der On-
line-Grindung der GmbH sowie zur Vornahme von Beglaubigungen im Online-Verfahren
fur Handelsregisteranmeldungen ermdglicht.

2. Regelungen zur Offenlegung von Urkunden und Informationen

Der Entwurf enthalt tberdies eine Reihe von Anderungen im Handelsgesetzbuch (HGB)
und in der Handelsregisterverordnung (HRV) im Hinblick auf die Offenlegung von Urkunden
und Informationen im Handelsregister sowie zum grenziiberschreitenden Informationsaus-
tausch zu Kapitalgesellschaften und Zweigniederlassungen von Kapitalgesellschaften mit
Sitz in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union (EU) oder einem Vertragsstaat des Ab-
kommens Uber den Européischen Wirtschaftsraums (EWR). Zu den wesentlichen Neuerun-
gen im Rahmen dieses Entwurfs gehdrt insoweit eine grundsatzliche Anpassung der Ge-
bihrenregelungen zum Abruf von Daten aus dem Handelsregister.

Daruber hinaus erfolgt — in Umsetzung von Artikel 16 Absatz 3 Satz 1 GesRRL — eine Um-
stellung des Systems der Offenlegung von Rechnungslegungsunterlagen. Bislang sind die
Unterlagen der Rechnungslegung beim Betreiber des Bundesanzeigers einzureichen und
im Bundesanzeiger bekannt zu machen. Der Betreiber des Bundesanzeigers tibermittelt die
Unterlagen im Anschluss dem Unternehmensregister zur Einstellung. Kinftig sind Unterla-
gen der Rechnungslegung direkt der das Unternehmensregister fiihrenden Stelle zur Ein-
stellung in das Unternehmensregister zu tbermitteln. Sie sind ausschliefZlich im Unterneh-
mensregister abrufbar. Dies vermeidet die nach der bisherigen Rechtslage bestehende
Doppelpublizitat und starkt die Funktion des Unternehmensregisters als ,,One-Stop-Shop*
fur Unternehmensinformationen. Diese Umstellung wird auch in mehreren Gesetzen auler-
halb des HGB nachvollzogen, um das Unternehmensregister als die zentrale Stelle vorzu-
sehen, an der rechnungslegungsbezogene Unterlagen zuganglich sind.

Da die Richtlinie in Artikel 19 Absatz 2 GesRRL eine sehr umfassende kostenlose Zugang-
lichmachung von Registerinformationen Uber das Européische System der Registervernet-
zung erfordert, soll zukinftig fir den Abruf von Daten aus dem Handelsregister oder von
Dokumenten, die zum Register eingereicht wurden generell auf die Erhebung von Abrufge-
bihren verzichtet werden. Zur Vereinheitlichung soll dies auch fir das Vereins-, Partner-
schafts- und Genossenschaftsregister gelten. Die Kosten fir die Bereitstellung dieser Daten
und Dokumente soll durch Erhebung einer Bereitstellungsgebiihr kompensiert werden, die
mit der Eintragung in das Register oder die Entgegennahme von Dokumenten zum Register
und gesondert zu den hierfur erhobenen Gebulhren entsteht. Durch diese Umstellung kann
auch bereits mdglichen Auswirkungen der Umsetzung der Open Data und PSI Richtlinie
(Richtlinie (EU) 2019/1024 des europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019
Uber offene Daten und die Weiterverwendung von Informationen des 6ffentlichen Sektors
(ABI. L 172 vom 26.6.2019, S. 56) Rechnung getragen werden, die fiir verschiedene Berei-
che die kostenlose Bereitstellung von sogenannten hochwertigen Datensétze erfordert, wo-
von grundsétzlich auch Informationen tber Unternehmen und die Eigentimerschaft von
Unternehmen erfasst sein konnten.

3. Grenziuberschreitender Informationsaustausch tber Zweigniederlassungen

Des Weiteren sind infolge der Vorgaben der DigRL zuklnftig im Handelsregister auch In-
formationen Uber auslandische Zweigniederlassungen in einem anderen Mitgliedstaat der
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Europaischen Union oder einem Vertragsstaat des EWR von einer Kapitalgesellschaft mit
Sitz im Inland einzutragen. Diese Informationen sind entsprechend den Informationen zu
inlandischen Zweigniederlassungen auf dem Registerblatt der jeweiligen Kapitalgesell-
schaft einzutragen. Da ein separates Anmeldeverfahren bei den Registergerichten fur diese
auslandischen Zweigniederlassungen mit den Vorgaben der GesRRL nicht vereinbar wére,
haben die Registergerichte insoweit unmittelbar die tGber das Européische System der Re-
gistervernetzung Ubermittelten Informationen in das Handelsregister einzutragen. Hinsicht-
lich der Anmeldung und Eintragung von Zweigniederlassungen im Inland von einer Kapital-
gesellschaft, die dem Recht eines anderen Mitgliedstaates der Europaischen Union oder
eines anderen Vertragsstaates des EWR unterliegt, werden einige Erleichterungen einge-
fuhrt. Insbesondere ist fur die Anmeldung der Zweigniederlassung in diesen Féallen nicht
langer die Abgabe einer Versicherung tUber das Nichtvorliegen von Bestellungshindernis-
sen erforderlich, da die entsprechenden Anforderungen aus § 6 Absatz 2 Satz 2 und 3 des
Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschrankter Haftung (GmbHG) und § 76 Ab-
satz 3 Satz 2 und 3 des Aktiengesetzes (AktG) in Bezug auf Zweigniederlassungen nicht
langer anwendbar sind. Aufgrund der neuen Regelungen Uber den Informationsaustausch
uber disqualifizierte Geschaftsfuihrer kann zukinftig auf diesem Wege eine Umgehung der
Bestellungshindernisse verhindert werden.

4. Grenzuberschreitender Informationsaustausch tber disqualifizierte Geschaftsfiih-
rer

Die neu eingefiihrten Regelungen zum grenziiberschreitenden Informationsaustausch tber
disqualifizierte Geschaftsfuhrer setzen die Vorgaben in Artikel 13i GesRRL um und sollen
zukunftig einerseits die Bertucksichtigung inlandischer Bestellungshindernisse fir die Be-
stellung von Geschaftsfiihrern von Kapitalgesellschaften in anderen Mitgliedstaaten der Eu-
ropaischen Union oder Vertragsstaaten des EWR ermoglichen und andererseits spiegel-
bildlich in der Bundesrepublik Deutschland die Bertcksichtigung von Bestellungshindernis-
sen oder entsprechenden Informationen aus anderen Mitgliedstaaten oder Vertragsstaaten
erleichtern. Dazu wird in einem neuen 8 9c des Handelsgesetzbuchs in der Entwurfsfas-
sung (HGB-E) einerseits die Beantwortung von Ersuchen anderer Mitgliedstaaten gesetz-
lich geregelt und diese Aufgabe der Fihrung des Unternehmensregisters zugeordnet, so-
dass zukunftig die Beantwortung der Ersuchen Uber das Europaische System der Regis-
tervernetzung durch die das Unternehmensregister filhrende Stelle erfolgt. Andererseits
wird entsprechend den Anforderungen in Artikel 13i Absatz 1 GesRRL auch der Umfang
der materiellen Bestellungshindernisse in 8 6 Absatz 2 GmbHG und § 76 Absatz 3 AktG
angepasst, sodass die Beriicksichtigung eines auslandischen Bestellungshindernisses auf-
grund eines einschlagigen Berufs- und Gewerbeverbotes in einem anderen Mitgliedstaat
der Européischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des EWR auch bei der Bestel-
lung von GmbH-Geschéftsflihrern und Liquidatoren sowie von Vorstandsmitgliedern oder
Abwicklern einer Aktiengesellschaft ermdglicht wird.

M. Alternativen

Keine.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 3 (Aus-
weiswesen), Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 (birgerliches Recht, gerichtliches Verfahren,
Notariat), Nummer 3 (Vereinswesen), Nummer 4 (Aufenthalts- und Niederlassungsrecht
der Auslander) und Nummer 11 (Recht der Wirtschaft) des Grundgesetzes.

Hinsichtlich der auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 GG (Recht der Wirtschaft) gestitzten
Regelungen ist eine bundesgesetzliche Regelung zur Wahrung der Rechts- und Wirt-
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schaftseinheit gemaf Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes erforderlich, denn ein einheit-
liches Registerwesen ist in der Bundesrepublik Deutschland im gesamtstaatlichen Inte-
resse unerlasslich, um einen nachvollziehbaren und ungestorten Rechts- und Wirtschafts-
verkehr Uber die Landergrenzen hinweg sicherzustellen. Ohne eine bundesgesetzliche ein-
heitliche Regelung ware eine Rechtszersplitterung mit problematischen Folgen zu besor-
gen, die es im Interesse des Bundes als auch der Lander zu vermeiden gilt, um unzumut-
bare Behinderungen fur den landeriibergreifenden Rechtsverkehr abzuwenden.

Dies gilt umso mehr, wenn es wie vorliegend um die Regelung der grenziberschreitenden
Europdischen Registervernetzung sowie den grenziiberschreitenden Informationsaus-
tausch mit anderen Mitgliedstaaten der Européischen Union und Vertragsstaaten des Eu-
ropaischen Wirtschaftsraums geht. Hierfur ist eine einheitliche Regelung tber Landergren-
zen hinweg im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Der Entwurf dient der Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie. Die Umsetzung dieser Richt-
linie ist fur die Bundesrepublik Deutschland groRtenteils bei Ausibung der Verlange-
rungsoption spatestens bis zum 1. August 2022 sowie in Teilen bis zum 1. August 2023
verpflichtend vorgeschrieben.

Der Entwurf ist zudem mit volkerrechtlichen Vertragen, die die Bundesrepublik Deutschland
abgeschlossen hat, vereinbar.

VI. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die neu eingefihrten Regelungen zur Online-Griindung der GmbH sowie zu Online-Verfah-
ren bei Registeranmeldungen und -einreichungen stellen eine substantielle Vereinfachung
fir den Rechts- und Geschéftsverkehr dar, da zuklinftig diverse Angelegenheiten ohne Pra-
senztermin bei einem Notar oder einer Notarin mittels Online-Verfahren durchgefuihrt wer-
den kénnen. Zudem fuhrt auch die Anpassung des Gebihrensystems fur den Abruf von
Informationen aus dem Handels-, Genossenschafts-, Partnerschafts- und Vereinsregister
zu einer deutlichen Vereinfachung flr den Rechts- und Geschaftsverkehr, da entspre-
chende Registerinformationen zukuinftig fur die Allgemeinheit einfacher und kostenlos zu-
ganglich sind. Eine weitere Vereinfachung folgt aus der Umstellung des Systems der Of-
fenlegung von Rechnungslegungsunterlagen. Zukinftig sind die Unterlagen nicht mehr
beim Betreiber des Bundesanzeigers einzureichen und dort bekanntzumachen, sondern sie
sind direkt der das Unternehmensregister fihrenden Stelle zur Einstellung in das Unterneh-
mensregister zu Ubermitteln. Hierdurch wird die nach bisheriger Rechtslage bestehende
Doppelpublizitat aufgehoben. Schliel3lich werden durch den verbesserten grenziiberschrei-
tenden Informationsaustausch innerhalb der Européischen Union die Ablaufe bei den Re-
gistergerichten vereinfacht. Auch der Zugang zu grenziberschreitenden Unternehmensin-
formationen fur Behorden und die Allgemeinheit Gber das 6ffentlich zugangliche Européi-
sche Justizportal wird verbessert.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen
Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der UN-
Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung dient. Die geplanten Regelungen férdern die Di-
gitalisierung und den grenziiberschreitenden Informationsaustausch im Gesellschafts- und
Handelsrecht. Insbesondere durch die Einfihrung von Online-Verfahren bei der Gesell-
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schaftsgrindung sowie bei der Einreichung von Urkunden und Informationen zum Handels-
register konnen physische Prasenztermine entfallen und somit unnétige Wegstrecken fur
die Beteiligten eingespart werden. Zudem sind diverse gesellschaftsrechtliche Informatio-
nen zukinftig fur den Rechtsverkehr grenzuberschreitend leichter, schneller und kosten-
gunstiger verfligbar, sodass hierdurch der bisher anfallende Beschaffungsaufwand entfallt
oder deutlich reduziert werden kann. Insoweit entspricht der Entwurf dem Prinzip 4 ,Nach-
haltiges Wirtschaften starken® der Prinzipien einer nachhaltigen Entwicklung der Deutschen
Nachhaltigkeitsstrategie.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Durch die Gesetzesanderung ergeben sich beim Bund zusatzliche Ausgaben fir den Bun-
deshaushalt (Einzelplan 07) in Form von Mehrbedarfen beim Bundesamt fir Justiz.

Im Haushaltsjahr 2021 und 2022 fallen einmalige Haushaltsausgaben von rund 5 Millionen
Euro an, wobei rund 2,1 Millionen Euro zu den Personalausgaben und rund 2,9 Millionen
Euro zu den Sachkosten zahlen. Ab dem Haushaltsjahr 2023 fallen jéhrliche Haushaltsaus-
gaben von rund 3,1 Millionen Euro an, wobei rund 2,6 Millionen Euro zu den Personalkosten
und rund 500 000 Euro zu den Sachkosten zahlen.

Mehrbedarfe beim Bundesamt fiir Justiz im Uberblick:

2021 2022 ab 2023 jahrlich
Personal- und Stellen- 1A 14 hD 1A14hD 1 A15hD
bedarf 104 062 Euro 104 062 Euro 119 752 Euro
1A 13ggD 1A 13ggD 1A 14 hD
94 286 Euro 94 286 Euro 104 062 Euro
9,5A 12 gD 9,5A12 gD 2 A13g gD
806 111 Euro 806 111 Euro 188 572 Euro
1 A9m mD 1 A9m mD 15,5 A12 gD
64 197 Euro 64 197 Euro 1 315 234 Euro
0,5 AAm+Z mD
34 755 Euro
12,5 A9m mD
802 468 Euro
Summe Personalbedarf | 1 068 656 Euro 1 068 656 Euro 2 564 843 Euro
Summe Sachkosten 1 300 000 Euro 1 600 000 Euro 537 000 Euro

Einmalige Haushaltsausgaben (Projektphase)

Das Bundesamt fur Justiz wird zukinftig Gebiihren des Unternehmensregisters vollstre-
cken. Es ist von einer fiinfstelligen Fallzahl von Vollstreckungsverfahren auszugehen. Dafir
mussen im IT-Bereich unter anderem elektronische Hin- und Rickschnittstellen zwischen
dem Bundesamt fUr Justiz, dem Unternehmensregister und zur zustéandigen Bundeskasse
eingerichtet beziehungsweise vorhandene Schnittstellen erweitert, neue Hardware ange-
schafft, zentrale Verwaltungskomponenten fur die Geschéftslogik geschaffen und die Zah-
lungsstrome gesteuert werden. Die Schnittstelle zum derzeitigen Druckdienstleister ist an-
zupassen, die Scan-Software und die MACH-Software miissen angepasst werden. Fir die
Projektphase von 24 Monaten besteht ein Personalbedarf von 1 Arbeitskraft (AK) des ge-
hobenen Dienstes in der Fachabteilung, 1 AK des hdheren, 8,5 AK des gehobenen und 1
AK des mittleren Dienstes in der IT-Abteilung sowie 1 AK des gehobenen Dienstes im Quer-
schnitt. Der daraus folgende konkrete Stellenbedarf und die entsprechenden Personalkos-
ten ergeben sich im Einzelnen aus der obigen Tabelle.
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Insgesamt entstehen einmalige Haushaltsausgaben von rund 5 Millionen Euro ab dem
Haushaltsjahr 2021, wobei rund 2,1 Million Euro zu den Personalkosten und rund 2,9 Milli-
onen Euro zu den Sachkosten zahlen (in den ersten 12 Monaten Sachkosten in Hohe von
rund 1,3 Millionen Euro, in den anschlieRenden 12 Monaten in Hohe von rund 1,6 Millionen
Euro).

Jahrliche Haushaltsausgaben (Dauerbetrieb)

Fur den Betrieb besteht ab dem Haushaltsjahr 2023 ein Personalbedarf von 1 AK (Refe-
ratsleitung) im hdheren, 6 AK im gehobenen und 12 AK im mittleren Dienst in der Fachab-
teilung, 1 AK des hoheren, 8,5 AK des gehobenen und 1 AK des mittleren Dienstes in der
IT-Abteilung sowie 3 AK des gehobenen Dienstes im Querschnitt. Der daraus folgende kon-
krete Stellenbedarf und die entsprechenden Personalkosten ergeben sich im Einzelnen aus
der obigen Tabelle.

Ab der Fertigstellung sind mit etwa 20 Prozent der Anschaffungskosten als jahrliche War-
tungskosten beziehungsweise Pflegekosten im Regelbetrieb zu rechnen (rund 537 000
Euro). Ausgenommen hiervon ist die neue Hardware.

Insgesamt entstehen ab dem Haushaltsjahr 2023 jahrliche Haushaltsausgaben von rund
3,1 Millionen Euro, wobei rund 2,6 Millionen Euro zu den Personalkosten und rund 537 000
Euro zu den Sachkosten zahlen.

Bei der Durchfihrung der Vollstreckung durch das Bundesamt fur Justiz entsteht eine
Mahngebihr in Héhe von 5 Euro pro Vollstreckungsverfahren. Bei einer angenommenen
Fallzahl von rund 24 000 Vollstreckungsverfahren jahrlich entstehen Einnahmen in Héhe
von 120 000 Euro jahrlich. Die ab 2023 jahrlich beim Bundesamt fur Justiz fir die Vollstre-
ckung der Gebuhren des Unternehmensregisters anfallenden zusatzlichen Personal- und
Sachkosten sind der Hohe nach in den von der das Unternehmensregister fuhrenden Stelle
zu erhebenden Einstellungsgebihren fir die Rechnungslegungsunterlagen berticksichtigt.
Es ist beabsichtigt, dass der die Vollstreckungskosten ausmachende Anteil der Einstel-
lungsgebuihren durch die das Unternehmensregister fiihrende Stelle an das Bundesamt fir
Justiz abgefihrt wird.

Die Rechnungslegungsunterlagen werden zukinftig nicht mehr im Bundesanzeiger be-
kanntgemacht (Anderung des § 325 HGB), so dass ab dem Haushaltsjahr 2023 das im
Einzelplan 07 vereinnahmte Entgelt fiir die Uberlassung der Publikation des Bundesanzei-
gers an die Bundesanzeiger Verlags-GmbH in Hohe von jahrlich rund 14 Millionen Euro
entfallt.

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenméRig im Einzel-
plan 07 ausgeglichen werden. Einzelheiten zur Deckung des Mehrbedarfs sollen in ktinfti-
gen Haushaltsaufstellungsverfahren entschieden werden.

4. Erfullungsaufwand

a) Erfullungsaufwand der Burgerinnen und Birger

Vorgabe: Offentliche Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur im Prasenz-

verfahren ohne Beschrankung auf bestimmte Sachmaterien, 8 129 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 BGB-E, § 40a Absatz 1 Satz 1 Fall 1 BeurkG-E

Soweit Biurgerinnen und Birger von der Moéglichkeit der 6ffentlichen Beglaubigung einer
qualifizierten elektronischen Signatur im Prasenzverfahren Gebrauch machen, ergibt sich
fur diese kein zusatzlicher Erfullungsaufwand. Denn zur 6ffentlichen Beglaubigung einer
qualifizierten elektronischen Signatur ist im Prasenzverfahren lediglich erforderlich, dass
Birgerinnen und Birger die Signatur als ihre Signatur vor einer Notarin oder einem Notar
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anerkennen. Dies entspricht den Vorgaben fir die Anerkennung einer 6ffentlich zu beglau-
bigenden Unterschrift.

Die offentliche Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur im Prasenzverfah-
ren wird voraussichtlich etwa denselben Zeitaufwand beanspruchen, wie die Beglaubigung
einer Unterschrift. Auch fiir die im Prasenzverfahren notwendige Signaturprifung entsteht
voraussichtlich kein relevanter zusatzlicher Zeitaufwand im Vergleich zu der Unterschrifts-
beglaubigung, da sie von der Notarin oder dem Notar zeitgleich mit der Erstellung des Be-
glaubigungsvermerks durchgefiihrt werden kann. Entsprechend andert sich der jahrliche
Erflllungsaufwand fur die Antragssteller nicht.

b) Erfullungsaufwand der Wirtschaft

Vorgabe 1 (Informationspflicht): Elektronische Ubermittlung von Unterlagen der Rech-
nungslegung direkt an die das Unternehmensregister fithrende Stelle zur Einstellung in das
Unternehmensregister (§ 325 Absatz 1 Satz 2 HGB-E); Entfallen der Bekanntmachung im
Bundesanzeiger nach § 325 Absatz 2 HGB-E

Aufgrund der Vorgaben der Digitalisierungsrichtlinie erfolgt eine Umstellung des Systems
der Offenlegung von Rechnungslegungsunterlagen. Bislang sind die Unterlagen der Rech-
nungslegung elektronisch beim Betreiber des Bundesanzeigers einzureichen und im Bun-
desanzeiger bekannt zu machen. Der Betreiber des Bundesanzeigers Ubermittelt die Un-
terlagen im Anschluss dem Unternehmensregister zur Einstellung. Kinftig sind die Unter-
lagen der Rechnungslegung elektronisch direkt der das Unternehmensregister fihrenden
Stelle zur Einstellung in das Unternehmensregister zu tbermitteln (§ 325 Absatz 1 Satz 2
HGB-E).

Der Aufwand, den die Unternehmen bei der Einreichung respektive Ubermittlung der Un-
terlagen haben, diirfte grundsétzlich identisch bleiben, da Bundesanzeiger und Unterneh-
mensregister eine einheitliche Einreichungsplattform haben. AuZerdem andert sich der Um-
fang der Offenlegungspflichten nicht. Zusatzlich geringfligiger Zeitaufwand entsteht fir die
Unternehmen fur eine einmalige Registrierung zur Ubermittlung nach § 3 Absatz 3 URV-E
mit einem elektronischen Identifizierungsmittel (elD oder Videoidentverfahren). Es wird da-
von ausgegangen, dass die bendétigte Hardware im Normalfall bereits vorhanden ist, so
dass keine Beschaffung von zuséatzlicher Technik/Software notwendig ist.

Durch den Wegfall der Bekanntmachung im Bundesanzeiger entfallen die Entgelte fir die
bisherige Einreichung von Rechnungslegungsunterlagen und Unternehmensberichten im
Bundesanzeiger; im Gegenzug entstehen neue Gebuhren fir die Einstellung von Rech-
nungslegungsunterlagen und Unternehmensberichten im Unternehmensregister (siehe un-
ter Weitere Kosten).

Vorgabe 2 (Informationspflicht): Notarielle Beurkundung von Willenserkldrungen zur Grin-
dung einer GmbH mittels Videokommunikation, 8§ 16a ff. BeurkG-E in Verbindung mit § 2
Absatz 3 GmbHG-E

Jahrlicher Erfullungsaufwand:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend
Euro) Euro) Euro)
7 800 6 56,40 0 44 0

Erflllungsaufwand (in Tausend Euro) 44
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Die notarielle Beurkundung der Grindung einer Gesellschaft mit beschrankter Haftung
kann in Zukunft auch mittels Videokommunikation zwischen der Notarin oder dem Notar
und den Urkundsbeteiligten erfolgen.

Es wird angenommen, dass Beurkundungen von Willenserklarungen mittels Videokommu-
nikation etwa denselben Zeitaufwand beanspruchen werden, wie entsprechende Beurkun-
dungen im Prasenzverfahren. Entsprechend &@ndert sich der Erflllungsaufwand fir die An-
tragssteller nicht.

In der Methodik des Erfilllungsaufwands sind Wegekosten nicht Teil der Blrokratiekosten
aus Informationspflichten und werden nur nachrichtlich ausgewiesen. Unter der Annahme,
dass etwa 56 Prozent der Menschen in der Bundesrepublik Deutschland in Stadten mit
Amtssitz eines Notars wohnen, entfallen fir diesen Prozentanteil an Betroffenen bei der
Videokommunikation 2 * 15 Minuten Wegezeiten und 2 * 1,10 Euro Wegekosten. Fir die
restlichen 44 Prozent an Betroffenen wird angenommen, dass diese einen Notar auf Kreis-
ebene aufsuchen missen. Entsprechend entfallen fir diese bei der Videokommunikation
Wegezeiten von 2 * 22 Minuten und Wegesachkosten von 2 * 3,10 Euro.

Um die Mdglichkeit der notariellen Beurkundung mittels Videokommunikation nutzen zu
konnen, bedarf es eines NFC-fahigem Smartphones sowie eine Smartphone-App oder ei-
nes Kartenlesegerats. Es wird davon ausgegangen, dass NFC eine Standardfunktion aller
modernen Smartphones ist und daher alle Grinder ein NFC-fahiges Smartphone bereits
besitzen. Fur das Herunterladen, die Installation und die Einrichtung des Programms zum
Auslesen der elD fallen Personalkosten an. Die Bundesnotarkammer schatzt dafir einen
Zeitaufwand von 2 bis 10 Minuten, woraus der Mittelwert von 6 Minuten gebildet wird. Von
dieser Vorgabe sind etwa 7 800 Beurkundungen von Griindungen einer Gesellschaft mit
beschrankter Haftung betroffen. Diese Fallzahl ergibt sich aus den derzeit jahrlich neu in
das Handelsregister eingetragenen GmbHs (etwa 97 000) und der Annahme, dass etwa
3 Prozent der Griinder ein digitales Verfahren fir kinftige Online-Verfahren bevorzugen
werden. Es wird weiter angenommen, dass dieser Faktor (3 Prozent) vermutlich alle zwei
Jahre um einen weiteren Prozentpunkt steigen wird. Da nicht konkret eingeschéatzt werden
kann, wann der obere Grenzwert dieses Faktors erreicht wird, wird anhand dieser Annahme
ein Zeitraum von 10 Jahren bertcksichtigt. Demnach liegt der Faktor nach 10 Jahren bei
8 Prozent und die Anzahl der jahrlichen GmbH-Griindungen im Online-Verfahren bei etwa
7 800 (97 000 GmbH-Grundungen * 0,08).

Es wird angenommen, dass etwa 45 Prozent aller Online-Griindungen von nur einem Grin-
der, etwa 50 Prozent aller Online-Griindungen von zwei Grindern und nur circa 5 Prozent
aller Online-Griindungen von drei oder mehr Griindern vorgenommen werden. Es wird fer-
ner damit gerechnet, dass das Online-Verfahren tUberdurchschnittlich durch Vielnutzer wie
z. B. Konzerne und Anbieter von Vorratsgesellschaften genutzt werden wird. Es wird damit
gerechnet, dass die Beteiligten wiederholt eine GmbH im Online-Verfahren griinden wer-
den. Vor diesem Hintergrund wird angenommen, dass im Durchschnitt pro Online-Grin-
dung eine Person die App herunterladen, installieren und einrichten muss.

Als Lohnsatz werden 56,40 Euro pro Stunden angesetzt (Ansatz nach Anhang VI des Leit-
fadens des Normenkontrollrats zur Ermittlung und Darstellung des Erfullungsaufwands; ho-
hes Qualifikationsniveau der Gesamtwirtschaft (A-S ohne O) gemal} Anhang VI des Leitfa-
dens).

Insofern entsteht ein jahrlicher Erfiillungsaufwand von rund 44 000 Euro (7 800 App-Down-
loads * 56,40 Euro pro Stunde * 6 Minuten : 60).

Es ist naheliegend, dass Unternehmen bereits fir sonstige Geschaftszwecke tber die Hard-
warevorrausetzungen (Computer mit Webcam und Mikrophon, Smartphone mit NFC-Funk-
tion) verfigen, wodurch keine zusétzlichen Anschaffungskosten entstehen sollen. Es ist
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zwar nicht ausgeschlossen, dass einige Urkundsbeteiligte die Einfihrung der Online-Ver-
fahren im Beurkundungsgesetz zum Anlass fir Investitionen in entsprechende Hardware
nehmen. Haufig wird es sich dann um ohnehin anstehende turnusgeméafiie Erneuerung der
IT-Ausstattung handeln. Hiervon abgesehen durfte der Aufwand insgesamt betrachtet ge-
ring sein.

Vorgabe 3 (Informationspflicht): Offentliche Beglaubigung einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur mittels Videokommunikation zur Anmeldung zum Handels- oder Genossen-
schaftsreqgister, § 129 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BGB-E, 8§ 40a Absatz 1 Satz 1 Fall 2,
Satz 2 BeurkG-E in Verbindung mit 8 12 HGB-E, § 157 GenG-E

Jahrlicher Erfullungsaufwand:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend
Euro) Euro) Euro)
2200 6 56,40 0 12 0
Erfullungsaufwand (in Tausend Euro) 12

Die offentliche Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur kann zum Zwecke
bestimmter Anmeldungen zur Eintragung in das Handelsregister oder zu Anmeldungen in
das Genossenschaftsregister auch mittels Videokommunikation zwischen der Notarin oder
dem Notar und den Anmeldenden erfolgen.

Es wird angenommen, dass die Signhaturbeglaubigung mittels Videokommunikation etwa
denselben Zeitaufwand beanspruchen wird, wie die Beglaubigung einer Unterschrift im Pra-
senzverfahren. Entsprechend andert sich der Erfillungsaufwand fir die Wirtschaft (Anmel-
dende) nicht.

Zur Methodik der Wegekosten siehe Vorgabe 2. Fir 56 Prozent der Anmeldenden entfallen
bei der Videokommunikation 2*15 Minuten Wegezeiten und 2 * 1,10 Euro Wegekosten. Fur
die restlichen 44 Prozent an Anmeldenden entfallen Wegezeiten von 2 * 22 Minuten und
Wegesachkosten von 2 * 3,10 Euro. Um die Méglichkeit der Signaturbeglaubigung mittels
Videokommunikation nutzen zu kénnen, bedarf es einer Smartphone-App. Fur das Herun-
terladen, die Installation und das Einrichten der kostenlosen Smartphone-App wird sich ein
Zeitaufwand von 2 bis 10 Minuten ergeben, woraus der Mittelwert von 6 Minuten gebildet
wird.

Von dieser Vorgabe sind etwa 2 200 Signhaturbeglaubigungen im Online-Verfahren erfasst.
Diese Fallzahl ergibt sich aus den derzeit jahrlichen Anmeldungen zum Handels- und Ge-
nossenschaftsregister, fir die die Mdglichkeit einer Signaturbeglaubigung mittels Video-
kommunikation er6ffnet wird. Dies gilt fir Anmeldungen zum Handelsregister betreffend
Einzelkaufleute, Gesellschaften mit beschrankter Haftung, Aktiengesellschaften, Komman-
ditgesellschaften auf Aktien und s&dmtliche Anmeldungen zum Genossenschaftsregister so-
wie fir Registeranmeldungen betreffend Zweigniederlassungen der vorgenannten Rechts-
formen und von Kapitalgesellschaften, die dem Recht eines anderen Mitgliedstaates der
Européischen Union (EU) oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens uber den
Europaischen Wirtschaftsraum (EWR) unterliegen. Nach den Geschaftsiibersichten der
Amtsgerichte von 1995 bis 2019 kénnen etwa 27 000 Anmeldungen in das Handelsregister
diesen Bereichen zugeordnet werden, wobei die in Vorgabe 2 bereits beriicksichtigten
GmbH-Neugrindungen in diesem Zusammenhang nicht erneut berticksichtigt werden. Wie
in Vorgabe 2 wird auch hier angenommen, dass der Faktor der fur die Signaturbeglaubi-
gungen mittels Videokommunikation zugelassenen Registeranmeldungen nach 10 Jahren
bei 8 Prozent und die Anzahl der jahrlichen Signaturbeglaubigungen im Online-Verfahren
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bei etwa 2 200 (27 000 Registeranmeldungen* 0,08) liegen wird. Als Lohnsatz werden
56,40 Euro pro Stunden angesetzt (Ansatz nach Anhang VI des Leitfadens des Normen-
kontrollrats zur Ermittlung und Darstellung des Erfullungsaufwands; hohes Qualifikationsni-
veau der Gesamtwirtschaft (A-S ohne O)).

Insofern entsteht ein jahrlicher Erfillungsaufwand von rund 12 000 Euro (2 200 App-Down-
loads * 56,40 Euro pro Stunde * 6 Minuten : 60).

Zur zusatzlichen Anschaffungskosten gelten die Ausfuhrungen wie unter Vorgabe 2.
Vorgabe 4 (Informationspflicht): Offentliche Beglaubigung einer qualifizierten elektroni-

schen Signatur im Prasenzverfahren ohne Beschrankung auf bestimmte Sachmaterien,
§ 129 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BGB-E, § 40a Absatz 1 Satz 1 Fall 1 BeurkG-E

Wie bei der Vorgabe zu Buchstabe a ausgefiihrt, unterscheiden sich die Vorgaben fir die
Anerkennung einer zu beglaubigenden qualifizierten elektronischen Signatur im Prasenz-
verfahren nicht von denen der Anerkennung einer zu beglaubigenden Unterschrift. Auch fur
die im Prasenzverfahren notwendige Signaturpriifung entsteht kein relevanter zusatzlicher
Zeitaufwand im Vergleich zu der Unterschriftsbeglaubigung, da sie von der Notarin oder
dem Notar zeitgleich mit der Erstellung des Beglaubigungsvermerks durchgefiihrt werden
kann. Auch fur die Wirtschaft ergibt sich somit insofern kein zusatzlicher Erfullungsaufwand.

Vorgabe 5 (Informationspflicht): Einreichung zum Handelsreqister; 8 40 GmbHG

Jahrlicher Erfullungsaufwand pro Fall:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend
Euro) Euro) Euro)
1 -3 56,40 0 -0,003 0
Erfullungsaufwand (in Tausend Euro) -0,003

Die Online-Einreichung von Gesellschafterlisten zum Handelsregister wird erleichtert. In
Zukunft genlgt neben einer Unterschrift unter die Gesellschafterliste auch eine qualifizierte
elektronische Signatur. Damit kann ein Medienbruch beseitigt werden, die Gesellschafter-
liste muss nicht mehr ausgedruckt, unterzeichnet und wieder digitalisiert werden, um sie als
elektronische Aufzeichnung einreichen zu kénnen.

Anhand der Zeitwerttabelle fir die Wirtschaft (Anhang V des Leitfadens) wird geschatzt,
dass sich der Zeitaufwand fur die Aufbereitung der Daten um 2 Minuten und die Datentiber-
mittlung um 1 Minute reduziert. Als Lohnsatz werden 56,40 Euro pro Stunde angesetzt (ho-
hes Qualifikationsniveau der Gesamtwirtschaft (A-S ohne O) gemal} Anhang VI des Leitfa-
dens).

Da die jahrliche Fallzahl von Einreichungen von Gesellschafterlisten nicht erfasst wird, kann
die Anderung des Erfullungsaufwands nur pro Fall geschatzt werden: Pro Fall reduzieren
sich die Burokratiekosten aus Informationspflichten um 3 Euro pro Jahr.

c) Erfullungsaufwand der Verwaltung
Vorgabe 1: Authentifizierung der vom Register iUbermittelten elektronischen Kopien und

Auszige der Urkunden und Informationen durch Vertrauensdienste nach der Verordnung
(EU) 910/2014, 8 9 Absatz 3 Satz 2 HGB
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Jahrlicher Erflllungsaufwand der Lander

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) | Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend
Euro) Euro)
1200 50 60
1 100 000 100
Erfullungsaufwand (in Tausend Euro) 160

Durch die Anderung des § 9 Absatz 3 Satz 2 HGB soll sichergestellt werden, dass die liber-
mittelten elektronischen Kopien und Ausziige der Urkunden und Informationen durch Ver-
trauensdienste nach der Verordnung (EU) 910/2014 (elDAS-Verordnung) authentifiziert
werden, bereits heute ist eine qualifizierte elektronische Signatur zu verwenden.

Den Registergerichten entsteht durch die Gesetzesanderung ein einmaliger Erfullungsauf-
wand fur die Ausstattung mit geeigneten Lesegeraten, welche fir die Beglaubigung durch
eine qualifizierte elektronische Signatur notwendig sind. Die Kosten betragen 61 Euro pro
Anwender. Es wird davon ausgegangen, dass die meisten Anwender die nétige Ausstattung
bereits besitzen. Davon ausgehend, dass nur fir eine geringe Zahl der Anwender einmalige
Kosten von 61 Euro pro Ausstattung mit geeigneten Lesegeraten anfallen ist der einmalig
anfallende Erfillungsaufwand als im Bagatellbereich (unter 10 000 Euro) liegend zu be-
trachten.

Des Weiteren fallen jahrliche Kosten fir die Ausstattung mit Signaturkarten, welche eben-
falls fiir die Beglaubigung durch eine qualifizierte elektronische Signatur notwendig sind,
und die Lizenz fir SecSigner an. Eine Signaturkarte kostet etwa 50 Euro. Nordrhein-West-
falen hat eine Fallzahl der Anwender von 250 angeben konnte. Diese wurde anhand des
Kdnigsteiner Schliissels auf Gesamtdeutschland hochgerechnet: 250 : 0,21=1 190, hoch-
gerundet auf 1 200. 0,21 beschreibt die auf Nordrhein-Westfalen nach dem Kénigsteiner
Schlussel 2018 entfallenden 21 Prozent. Daraus ergibt sich ein jahrlicher Erfillungsauf-
wand von 60 000 Euro fir die Ausstattung mit Signaturkarten.

Die Berechnung der Gesamtkosten fir die Lizenz erfolgte ebenfalls iber den Kénigsteiner
Schlissel. Hier wurde die Angabe des Justizministeriums Nordrhein-Westfalen von
21 054,67 Euro als Gesamtkosten des Landes durch 21 Prozent geteilt (siehe oben). Somit
werden die jahrlichen Kosten fir die Sec Signer-Lizenzen insgesamt auf 100 000 Euro ge-
schatzt.

Zusammengerechnet entsteht durch die Vorgabe eine Anderung des jahrlichen Erfiillungs-
aufwands in H6he von 160 000 Euro.

Vorgabe 2: Ubermittlung von Informationen iiber Kapitalgesellschaften oder Zweignieder-
lassungen von Kapitalgesellschaften in anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union
beziehungsweise Vertragsstaaten des EWR, 8 9b Absatz 2 Satz 3 Nummer 5 und 6 HGB

Einmaliger Erfullungsaufwand der Lander (pro Programmiertag):

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) | Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend
Euro) Euro)
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1200 1
Erflllungsaufwand (in Tausend Euro) 1
Jahrlicher Erfullungsaufwand der Lander:
Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) | Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend
Euro) Euro)
60 000 3 40,30 - 121
Erfullungsaufwand (in Tausend Euro) 121

Registergerichte haben die Aufgabe, Informationen zu den ihrem Zustandigkeitsbereich un-
terliegenden Kapitalgesellschaften oder Zweigniederlassungen von Kapitalgesellschaften,
die dem Recht eines anderen Mitgliedstaates der Europaischen Union oder eines anderen
Vertragsstaates des EWR unterliegen, zu Gbermitteln. Mit dem Hinzuftigen der Nummern 5
und 6 zu § 9b Absatz 2 Satz 3 HGB wird der Umfang der zu tbermittelnden Informationen
erweitert.

Es wird von einem relativ aufwandsarmen Prozess ausgegangen, da die Ubermittlung au-
tomatisiert geschieht. Einzelne L&nder melden einen Zeitaufwand zwischen einer und funf
Minuten, der durch Prifungen entstehen konnte. Fir das weitere Vorgehen wird deshalb
mit 3 Minuten pro Fall gerechnet.

Nach Berucksichtigung der Angaben einzelner Lander und Kalkulation des Bundesergeb-
nisses mittels Konigsteiner-Schlussel ist mit deutschlandweit etwa 60 000 Fallen zu rech-
nen.

Zur Bewertung der Personalkosten wird der durchschnittliche Lohnsatz der Verwaltung der
Lander in Hohe von 40,30 Euro angenommen.

Der einmalige Aufwand fur die Entwicklung beziehungsweise Umstellung des automatisier-
ten Prozesses konnten die Lander nicht beziffern. Fir diese Vorgabe kann deshalb keine
handfeste Einschatzung getroffen werden. Ausgehend von Auswertungen ahnlicher Vorga-
ben kann lediglich ein taglicher Sachaufwand von 1 200 Euro pro Programmierarbeitstag
angesetzt werden.

Vorgabe 3: Ubermittlung von Anderungen der Rechnungslegungsunterlagen: § 9b Absatz 4
Satz 1 HGB

Einmaliger Erfullungsaufwand des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) | Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend
Euro) Euro)
1 - 300
Erflllungsaufwand (in Tausend Euro) 300

Jahrlicher Erfullungsaufwand des Bundes:
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Fallzahl

Zeitaufwand pro
Fall (in Minuten)

Lohnsatz pro
Stunde (in Euro)

Sachkosten pro
Fall (in Euro)

Personalkosten
(in Tausend

Sachkosten
(in Tausend

Euro) Euro)

Erfullungsaufwand (in Tausend Euro) 50

Die das Unternehmensregister fiihrende Stelle tibermittelt Anderungen an den Unterlagen
der Rechnungslegung von einer inlandischen Kapitalgesellschaft, die eine Zweigniederlas-
sung im Ausland errichtet hat, an die zentrale européische Plattform.

Es wird fur die notwendige IT-technische Verkniipfung zur Ubermittlung der Anderungen
beziehungsweise zur Bestatigung des Empfangs einer entsprechenden Mitteilung aus dem
Ausland (siehe Vorgabe 2) insgesamt einen Sachaufwand beim Unternehmensregister von
etwa 600 000 Euro verursacht. Dabei handelt es sich um einmalige IT-(Sach-)Kosten, wel-
che fiur das weitere Vorgehen jeweilig hélftig auf beide Vorgaben aufgeteilt werden.

Es ist nicht bekannt, wie viele Zweigniederlassungen im Ausland Kapitalgesellschaften mit
Sitz im Inland haben. Es durfte sich jedoch um eine hdchstens dreistellige Anzahl handeln,
so dass von einem prognostisch entstehenden jahrlichen Personalaufwand von 50 000
Euro ausgegangen wird.

Vorgabe 4: Bestatigung des Dateneingangs bgi Anderungen der Rechnungslegungsunter-
lagen und Aufforderung zur Offenlegung der Anderungen der Rechnungsunterlagen; § 9b
Absatz 4 Satz 2 HGB in Verbindung mit § 325a Absatz 4 HGB-E

Einmaliger Erfullungsaufwand des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) | Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend
Euro) Euro)
1 300
Erfullungsaufwand (in Tausend Euro) 300
Jahrlicher Erfillungsaufwand des Bundes:
Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) | Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend
Euro) Euro)
1 50
Erfullungsaufwand (in Tausend Euro) 50

Empfangt die das Unternehmensregister fihrende Stelle Giber das Europaische System der
Registervernetzung Daten zu einer Anderung der Unterlagen der Rechnungslegung einer
Kapitalgesellschaft, die dem Recht eines anderen Mitgliedstaates der Europaischen Union
oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens tber den EWR unterliegt und die eine
inlandische Zweigniederlassung errichtet hat, so bestatigt die registerfihrende Stelle den
Eingang der Daten Uber das Europaische System der Registervernetzung (8§ 9b Absatz 4
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Satz 2 HGB-E). Diese Bestatigungspflicht dirfte flr die das Unternehmensregister fih-
rende Stelle einen zusatzlichen Erflllungsaufwand verursachen. Laufender Erflllungsauf-
wand durfte fur die das Unternehmensregister fihrende Stelle auch dadurch entstehen,
dass sie verpflichtet ist, die auslandische Kapitalgesellschaft zur unverzuglichen Offenle-
gung der Anderung der Unterlagen der Rechnungslegung aufzufordern, wenn zum Zeit-
punkt eines Dateneingangs nach § 9b Absatz 4 Satz 2 HGB-E die Anderung noch nicht
offengelegt worden ist (§ 325a Absatz 4 HGB-E).

Zur Bemessung kommt es unter anderem auf die Fallzahl der inlandischen Zweigniederlas-
sungen von Kapitalgesellschaften an, die dem Recht eines anderen Mitgliedstaates der
Européischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens tiber den EWR
unterliegen. Es durfte sich auch hier um eine hochstens dreistellige Anzahl handeln. Der
damit im Zusammenhang stehende Personalaufwand wird auf rund 50 000 Euro pro Jahr
geschatzt. Wie in Vorgabe 3 beschrieben, fallen auch fir diese Pflicht einmalige Sachkos-
ten in H6he von rund 300 000 Euro an.

Vorgabe 5: Beantwortung einer Anfrage uUber Disqualifikation einer Person; § 9c Absatz 1
Satz 1 HGB-E in Verbindung mit 8 9c Absatz 2 HGB-E

Einmaliger Erfullungsaufwand des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) | Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend
Euro) Euro)
1 1 000 000 1000
Erfullungsaufwand (in Tausend Euro) 1000
Jahrlicher Erfillungsaufwand des Bundes:
Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) | Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend
Euro) Euro)
7 500 60 38,80 0 291 0
1 150 300
Erflllungsaufwand (in Tausend Euro) 741

Die das Unternehmensregister fihrende Stelle ist zustandig fir die Beantwortung einer An-
frage eines anderen Staates hinsichtlich Informationen Uber die Disqualifikation einer Per-
son, die Uber die zentrale européische Plattform eingehen. Dazu kann sie fir die Prifung
und Beantwortung einer Anfrage Auskunft aus dem Bundeszentralregister und dem Gewer-
bezentralregister einholen (siehe dazu § 9c Absatz 2 HGB).

Es wird geschatzt, dass insgesamt jahrlich rund 7 500 Ersuchen anderer Mitgliedstaaten
eingehen. Dem liegt folgende Berechnung zugrunde: Auf die Gesamtbevdlkerung in der
Bundesrepublik Deutschland von aktuell rund 83,2 Millionen kommen insgesamt etwa
1,4 Millionen Geschaftsfihrer und Vorstandsmitglieder. Dies entspricht einem prozentualen
Anteil von 1,68 Prozent. Die Zahl der Anmeldungen von Geschaftsfihrern und Vorstanden
betragt dabei nach Hochrechnungen jahrlich etwa 381 000 (Stand 2019), was einem Anteil
von etwa 30 Prozent an der Gesamtzahl der Geschaftsfihrer und Vorstande entspricht.
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Derzeit leben etwa 750 000 Deutsche im EU-Ausland (ohne das Vereinigte Konigreich).
Legt man dabei den gleichen prozentualen Anteil an Geschéftsfihrern und Vorstandsmit-
gliedern zugrunde, so kommt man auf etwa 12 600 Deutsche als Geschéftsfuhrer und Vor-
standsmitglieder im EU-Ausland. Geht man auch hier von einem prozentualen Anteil von
30 Prozent fur die Anmeldungen aus, so ist von jahrlich etwa 3 780 Anmeldungen von Deut-
schen im EU-Ausland als Geschaftsflihrer oder Vorstandsmitglied auszugehen.

Da unklar ist, nach welchen Kriterien andere Mitgliedstaaten bestimmen, ob sie ein Ersu-
chen durchfiihren, ist anzunehmen, dass neben der deutschen Staatsbirgerschaft noch
weitere Merkmale ein Ersuchen auslésen kénnten. Daher ist sicherheitshalber noch einmal
von derselben Anzahl von Ersuchen aufgrund eines Bezugs zur Bundesrepublik aus ande-
ren Grinden auszugehen, beispielsweise aufgrund einer vorangegangenen Téatigkeit der
Person als Geschaftsfuhrer in der Bundesrepublik Deutschland.

Dementsprechend verdoppelt sich die geschatzte Anzahl von Ersuchen aus den anderen
Mitgliedstaaten auf insgesamt etwa 7 500 Ersuchen jahrlich.

Da in der Begriindung von einer handischen Bearbeitung der Anfragen ausgegangen wird,
dient die Auswertung ahnlicher Verwaltungstétigkeiten im Bereich der Aufbereitung und
Ubermittlung von Informationen als Grundlage fiir die Schatzung des Zeitaufwands von 60
Minuten pro Anfrage. Hier mit enthalten ist auch der Zeitaufwand fir Anfragen nach Aus-
kunft aus dem Bundeszentralregister und dem Gewerbezentralregister. Es wird der durch-
schnittliche Lohnsatz des Bundes in der Verwaltung in Hohe von 38,80 Euro verwendet
(Leitfaden S. 56). Aus den Annahmen ergibt sich ein geschatzter jahrlicher Erfullungsauf-
wand von 291 000 Euro.

Zusatzlich fallen Kosten fir die IT-technische Erstellung des Systems an. Es werden ein-
malige Sachkosten in H6he von rund 1 Million Euro geschatzt. Fir die Wartung und Pflege
werden rund 150 000 Euro Personalkosten und rund 300 000 Euro Sachkosten geschatzt.

Bei den Landern entstehen Kosten fiir die Ubermittlung an die Européische Plattform im
Registerbus und Registerportal, Uber die die Anfragen und Antworten weitergereicht wer-
den.

Laut Angaben des Bundesamts flr Justiz entstehen diesem keine darstellbaren Personal-
oder Sachaufwande.

Insgesamt entsteht fur diese Vorgabe dadurch ein einmaliger Erfullungsaufwand von rund
1 Million Euro und ein jahrlicher Erfillungsaufwand von rund 741 000 Euro (davon zéhlen
rund 300 000 Euro zu den Sachkosten).

Vorgabe 6: Durchfiihrung einer Anfrage und Weiterleitung der Antwort; § 9c Absatz 1 Satz 2
HGB-E

Jahrlicher Erfullungsaufwand des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) | Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend
Euro) Euro)
2 000 20 38,80 0 26 0

Erfullungsaufwand (in Tausend Euro) 26
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Die das Unternehmensregister fihrende Stelle fuhrt auf Anfrage eines Registergerichts eine
Anfrage gegeniber anderen Staaten durch und leitet die Antwort an das Registergericht
weiter.

Nach Auswertung ahnlicher Verwaltungsvorgaben wird ein Zeitaufwand von 10 Minuten fur
die Anfrage an die anderen Staaten und weiteren 10 Minuten fur das Weiterleiten der Infor-
mationen angesetzt. Zur Bewertung der Personalkosten wird der durchschnittliche Lohn-
satz der Verwaltung des Bundes in H6he von 38,80 Euro angenommen. Es wird davon
ausgegangen, dass es sich hierbei um sehr wenige jahrliche Anfragen handeln wird, da
Registergerichte nur Anfragen durchfilhren missen, wenn sie ernstliche Zweifel an der
Richtigkeit einer Versicherung haben (etwa 2 000 Anfragen pro Jahr).

Dadurch entsteht ein jahrlicher Erfullungsaufwand von rund 26 000 Euro (2 000 Anfra-
gen*20 Minuten /60* 38,80 Euro pro Stunde).

Vorgabe 7: Bekanntmachung von Handelsregistereintragungen; 8 10 Absatz 1 und 2 HGB-
E

Jahrlicher Erflllungsaufwand der Lander:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend
Euro) Euro) Euro)
618 175 -5 40,30 0 -2 076 0
-73 -10
Erfullungsaufwand (in Tausend Euro) -2 158

Fur Eintragungen in das Handelsregister bedarf es zukiinftig Uber die Bereitstellung in das
Gemeinsame Registerportal der Lander hinaus, das heif3t, in das nach § 9 Absatz 1 HGB
bestimmte Informations- und Kommunikationssystem, keiner separaten Bekanntmachung.

Die Bekanntmachungen werden heute bereits elektronisch anhand der bekanntzumachen-
den Eintragung und der Informationen im Fachverfahren automatisch generiert, so dass der
Entfall der Bekanntmachungen nur zu Einsparungen bei den Registergerichten, zum Bei-
spiel fur die Prufung und gegebenenfalls Korrektur sowie Freigabe des Bekanntma-
chungstextes fuhren wird. Nach Auswertung &hnlicher Verwaltungsvorgaben wird fur die
Prifung ein Zeitaufwand von 5 Minuten angesetzt. Zur Bewertung der Personalkosten wird
der durchschnittliche Lohnsatz der Verwaltung der Lander in H6he von 40,30 Euro ange-
nommen. Im Jahr 2019 wurden insgesamt 618 175 Bekanntmachungen veroffentlicht. Da-
raus wird eine Entlastung von 2,1 Millionen Euro berechnet.

AulRerdem fallt durch die Gesetzesédnderung der Aufwand, der durch den Betrieb des Be-
kanntmachungsportals entsteht, weg. Dieser betragt 82 746 Euro (73 040 Euro Personal-
kosten und 9 706 Euro Sachkosten).

Insgesamt wird damit eine Entlastung des jahrlichen Erfillungsaufwands um 2,2 Millionen
Euro geschatzt.

Vorgabe 8: Weiterleitung von Informationen Uber Zweigniederlassungen in anderen Mit-
gliedstaaten der Europaischen Union beziehungsweise Vertragsstaaten des EWR durch
die Landesjustizverwaltungen, § 13a Absatz 2 HGB-E

Jahrlicher Erflllungsaufwand der Lander:
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Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend
Euro) Euro) Euro)
42 10 40,30 0 0,3 0
Erfullungsaufwand (in Tausend Euro) 0,3

Die Landesjustizverwaltungen haben sicherzustellen, dass Uber das Europaische System
der Registervernetzung erhaltene Informationen Uber Zweigniederlassungen in anderen
Mitgliedstaaten der Europaischen Union beziehungsweise Vertragsstaaten des EWR an die
zustandigen Registergerichte weitergeleitet werden.

Fur die Weiterleitung einer Information wird kein zusatzlicher Zeitaufwand angenommen.
Es wird allerdings ein zusétzlicher Zeitaufwand fiir die Bearbeitung von Fehlerféllen ange-
nommen. Es wird geschatzt, dass dies bei einem Anteil von 1 Prozent der Falle auftritt. Es
wird eine Anzahl von rund 4 200 ausléndischen Zweigniederlassungen von Kapitalgesell-
schaften mit Sitz im Inland geschéatzt. Unter der Annahme, dass in 1 Prozent der Félle Feh-
ler auftreten, ergibt sich eine Fallzahl von 42.

Der Zeitaufwand fir das Einholen fehlender Daten wird mit 10 Minuten angenommen und
zur Bewertung der Personalkosten wird der durchschnittliche Lohnsatz der Verwaltung der
Lander in Hohe von 40,30 Euro angenommen. Der zusétzliche Gesamtaufwand wird damit
auf 300 Euro geschatzt.

Vorgabe 9: Bestéatigung des Eingangs der Informationen Uiber Zweigniederlassungen in an-
deren Mitgliedstaaten der Europaischen Union beziehungsweise Vertragsstaaten des EWR
durch die zustandigen Registergerichte und deren Eintragung in das Registerblatt, § 13a
Absatz 3 HGB-E

Jahrlicher Erfillungsaufwand der Lander:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend
Euro) Euro) Euro)
4200 25 40,30 0 71 0
Erfullungsaufwand (in Tausend Euro) 71

Die zustandigen Registergerichte der jeweiligen Gesellschaft haben den Erhalt der Infor-
mationen uber Zweigniederlassungen in anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union
beziehungsweise Vertragsstaaten des EWR zu bestatigen und diese in das Registerblatt
der Gesellschaft einzutragen.

Es wird ein Zeitaufwand von 15 bis 30 Minuten, damit durchschnittlich 25 Minuten ange-
nommen. Zur Bewertung der Personalkosten wird der durchschnittliche Lohnsatz der Ver-
waltung der Lander in Hohe von 40,30 Euro angesetzt. Die Fallzahl ist die Anzahl der aus-
landischen Zweigniederlassungen von Kapitalgesellschaften mit Sitz im Inland. Hier wird
eine Fallzahl von 4 200 angenommen. Der zuséatzliche Erfullungsaufwand wird dement-
sprechend auf 71 000 Euro geschatzt.

Vorgabe 10: Bestétigung des Eingangs der Informationen tber inlandische Zweigniederlas-
sungen von Kapitalgesellschaften mit Sitz im Ausland durch die zustandigen Registerge-
richte und Aufforderung zur Anmeldung der geanderten Tatsachen, 813e Absatz 7 HGB-E
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Jahrlicher Erfillungsaufwand der Lander:
Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend
Euro) Euro) Euro)
10 000 19 40,30 0 128 0
Erfullungsaufwand (in Tausend Euro) 128

Die zustandigen Registergerichte der jeweiligen Gesellschaft haben den Erhalt der Infor-
mationen Uber inlandische Zweigniederlassungen von Kapitalgesellschaften mit Sitz im
Ausland zu bestatigen und, falls keine Anmeldung in Bezug auf die mitgeteilten Tatsachen
vorliegt, die Gesellschaft zur unverziglichen Anmeldung der geénderten Tatsachen aufzu-
fordern.

Nach Auswertung &hnlicher Verwaltungsvorgaben wird ein Zeitaufwand von 5 Minuten pro
Eingangsbestétigung und ein Zeitaufwand von 5 Minuten fur die Prufung, ob eine Anmel-
dung vorliegt, angesetzt. Fir eine Aufforderung zur Anmeldung von geénderten Tatsachen
ist ein zusatzlicher Zeitaufwand von mindestens 10 Minuten, jedoch eher hdher, anzuset-
zen. Davon ausgehend werden hier 20 Minuten pro Fall angenommen. Der zuséatzliche
Zeitaufwand fir die Falle, in denen keine Anmeldung vorliegt, wird auf 9 Minuten (20 Minu-
ten*0,45) fur die Aufforderung zur Anmeldung geschétzt, damit 19 Minuten insgesamt. Zur
Bewertung der Personalkosten wird der durchschnittliche Lohnsatz der Verwaltung der Lan-
der in H6he von 40,30 Euro angenommen. Zur Fallzahl des Eingangs der Informationen
oder dem damit verbundenen Aufwand liegen keine Daten vor. Bei einer geschatzten An-
zahl von 10 000 auslandischen Zweigniederlassungen im Inland entsteht damit ein ge-
schatzter jahrlicher Erfullungsaufwand von rund 128 000 Euro.

Vorgabe 11: Bereitstellung des Videokommunikationssystems zur Durchfihrung von Beur-
kundungen im Online-Verfahren, § 78 Absatz 1 Satz 2 Nummer 10 in Verbindung mit den
88 78p, 78g BNotO-E

Vorgabe 11.1: Einrichten und Betreiben des Videokommunikationssystems durch die Bun-
desnotarkammer

Einmaliger Erfullungsaufwand:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend

Euro) Euro) Euro)
1 (Einrichten) 11 500 000 1900 9 600

Erflllungsaufwand (in Tausend Euro) 11 500
Jahrlicher Erfullungsaufwand:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend

Euro) Euro) Euro)
1 (Betrieb) 2 700 000 600 2100
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1 (5-jahrliche
Neuentwick- 2 300 000 380 1920
lung)

Erfullungsaufwand (in Tausend Euro) 5 000

§ 78 Absatz 1 Satz 2 Nummer 10 BNotO-E verpflichtet die Bundesnotarkammer, ein Vide-
okommunikationssystem einzurichten und zu betreiben, welches die Vornahme von Ur-
kundstatigkeiten mittels Videokommunikation durch Notarinnen und Notare ermdglicht. Al-
ternative digitale Kommunikationsportale diirfen bei Beurkundungsverfahren mittels Video-
kommunikation nicht genutzt werden.

Der Erfullungsaufwand fir die Einrichtung des Videokommunikationssystems betragt vo-
raussichtlich etwa 11,5 Millionen Euro. Davon fallen 9 185 000 Euro fur externe Dienstleis-
ter fur Softwareentwicklung in den Jahren 2019 bis 2022 an (10 200 Beratermanntage zu
einem Tagessatz von durchschnittlich 900 Euro). Intern ergeben sich 1,9 Millionen Euro an
Personalkosten und 415 000 Euro an Sachkosten fur Hardware (300 000 Euro), Quer-
schnittsthemen/-aufgaben (75 000 Euro) und sonstige Kosten (40 000 Euro).

Der Erfullungsaufwand fiir den laufenden Betrieb des Videokommunikationssystems be-
lauft sich voraussichtlich auf jahrlich etwa 2,7 Millionen Euro. Die Summe setzt sich aus
700 000 Euro fur externe Dienstleister fur die Wartung des Videokommunikationssystems
(930 Beratermanntage zu einem Tagessatz von durchschnittlich 750 Euro) und 2 Millionen
Euro internen Kosten zusammen. Interne Kosten entstehen fur den Betrieb der Rechen-
zentren (600 000 Euro), die Hardware (400 000 Euro), Softwarelizenzen (400 000 Euro)
und das Personal fiir Betrieb, Wartung, Support und Organisation des Videokommunikati-
onssystems (600 000 Euro).

Aufgrund der schnellen Fortentwicklung der Technologie im Bereich sicherer Videokommu-
nikation und Signaturen ist der Lebenszyklus des Videokommunikationssystems auf etwa
funf Jahre begrenzt. Aus diesem Grund ist davon auszugehen, dass die Bundesnotarkam-
mer das Videokommunikationssystem etwa zum Ende des Jahres 2026 neu entwickeln
muss. Der Erfullungsaufwand fiir die Neuentwicklung des Videokommunikationssystems
belauft sich dadurch voraussichtlich auf jahrlich 2,3 Millionen Euro (1,9 Millionen Euro Per-
sonalkosten fir die erstmalige Einrichtung/5 Jahre Laufzeit des Systems + 9,6 Millionen
Euro Sachkosten fir die einmalige Einrichtung/5Jahre Laufzeit des Systems).

Vorgabe 11.2: Software und allgemeiner Umstellungsaufwand der Notarinnen und Notare

Einmaliger Erfullungsaufwand:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten (in | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) (in Tausend (in Tausend
Euro) Euro) Euro)
7 000 120 60,50 847
2 500 5000 12 500
Erfullungsaufwand (in Tausend Euro) 13 347

Die Nutzung des Videokommunikationssystems erfordert die Verwendung einer speziellen
Software durch die Notarinnen und Notare. Hinzu kommen die Personalkosten fir das Her-
unterladen, die Installation und die Einrichtung der Software. Die Bundesnotarkammer rech-
net mit einem Zeitaufwand von zwei Stunden. Bei einer Fallzahl von 7 000 Notarinnen und
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Notaren und der Annahme eines Stundenlohns von 60,50 Euro (siehe Leitfaden Anhang
VII; héherer Dienst auf Landesebene) ergeben sich dafur insgesamt Kosten in Hohe von
rund 847 000 Euro.

Zur Nutzung des Videokommunikationssystems bendétigen Notarinnen und Notare je eine
Webcam, ein Computer-Mikrophon sowie gegebenenfalls eine Videokonferenzanlage fur
gemischte Beurkundungen (8 16e BeurkG-E). Da Beurkundungen mittels Fernkommunika-
tion nach derzeit geltendem Beurkundungsrecht unzulassig sind und auch Vorbesprechun-
gen zu Beurkundungen bisher nicht flachendeckend mittels Videokommunikation durchge-
fuhrt werden, sind solche Geréte nur in einem Teil der Notariate vorhanden.

Der Anteil der Notariate, die bereits tber die benétigte Hardware verfiigen, wird von der
Bundesnotarkammer auf etwa 30 Prozent geschatzt. Neu anzuschaffen wéaren eine Ka-
mera, ein Mikrofon sowie ggf. eine Videokonferenzanlage flr gemischte Beurkundungen
(8 16e BeurkG-E). Unter der Annahme, dass sich im Normalfall mehrere Notare ein Biro
teilen, bezieht sich die Fallzahl dieser Neuanschaffungen nicht auf die Anzahl der Notare,
sondern auf die Anzahl der Notarbiros. Die Bundesnotarkammer nimmt an, dass 70 Pro-
zent aller Notarbtiros die oben genannten Neuanschaffungen zu tatigen haben. Die genaue
Anzahl der Notarblros ist nicht bekannt, jedoch gibt die Bundesnotarkammer eine grobe
Schatzung von 3 000 bis 4 000 Notarbtros ab. Nimmt man die Mitte dieser Schatzung an,
ergeben sich rund 2 500 Notarbiiros (70 Prozent von 3 500) mit einem Bedarf an den ent-
sprechenden Neuanschaffungen. Die Anschaffungskosten werden von der Bundesnotar-
kammer insgesamt zwischen 2 000 Euro und 8 000 Euro geschétzt (je nach Ausstattung
und Hersteller). Auch hier wieder die Mitte annehmend entsteht ein einmaliger Erfullungs-
aufwand von 12,5 Millionen Euro (2 500 Buros * 5 000 Euro).

Fur das weitere Vorgehen wird daher der durchschnittliche von der Bundesnotarkammer
geschatzte Betrag in Hohe von 5 000 Euro als Sachkosten pro notarieller Geschéftsstelle
angesetzt. Weitere Kosten, wie durch das Anschaffen einer Spezialsoftware, die Wartung
und den Service der Software sind nicht erfillungsaufwandsrelevant, da diese mit zu den
Gebuihren zéhlen.

Ein jahrlicher Erfillungsaufwand wird nicht angenommen, da sich die jahrliche Fallzahl der
Notarinnen und Notare nur geringfiigig andert und angenommen werden kann, dass die
oben genannten technischen Hardwarevoraussetzungen bei der Ausstattung des Arbeits-
platzes bereits mitberticksichtigt werden (Anschaffung eines Laptops anstelle eines Stand-
PCs).

Der einmalige Erfullungsaufwand fir die Anschaffung der technischen Ausstattung liegt
demnach bei rund 13,3 Millionen Euro.

Vorgabe 11.3: Schulungen der Notarinnen und Notare sowie der Notariatsmitarbeiterinnen
und -mitarbeiter zum Umgang mit dem Videokommunikationssystem

Einmaliger Erfullungsaufwand:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend
Euro) Euro) Euro)
7 000 300 60,50 250 2118 1750
21 000 420 27,60 250 4 057 5250
Erflllungsaufwand (in Tausend Euro) 13175
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Das Erlernen des Umgangs mit dem Videokommunikationssystem macht eine Schulung
der rund 7 000 Notarinnen und Notare sowie von Notariatsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter
notwendig. Es kann davon ausgegangen werden, dass pro Notarin oder Notar je drei Mit-
arbeiterinnen oder Mitarbeiter eine solche Schulung besuchen werden, um den etwaigen
Ausfall einzelner Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter kompensieren zu kénnen. Als erforderli-
che Schulungsdauer kann ein Zeitaufwand von flinf Stunden (300 Minuten) je Notarin oder
Notar und sieben Stunden (420 Minuten) je Mitarbeiterin oder Mitarbeiter angenommen
werden. Dies entspricht der durchschnittlichen Dauer eines Kurses, welcher vom Anwalts-
institut angeboten wird. FUr Notarinnen und Notare kann ein Lohnansatz von 60,50 Euro je
Arbeitsstunde erfolgen (Ansatz nach Anhang VIl des Leitfadens des Normenkontrollrats zur
Ermittlung und Darstellung des Erfullungsaufwands; héherer Dienst auf Landesebene) und
fir Notariatsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter von 27,60 Euro je Arbeitsstunde (Ansatz nach
Anhang VIl des Leitfadens des Normenkontrollrats zur Ermittlung und Darstellung des Er-
fullungsaufwands; einfacher Dienst auf Landesebene).

Die Bundesnotarkammer geht von einem zwingenden Schulungsbedarf aus, da die Nut-
zung eines Videokommunikationssystems flir Beurkundungen bisher unzulassig ist und da-
her Vorkenntnisse nicht vorhanden sein durften. Die Teilnahmekosten (Sachkosten) fir
diese Schulungen liegen zwischen 99 Euro (fir Kurse im Selbststudium) und etwa 325 Euro
(far Vortrage und ahnliche Seminare). Da die konkrete Ausgestaltung und Zeitdauer der fur
das Erlernen des Umgangs mit dem Videokommunikationssystem notwendigen Schulun-
gen gegenwartig noch nicht konkret absehbar ist, wird flr das weitere Vorgehen mit durch-
schnittlichen Teilnahmekosten von rund 250 Euro pro Teilnehmerin oder Teilnehmer ge-
rechnet.

Um die derzeit amtierenden Notarinnen und Notare und deren Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter mit dem Umgang des Videokommunikationssystems vertraut zu machen, entsteht
insgesamt ein einmaliger Erfullungsaufwand von rund 13,2 Millionen Euro. Davon zahlen
rund 6,2 Millionen Euro zu den Personalkosten ((7 000 Notarinnen und Notare* 60,50 Euro
pro Stunde* 300 Minuten/60) + (21 000 Notariatsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter* 27,60
Euro pro Stunde*420 Minuten/60)) und rund 7 Millionen Euro zu den Sachkosten (7 000
Notarinnen und Notare*250 Euro Teilnahmegebiihr + 21 000 Notariatsmitarbeiterinnen und
-mitarbeiter* 250 Euro Teilnahmegebuhr).

Vorgabe 12: Notarielle Beurkundung von Willenserklarungen zur Grindung einer GmbH
mittels Videokommunikation, 88 16a ff. BeurkG-E in Verbindung mit § 2 Absatz 3 GmbHG-
E

Wie unter Buchstabe b) Vorgabe 2 ausgefihrt ist davon auszugehen, dass Beurkundungen
von Willenserklarungen mittels Videokommunikation etwa denselben Zeitaufwand bean-
spruchen werden, wie entsprechende Beurkundungen im Prasenzverfahren. Folglich an-
dert sich der jahrliche Erfullungsaufwand auch fiir die Notarinnen und Notare nicht.

Vorgabe 13: Medientransfer zur Verwahrung elektronischer Urkunden in der Urkunden-
sammlung und der elektronischen Urkundensammlung; § 56 Absatz 3 BeurkG-E in Verbin-
dung mit § 55 Absatz 3 BeurkG-E

Bei in Papierform errichteten notariellen Urkunden ist zur Vorbereitung der elektronischen
Verwahrung dieser Urkunden im Elektronischen Urkundenarchiv durch die Notarinnen und
Notare ein Medientransfer vorzunehmen. Dieser Medientransfer verursacht nach der Be-
grindung des Regierungsentwurfs des Urkundenarchivgesetzes (Bundestagsdrucksache
18/10607, Seite 45 f., folgenden jahrlichen Personalaufwand fiir die Ubertragung der Pa-
pierdokumente in die elektronische Form in H6he von etwa 13,4 Millionen Euro und fur die
Anbringung von elektronischen Vermerken in Hohe von etwa 33,9 Millionen Euro. Hinzu tritt
einmaliger Aufwand fir Schulungen von Notariatsmitarbeiterinnen und -mitarbeitern zum
Elektronischen Urkundenarchiv und der Verwendung der dazugehdérigen Software in Hohe
von etwa 3,9 Millionen Euro Personalaufwand und 5,3 Millionen Euro Sachaufwand.
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Da bei elektronischen Urkunden ein Medientransfer von der Papierform in die elektronische
Form zur Vorbereitung der Verwahrung dieser Urkunden im Elektronischen Urkundenarchiv
nicht erforderlich ist, entféllt vorstehend wiedergegebene Personalaufwand. Da elektroni-
sche Urkunden auch in der — in Papierform zu fuhrenden — Urkundensammlung zu verwah-
ren sein werden, ist hier jedoch ein (umgekehrter) Medientransfer von der elektronischen
Form in die Papierform notwendig. Dieser Medientransfer erfordert das Ausdrucken, Osen,
Binden und Siegeln der elektronischen Urkunden durch die Notariatsmitarbeiterinnen und -
mitarbeiter sowie die persénliche Unterzeichnung des Beglaubigungsvermerks durch den
die Notarin oder den Notar. Es wird davon ausgegangen, dass der insofern anzusetzende
Personalaufwand in etwa dem Personalaufwand fir den Medientransfer einer Papierur-
kunde in die elektronische Form entspricht. Insofern ergibt sich weder ein zuséatzlicher Er-
fullungsaufwand noch eine Entlastung fur die Notarinnen und Notare.

Auch im Hinblick auf die erforderliche Teilnahme der Notariatsmitarbeiterinnen und -mitar-
beiter an Schulungen zum Elektronischen Urkundenarchiv ergibt sich weder ein zusatzli-
cher Erfullungsaufwand noch eine Entlastung fur die Notarinnen und Notare. Die Schulun-
gen sind vor dem Hintergrund des Urkundenarchivgesetzes ohnehin erforderlich. Ein
dartiberhinausgehender Schulungsbedarf fiir das Verwahren einer bereits in elektronischer
Form errichteten Urkunde im Elektronischen Urkundenarchiv ist nicht zu erwarten.

Vorgabe 14: Bereitstellung von Unternehmensdaten Uiber das Europaische System der Re-
gistervernetzung; § 11 HRV

Einmaliger Erfullungsaufwand der Lander:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend
Euro) Euro) Euro)
500 4 500
Erflllungsaufwand (in Tausend Euro) 5000

§ 11 HRV legt fest, dass Registergerichte zur Ubermittlung der in Absatz 2 genannten In-
formationen an die zentrale Europdaische Plattform gemal § 9b Absatz 1 Satz 2 des HGB
verpflichtet werden. Da neue Informationen zu Ubermitteln sind, sind technische Anpassun-
gen sowie Anpassungen in den Fachverfahren, die in den Gerichten eingesetzt werden,
notwendig. Demnach entstehen Kosten in Héhe von 4,5 Millionen Euro fiir externe Dienst-
leister (je 1,5 Millionen Euro entsprechend 900 Personentagen zu einem Tagessatz von
1 670 Euro fur die Software RegisSTAR, AUREG und AuRegis) und 0,5 Millionen Euro an
internen Personalkosten (300 000 Euro mit 300 Personentagen fur den Betrieb des Regis-
terportals und 200 000 Euro mit 200 Personentagen zu einem Tagessatz von 1 000 Euro
fur den Betrieb des Systems BRIS). Die Kosten beziffern sich damit insgesamt auf etwa 5
Millionen Euro.

Vorgabe 15: Vollstreckung der Gebilthren des Unternehmensregisters, § 16 JVKostG-E

Da zukunftig fur die Einstellung von Rechnungslegungsunterlagen und Unternehmensbe-
richten in das Unternehmensregister eine Gebihr nach dem Justizverwaltungskostenge-
setz entsteht und nicht mehr wie bisher ein privatrechtliches Entgelt, obliegt die Vollstre-
ckung dieser Unternehmensregistergebihren dem Bundesamt fur Justiz. Dieses schéatzt
nachstehend, ausgehend von einer Fallzahl von etwa 24 000, seinen einmaligen und jahr-
lichen Erfullungsaufwand wie folgt ein:

Zum einmaligen Erflllungsaufwand (Personalaufwand):
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Einmaliger Erfillungsaufwand
Laufbahn Zeitaufwand Lohnsatz  pro | Sachkosten ins- | Personalkosten | Sachkosten
insgesamt  (in | Stunde (in gesamt (in | (in Tausend (in Tausend
Minuten) Euro) Euro) Euro) Euro)

(hD) 101 374 65,40 0 110 0

(gD) 1073 637 43,40 0 777 0

(mD) 97 758 31,70 0 52 0
2953500 2954

Erfullungsaufwand (in Tausend Euro) 3892

Im Ergebnis besteht fiir die Projektphase von 24 Monaten zur Einfihrung einer neuen tech-
nischen Schnittstelle ein Personalbedarf von 1 AK des gehobenen Dienstes in der Fachab-
teilung, 1 AK des hoheren, 8,5 AK des gehobenen und 1 AK des mittleren Dienstes in der
IT-Abteilung sowie 1 AK des gehobenen Dienstes im Querschnitt (einmaliger Erflllungsauf-
wand).

Zum einmaligen Erflillungsaufwand (Sachaufwand):

Beim Bundesamt fur Justiz fallen IT-Sachkosten in Hohe von rund 3 Millionen Euro an.
Diese entstehen durch:

— Schaffung einer Hin- und Ruckschnittstelle zwischen Unternehmensregister und Bun-
desamt fur Justiz (Beitreibung),

—  Schaffung einer zentralen Verwaltungskomponente im Bundesamt fur Justiz fir die Ge-
schéftslogik,

— Anpassungen an der Schnittstelle zum derzeitigen Druckdienstleister,
— Anpassungen bei der Scan-Software,

— Schnittstelle zwischen avviso und Haushaltssoftware MACH fiir die Falle des Unter-
nehmensregisters erttichtigen,

— Reporting (Statistik),

— Anpassungen an der MACH-Software (Steuerung der Zahlungsstréme),

— Anpassung der Schnittstellen und deren Metadaten zum Unternehmensregister.
Insgesamt entsteht ein einmaliger Erfullungsaufwand von rund 3,9 Millionen Euro, wobei
;L;rr]](lje?]i%g 000 Euro zu den Personalkosten und rund 3 Millionen Euro zu den Sachkosten

Zum Jahrlichen Erflllungsaufwand:

Jahrlicher Erflllungsaufwand
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Laufbahn Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten Personalkosten | Sachkosten
Jahr (in Minu- | Stunde (in jahrlich (in Euro) | (in Tausend (in Tausend
ten) Euro) Euro) Euro)

(hD) 202 748 65,40 0 221 0
(gD) 1746 737 43,40 0 1263 0
(mD) 1233758 31,70 0 652 0
537 000 - 537
Erfullungsaufwand (in Tausend Euro) 2673

Fiur den Betrieb besteht ein Personalbedarf von 1 AK (Referatsleitung) im hoéheren, 6 AK
im gehobenen und 12 AK im mittleren Dienst in der Fachabteilung, 1 AK des héheren, 8,5
AK des gehobenen und 1 AK des mittleren Dienstes in der IT-Abteilung sowie 3 AK des
gehobenen Dienstes im Querschnitt. Es werden die Lohnséatze auf Bundesebene gemali
Anhang VIl des Leitfadens des Normenkontrollrats zur Ermittlung und Darstellung des Er-
fullungsaufwands zugrunde gelegt (hdherer Dienst: 65,40 Euro pro Stunde, gehobener
Dienst: 43,40 Euro pro Stunde, mittlerer Dienst: 31,70 Euro pro Stunde).

Ab der Fertigstellung sind ausgehend von den Erfahrungen aus anderen Projekten mit
circa. 20 Prozent der Anschaffungskosten als jahrliche Wartungskosten beziehungsweise
Pflegekosten im Regelbetrieb zu rechnen (rund 537 000 Euro). Ausgenommen hiervon ist
die neue Hardware.

Insgesamt entsteht ein jahrlicher Erflllungsaufwand von rund 2,7 Millionen Euro, wobei
rund 2,1 Millionen Euro zu den Personalkosten und rund 537 000 Euro zu den Sachkosten
zahlen.

Vorgabe 16: Bekanntmachung der Ersteintragung eines Vereins in das Vereinsregister,
§ 66 Absatz 1 BGB

Die gesonderte Bekanntmachung der Ersteintragung eines Vereins in das Vereinsregister
wird aufgehoben, da alle Eintragungen in den Vereinsregistern schon uber das Register-
portal abrufbar sind.

Es wird eine Fallzahl von 13 000 Vereinsregistereintragungen pro Jahr angenommen. Dies
entspricht dem gerundeten Mittelwert der Jahre 2016 bis 2019, der der Zusammenstellung
der Geschaftstbersichten der Amtsgerichte von 1995 bis 2019 entnommen wurde. Die Be-
kanntmachungen werden heute bereits elektronisch anhand der bekanntzumachenden Ein-
tragung und der Informationen im Fachverfahren automatisch generiert, so dass der Entfall
der Bekanntmachungen nicht zu Einsparungen bei den Registergerichten fihren wird. Eine
Anderung des Erfiillungsaufwands ist also nicht anzunehmen.

Vorgabe 17: Offentliche Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur im Pré-
senzverfahren ohne Beschrankung auf bestimmte Sachmaterien, § 129 Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 BGB-E, 8 40a Absatz 1 Satz 1 Fall 1 BeurkG-E

Wie unter der Vorgabe zu Buchstabe 1 ausgefiihrt, unterscheiden sich die Vorgaben fiir die
Anerkennung einer zu beglaubigenden qualifizierten elektronischen Signatur im Prasenz-
verfahren nicht von denen der Anerkennung einer zu beglaubigenden Unterschrift. Folglich
andert sich der jahrliche Erfullungsaufwand auch fiir die Notarinnen und Notare nicht.
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Vorgabe 18: Offentliche Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur mittels
Videokommunikation zur Anmeldung zum Handels- oder Genossenschaftsregister, § 129
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BGB-E, 8 40a Absatz 1 Satz 1 Fall 2, Satz 2 BeurkG-E in Ver-
bindung mit § 12 HGB-E, § 157 GenG-E

Wie unter Buchstabe b Vorgabe 6 ausgefiihrt ist davon auszugehen, dass die notarielle
Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur mittels Videokommunikation etwa
denselben Zeitaufwand beanspruchen wird wie die Beglaubigung einer Unterschrift im Pré-
senzverfahren. Folglich andert sich der jahrliche Erflllungsaufwand auch fur die Notarinnen
und Notare nicht.

Vorgabe 19: Priifung bei der Registrierung; 8§ 3 Absatz 3 URV

Einmaliger Erfullungsaufwand des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) | Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend
Euro) Euro)
1 - 375
Erflllungsaufwand (in Tausend Euro) 375
Jahrlicher Erfullungsaufwand des Bundes:
Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) | Fall (in Euro) (in Tausend (in Tausend
Euro) Euro)
40 000 8 - 670 286
Erflllungsaufwand (in Tausend Euro) 956

Fur eine Registrierung nach 8§ 3 Absatz 2 URV-E hat eine elektronische Identifikation des
Nutzers bei der das Unternehmensregister fiihrenden Stelle zu erfolgen. Nutzer ist diejenige
natiirliche Person, die eine Datenlibermittiung nach § 11 Absatz 2 URV-E fur Veroffentli-
chungs- und Offenlegungspflichtige tatsachlich vornehmen soll. Es wird die Zahl der Ersti-
dentifizierungen auf rund 430 000 geschatzt. Jahrlichen werden rund 40 000 Nutzer ihren
Account erneuern beziehungsweise neue Nutzer einen Account anlegen.

Fur die Einfihrung und Einrichtung entsprechender technischer Systeme werden Kosten
von rund 375 000 Euro geschatzt.

Es werden jahrlichen Sachkosten von rund 286 180 Euro fur Wartungskosten, Weiterent-
wicklungskosten und Sonstiges sowie rund 670 000 Euro jahrliche Personalkosten ge-
schatzt. Insgesamt wird der jahrliche Erfullungsaufwand damit auf rund 956 000 Euro ge-
schatzt.

Vorgabe 20: Datenubermittlung der Landesjustizverwaltungen an das Unternehmensreqis-
ter zu Eintragungen und Bekanntmachungen im Handels-, Genossenschafts- und Partner-
schaftsregister; 88 6, 7 URV-E

Die Landesjustizverwaltungen sollen dem Unternehmensregister weitere Kennzeichnungen
(8 6 Satz 1 Nummer 7 bis 9 URV-E) mitteilen. Wenn keine Indexdaten nach § 6 Satz 1
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Nummer 7 bis 9 URV-E Ubermittelt werden, bendtigt das Unternehmensregister diese In-
formationen auf einem anderen Ubermittiungsweg. Da die Dateniibermittlung automatisiert
erfolgt, wird keine Anderung des jahrlichen Erfullungsaufwands erwartet. Allerdings wird ein
einmaliger Erfullungsaufwand fur technische und prozessuale Anpassungen entstehen.
Ausgehend von Auswertungen ahnlicher Vorgaben kann ein taglicher Sachaufwand von
1 200 Euro pro Programmierarbeitstag angesetzt werden.

Vorgabe 21: Ubermittlung von Unterlagen der Rechnungslegung; § 9 URV

Da es keine Rechnungslegung in Papierform mehr gibt, gibt es keine Anwendung von § 9
URV mehr und er wird aufgehoben. Da es hier keine Falle mehr gibt, fihrt die Aufhebung
zu keiner Anderung des Erfullungsaufwands.

5. Weitere Kosten

Fur die Einstellung von Rechnungslegungsunterlagen und Unternehmensberichten im Un-
ternehmensregister entstehen neue Geblhren; bei rund 1,3 Millionen Rechnungslegungs-
unterlagen und einer durchschnittlichen Einstellungsgebiihr von 25 Euro ergibt sich ein Ge-
bihrenvolumen von insgesamt rund 32,5 Millionen Euro; im Gegenzug entfallen die Ent-
gelte fir die bisherige Einreichung von Rechnungslegungsunterlagen und Unternehmens-
berichten im Bundesanzeiger. Die Gebihren fallen bei den Gbermittlungspflichtigen Unter-
nehmen an. Die H6he der Gebuhren richtet sich nach dem mit dem jeweiligen gebihren-
pflichtigen Geschaft verbundenen Verwaltungsaufwand.

Durch die Aufhebung der Gebihren fir den Abruf von Daten und Dokumenten, die zum
Handels-, Genossenschafts-, Partnerschafts- und Vereinsregister eingereicht wurden, ent-
fallen Abrufgebihren fir Burgerinnen und Birger und fir die Wirtschaft. Der Wegfall der
Abrufgebuhren wird weitgehend durch Bereitstellungsgebuhren fir die Anmeldenden kom-
pensiert. Es gibt jahrlich rund 600 000 Registereintragungen, bei einer angenommenen
durchschnittlichen neuen Bereitstellungsgebihr von 40 Euro fuhrt dies zu einem Gesamt-
gebihrenvolumen fiir die Wirtschaft von rund 24 Millionen Euro. In gleicher Hohe entfallen
Gebuhren (rund 4,5 Millionen Abrufe von Registerabdrucken zu je 4,50 Euro und rund 2,5
Millionen Abrufe von Dokumenten zu je 1,50 Euro) fur die Abrufenden (Wirtschaft).

Notarinnen und Notare werden an die Bundesnotarkammer auf der Grundlage einer geman
§ 78q Absatz 2 BNotO-E noch zu erlassenden Gebihrensatzung eine jahrliche Anschluss-
gebuhr fur die Zurverfigungstellung des Videokommunikationssystems zu leisten haben.
Zusatzlich entstehen neue Gebuhren, deren Ho6he auf die Deckung des Verwaltungsauf-
wands begrenzt ist. FUr die Beurkundung von Willenserklarungen zur Grindung einer
GmbH mittels Videokommunikation ist bei einer angenommenen Fallzahl von 7 800 Online-
Grindungen pro Jahr und einer pauschalen Gebihr von 25 Euro mit einem Gebihrenvolu-
men von 195 000 Euro zu rechnen (Wirtschaft). Fir die Inanspruchnahme des Videokom-
munikationssystems der Bundesnotarkammer zum Zwecke der Beglaubigung einer qualifi-
Zierten elektronischen Signatur und fir die Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen
Signatur im Préasenzverfahren ist von den Urkundsbeteiligten eine pauschale Gebuhr in
Hohe von 8 Euro zu zahlen. Bei einer geschétzten Fallzahl von 2 200 6ffentlichen Beglau-
bigungen pro Jahr ergibt sich ein Gebuhrenvolumen fir die Wirtschaft von 17 600 Euro.

Daneben entstehen weder sonstige Kosten fiir die Wirtschaft noch Kosten fir soziale Si-
cherungssysteme. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf
das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Der Entwurf ist aus gleichstellungspolitischer Sicht neutral.
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VII.  Befristung; Evaluierung

Eine Befristung der neuen Regelungen ist nicht sinnvoll, da das Europaische System der
Registervernetzung eine dauerhafte Einrichtung der Europaischen Union darstellt und fort-
entwickelt werden soll.

In Artikel 3 DigRL ist eine Evaluierung der durch die Digitalisierungsrichtlinie in die GesRRL
a.F. eingeflgten Bestimmungen durch die Europaische Kommission vorgesehen, die bei
Verlangerung der Umsetzungsfrist gemaf3 Artikel 2 Absatz 3 DigRL uberwiegend bis spa-
testens 1. August 2025 sowie im Hinblick auf die in Artikel 2 Absatz 2 DigRL genannten
Bestimmungen bis 1. August 2026 durchzufiihren ist.

Die Européaische Kommission fuhrt gemanR Artikel 3 Absatz 1 DigRL hierflr eine Bewertung
der eingefuhrten Bestimmungen durch und legt dem Europaischen Parlament, dem Rat und
dem Européaischen Wirtschafts- und Sozialausschuss einen Bericht Uber die Ergebnisse
vor. Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet der Europaischen Kommission die fur die Ausar-
beitung der Berichte erforderlichen Informationen zur Verfiigung zu stellen, insbesondere
durch die Ubermittlung von Daten zur Zahl der Online-Eintragungen und den damit verbun-
denen Kosten.

Zu diesem Zweck sind die Mitgliedstaaten gemal Artikel 3 Absatz 4 DigRL verpflichtet, Da-
ten darlber zu erheben, wie die Online-Griindung in der Praxis funktioniert. In der Regel
sollten diese Informationen die Anzahl der Online-Grindungen, die Anzahl der Falle, in de-
nen Muster verwendet wurden oder in denen die physische Anwesenheit erforderlich war,
sowie die durchschnittliche Dauer und die durchschnittlichen Kosten von Online-Grindun-
gen umfassen. Die Mitgliedstaaten sollen diese Informationen der Europaischen Kommis-
sion zweimal und nicht spater als zwei Jahre nach dem Datum der Umsetzung mitteilen.

Die Bundesregierung wird ihre Berichterstattung zu dieser Evaluation so vorbereiten, dass
der Kommission in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland valide quantitative und qua-
litative Erkenntnisse Gbermittelt werden.

Fur die Bewertung soll ermittelt werden, wie die zur Umsetzung der DigRL eingefiihrten
Bestimmungen zur Online-Griindung der GmbH, das heil3t also insbesondere die 8§ 16a
bis 16e, 40a BeurkG-E, 88 78p, 789 BNotO-E, § 2 Absatz 3 GmbH, § 12 HGB-E, § 129
BGB-E, in der Praxis funktionieren. Dazu ist entsprechend der Vorgaben in Artikel 3 Ab-
satz 4 DigRL die Anzahl der Falle, in denen Muster verwendet wurden oder in denen die
physische Anwesenheit erforderlich war, sowie die durchschnittliche Dauer und die durch-
schnittlichen Kosten von Online-Griindungen zu ermitteln. Diese Daten werden durch Ab-
frage bei den zustandigen Stellen und Behérden ermittelt, insbesondere bei der Bundes-
notarkammer, dem Statistischen Bundesamt, dem Bundesamt fiir Justiz sowie den Landes-
justizverwaltungen.

Eine gesonderte nationale Evaluierung der Umsetzung der Vorgaben der DigRL vor diesem
Zeitpunkt erscheint daher insgesamt nicht angezeigt.

Zusétzlich zum nationalen Beitrag zur Evaluierung der Vorgaben der DigRL soll eine Uber-
prufung der Frage durchgefuhrt werden, ob das notarielle Online-Verfahren tber die ver-
pflichtenden Richtlinienvorgaben hinaus fur weitere Rechtsformen und geeignete Sachver-
halte des Gesellschafts- und Registerrechts gedffnet werden sollte; dabei ist auch zu un-
tersuchen, ob sich die technischen und rechtlichen Rahmenbedingungen fiir das notarielle
Online-Verfahren bewahrt haben. Diese Uberpriifung sollte zeitnah, sobald belastbare Er-
fahrungen mit dem neuen System vorliegen, erfolgen. Nach Ablauf von vier Jahren nach
Inkrafttreten dieses Gesetzes soll zudem eine Uberpriifung der Regelung in § 10a Absatz 3
BNotO-E auf Basis einer Befragung der maf3geblichen Wirtschafts- und Notarverbande so-
wie der Lander erfolgen.
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Handelsgesetzbuchs)
Zu Nummer 1 (Anderung von § 8b HGB)

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Anderung ist eine Folgeanderung zur Anderung des Bekanntmachungswesens in § 10
HGB-E und den 88 27, 33 der Handelsregisterverordnung in der Entwurfsfassung (HRV-E).
Da zukinftig eine separate Bekanntmachung der Eintragung in Form einer zusétzlichen
Mitteilung nicht mehr erfolgt, sodass insoweit auch kein Zugang Uber die Internetseite des
Unternehmensregisters nach Absatz 2 erforderlich ist. Der Zugang zu den neu geschaffe-
nen Registerbekanntmachungen geméan § 10 Absatz 3 HGB-E wird tiber die neu angefiigte
Nummer 12 sichergestellt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Neufassung der Nummer 4 bewirkt, dass zukiinftig an einer Stelle im Gesetz gebindelt
aufgefuhrt wird, welche Unterlagen der Rechnungslegung und rechnungslegungsbezoge-
nen Unternehmensberichte Uber die Internetseite des Unternehmensregisters frei zugang-
lich sind.

Dies sind zunachst die nach dem HGB, dem Publizitatsgesetz (PublG) oder dem Kapital-
anlagegesetzbuch (KAGB) offenzulegenden Rechnungslegungsunterlagen, insbesondere
Jahresabschlisse, Einzelabschlisse nach § 325 Absatz 2a, Lageberichte, Konzernab-
schliisse, Konzernlageberichte sowie die weiteren in 8 325 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 1b
Satz 2 HGB bezeichneten Unterlagen. Erfasst sind auch die zum Zwecke der Inanspruch-
nahme einer Befreiung nach 8§ 264 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 HGB, § 264b Nummer 4
HGB, § 291 Absatz 1 Satz 1 HGB und § 292 Absatz 1 Nummer 4 HGB offenzulegenden
Unterlagen. Rechnungslegungsunterlagen im Sinne des § 8b Absatz 2 Nummer 4 HGB-E
sind ferner die Unterlagen im Sinne des 8§ 6b Absatz 4 EnWG, des § 7 Absatz 2 des Tele-
kommunikationsgesetzes (TKG) und des § 7 Absatz 1 Satz 1 des Eisenbahnregulierungs-
gesetzes sowie die Erklarungen nach § 2 Absatz 2 und § 12 Absatz 2 PublG und die Be-
richte nach 8 2 Absatz 3 Satz 6 und 12 Absatz 3 Satz 3 PublG.

Durch die Erweiterung auf den Begriff der Unternehmensberichte werden zukiinftig auch
andere rechnungslegungsbezogene Unterlagen, die offengelegt werden missen und fir
die im Gesetz jeweils abweichende Bezeichnungen gewahlt sind, unter 8 8b Absatz 2 Num-
mer 4 HGB-E gefasst. Dies betrifft insbesondere Jahresfinanzberichte geman § 114 Wert-
papierhandelsgesetz (WpHG) oder § 6 Absatz 1 TKG, Halbjahresfinanzberichte geman
§ 115 WpHG, Zahlungs- und Konzernzahlungsberichte gemaf den 88 341s, 341v HGB und
8§ 116 WpHG, Jahresberichte gemalR § 23 Absatz 1 Vermdgensanlagengesetz (VermAnIG)
sowie Jahres- und Halbjahresberichte, die nach § 45 Absatz 1, § 123 Absatz 2 oder § 160
Absatz 1 KAGB offenzulegen sind. Gleiches gilt fir Berichte zur Gleichstellung und Entgelt-
gleichheit (8 22 Absatz 4 Entgelttransparenzgesetz - EntgTranspG). Diese begriffliche Er-
ganzung fuhrt dazu, dass die Unterlagen nach § 341w HGB, also der Zahlungs- und Kon-
zernzahlungsbericht nach den 88 341s, 341v HGB, anders als bislang nicht mehr ausdriick-
lich in 8 8b Absatz 2 Nummer 4 HGB-E erwahnt werden. Die Rechtslage bleibt insoweit
unverandert.

Die Einsichtnahme in die beim Unternehmensregister zur dauerhaften Hinterlegung einge-
stellten Unterlagen (vergleiche § 326 Absatz 2 Satz 1 HGB-E, auch in Verbindung mit 8 339
Absatz 2 HGB-E, sowie § 325 Absatz 2b Nummer 3 HGB-E) erfolgt demgegenuber nur auf
Antrag durch Ubermittlung einer Kopie (8§ 9 Absatz 6 Satz 3 HGB-E).
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Zu Doppelbuchstabe cc

Es handelt sich eine Folgednderung zur Anderung des § 8b Absatz 2 Nummer 4 HGB, da
die Berichte nach §8 114 Absatz 1 bis 8 116 Absatz 2 sowie nach den 88 117, 118 Absatz 4
WpHG kinftig vom Verweis in Nummer 4 auf die rechnungslegungsbezogenen Unterlagen
nach dem Wertpapierhandelsgesetz umfasst sind.

Zu Doppelbuchstabe dd
Dies ist eine Folgeanderung zur Anfigung der neuen Nummern 12 und 13.
Zu Doppelbuchstabe ee

Durch die neue Nummer 12 wird der Zugang zu den Registerbekanntmachungen im Sinne
des 8 10 Absatz 3 HGB-E fur das Handels-, Genossenschafts- und Partnerschaftsregister
Uber die Internetseite des Unternehmensregisters sichergestellt. Die Registerbekanntma-
chungen nach § 10 Absatz 3 HGB-E sind aufgrund der Verweise in 8 5 Absatz 2 des Part-
nerschaftsgesellschaftsgesetzes (PartGG) und 8 156 des Genossenschaftsgesetzes
(GenG) auch beim Partnerschafts- beziehungsweise Genossenschaftsregister eingefiihrt.

Die neue Nummer 13 ist eine Folgeanderung zur Anderung der § 107 Absatz 1 Satz 6
WpHG, § 31 Absatz 4 VermAnIG, da die dort genannten Daten durch die Bundesanstalt fur
Finanzdienstleistungsaufsicht kiinftig der das Unternehmensregister fuhrenden Stelle zur
Einstellung in das Unternehmensregister zu Gbermitteln sind.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Die Vorschrift regelt die Datentibermittlung neu, soweit es die Unterlagen der Rechnungs-
legung und Unternehmensberichte nach § 8b Absatz 2 Nummer 4 HGB-E sowie die zur
dauerhaften Hinterlegung Ubermittelten Jahresabschlisse im Fall des § 325 Absatz 2b
Nummer 3 HGB-E und Bilanzen im Fall der § 326 Absatz 2 Satz 1 HGB-E, § 339 Absatz 2
HGB-E betrifft. Diese Daten sind der das Unternehmensregister fihrenden Stelle kiinftig
von den jeweils Offenlegungspflichtigen zur Einstellung in das Unternehmensregister zu
Ubermitteln. Auf die Begriindung zu § 325 HGB-E wird verwiesen.

Die Anfiigung der neuen Nummer 3 ist eine Folgeanderung zu 8 8b Absatz 2 Nummer 13
HGB-E und zu den Anderungen der § 107 Absatz 1 Satz 6 WpHG und § 31 Absatz 4
VermAnIG. Die entsprechenden Daten werden nicht durch den Betreiber des Bundesanzei-
gers oder einen Veroffentlichungs- oder Offenlegungspflichtigen tibermittelt, sondern durch
die Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Anderung ist eine Folgeanderung zur Anfigung der neuen Nummern 12 und 13 in Ab-
satz 2.

Zu Doppelbuchstabe cc

Die neu eingefligten Séatze 3 und 4 in Absatz 3 sind eine Folgeédnderung zur Anpassung
des 8 329 Absatz 1 HGB und der Umstellung des Systems zur Offenlegung von Rech-
nungslegungsunterlagen. Da fortan die Unterlagen der Rechnungslegung direkt der das
Unternehmensregister fihrenden Stelle Ubermittelt werden und diese die fristgemalie und
vollzahlige Ubermittlung der Unterlagen selbst pruft, bedarf es insoweit keiner Ubermittiung
der von den Landesjustizverwaltungen tUbermittelten Daten an den Betreiber des Bundes-
anzeigers mehr. Allerdings bendtigt dieser auch zukinftig die von den Landesjustizverwal-
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tungen Ubermittelten Daten aus den Handels-, Genossenschafts- und Partnerschaftsregis-
tern sowie zu den Bekanntmachungen der Insolvenzgerichte, beziehungsweise die damit
zusammenhangenden Indexdaten, um eine Zuordnung der Einreichungen nach Absatz 2
Nummer 5 bis 8 zu den einzelnen Unternehmen zu ermoglichen. Die Ubermittlungspflicht
ist daher auf die insoweit notwendigen Daten beschrankt und die Daten dirfen ausschliel3-
lich fur diese Zwecke verwendet werden.

Zu Doppelbuchstabe dd

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung, die fiir einen sprachlichen Gleichlauf zu
§ 8b Absatz 3 Satz 1 HGB-E (,Zur Einstellung®) sorgt.

Zu Doppelbuchstabe ee

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Einfilgung der neuen Satze 3 und 4 in 8 8b
Absatz 3 HGB-E.

Zu Buchstabe c
Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine redaktionelle sowie um eine Folgedanderung zu § 8b Absatz 2 Num-
mer 4 HGB-E.

Zu Doppelbuchstabe bb

§ 8b Absatz 4 Satz 2 HGB kann ebenso wie § 9 URV aufgehoben werden, da fir Unterla-
gen der Rechnungslegung, die nur in Papierform vorhanden sind, ein Antrag auf elektroni-
sche Ubermittlung aufgrund des Ablaufs der 10-Jahresfrist nach § 9 Absatz 2 HGB nicht
mehr maoglich ist. Spatestens seit dem Inkrafttreten des Gesetzes lber elektronische Han-
delsregister und Genossenschaftsregister sowie das Unternehmensregister (EHUG) am
1.1.2007 sind die Unterlagen elektronisch einzureichen, sodass alle Unterlagen der Rech-
nungslegung, die innerhalb der 10-Jahresfrist des § 9 Absatz 2 HGB vor einer zukinftigen
Antragstellung eingereicht wurden, bereits elektronisch vorhanden sind.

Zu Buchstabe d

Der neue § 8b Absatz 5 HGB-E dient ergdnzend der Umsetzung von Artikel 13i GesRRL
und stellt klar, dass die Fihrung des Unternehmensregisters auch den Informationsaus-
tausch Uber disqualifizierte Geschaftsfihrer geman § 9c HGB-E erfasst. Damit finden folg-
lich auch die Regelungen in 8 9a HGB zur Fuhrung des Unternehmensregisters insoweit
Anwendung.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 9 HGB)
Zu Buchstabe a

Die Anderung in Absatz 3 Satz 2 setzt Artikel 16a Absatz 4 GesRRL um. Danach haben die
Mitgliedstaaten sicherzustellen, dass vom Register Ubermittelte elektronische Kopien und
Auszuge der Urkunden und Informationen tiber Vertrauensdienste nach der eIDAS-Verord-
nung (Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
23. Juli 2014 Uber elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste fir elektronische
Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABI. L 257
vom 28.8.2014, S. 73) authentifiziert werden.
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Zu Buchstabe b

Mit der Anderung wird klargestellt, dass in allen Fallen, in denen ein Unternehmen der das
Unternehmensregister fihrenden Stelle Rechnungslegungsunterlagen zur dauerhaften Ein-
stellung Ubermittelt hat (vergleiche § 325 Absatz 2b Nummer 3 zweiter Halbsatz HGB-E,
§ 326 Absatz 2 Satz 1 HGB-E, § 339 Absatz 2 HGB), die Einsichthahme nur auf Antrag
durch Ubermittlung einer Kopie erfolgt.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 9a HGB)

Die Erganzung in § 9a Absatz 3 HGB-E in Bezug auf die Verordnungserméachtigung des
Bundesministeriums der Justiz und fur Verbraucherschutz zur Regelung der technischen
Einzelheiten fir die Anmeldung und Identifikation der Nutzer des Unternehmensregisters
dient der Umsetzung von Artikel 13j Absatz 4 in Verbindung mit Artikel 13g Absatz 3 Buch-
stabe b sowie Artikel 28b Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 28a Absatz 3 Buchstabe b
GesRRL. Hierdurch wird klargestellt, dass die Verordnungserméchtigung in Absatz 3 zum
Erlass der Unternehmensregisterverordnung auch die Regelungen fir die technischen Ein-
zelheiten der Anmeldung und Identifikation von Nutzern des Unternehmensregisters er-
fasst. Dies betrifft insbesondere die Neuregelungen in § 3 Absatz 3 und 4 URV-E zur Re-
gistrierung von Nutzern, die eine Registrierung zur Ubermittlung von Rechnungslegungs-
unterlagen vornehmen und fiir die daher eine Uberpriifung der Identitat nach Artikel 13j
Absatz 4, Artikel 13g Absatz 3 Buchstabe b in Verbindung mit Artikel 13b GesRRL zu erfol-
gen hat sowie Verfahren zur Gewdahrleistung der Rechts- und Geschéaftsfahigkeit und der
Vertretungsbefugnis nach Artikel 13j Absatz 4, Artikel 13g Absatz 3 Buchstabe a GesRRL
vorzusehen sind.

Die zweite Erganzung in 8 9a Absatz 3 Satz 1 HGB-E dient der Klarstellung, dass der Ver-
ordnungsgeber auch die Einzelheiten der Priifung nach § 329 HGB regeln kann, beispiels-
weise Vorgaben zum Zeitpunkt der Priifung machen kann (vergleiche insoweit § 12 URV-
E).

Zu Nummer 4 (Anderung von § 9b HGB)

Zu Buchstabe a (Anderung der Uberschrift von § 9b HGB)

Dies ist eine Folgeanderung zur Neufassung von § 9b Absatz 4 HGB.
Zu Buchstabe b (Anderung von Absatz 1)

Die Anderungen in Absatz 1 dienen zum einen der sprachlichen Korrektur. Zukiinftig soll es
geschlechtsneutral nur noch ,die das Unternehmensregister fuhrende Stelle” heilen. Zum
anderen erfolgt die Aktualisierung des Verweises in Absatz 1 Satz 2 auf die aktuellen Best-
immungen zur Einrichtung des Europaischen Systems der Registervernetzung in Artikel 22
Absatz 1 der GesRRL.

Zu Buchstabe ¢ (Anderung von Absatz 2)

Das Anfligen der neuen Nummern 5 und 6 in Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 28a
Absatz 7 Satz 1, Artikel 28c Satz 1 und Artikel 30a Unterabsatz 1 Buchstabe a bis e 1. Al-
ternative GesRRL. Diese Regelungen erfordern eine Verpflichtung der Registergerichte zur
Ubermittlung von Informationen tiber die Eintragung der Errichtung und Aufhebung einer
Zweigniederlassung sowie tiber die Anderung von bestimmten Urkunden und Informationen
einer Gesellschaft oder einer Zweigniederlassung tber das Europaische System der Re-
gistervernetzung. Entsprechend dem bisherigen Anwendungsbereich von Absatz 2 ist auch
die Informationsibermittlung nach den neuen Nummern 5 und 6 beschrankt auf die in Ab-
satz 1 Satz 1 genannten Kapitalgesellschaften und Zweigniederlassungen von Kapitalge-
sellschaften, die dem Recht eines anderen Mitgliedstaates der Européischen Union oder
eines anderen Vertragsstaates des EWR unterliegen.
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Die Umsetzung von Artikel 30a Unterabsatz 1 Buchstabe e 2. Alternative GesRRL in Bezug
auf Anderungen der Unterlagen der Rechnungslegung der Gesellschaft wird in dem neu-
gefassten § 9b Absatz 4 HGB-E geregelt.

Die Details der Informationsuibermittlung sind den Regelungen der unmittelbar anwendba-
ren EU-Durchfiihrungsverordnung zur GesRRL vorbehalten, auf die Satz 4 verweist und die
gemal Artikel 24 GesRRL am 17. Dezember 2020 von der EU-Kommission zu erlassen
worden ist (im Weiteren: ,EU-Durchflihrungsverordnung®)*.

Zu Buchstabe d (Anderung von Absatz 3)

Die Anderung dient der sprachlichen Korrektur. Zukiinftig soll es geschlechtsneutral nur
noch ,die das Unternehmensregister fhrende Stelle® heil3en.

Zu Buchstabe e (Neufassung von Absatz 4)

Die bisherige Verordnungserméchtigung in 8 9b Absatz 4 HGB wird aufgehoben und in
§ 387 Absatz 6 FamFG verschoben um eine gemeinsame Regelung in der Handelsregis-
terverordnung zu ermdglichen (siehe Begrindung zu § 387 Absatz 6 FamFG).

Der neugefasste § 9b Absatz 4 Satz 1 HGB dient der Umsetzung von Artikel 30a Unterab-
satz 1 Buchstabe e in Verbindung mit Artikel 14 Buchstabe f GesRRL. Er regelt eine Uber-
mittlungspflicht der das Unternehmensregister fiihrenden Stelle an die zentrale européische
Plattform bei offengelegten Anderungen der Unterlagen der Rechnungslegung einer Kapi-
talgesellschaft mit Sitz im Inland (§ 325 Absatz 1b Satz 1 HGB), wenn die Gesellschaft eine
Zweigniederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Européischen Union oder in einem
anderen Vertragsstaat des Europaischen Wirtschaftsraums errichtet hat.

8§ 9b Absatz 4 Satz 2 HGB-E dient der Umsetzung von Artikel 30a Unterabsatz 2 erster
Halbsatz GesRRL in Bezug auf Daten zu Anderungen der Rechnungslegungsunterlagen
einer Kapitalgesellschaft mit Sitz im Ausland, wenn diese eine Zweigniederlassung im In-
land errichtet hat. Da nach Artikel 30a Unterabsatz 1 Buchstabe e in Verbindung mit Arti-
kel 14 Buchstabe f GesRRL die Anderung dieser Daten zukunftig tiber das Europaische
System der Registervernetzung an das Register der Zweigniederlassung zu Ubermitteln ist,
bedarf es einer korrespondierenden Regelung zur Bestatigung des Empfangs der Daten
durch das Unternehmensregister als Register der Zweigniederlassung. Die in Artikel 30a
Unterabsatz 2 zweiter Halbsatz GesRRL vorgesehene Verpflichtung der das Unterneh-
mensregister fuhrenden Stelle, fur eine unverzugliche Aktualisierung der Ubermittelten In-
formationen zu sorgen, wird in 8§ 325a Absatz 4 HGB-E umgesetzt, auf dessen Begriindung
insoweit verwiesen wird.

Zu Nummer 5 (Einfigen von § 9¢ HGB-E)

Durch den neuen 8§ 9¢c HGB-E wird Artikel 13i GesRRL umgesetzt. Danach haben die Mit-
gliedstaaten ein System zum grenziberschreitenden Informationsaustausch tber disquali-
fizierte Geschéftsfiihrer einzurichten. Als Geschaftsfluhrer in diesem Sinne sind dabei ge-
mal Artikel 13i Absatz 1 Satz 3 GesRRL die organschaftlichen Vertreter von Kapitalgesell-
schaften anzusehen. Die Umsetzung dieser Vorgaben stellt die Mitgliedstaaten zum Tell
vor erhebliche Herausforderungen, da Artikel 13i Absatz 1 GesRRL zwar vorschreibt, dass
die Mitgliedstaaten Regelungen zur Disqualifikation von Geschéaftsfihrern vorsehen mis-
sen. Die konkrete Ausgestaltung der Disqualifikationstatbestédnde und die praktische Aus-

1) Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/2244 der Kommission vom 17. Dezember 2020 mit Durchfih-
rungsbestimmungen zur Richtlinie (EU) 2017/1132 des Européischen Parlaments und des Rates in
Bezug auf technische Spezifikationen und Verfahren fur das System der Registervernetzung und zur
Aufhebung der Durchfuhrungsverordnung (EU) 2015/884 der Kommission (ABI. L 439 vom
29.12.2020, S. 1).
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gestaltung der Priifungssysteme bleibt jedoch den Mitgliedstaaten weiterhin selbst Giberlas-
sen, sodass keine Harmonisierung der Disqualifikationstatbestande erfolgt und zwischen
den Mitgliedstaaten zum Teil erhebliche Unterschiede zwischen den Systemen bestehen.
Diese Unterschiede variieren von vollautomatisierten Systemen, bei denen im Rahmen ei-
ner Online-Griindung automatisch mégliche Disqualifikationen in nationalen Registern ab-
gefragt werden, bis hin zu Systemen, die eine ,handische” Prifung erfordern, mit teils regi-
onalen Unterschieden auch innerhalb eines Mitgliedstaates.

Das bestehende System in der Bundesrepublik Deutschland zur Prifung von Bestellungs-
hindernissen ist gegenwartig ebenfalls kaum automatisiert und basiert vor allem auf der
strafbewehrten Versicherungserklarung der Geschéftsfuhrer beziehungsweise Vorstands-
mitglieder bei der Anmeldung. Eine Uberprifung dieser Erklarung findet durch die Regis-
tergerichte nach dem Amtsermittlungsgrundsatz gemaf § 26 FamFG nur statt, wenn kon-
krete Anhaltspukte dazu Anlass geben, mit anderen Worten wenn an der Richtigkeit der
Erklarung Zweifel bestehen. Die Uberprifung der Richtigkeit erfolgt dabei anhand von un-
beschrankten Ausklnften aus dem Bundeszentralregister beziehungsweise mittels einer
Auskunft aus dem Gewerbezentralregister, da nur dort Informationen Uber die einschlagi-
gen Bestellungshindernisse im Sinne der 8 6 Absatz 2 Satz Nummer 2 und 3 GmbHG so-
wie 8 76 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 und 3 AktG verzeichnet sind. Ein zentrales elektroni-
sches Register, in dem Informationen Uber Personen verzeichnet sind, die als Geschafts-
fuhrer oder Vorstandsmitglieder disqualifiziert sind, existiert in der Bundesrepublik Deutsch-
land nicht. Die Einrichtung eines solchen elektronischen Registers ist nach Artikel 13i Ges-
RRL auch nicht ausdrticklich vorgesehen.

Allerdings erfordert Artikel 13i Absatz 3 GesRRL, dass die Mitgliedstaaten in der Lage sind,
auf ein Ersuchen eines anderen Mitgliedstaates um Informationen, die fir die Disqualifika-
tion von Geschaftsfiihrern nach dem Recht dieses Mitgliedstaates relevant sind, zu antwor-
ten. Dazu sind die Mitgliedstaaten gemaR Artikel 13i Absatz 4 Satz 1 GesRRL verpflichtet
sicherzustellen, dass sie Uber das Europaische System der Registervernetzung ,unverzig-
lich Informationen dartiber bereitstellen kdnnen, ob eine bestimmte Person disqualifiziert ist
oder in einem ihrer Register eingetragen ist, die Informationen enthalten, die fur die Dis-
qualifikation von Geschéftsfiihrern relevant sind.”

Es liegen keine verlasslichen Informationen dazu vor, in welchem Umfang derartige Anfra-
gen aus anderen Mitgliedstaaten zu erwarten sind. Die Richtlinie macht dazu keine Anga-
ben und enthalt insbesondere auch keine mengenmafigen Beschrankungen, sodass the-
oretisch denkbar ware, dass ein Mitgliedstaat bei jeder Anmeldung von Geschéftsfiihrern
eine europaweite Abfrage hinsichtlich einer Disqualifikation dieser Person vornimmt. Dies
ware insbesondere bei Mitgliedstaaten mit vollautomatisierten Systemen méglich. Praktisch
durfte es jedoch unwahrscheinlich sein, dass Ersuchen in dieser Haufigkeit erfolgen, da
noch nicht alle Mitgliedstaaten Uber solche automatisierten Systeme verfiigen. Dement-
sprechend ist fir die Umsetzung der Richtlinienvorgaben zuné&chst davon auszugehen,
dass die Anzahl der Ersuchen noch so gering bleibt, dass eine ,handische® Bearbeitung der
Ersuchen unter weitgehender Beibehaltung der existierenden Strukturen in der Bundesre-
publik Deutschland mdglich ist.

Die Umsetzung der Vorgaben aus Artikel 13i GesRRL erfolgt daher zentral in dem neu ein-
geflgten § 9c HGB-E, um eine nahtlose Einbettung in die bestehende Regelungssystema-
tik zum Unternehmensregister zu ermoglichen.

Zu 8 9c (Informationsaustausch tber disqualifizierte Personen Uber das
Europdische System der Registervernetzung)

Zu Absatz 1

Absatz 1 Satz 1 regelt zunachst die grundsatzliche Zustandigkeit fir die Beantwortung der
Ersuchen anderer Mitgliedstaaten der Européaischen Union oder Vertragsstaaten des EWR.
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Die Aufgabe wird bereits gemaR § 9c Absatz 5 HGB-E dem Unternehmensregister zuge-
ordnet, da das Unternehmensregister inhaltlich und technisch eng mit dieser Aufgabe ver-
knupft ist. Aufgrund der Regelungen in § 9b Absatz 1 Satz 2 HGB sind Informationen aus
dem Unternehmensregister bereits Gber das Europaische System der Registervernetzung
zuganglich und es besteht folglich eine Anbindung der das Unternehmensregister fuihren-
den Stelle an das Europaische System der Registervernetzung, die fur den Informations-
austausch zwingend erforderlich ist. Die das Unternehmensregister fiihrende Stelle ist da-
mit auch die fur Ersuchen nach Artikel 13i GesRRL zustandige Behdérde. Gemal3 § 9a Ab-
satz 1 HGB fallt dies folglich auch in den Aufgabenkreis des mit der Fiihrung des Unterneh-
mensregisters Beliehenen.

Absatz 1 Satz 2 dient der Umsetzung von Artikel 13i Absatz 1 Satz 2 GesRRL indem auch
den deutschen Registergerichten die Mdoglichkeit eingerdumt wird, Uber die das
Unternehmensregister fihrende Stelle entsprechende Ersuchen an andere Mitgliedstaaten
der Européischen Union oder Vertragsstaaten des EWR Uber das Europdaische System der
Registervernetzung zu richten. Satz 2 regelt dabei nur die Zustandigkeit der das
Unternehmensregister fiihrenden Stelle fur die Durchfihrung solcher Ersuchen. Die
Befugnis der Registergerichte zur Vornahme dieser Ersuchen ergibt sich bereits aus der
Amtsermittlungspflicht gemdR 8§26 FamFG sowie aus den Regelungen zur
Beweiserhebung gemaR § 29 FamFG. Anders als fur die Beantwortung von Ersuchen
anderer Mitgliedstaaten (siehe dazu die Begrindung zu Absatz 2), besteht fur die
Registergerichte keine Beschrankung der Ersuchen auf das ,,Ob“ einer Disqualifikation, da
sich dies nach dem jeweiligen nationalen Recht des anderen Mitgliedstaates richtet. Den
Registergerichten steht es daher frei auch weitere Informationen tber die Disqualifikation
Uber das System der Registervernetzung zu ersuchen, etwa uUber die Grinde einer
Disqualifikation. Dies kann insbesondere bei der Beurteilung etwaiger
Bestellungshindernisse gemaf § 6 Absatz 2 Satz 3 GmbHG-E und § 76 Absatz 3 Satz 3
AktG-E bei Berufs- oder Gewerbeverboten im Ausland von Bedeutung sein (siehe dazu die
Begrindung zu § 6 Absatz 2 Satz 3 GmbHG-E und § 76 Absatz 3 Satz 3 AktG-E).

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt die Auskunft aus dem Bundeszentralregister und aus dem Gewerbezentral-
register fur die Zwecke der Beantwortung der Ersuchen. Der Zugriff auf diese Informationen
ist fur die Beantwortung der Ersuchen unerlasslich und damit zur Umsetzung der Vorgaben
in Artikel 13i GesRRL zwingend erforderlich, da die zustandige Stelle erst hierdurch zur
Beantwortung der Ersuchen in der Lage ist. Die Regelung verweist fur die Zwecke der Aus-
kunft auf die Regelungen in § 57a Absatz 4 des Bundeszentralregistergesetzes (BZRG)
und 8§ 150c Absatz 3 der Gewerbeordnung (GewO). Der Anwendungsbereich dieser Vor-
schriften ist in den Fallen eines Ersuchens anderer Mitgliedstaaten nach Artikel 13i GesRRL
eroffnet, da die Ersuchen der Ermittlung von Bestellungshindernissen im jeweiligen natio-
nalen Verfahren zur Bestellung von Geschaftsfihrern und damit nichtstrafrechtlichen Zwe-
cken dienen.

Die Voraussetzungen des 8 57a Absatz 4 Satz 2 BZRG und des § 150c Absatz 3 Satz 2
GewO fir eine Auskunft aus dem Bundeszentralregister beziehungsweise aus dem Gewer-
bezentralregister an die das Unternehmensregister filhrende Stelle sind im Falle eines Er-
suchens anderer Mitgliedstaaten nach Artikel 13i GesRRL stets erfllt. Die Zustandigkeit
der das Unternehmensregister fihrenden Stelle nach diesen Vorschriften folgt geman
§ 57a Absatz 4 Satz 1 BZRG und 8 150¢c Absatz 3 Satz 1 GewO daraus, dass bei den Er-
suchen der anderen Mitgliedstaaten stets eine fachliche Bewertung zur Beschréankung der
Auskunft erforderlich ist. Diese Beschrankung ergibt sich bereits aus den Vorgaben in Arti-
kel 13i Absatz 4 Satz 1 GesRRL, wonach es nur um in Registern enthaltene Informationen
geht, die fur die Disqualifikation von Geschaftsfihrern relevant sind. Eine unbeschréankte
Auskunft aus diesen Registern unmittelbar gegentber den ersuchenden Mitgliedstaaten
der Europaischen Union oder Vertragsstaaten des EWR ist zur Beantwortung der Ersuchen
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hingegen nicht vorgesehen. Fir die Beantwortung der Ersuchen bezulglich der Disqualifika-
tion einer Person als Geschéftsfuhrer ist lediglich zu prufen, ob sich aus den Informationen
in diesen Registern eine Disqualifikation der Person nach den Vorschriften § 6 Absatz 2
Satz 2 Nummer 2 und 3 GmbHG und 8§ 76 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 und 3 ergibt, mithin
ob eine Eintragung hinsichtlich der dort genannten Tatbesténde vorliegt. Die zustandige
Stelle Gbernimmt insoweit die notwendige Filterfunktion, indem sie die im Bundeszentralre-
gister und im Gewerbezentralregister enthaltenen und an sie Gbermittelten Informationen
im Hinblick auf etwaige Bestellungshindernisse nach den genannten Vorschriften fur die
betroffene Person Uberprift. Unerheblich flr die Beantwortung der Ersuchen ist hingegen,
ob ein Bestellungshindernis nach § 6 Absatz 2 Satz 1 oder Satz 2 Nummer 1 GmbHG be-
ziehungsweise 8§ 76 Absatz 3 Satz 1 oder Satz 1 Nummer 1 AktG besteht, das heif3t ob die
Person unbeschrankt geschaftsfahig ist oder als Betreuter bei der Besorgung seiner Ver-
mogensangelegenheiten ganz oder teilweise einem Einwilligungsvorbehalt (8 1903 des
Burgerlichen Gesetzbuchs) unterliegt. Da es sich hierbei um keine originéar gesellschafts-
rechtlichen Bestellungshindernisse handelt, sondern diese Bestellungshindernisse an Be-
schrankungen anknipfen, die sich aus allgemeinen zivilrechtlichen Regelungen ergeben,
werden diese Bestellungshindernisse nach den Regelungen der EU-Durchfiihrungsverord-
nung nicht vom Anwendungsbereich des Informationsaustauschs umfasst.

Die Beurteilung des Vorliegens einer Disqualifikation ist durch die das Unternehmensregis-
ter fuhrende Stelle als sachndhere Behdrde vorzunehmen (vergleiche die Ausfihrungen
zur sachnaheren Behorde in Bundestagsdrucksache 17/5224, S. 27). Als fur die Beantwor-
tung der Ersuchen gemaR § 9c Absatz 1 Satz 1 HGB-E zustandige Stelle ist sie folglich
auch die fir die internationale Amtshilfe zustandige Behdrde im Sinne des § 57a Absatz 4
Satz 2 BZRG und des 8§ 150c Absatz 3 Satz 2 GewO. Ihr ist daher die fur die Beantwortung
der Ersuchen notwendige Auskunft auf den Registern zu erteilen.

Diese Beurteilung hat fiir jedes Ersuchen eines anderen Mitgliedstaates oder Vertragsstaa-
tes separat und individuell zu erfolgen, daher ist auch fir jedes einzelne Ersuchen erneut
eine Abfrage beim Bundeszentralregister oder Gewerbezentralregister durchzufuhren. Eine
dauerhafte Speicherung der Daten zu einer betroffenen Person, etwa im Hinblick auf mog-
liche weitere Ersuchen, ist nicht zulassig. Nichts Anderes gilt auch im Hinblick auf die Durch-
fuhrung von Ersuchen fir die Registergerichte. Zwar ist ein gleichzeitiges Ersuchen an
mehrere Mitgliedstaaten oder Vertragsstaaten zu einer bestimmten Person méglich und
zulassig und es kann insoweit eine Blindelung der Ersuchen und Zusammenfassung der
Daten erfolgen. Es ist jedoch fir jede Anfrage der Registergerichte zu einer bestimmten
Person erneut ein Ersuchen durchzufiihren und die erhaltenen Daten aus einem vorange-
gangenen Ersuchen dirfen nicht im Hinblick auf zuklinftige Ersuchen zu dieser Person ge-
speichert werden (siehe dazu auch die Loschungspflicht in Absatz 5).

Zu Absatz 3

8 9c Absatz 3 HGB-E regelt die inhaltlichen Anforderungen fir die Beantwortung von Ersu-
chen anderer Mitgliedstaaten. Absatz 3 verweist hierfiir zun&chst auf die Bestimmungen
der EU-Durchfihrungsverordnung zur GesRRL. Diese Durchfiihrungsverordnung enthélt
detaillierte Vorgaben zu den zu tbermittelnden Daten sowie zu den technischen Spezifika-
tionen fir die Ubermittlung von Daten tiber das Europdische System der Registervernet-
zung. Darlber hinaus verweist Absatz 3 fir weitere Anforderungen auf die Vorgaben einer
nach Absatz 6 zu erlassenen Verordnung.

Zu Absatz 4

Absatz 4 dient der Umsetzung von Artikel 13i Absatz 4 Satz 1 GesRRL, indem ausdrticklich
die Beschrankung der Beantwortung von Ersuchen auf das ,,Ob“ einer Disqualifikation be-
ziehungsweise das Vorliegen von relevanten Informationen fir eine Disqualifikation gere-
gelt wird. Von der in Artikel 13i Absatz 4 Satz 2 GesRRL eingerdumten Option zum Aus-
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tausch weitergehender Informationen Uber das Europaische System der Registervernet-
zung, etwa Uber den Zeitraum einer Disqualifikation oder die Grinde der Disqualifikation,
wird ausdriicklich kein Gebrauch gemacht. Die das Ersuchen beantwortende Stelle ist le-
diglich befugt dartiber Auskunft zu geben, ob eine Person aufgrund von Eintragungen im
Bundeszentralregister oder im Gewerbezentralregister nach § 6 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2
und 3 GmbHG als Geschaftsfihrer einer GmbH oder gemar § 76 Absatz 3 Satz 2 Num-
mer 2 und 3 AktG als Mitglied des Vorstands einer Aktiengesellschaft disqualifiziert ist oder
ob in diesen Registern fur eine Disqualifikation relevante Informationen enthalten sind.

Letzteres betrifft insbesondere die Falle eines Berufs- oder Gewerbeverbotes gemaf § 76
Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 AktG und 8§ 6 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 GmbHG. In diesen
Fallen liegt eine Disqualifikation nur dann vor, wenn der Unternehmensgegenstand ganz
oder teilweise mit dem Gegenstand des Verbotes Ubereinstimmt. Der Unternehmensge-
genstand des Unternehmens in dem anderen Mitgliedstaat als dessen Geschaftsfuhrer die
Person bestellt werden soll, wird jedoch nicht im Rahmen des grenziberschreitenden In-
formationsaustausches durch den ersuchenden Mitgliedstaat Ubermittelt, sodass ein Ab-
gleich zwischen dem Registereintrag und dem Unternehmensgegenstand durch die zustan-
dige Stelle beim Unternehmensregister nicht moglich ist. Die Richtlinie erfordert jedoch ge-
maf Artikel 13i Absatz 4 Satz 2 GesRRL, dass die Mitgliedstaaten Informationen dartber
bereitstellen, ob eine Person ,in einem ihrer Register eingetragen ist, die Informationen
enthalten, die fur die Disqualifikation von Geschéftsfuhrern relevant ist.“ Die Eintragung ei-
nes Berufs- oder Gewerbeverbots flir eine Person im zentralen Register ist eine solche
relevante Information, sodass eine Verpflichtung besteht, dies bei der Beantwortung eines
Ersuchens zu bestatigen, ungeachtet dessen, ob die betroffene Person aufgrund des kon-
kreten Unternehmensgegenstands tatsachlich disqualifiziert wére. Dies ist dann jedoch
durch den ersuchenden Mitgliedstaat nach Mal3gabe seines nationalen Rechts zu beurtei-
len. Hierfir kann der ersuchende Mitgliedstaat gegebenenfalls weitergehende Informatio-
nen Uber die sonstigen Instrumente internationaler Rechtshilfe anfordern, etwa tber das
Europdische justizielle Netz fur Zivil- und Handelssachen, nach den jeweils mafigeblichen
Vorschriften.

Zu Absatz 5

Absatz 5 setzt die in Artikel 13i Absatz 7 Unterabsatz 1 und 2 GesRRL enthaltenen Vorga-
ben zur Verarbeitung personenbezogener Daten um. Einer ausdricklichen Nennung der
Datenschutzgrundverordnung (Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz naturlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1)) im Gesetzes-
wortlaut bedarf es an dieser Stelle nicht, da deren Bestimmungen ohnehin unmittelbar an-
wendbar sind und auch durch die zustandige Stelle einzuhalten sind. Personenbezogene
Daten, die durch die zustandige Stelle verarbeitet werden, sind zum einen die Daten, die
im Rahmen eines Ersuchens an die zustandige Stelle von einem anderen Mitgliedstaat der
Europdaischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des EWR uUbermittelt werden, das
heil3t die in der EU-Durchfihrungsverordnung genau festgelegten Daten. Dies umfasst folg-
lich insbesondere Name, Vorname, Geburtsdatum der betreffenden Person sowie weitere
zur eindeutigen ldentifikation in entsprechenden Registern erforderliche Daten, etwa natio-
nale ldentifikationsnummern oder der Geburtsort. Zum anderen gehéren zu den personen-
bezogenen Daten auch diejenigen Daten, die die zustandige Stelle aus dem Inland von
anderen Stellen erhalt und die entweder zur Beantwortung des Ersuchens oder zur Durch-
fuhrung eines Ersuchens erforderlich sind. Dabei handelt es sich um die vom Bundesamt
fur Justiz nach Absatz 2 aus dem Bundeszentralregister und dem Gewerbezentralregister
erhaltenen Daten sowie die von den Registergerichten erhaltenen Daten fir die Durchfih-
rung eines Ersuchens. Letztere umfassen entsprechend den Anforderungen der EU-Durch-
fuhrungsverordnung ebenfalls Name, Vorname und Geburtsdatum der betreffenden Person
sowie weitere zur eindeutigen ldentifikation in entsprechenden Registern des jeweiligen
Staates erforderliche Daten, etwa nationale Identifikationsnummern.
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Absatz 5 Satz 2 sieht zudem in Umsetzung von Artikel 13i Absatz 7 Unterabsatz 2 GesRRL
ausdricklich eine Léschungspflicht in Bezug auf die personenbezogenen Daten der be-
troffenen Personen vor. Etwaige nach der Datenschutzgrundverordnung bestehende L06-
schungspflichten bleiben hiervon unberiihrt. Die Daten sind danach unverziglich zu 16-
schen, sobald und soweit sie nicht mehr fir die Beantwortung oder Durchfiihrung von Er-
suchen erforderlich sind. Im Falle der Beantwortung von Ersuchen anderer Mitgliedstaaten
der Europaischen Union oder Vertragsstaaten des EWR nach Absatz 1 Satz 1 ist dies nicht
zwingend bereits mit der Ubermittlung der ersten Antwort auf ein Ersuchen eines anderen
Mitgliedstaates der Fall, da die EU-Durchfiihrungsverordnung auch Nachfragen zulasst,
etwa zur eindeutigen ldentifikation der betroffenen Person, sodass eine Loschung der Da-
ten erst dann erfolgen sollte, wenn das Verfahren zur Beantwortung des Ersuchens insge-
samt abgeschlossen ist und nicht mehr mit weiteren Nachfragen zu rechnen ist. Allerdings
sind auch Teile eines Datenbestandes bereits dann zu léschen, wenn diese fiir die Beant-
wortung oder Durchfiihrung eines Ersuchens nicht notwendig sind. Dies umfasst insbeson-
dere die nicht benétigten Informationen aus dem Bundeszentralregister oder dem Gewer-
bezentralregister, die fiir die Feststellung einer Disqualifikation aufgrund eines Bestellungs-
hindernisses nicht relevant sind. Diese sind unverziiglich nach der Priifung durch die zu-
standige Stelle, ob eine Disqualifikation besteht, zu lIéschen. Fir den Fall, dass die zustan-
dige Stelle fir ein Registergericht nach Absatz 1 Satz 2 ein Ersuchen durchfihrt, gilt im
Grundsatz Ahnliches. Sobald eine Weiterleitung der erhaltenen Daten des anderen Mit-
gliedstaates oder Vertragsstaates an das zusténdige Registergericht erfolgt ist und mit kei-
nen weiteren Nachfragen durch das Registergericht zu rechnen ist, sind die erhaltenen per-
sonenbezogenen Daten unverziglich zu Idschen.

Zu Absatz 6

Absatz 6 enthélt eine Verordnungserméchtigung fiir das Bundesministerium der Justiz und
fir Verbraucherschutz zur Regelung der technischen Einzelheiten und Formalien fir die
Beantwortung und Durchfiihrung von Ersuchen.

Da gemal § 8b Absatz 5 HGB-E die Fiuhrung des Unternehmensregisters den Informati-
onsaustausch nach § 9c HGB-E als Aufgabe umfasst, bezieht sich die Verordnungser-
machtigung dem folgend auf die Ermachtigung in 8 9a Absatz 3 HGB zum Erlass der Un-
ternehmensregisterverordnung. Die entsprechenden Regelungen zum Informationsaus-
tausch kdnnen daher in die Unternehmensregisterverordnung mit aufgenommen werden.

Zu Nummer 6 (Neufassung von 8§ 10 HGB)

Die Neufassung von § 10 HGB sowie die damit zusammenhangenden Folgednderungen
dienen der Umsetzung der neuen Regelungen in Artikel 16 GesRRL zur Offenlegung von
Informationen im Register. Artikel 16 Absatz 3 Satz 1 GesRRL erfordert, dass die Offenle-
gung bereits dadurch erfolgt, dass die Urkunden und Informationen im Register 6ffentlich
zuganglich gemacht werden. Die zuvor in Artikel 16 Absatz 5 Unterabsatz 1 der GesRRL
a.F. vorgesehene Bekanntmachung in einem Amtsblatt (in elektronischer Form) ist demge-
geniber nach Artikel 16 Absatz 3 Satz 1 GesRRL nur noch als zusatzliche Veroéffentlichung
zulassig.

Dies erfordert eine grundsatzliche Anpassung der bestehenden Regelungen zur Bekannt-
machung von Handelsregistereintragungen, da insbesondere die Publizitdtswirkung geman
§ 15 HGB an die Bekanntmachung als zusatzliche Veroffentlichung der Registergerichte
anknupft.

Zu 8§ 10 (Bekanntmachung der Eintragungen; Registerbekanntmachungen)

Durch die Neufassung von 8§ 10 HGB soll zun&chst die gesetzliche Trennung zwischen dem
Informations- und Kommunikationssystem fiir die Bekanntmachungen gemaf § 10 HGB
und dem System fur den Abruf von Handelsregisterdaten gemaf’ § 9 HGB aufgehoben wer-
den. In der Praxis haben die Lander zwar aufgrund der gemeinsamen Beschliisse in der
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Justizministerkonferenz 2006 durch entsprechende Staatsvertrage fir beide Félle das
durch die Landesjustizverwaltung Nordrhein-Westfalen betriebene Gemeinsame Register-
portal der Lander als Informations- und Kommunikationssystem bestimmt. Die Bekanntma-
chungen wurden jedoch dafur bisher auf einem separaten Bekanntmachungsportal unter
www.handelsregisterbekanntmachungen.de veréffentlicht. Dies soll zukinftig nicht langer
erforderlich sein. Das bestehende Bekanntmachungsportal soll daher abgeschafft werden.
Die Informationen sollen stattdessen zuktinftig nur noch direkt bei der jeweiligen Gesell-
schaft tber das nach § 9 Absatz 1 HGB bestimmte Informations- und Kommunikationssys-
tem abrufbar sein. Der Tatsache, dass derzeit das kostenlos zugangliche Bekanntma-
chungsportal genutzt wird, um sich Uber etwaige Anderungen bei Vertragspartnern und
Ahnlichem zu informieren ohne jedes Mal einen kostenpflichtigen Registerauszug abrufen
zu mussen, wird dadurch Rechnung getragen, dass kinftig der Abruf von Registerausziigen
fur jedermann kostenlos sein wird.

Zukunftig bedarf es fir eine Eintragung im Handelsregister daher auch nicht zusatzlich einer
separaten Bekanntmachung Uber das Bekanntmachungsportal, sondern fir die Bekannt-
machung ist bereits die Bereitstellung der Eintragung zum erstmaligen Abruf Uber das nach
§ 9 Absatz 1 HGB bestimmte Informations- und Kommunikationssystem, das heif3t das Ge-
meinsame Registerportal der Lander, ausreichend. Dementsprechend wird an dem Begriff
der Bekanntmachung zwar grundsatzlich festgehalten, allerdings ist hierunter zukunftig die
erstmalige Abrufbarkeit der Informationen Uber das gemeinsame Registerportal der Lander
zu verstehen (Absatz 1). Daher missen die Eintragungen und die der Einsicht unterliegen-
den Dokumente zukilnftig unverziglich zum Abruf bereitgestellt werden (Absatz 2).

Da in einer Reihe von gesetzlich bestimmten Féllen bestimmte sonstige oder zuséatzliche
Tatsachen ohne Eintragung (beispielsweise 8 52 GmbHG, 8 106 AktG) oder neben einer
Eintragung (beispielsweise 225 AktG, § 22 Absatz 1 Satz 3 des Umwandlungsgesetzes
(UmwG)) bekannt gemacht werden sollen, wird fur diese Falle weiterhin eine Moglichkeit
zur separaten Bekanntmachung in Gestalt einer Registerbekanntmachung vorgesehen,
wobei diese nicht langer in einem eigenen Bekanntmachungsportal bekannt gemacht wer-
den, sondern ebenfalls Gber das Gemeinsame Registerportal der Lander zum Abruf bereit-
gestellt werden missen (Absatz 3).

SchlieRlich wird aufgrund der technischen Schwierigkeiten bei der Bestimmbarkeit des ge-
nauen Zeitpunkts der erstmaligen Abrufbarkeit einer Eintragung oder Registerbekanntma-
chung Uber das Gemeinsame Registerportal der Lander eine widerlegliche Vermutung des
Bekanntmachungszeitpunktes eingefihrt (Absatz 4).

Zu Absatz 1

Absatz 1 enthalt zundchst die Grundregel fir die Bekanntmachung von Eintragungen und
von den neu eingefuhrten Registerbekanntmachungen nach Absatz 3, das heif3t sonstigen
oder zusatzlich bekanntzumachenden Tatsachen. Eine Bekanntmachung erfolgt danach
zukunftig nur noch durch die erstmalige Abrufbarkeit der Eintragung oder Tatsache Uber
das nach § 9 Absatz 1 HGB bestimmte elektronische Informations- und Kommunikations-
system. Es bedarf fur die Eintragung und die Registerbekanntmachungen folglich nicht I&n-
ger einer zusatzlichen Bekanntmachung im Sinne einer zusatzlichen Verdffentlichung in
einem separaten Bekanntmachungsportal. Durch den Verweis in Absatz 1 auf § 9 Absatz 1
HGB wird klargestellt, dass ein separates Bekanntmachungsportal nicht mehr erforderlich
ist, sondern dass es sich um dasselbe System handelt, das fur den Abruf von Handelsre-
gisterdaten bestimmt wurde, also gegenwartig das Gemeinsame Registerportal der Lander.

Fur die Publizitatswirkung nach § 15 HGB kommt es daher zukunftig entscheidend auf die
erstmalige Abrufbarkeit Uber das Registerportal an. Fur die Wirksamkeit einer Eintragung
nach § 8a Absatz 1 HGB hat dies jedoch keine Bedeutung, insbesondere ist diese nicht von
der Abrufbarkeit Uber das elektronische Informations- und Kommunikationssystem abhén-

g1g.



-103 - Drucksache 144/21

Zu Absatz 2

Korrespondierend zu der gesteigerten Bedeutung der Abrufbarkeit Gber das Registerportal
enthélt Absatz 2 die gesetzlich verankerte Verpflichtung die Eintragung und die der Ein-
sichtnahme unterliegenden Dokumente unverziiglich zum Abruf bereitzustellen. Normad-
ressaten sind zum einen die Registergerichte, die die Eintragungen vornehmen und die
eingereichten Dokumente im Registerordner speichern und zum anderen die Landesjustiz-
verwaltungen, die die Abrufbarkeit der Eintragungen und der eingereichten Dokumente
Uber das nach 8 9 Absatz 1 HGB bestimmte System sicherstellen missen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 fiuhrt den neuen Begriff der Registerbekanntmachungen ein. Dabei handelt es sich
im Wesentlichen um die bisherigen Bekanntmachungen in Féllen in denen eine Bekannt-
machung zusatzlich zu einer Eintragung oder davon unabhéngig erfolgen soll. Es soll
grundsétzlich an der Moglichkeit festgehalten werden, solche Bekanntmachungen tber das
Registerportal vorzunehmen, da diese flr den Rechtsverkehr von erheblicher Bedeutung
sein konnen. Dies gilt etwa fir Glaubigeraufrufe nach § 22 Absatz 1 Satz 3 UmwG, § 225
Absatz 1 Satz 2, § 233 Absatz 2 Satz 4, 8 303 Absatz 1 Satz 2, § 321 Absatz 1 Satz 2
AktG, § 58d Absatz 2 Satz 4 GmbHG oder fir sonstige Hinweise etwa nach § 106 AktG,
8 52 GmbHG, 8 4 EWIVAG, § 5 SEAG oder den 88 61, 111, 122d UmwG.

Um diese Bekanntmachungen sonstiger oder zusatzlicher Tatsachen von sonstigen gesell-
schafts- oder handelsrechtlichen Bekanntmachungen etwa im Bundesanzeiger oder in an-
deren Medien zu unterscheiden, wird der neue Begriff der Registerbekanntmachungen ein-
geflhrt.

Anders als bisher sind diese jedoch ebenfalls nicht in einem separaten Bekanntmachungs-
portal bekannt zu machen, sondern die Bekanntmachung erfolgt entsprechend der Grund-
regel in Absatz 1 ebenfalls durch deren erstmalige Abrufbarkeit (iber das nach § 9 Absatz 1
HGB fur den Abruf von Handelsregisterdaten bestimmte elektronische Informations- und
Kommunikationssystem, also gegenwartig das Gemeinsame Registerportal der Lander.

Zu Absatz 4

Absatz 4 Satz 1 enthalt eine widerlegliche Vermutung zum Geltungszeitpunkt der Bekannt-
machung, da eine Eintragung im Handelsregister des genauen Zeitpunktes der erstmaligen
Abrufbarkeit einer Eintragung Uber das elektronische Informations- und Kommunikations-
system aus technischen Griinden nicht mdglich ist. Dies ist allenfalls in Gestalt einer sepa-
raten Aufzeichnung méglich, die in dem jeweiligen Registerordner zu dem Registerblatt auf-
genommen werden konnte (vergleiche dazu 8 27 Absatz 5 HRV-E).

Eine Eintragung gilt zukiinftig mit dem Ablauf des Tages der Eintragung und eine Register-
bekanntmachung mit dem Ablauf des Tages der Registerbekanntmachung als bekannt ge-
macht. Hierdurch soll fiir den Beteiligten Rechtsverkehr Rechtssicherheit im Hinblick auf die
Publizitatswirkungen des Handelsregisters geschaffen werden. Die Beteiligten kénnen da-
her zukiinftig davon ausgehen, dass die Publizitatswirkung einer Eintragung nach § 15 Ab-
satz 1 bis 3 HGB-E erst mit dem Ablauf des Tages der Eintragung eintritt.

Aufgrund der Vorgaben in Artikel 16 Absatz 5 Unterabsatz 1 GesRRL durfen die Urkunden
und Informationen Dritten erst nach der Offenlegung entgegengehalten werden. Es muss
daher sichergestellt sein, dass fir den Fall, dass die erstmalige Abrufbarkeit erst nach dem
Ablauf des Tages der Eintragung oder der Registerbekanntmachung erfolgt, der Nachweis
einer spateren Bekanntmachung moglich ist und somit die Eintragung oder die Tatsache
Dritten nicht entgegengehalten werden kann. Daher ist die Regelung als widerlegliche Ver-
mutung auszugestalten.
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Das Datum der Eintragung ergibt sich unmittelbar aus dem Handelsregister, da dort gemaf
§ 27 Absatz 4 HRV der Tag der Eintragung vermerkt wird. Der Tag der Registerbekannt-
machung lasst sich wiederum der Registerbekanntmachung selbst entnehmen, da in dieser
gemal 8 33 Absatz 5 HRV-E zukinftig der Tag der Registerbekanntmachung anzugeben
ist, ebenso wie dies zuvor gemald § 33 Absatz 3 HRV a.F. fur die offentliche Bekanntma-
chung der Fall war.

Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 und 2 gibt den Betroffenen die Mdglichkeit, den Nachweis zu
erbringen, dass die Eintragung oder die Registerbekanntmachung zu einem abweichenden
Zeitpunkt bekannt gemacht wurde.

Der Nachweis einer friiheren Bekanntmachung gemafd Absatz 4 Nummer 1 setzt voraus,
dass der Nachweis erbracht wird, dass ein Abruf der Eintragung oder Registerbekanntma-
chung Uber das Informations- und Kommunikationssystem bereits vor 24 Uhr am Tag der
Eintragung moglich war, unabhéangig davon wann der erstmalige Abruf mdglich war. Dieser
Nachweis kann etwa durch einen entsprechenden Handelsregisterausdruck erbracht wer-
den, der die Eintragung bereits ausweist und den Zeitpunkt des Abrufs vermerkt. Nicht er-
forderlich ist hingegen, dass der genaue Zeitpunkt der erstmaligen Abrufbarkeit nachgewie-
sen wird, sondern es genugt, dass der Nachweis einer friiheren Bekanntmachung gelingt.
Die Eintragung gilt dann bereits zu diesem Zeitpunkt als bekannt gemacht. Der Nachweis
einer (noch) friheren Bekanntmachung bleibt jedoch auch dann noch weiterhin méglich.

Demgegentber ist fur den Nachweis der Bekanntmachung zu einem spéteren Zeitpunkt
erforderlich, dass der Nachweis erbracht wird, dass der erstmalige Abruf erst spater, das
heil3t frihestens am darauffolgenden Tag, moglich war. Da die Bekanntmachung die erst-
malige Abrufbarkeit erfordert, kommt es folglich darauf an, ob nachgewiesen werden kann,
dass ein Abruf am Tag der Eintragung oder der Registerbekanntmachung nicht moglich
war. In diesem Fall ware daher ein Handelsregisterausdruck von diesem Tage, der die Ein-
tragung noch nicht berticksichtigt, nicht ausreichend als Nachweis, auch wenn dieser kurz
vor 24 Uhr abgerufen wurde. Denn auch damit wére nicht belegt, dass ein Abruf nicht auch
schon vor 24 Uhr moglich war. Ein entsprechender Nachweis koénnte jedoch etwa durch
eine entsprechende elektronische Aufzeichnung des Zeitpunktes der erstmaligen Abrufbar-
keit des Registergerichts gemal § 27 Absatz 5 HRV-E erbracht werden oder durch Infor-
mationen dartiber, wann aus technischen Grinden ein Abruf von Daten aus dem jeweiligen
Handelsregister Uber das elektronische Informations- und Kommunikationssystem nicht
maglich war.

Zu Nummer 7 (Anderung von § 10a HGB)

Die Anderungen in § 10a HGB sind Folgeanderungen zur Anderung des registerrechtlichen
Bekanntmachungswesens gemaf § 10 HGB-E und den 8§ 27, 33 HRV-E.

Zu Nummer 8 (Anderung von § 12 HGB)
Zu Buchstabe a

Der neu eingefiigte Satz 2 in § 12 Absatz 1 HGB dient neben den neuen Vorschriften in
8§ 16a bis 16e und 40a des Beurkundungsgesetzes in der Entwurfsfassung (BeurkG-E)
der Umsetzung der Anforderungen in Artikel 13j, 28a, 28b GesRRL und Artikel 6 Absatz 1
in Verbindung mit Anhang Il SDG-VO zur Einrichtung von Online-Verfahren zur Einreichung
von Urkunden und Informationen tber Gesellschaften (Artikel 13] GesRRL) und Zweignie-
derlassungen (Artikel 28b GesRRL) sowie zur Eintragung von Zweigniederlassungen (Arti-
kel 28a GesRRL) und zur Eintragung der Geschaftstatigkeit eines Einzelkaufmanns (Arti-
kel 6 Absatz 1 in Verbindung mit Anhang Il SDG-VO). Satz 2 knupft inhaltlich an § 40a Ab-
satz 1 Satz 2 BeurkG-E an und erklart die dort geregelte Beglaubigung einer qualifizierten
elektronischen Signatur mittels Videokommunikation ausdricklich fir zulassig.
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Der Anwendungsbereich flr den eine Anmeldung mittels einer Beglaubigung mittels Vide-
okommunikation nach § 40a BeurkG-E zulassig ist, umfasst entsprechend den Mindestvor-
gaben in der GesRRL und den Vorgaben der SDG-VO gemaf Satz 2 Einzelkaufleute sowie
die GmbH, die AG, die KGaA, deren Zweigniederlassungen sowie Zweigniederlassungen
von Kapitalgesellschaften, die dem Recht eines anderen Mitgliedstaates der Europaischen
Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens Uber den Europaischen Wirt-
schaftsraum unterliegen. Zusatzlich werden zudem Genossenschaften erfasst, da sich bei
der Anmeldung zum Genossenschaftsregister die Tatigkeit der Notare auf die Beglaubigung
beschrankt und auch keine notarielle Vorprifung nach 8§ 378 Absatz 3 FamFG stattfindet.
Nicht erfasst werden hingegen Anmeldungen fur sonstige Gesellschaftsformen, das heil3t
insbesondere die OHG oder KG sowie die Partnerschaftsgesellschaft. Fir letztere enthalt
zwar 8§ 5 PartGG einen Verweis auf § 12 HGB, allerdings ist die Anwendung des Online-
Verfahrens aufgrund der Beschréankung im Wortlaut des 8§ 12 Satz 2 HGB insoweit ausge-
schlossen. Daher bedarf es auch keiner entsprechenden Klarstellung in 8 5 PartGG.

Der zwingende Anwendungsbereich ergibt sich zunéchst aus der Regelung in Artikel 13 in
Verbindung mit Anhang Il GesRRL, wonach Kapitel 11l Abschnitt 1 und 1a der GesRRL fiir
die in Anhang Il genannten Rechtsformen gilt, das heif3t in der Bundesrepublik Deutschland
fur die GmbH, die AG und die KGaA. Fir die Zweigniederlassungen folgt der Anwendungs-
bereich aus dem systematischen Zusammenhang mit den Regelungen zum Online-Verfah-
ren in Artikel 28a bis 28c GesRRL, aus dem Anwendungsbereich der GesRRL insgesamt
sowie aus Artikel 29 Absatz 1 GesRRL, wonach sich die Offenlegungsregelungen in Arti-
kel 29, 30 GesRRL nur auf Zweigniederlassungen erstrecken, die von einer in Anhang Il
GesRRL genannten Gesellschaft errichtet worden sind.

Weiter erfordert Artikel 6 Absatz 1 SDG-VO, dass ,[...] die Nutzer vollstdndigen Online-Zu-
gang zu allen in Anhang Il aufgefiihrten Verfahren haben und diese vollstandig online ab-
wickeln kénnen, sofern das jeweilige Verfahren in dem betreffenden Mitgliedstaat einge-
richtet worden ist.“ Anhang Il SDG-VO listet unter anderem die Grindung, Fihrung und
Schliel3ung eines Unternehmens auf, wobei Eintragungen und Anmeldungen in Bezug auf
Gesellschaften oder Unternehmen im Sinne von Artikel 54 Absatz 2 des Vertrages Uber die
Arbeitsweise der Europaischen Union (AEUV) ausdriicklich ausgenommen sind.

Eine Anmeldung zum Handelsregister im Online-Verfahren mittels Beglaubigung einer qua-
lifizierten elektronischen Signatur mittels Videokommunikation ist daher ausschlief3lich fur
die genannten Rechtstrager zulassig. Dies umfasst grundsatzlich neben der Anmeldung zur
erstmaligen Eintragung des jeweiligen Rechtstragers auch samtliche weiteren Folgeanmel-
dungen fir diesen Rechtstrager, also die Eintragung von Anderungen und die Einreichung
von Urkunden und Informationen (siehe Artikel 13j Absatz 1, Artikel 28b Absatz 1 Ges-
RRL). Es gilt zudem unabh&ngig davon, wer der jeweils konkret zur Anmeldung Verpflich-
tete ist, das heil3t ob die Anmeldepflicht den Rechtstrager selbst, seine Gesellschafter oder
die vertretungsberechtigten Organe trifft. Die Richtlinie sieht in Artikel 13j Absatz 1 in Ver-
bindung mit Artikel 14 und Artikel 28a Absatz 1, 28b Absatz 1 GesRRL keine dahingehende
Differenzierung vor.

Zu Buchstabe b

Die Regelung setzt Artikel 16 Absatz 6 GesRRL um. Danach sind kinftig alle Dokumente
in einem maschinenlesbaren und durchsuchbaren Format einzureichen. Die Regelung geht
zum Teil Uber die Vorgaben der GesRRL hinaus und gilt kiinftig fur alle Einreichungen von
Dokumenten zum Handelsregister um fir alle Verfahren eine einheitliche Vorgehensweise
Zu gewabhrleisten.

Es bleibt den Landesregierungen weiterhin tberlassen entsprechend der Erm&chtigung in
§ 8a Absatz 2 Satz 1 und 2 HGB die Einzelheiten zu den Dateiformaten der zu Gbermitteln-
den Dokumente zu regeln. Insoweit muss lediglich sichergestellt sein, dass die jeweiligen
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Dateiformate maschinenlesbar und durchsuchbar sind. Strukturierte Datensétze im Da-
teiformat XML sind daflr nicht zwingend erforderlich, kdnnen jedoch verwendet werden.
Ausreichend waren beispielsweise auch durchsuchbare Dateien im PDF-Format, insbeson-
dere auch dann, wenn diese durch einen Scan von originaren Papierunterlagen mittels ei-
ner Texterkennungssoftware (OCR) erstellt werden. Unschadlich ist dabei auch, wenn Da-
ten, die nicht fur die Maschinenlesbarkeit geeignet sind, also beispielsweise eingescannte
Unterschriften, etwa im Falle einer Gesellschafterliste, oder bildliche Darstellungen, nicht
umfasst werden. Dies wird in Erwagungsgrund 27 der DigRL ausdrticklich zugelassen. Im
Falle einer Divergenz zwischen dem mittels Texterkennung erstellten Text und den Bildda-
teien eines Scans ist jedoch allein die bildliche wiedergegebene Information maf3geblich,
da andernfalls ein Wort-fur-Wort Abgleich erforderlich wéare. Eine ausschliel3liche Einrei-
chung nur in einem nicht durchsuchbaren Bildformat ist hingegen nicht ausreichend.

Zu Nummer 9 (Einfiigen von § 13a HGB-E)

8§ 13a HGB-E dient als zentrale Norm der Umsetzung der Richtlinienvorgaben in Artikel 19
Absatz 2 Buchstabe h, Artikel 28a Absatz 7 Satz 2 und Artikel 28c Satz 2 GesRRL zum In-
formationsaustausch Uber Zweigniederlassungen in der Europdischen Union und dem
EWR von Kapitalgesellschaften mit Sitz im Inland. Nach diesen Vorgaben sind die Mitglied-
staaten verpflichtet, den Erhalt von Informationen zu bestéatigen und diese im Register zu
verzeichnen sowie bestimmte Informationen tber das Europdische System der Register-
vernetzung zuganglich zu machen.

§ 13a HGB-E regelt daher erstmals die registerrechtliche Behandlung von auslandischen
Zweigniederlassungen einer Kapitalgesellschaft mit Sitz im Inland. Die wesentliche Neue-
rung ist dabei die Eintragung von Informationen tUber auslandische Zweigniederlassungen
bei der jeweiligen Kapitalgesellschaft im Handelsregister. Die Eintragung auslandischer
Zweigniederlassungen von deutschen Unternehmen war bislang nicht mdglich. Die Richtli-
nie erfordert jedoch geman Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe h GesRRL, dass zukiinftig Uber
das Européaische System der Registervernetzung kostenlos Informationen tber alle von ei-
ner Gesellschaft in anderen Mitgliedstaaten der Europdischen Union oder anderen Ver-
tragsstaaten des EWR eingerichtete Zweigniederlassungen zugéanglich gemacht werden.
Daraus folgt notwendigerweise auch die registerliche Erfassung dieser (auslandischen)
Zweigniederlassungen bei den jeweiligen Gesellschaften, entsprechend der bisherigen Er-
fassung inlandischer Zweigniederlassungen, da andernfalls der Verpflichtung nicht entspro-
chen werden kann.

Da sich die Anmeldung und Eintragung der Zweigniederlassung im Ausland jedoch auch
weiterhin ausschlieR3lich nach dem jeweiligen nationalen Recht richtet, fehlt es dementspre-
chend an einem Anmelde- und Eintragungsverfahren bei den deutschen Registergerichten.
Diese erhalten die Informationen betreffend die auslandische Zweigniederlassung daher
ausschlielich Uber das Européische System der Registervernetzung. Der Anwendungsbe-
reich der Regelungen in § 13a HGB-E ist dementsprechend auch auf die an dem Europai-
schen System der Registervernetzung teilnehmenden Staaten beschrénkt.

Zu Absatz 1

Absatz 1 bestimmt den Anwendungsbereich der Regelungen in 8 13a Absatz 1 bis 3 HGB-
E und stellt klar, dass diese Regelungen nur in Bezug auf ausl&ndische Zweigniederlassun-
gen einer Kapitalgesellschaft mit Sitz im Inland gelten, die dem Recht eines anderen Mit-
gliedstaates der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens
Uiber den EWR unterliegen.
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Zu Absatz 2

Absatz 2 stellt spiegelbildlich zu § 13e Absatz 6 HGB sicher, dass uber das Européische
System der Registervernetzung erhaltene Informationen tiber Zweigniederlassungen in an-
deren Mitgliedstaaten der Europaischen Union beziehungsweise Vertragsstaaten des EWR
an die zustandigen Registergerichte der jeweiligen Gesellschaft weitergeleitet werden.

Zu Absatz 3

Absatz 3 setzt Artikel 28a Absatz 7 Satz 2 und Artikel 28c Satz 2 GesRRL um. Darin ist
jeweils vorgesehen, dass die Register der Mitgliedstaaten den Eingang der Daten Uber das
Europaische System der Registervernetzung bestéatigen und unverziglich im Register ver-
zeichnen.

Ein zusatzliches Anmelde- und Eintragungsverfahren ist fur die Ubernahme dieser Daten
nach der Richtlinie nicht vorgesehen. Aufgrund der Ubermittlung tiber das Européische Sys-
tem der Registervernetzung ist die Authentizitat und Integritat der Daten jedoch sicherge-
stellt. Eine inhaltliche Prifung der erhaltenen Daten durch die nationalen Register erfolgt
daher nicht, sodass die Registergerichte zur Ubernahme der erhaltenen Daten in das Re-
gister verpflichtet sind. Die Eintragung hat von Amts wegen zu erfolgen. Davon unberihrt
bleibt jedoch eine lediglich formelle Prifung durch die Registergerichte etwa bei fehlenden,
offensichtlich unrichtigen oder widersprtchlichen Daten.

Fur die erstmalige Erfassung und Eintragung der Daten zu bereits bestehenden Zweignie-
derlassungen in anderen Mitgliedstaaten der Européischen Union beziehungsweise Ver-
tragsstaaten des EWR wird auf Europdaischer Ebene ein Aktualisierungsprozess der natio-
nalen Register Uber das Europaische System der Registervernetzung von der EU-Kommis-
sion vorbereitet.

Zu Nummer 1

Die Verpflichtung zur unverziglichen Eintragung der Errichtung einer Zweigniederlassung
dient der Umsetzung von Artikel 28a Absatz 7 Satz 2 GesRRL. Die Verpflichtung zur Ein-
tragung der Aufhebung und Léschung einer Zweigniederlassung folgt wiederum aus der
Umsetzung von Artikel 28c Satz 2 GesRRL.

Zu Nummer 2 bis Nummer 4

Die Verpflichtung zur Eintragung der Daten in Nummer 2 bis Nummer 4 sowie die Eintra-
gung ihrer Anderungen dient der Umsetzung von Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe h GesRRL.
Die Erflullung der Verpflichtung zur Zuganglichmachung der darin genannten Daten Uber
die zentrale Europdische Plattform setzt voraus, dass diese Daten zumindest im Handels-
register erfasst und regelmanig aktualisiert werden. Dementsprechend sind auch die Infor-
mationen Uber die ausléandischen Zweigniederlassungen einer Gesellschaft im Register
stets nach einer entsprechenden Mitteilung Giber das Européische System der Registerver-
netzung zu aktualisieren.

Zu Nummer 10 (Anderung von § 13e HGB)
Zu Buchstabe a

Durch die Anderung des § 13e Absatz 3 Satz 2 HGB wird zukiinftig bei der Anmeldung der
Zweigniederlassung einer Kapitalgesellschaft, die dem Recht eines anderen Mitgliedstaa-
tes der Européischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des EWR unterliegt, auf
die Erflillung der Voraussetzungen in § 76 Absatz 3 Satz 2 und 3 AktG sowie in 8 6 Absatz 2
Satz 3 und 3 GmbHG verzichtet. Demnach gelten die genannten Bestellungshindernisse
fur Geschaftsfuhrer einer GmbH beziehungsweise fur Vorstandsmitglieder einer AG nicht
lAnger zusétzlich fir die organschaftlichen Vertreter der auslandischen Kapitalgesellschaft.
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Die GesRRL in ihrer durch die DigRL gednderten Fassung enthalt nunmehr in Artikel 13i
GesRRL Regelungen zum europaweiten Austausch von Informationen Gber die Disqualifi-
kation von Geschéftsfiihrern. Hierdurch wird erstmalig die Mdglichkeit geschaffen, die Um-
gehung der Bestellungshindernisse in 8§ 6 Absatz 2 Satz 2 und 3 GmbHG und in § 76 Ab-
satz 3 Satz 2 und 3 AktG mittels Griindung von Kapitalgesellschaften im Ausland mit einer
Zweigniederlassung im Inland zu verhindern. Zukunftig kann aufgrund des grenziber-
schreitenden Informationsaustausches Uber die Disqualifikation einer Person als Ge-
schaftsfiuhrer oder Vorstand bereits die Bestellung zum Geschaftsfihrer der Kapitalgesell-
schaft im Ausland durch den jeweiligen Mitgliedstaat verhindert werden. Dementsprechend
ist zumindest im Anwendungsbereich der GesRRL die Erfillung dieser Anforderungen fir
die gesetzlichen Vertreter der auslandischen Kapitalgesellschaft nicht Ianger erforderlich.

Die Frage der Anwendung der inlandischen Bestellungshindernisse auf die Geschéftsfuhrer
einer auslandischen Kapitalgesellschaft bei Anmeldung einer Zweigniederlassung im Inland
ist unter anderem Gegenstand eines Vorlageverfahrens beim Europdischen Gerichtshof
(Rechtssache C-469/19 ,All in One Star Limited®, ABI. C 328, 30. September 2019, S. 15)
aufgrund eines Vorabentscheidungsersuchens des Bundesgerichtshofs vom 14. Mai 2019
(BGH, Beschluss vom 14.5.2019 — Il ZB 25/17). Fur die Zukunft kommt es darauf jedoch
nicht langer an.

Zu Buchstabe b

§ 13e Absatz 7 HGB-E dient der Umsetzung von Artikel 30a Unterabsatz 2 GesRRL. Da-
nach haben die Mitgliedstaaten im Falle einer Mitteilung von Anderungen der Daten einer
Kapitalgesellschaft, die dem Recht eines anderen Mitgliedstaates der Europaischen Union
oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschafts-
raum unterliegt und die tUber eine Zweigniederlassung im Inland verfugt, den Eingang der
Mitteilung zu bestéatigen und daflr zu sorgen, dass die entsprechenden Urkunden und In-
formationen unverziglich aktualisiert werden. Anders als in Artikel 28a Absatz 7 und Arti-
kel 28c GesRRL, die jeweils vorschreiben, dass die Anderungen unverziglich im Register
verzeichnet werden, geniigt daher eine Aufforderung seitens der Registergerichte an die
Gesellschaft die Anderung der Daten unverziglich anzumelden. Dementsprechend kann
auch an den bisherigen Regelungen in § 13e Absatz 3 Satz 1, § 13f Absatz 4, § 13g Ab-
satz 4 HGB festgehalten werden, nach denen die Anderung bestimmter Urkunden und In-
formationen bei der auslandischen Gesellschaft auch bei dem Register der Zweignieder-
lassung in der Bundesrepublik Deutschland anzumelden ist. Eine direkte Ubernahme der
Ubermittelten Daten in das Handelsregister, ohne Anmeldung beim zustandigen Register-
gericht der Zweigniederlassung, ist daher nicht erforderlich.

Zu Nummer 11 (Anderung von § 13f HGB)

Die Anderungen in § 13f Absatz 2 und Absatz 5 HGB-E sind Folgeanderungen zur Ande-
rung in 8§ 13e Absatz 3 Satz 2 HGB-E. Fur die gesetzlichen Vertreter einer auslandischen
Aktiengesellschaft die dem Recht eines anderen Mitgliedstaates der Europaischen Union
oder eines anderen Vertragsstaates des EWR unterliegt, ist nicht langer die Erflllung der
Voraussetzungen in 8§ 76 Absatz 3 Satz 2 und 3 AktG erforderlich. Dementsprechend be-
darf es bei der Anmeldung der Erstbestellung gemalR § 37 AktG oder spateren Anderungen
gemal § 81 AktG nicht lAnger einer Versicherung der Vorstandsmitglieder tGiber das Nicht-
vorliegen von Bestellungshindernissen.

Zu Nummer 12 (Anderung von § 13g HGB)

Die {é\nderungen in 8 13g Absatz 2 und Absatz 5 HGB-E sind ebenfalls Folgeanderungen
zur Anderung in 8§ 13e Absatz 3 Satz 2 HGB-E (siehe dazu Begriindung zur Anderung in
§ 13f HGB).
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Zu Nummer 13 (Anderung von § 15 HGB)

Zwar erfolgt eine grundséatzliche Anpassung des registerrechtlichen Bekanntmachungswe-
sens, indem die Bekanntmachung zukunftig gemaf 8 10 Absatz 1 HGB-E nur noch dadurch
erfolgt, dass die Eintragung erstmalig Uber das nach 8§ 9 Absatz 1 HGB bestimmte elektro-
nische Informations- und Kommunikationssystem abrufbar ist. Dies erfordert jedoch keine
grundsétzliche Anderung der Vorschriften zur Handelsregisterpublizitat in § 15 Absatz 1
und 2 HGB, sondern die bisherigen Regelungen kénnen insoweit beibehalten werden. Auch
nach den neuen Regelungen zur Bekanntmachung ist diese fur die Publizitdt einer Han-
delsregistereintragung von entscheidender Bedeutung. Erst mit der erstmaligen Abrufbar-
keit einer Eintragung Uber das nach 8 9 Absatz 1 HGB bestimmte elektronische Informa-
tions- und Kommunikationssystem wird diese dem Rechtsverkehr allgemein zuganglich ge-
macht und tritt die mafR3gebliche Publizitatswirkung ein. Auch wenn zukuinftig die Eintragung
im Handelsregister einerseits und die sich anschlie3ende erstmalige Abrufbarkeit Uber das
Registerportal andererseits zeitlich und technisch eng miteinander verknipft sind, handelt
es sich rechtlich um verschiedene Vorgange. Die Eintragung einer Tatsache im elektroni-
schen Handelsregister an sich fuhrt noch nicht dazu, dass diese Tatsache allgemein zu-
ganglich wird. Dies geschieht erst dadurch, dass sie tiber das Registerportal erstmalig zum
Abruf bereitgestellt wird. Dementsprechend wiirde es fir die Publizitadtswirkung geman § 15
Absatz 1 und 2 HGB nicht geniigen, allein an die Eintragung anzuknipfen.

Im Hinblick auf die positive Publizitatswirkung gemaf § 15 Absatz 3 HGB bedarf es jedoch
aufgrund der Anderung des Bekanntmachungswesens einer Anpassung, da eine unrichtige
Bekanntmachung nun nicht mehr denkbar ist, weil ein Auseinanderfallen zwischen einzu-
tragender Tatsache und deren Bekanntmachung technisch nahezu ausgeschlossen ist. Es
findet keine separate Bekanntmachung mit eigenem Wortlaut statt, sondern im Falle des
Abrufs einer Tatsache Uber das elektronische Informations- und Kommunikationssystem
wird stets die Eintragung aus dem elektronischen Handelsregister direkt abgerufen.

Zu Buchstabe a

Die Anderung der Regelung in § 15 Absatz 3 HGB ist eine Folgeanderung zur Anpassung
des Bekanntmachungswesens im Handelsregister. Die bestehende Regelung wurde erst-
malig zur Umsetzung von Artikel 3 Absatz 6 Unterabsatz 2 der Ersten Richtlinie
68/151/EWG des Rates vom 9. Marz 1968 zur Koordinierung der Schutzbestimmungen, die
in den Mitgliedstaaten den Gesellschaften im Sinne des Artikels 58 Absatz 2 des Vertrages
im Interesse der Gesellschafter sowie Dritter vorgeschrieben sind, um diese Bestimmungen
gleichwertig zu gestalten (ABI. L 65 vom 14.3.1968, S. 8-12) eingefiigt. Die Regelung sollte
zum einen entsprechend den Richtlinienvorgaben sicherstellen, dass ,gutglaubige Dritte im
Vertrauen auf eine unrichtige Bekanntmachung unabhéngig davon geschiitzt werden, ob
die Unrichtigkeit von der Gesellschaft, in deren Angelegenheiten die Tatsache einzutragen
war, veranlaft worden ist und ob sie die Berichtigung schuldhaft unterlassen hat.“ (Bundes-
tagsdrucksache V/3862, S. 10). Zum anderen ging die Regelung in Absatz 3 tiber die Richt-
linienvorgaben in zweifacher Hinsicht hinaus, indem die Regelung allgemein fir alle Gesell-
schaftsformen und offenzulegenden Tatsachen gelten sollte und indem sie auch fiir den
praktisch bedeutsamen Fall gelten sollte, dass ,,auch die Eintragung unrichtig ist oder ganz
fehlt.“ (Bundestagsdrucksache V/3862, S. 11).

Die Richtlinienvorgaben in Artikel 16 Absatz 4 Unterabsatz 3 GesRRL, die an die Stelle der
Vorgaben in Artikel 3 Absatz 6 der Richtlinie 68/151/EWG getreten sind, erfordern auch
weiterhin, dass die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass bei Abweichungen zwischen den im
Register zur Verfligung gestellten Urkunden und Informationen und der Veroffentlichung in
einem Amtsblatt oder auf einer Plattform die im Register zur Verfigung gestellten Urkunden
und Informationen Vorrang haben. Da die Offenlegung von Urkunden und Informationen im
Sinne des Artikels 16 Absatz 3 GesRRL zukulinftig bereits durch die erstmalige Abrufbarkeit
Uber das Registerportal erfolgt, kann es jedenfalls denklogisch keine Abweichung mehr
zwischen der Offenlegung im Sinne der GesRRL und der Verdéffentlichung im Amtsblatt
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oder Portal geben. Allerdings kann es auch weiterhin zu einer Abweichung zwischen der
wahren Sach- und Rechtslage und einer Eintragung im Handelsregister kommen, weil eine
Eintragung fehlt oder unrichtig ist. Wie bereits in Bundestagsdrucksache V/3862 S. 11 dar-
gestellt, besteht auch in diesen Fallen ein vergleichbares Schutzbedurfnis fir gutglaubige
Dritte, wenn die entsprechenden Formalitdten der Offenlegung erflllt sind. Dementspre-
chend soll auch zukinftig an der Regelung in Absatz 3 im Grundsatz festgehalten werden,
mit dem Unterschied, dass es mangels separater Bekanntmachung nur noch auf die Rich-
tigkeit der Eintragung ankommt. Voraussetzung ist jedoch neben einer einzutragenden Tat-
sache, dass diese Tatsache bereits bekannt gemacht wurde, das heil3t erstmalig Gber das
nach § 9 Absatz 1 HGB bestimmte Informations- und Kommunikationssystem abrufbar war.
Andernfalls fehlt es an der erforderlichen Publizitéat der Tatsache.

Zu Buchstabe b

Der neue Absatz 5 enthdlt eine Einschrankung der Publizitatswirkung des Handelsregisters
im Hinblick auf die eingetragenen Informationen tber auslandische Zweigniederlassungen
einer Gesellschaft. Da diese Informationen aufgrund der Vorgaben in Artikel 19 Absatz 2
Buchstabe h und Artikel 28a Absatz 7 Satz 2, Artikel 28c Satz 2 GesRRL ohne eine ent-
sprechende Anmeldung beim Registergericht und nur aufgrund der Ubermittlung tiber das
Europaische System der Registervernetzung in das Register eingetragen werden (verglei-
che dazu die Begriindung zu § 13a Absatz 3 HGB-E), erfolgt keine Prifung der Daten durch
das Registergericht. Aus diesem Grund ist es gerechtfertigt insoweit auch die Publizitats-
wirkung nach 8 15 Absatz 1 bis 3 HGB einzuschranken. Die Vorgaben der GesRRL stehen
dieser Regelung nicht entgegen, da die Angaben zu ausléndischen Zweigniederniederlas-
sungen von den Regelungen in Artikel 16 Absatz 5 GesRRL weder durch den Verweis in
Artikel 14 GesRRL noch durch den Verweis in Artikel 29 Absatz 1 in Verbindung mit Arti-
kel 14 GesRRL erfasst werden.

Zu Nummer 14 (Streichung von 8 32 Absatz 2 Satz 1 HGB)

Die Anderung ist eine Folgeanderung zur Anpassung des registerrechtlichen Bekanntma-
chungswesens. Die Eintragungen der Insolvenzerdffnung und weiterer Ereignisse nach
§ 32 Absatz 1 HGB sind zukiinftig nach den neuen Regelungen gemaR § 10 Absatz 1 HGB-
E auch bekanntzumachen, da dies nur noch die erstmalige Abrufbarkeit Gber das Register-
portal gemaf § 10 Absatz 1 HGB-E beinhaltet. Die Regelung zum Wegfall der Bekanntma-
chung in Absatz 2 Satz 1 ist daher zu streichen.

Zu Nummer 15 (Anderung von § 162 HGB)

Die Anderung ist eine Folgeanderung zur Anpassung des registerrechtlichen Bekanntma-
chungswesens gemal § 10 HGB-E und 88 27, 33 HRV-E. Da eine separate Bekanntma-
chung zukuinftig nicht mehr stattfindet und die Bekanntmachung einer Eintragung nur noch
durch deren erstmalige Abrufbarkeit Uber das Registerportal gemaf § 10 Absatz 1 HGB-E
erfolgt, besteht kein Bedurfnis mehr fir den Wegfall der Angaben zu den Kommanditisten
in der Bekanntmachung nach § 162 Absatz 2 HGB.

Zu Nummer 16 (Aufhebung von § 175 Satz 2 HGB)

Es handelt sich um eine Folgednderung durch Aufhebung des § 162 Absatz 2 HGB. Da
eine separate Bekanntmachung zukiinftig nicht mehr stattfindet und die Bekanntmachung
einer Eintragung nur noch durch deren erstmalige Abrufbarkeit Giber das Registerportal ge-
mal § 10 Absatz 1 HGB-E erfolgt, besteht kein Bedurfnis mehr fur den Wegfall der Be-
kanntmachung nach § 175 HGB.

Zu Nummer 17 (Anderung von § 264 HGB)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Anderung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB.
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Zu Nummer 18 (Neufassung der Uberschrift des Dritten Buches, Zweiter Abschnitt,
Vierter Unterabschnitt)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Anderung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB.
Zu Nummer 19 (Anderung von § 325 HGB)

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen und Klarstellungen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Anderung setzt Artikel 16 Absatz 3 Satz 1 GesRRL um. Nach dieser Vorschrift sind die
Unterlagen der Rechnungslegung in einem Register — dies ist in der Bundesrepublik
Deutschland das Unternehmensregister — offentlich zuganglich zu machen. Eine Veroffent-
lichung im Amtsblatt — dem Bundesanzeiger — kdnnen die Mitgliedstaaten fakultativ vorse-
hen (Artikel 16 Absatz 3 Satz 2 GesRRL). Das in der GesRRL vorgesehene System dreht
damit das derzeit in der Bundesrepublik Deutschland geltende System um, wonach die Un-
terlagen der Rechnungslegung zunachst beim Betreiber des Bundesanzeigers einzu-
reichen und im Bundesanzeiger bekannt zu machen sind und vom Betreiber des Bundes-
anzeigers erst danach an das Unternehmensregister Ubermittelt werden. Die hierdurch im
deutschen Recht notwendig gewordene Systemanderung erfolgt durch die Neufassung des
§ 325 Absatz 1 Satz 2 HGB, wobei auf die Méglichkeit zur fakultativen Ubermittlung der in
das Unternehmensregister eingestellten Unterlagen an den Betreiber des Bundesanzeigers
verzichtet wird. Die Unterlagen der Rechnungslegung sind kinftig direkt der das Unterneh-
mensregister fihrenden Stelle zur Einstellung in das Unternehmensregister zu Gbermitteln.
Sie sind ausschlieR3lich im Unternehmensregister abrufbar. Dies vermeidet die nach dem
bisherigen System bestehende Doppelpublizitdt und starkt die Funktion des Unterneh-
mensregisters als ,One-Stop-Shop* fir Unternehmensinformationen. Damit entfallt zugleich
die Notwendigkeit einer Regelung zur Bekanntmachung der Rechnungslegungsunterlagen
im Bundesanzeiger, wie sie derzeit noch in § 325 Absatz 2 HGB vorgesehen ist.

Zu Buchstabe b

Die Anderung dient der Klarstellung, dass die Unterlagen der Rechnungslegung bei der das
Unternehmensregister flhrenden Stelle nicht (analog) ,eingereicht”, sondern dieser elekt-
ronisch zur Einstellung in das Unternehmensregister tbermittelt werden.

Zu Buchstabe c

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Neufassung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB.
Auf die Begrindung zu 8§ 325 Absatz 1 Satz 2 HGB-E wird insoweit verwiesen.

Zu Buchstabe d

Nach bisheriger Rechtslage befreit ein nach § 325 Absatz 2 HGB bekanntgemachter Ein-
zelabschluss, der nach den internationalen Rechnungslegungsstandards — International
Accounting Standards (IAS) und International Financial Reporting Standards (IFRS) — auf-
gestellt worden ist, von der Notwendigkeit einer zusatzlichen Bekanntmachung des Jahres-
abschlusses, wenn bestimmte im Gesetz ndher definierte Voraussetzungen vorliegen. Mit
der Aufhebung des § 325 Absatz 2 HGB entféllt der Anknupfungspunkt fur diese Befreiung.
Um es auch kinftig den Unternehmen zu ermdglichen, ihre Informationspolitik besser zu
steuern, sieht 8 325 Absatz 2a Satz 1 HGB-E vor, dass bei der Offenlegung nach 8§ 325
Absatz 1 Satz 2 HGB-E, die gemal} § 8b Absatz 2 Nummer 4 HGB-E grundsatzlich zur Zu-
ganglichmachung der Unterlage tber die Internetseite des Unternehmensregisters fihrt, an
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die Stelle des Jahresabschlusses ein Einzelabschluss nach 8§ 325 Absatz 2a HGB treten
kann. Zugleich wird klargestellt, dass der Anwendungsbereich des § 325 Absatz 2a HGB —
entsprechend der urspringlichen Intention des Gesetzgebers — auf groR3e Kapitalgesell-
schaften im Sinne des § 267 Absatz 3 HGB beschrankt ist (vergleiche Bundestagsdrucksa-
che 15/3419, S. 45).

Zu Buchstabe e
Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Aufhebung des § 325 Absatz 2 HGB und An-
derung des 8§ 325 Absatz 2a Satz 1 HGB.

Zu Doppelbuchstabe bb

§ 325 Absatz 2b Nummer 3 HGB macht die befreiende Wirkung der Offenlegung eines Ein-
zelabschlusses nach § 325 Absatz 2a HGB unter anderem davon abhangig, dass der Jah-
resabschluss mit dem Bestatigungsvermerk oder dem Vermerk lber dessen Versagung
nach 8 325 Absatz 1 und Absatz 1la Satz 1 HGB offengelegt wird. An der Offenlegung des
Jahresabschlusses soll festgehalten werden, auch weil verschiedene Bestimmungen des
Gesellschaftsrechts, wie beispielsweise § 233 Absatz 2, § 256 Absatz 6 Satz 1 AktG-E o-
der 8§ 58d Absatz 2 GmbHG-E, an die Einstellung des Jahresabschlusses im Unterneh-
mensregister anknipfen. Im Falle der Offenlegung eines befreienden Einzelabschlusses
nach § 325 Absatz 2a HGB werden aber die Anforderungen an die Publizitat des Jahres-
abschlusses abgesenkt. Nach § 325 Absatz 2b Nummer 3 HGB-E tritt die befreiende Wir-
kung ein, wenn der Jahresabschluss innerhalb der gesetzlichen Frist in der Weise offenge-
legt wird, dass er der das Unternehmensregister filhrenden Stelle elektronisch zur Einstel-
lung in das Unternehmensregister durch dauerhafte Hinterlegung tibermittelt wird. Der Jah-
resabschluss kann in diesem Fall kostenpflichtig auf Antrag durch die Ubermittlung einer
Kopie eingesehen werden (8§ 9 Absatz 6 Satz 3 HGB-E).

Zu Buchstabe f

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Neufassung des 8 325 Absatz 1 Satz 2 HGB
und Aufhebung des 8§ 325 Absatz 2 HGB.

Zu Buchstabe g

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung, da sich bereits aus § 327a HGB selbst
ergibt, dass die verkirzte Offenlegungsfrist des § 325 Absatz 4 Satz 1 HGB auf kapital-
marktorientierte Kapitalgesellschaften im Sinne des § 327a HGB keine Anwendung findet.
Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine Folge&nderung zu 8§ 325 Absatz 1 Satz 2 HGB-E.

Zu Buchstabe h

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zur Neufassung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB.

Zu Nummer 20 (Anderung von § 325a HGB)

§ 325a HGB verpflichtet eine Kapitalgesellschaft mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat

der Europaischen Union oder in einem Vertragsstaat des Abkommens Uber den Europai-
schen Wirtschaftraum, die in der Bundesrepublik Deutschland eine Zweigniederlassung un-
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terhalt, die Rechnungslegungsunterlagen der Kapitalgesellschaft auch in der Bundesrepub-
lik Deutschland nach den 88 325, 328 HGB offenzulegen. Die Regelung dient dem Schutz
von Glaubigern und weiteren Personen, die Gber eine inlandische Zweigniederlassung mit
einer Kapitalgesellschaft mit Sitz im Ausland in Beziehung treten (vergleiche Bundestags-
drucksache 12/3908, S. 1). Dieses System einer ,doppelten Offenlegung® der Kapitalge-
sellschaft sowohl im Sitzstaat als auch am Ort der Zweigniederlassung liegt grundsatzlich
den Artikeln 29 bis 31 GesRRL zugrunde. Artikel 31 Absatz 2 GesRRL erlaubt den Mitglied-
staaten zwar festzulegen, dass die Verpflichtung zur Offenlegung der Rechnungslegungs-
unterlagen am Ort der Zweigniederlassung durch eine Offenlegung im Register des Sitz-
staats als erfullt gilt. Von diesem Mitgliedstaatenwahlrecht soll jedoch kein Gebrauch ge-
macht werden, um Transparenzverluste fur in der Bundesrepublik Deutschland anséssige
Geschaéftspartner von Zweigniederlassungen von Kapitalgesellschaften mit Sitz im Ausland
zu vermeiden. Diese Personen kdnnen die Rechnungslegungsunterlagen der Kapitalgesell-
schaft derzeit — soweit sie nicht nach § 325a Absatz 3 Satz 2 HGB hinterlegt sind — kosten-
frei im Unternehmensregister abrufen. Bei einer Austibung des Wahlrechts und der damit
einhergehenden Aufhebung des § 325a HGB wére das nach dem derzeitigen Stand des
Européaischen Systems der Registervernetzung nicht mehr gewébhrleistet.

Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um Folgeanderung zur Anderung von § 325 Absatz 4 HGB, der zukiinftig
nicht mehr auf 8 327a HGB verweist, sowie um eine redaktionelle Klarstellung.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine Folge&nderung zur Neufassung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB.
Zu Doppelbuchstabe cc

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zur Neufassung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB.
Zu Buchstabe b

Der neue 8§ 325a Absatz 4 HGB dient der Umsetzung von Artikel 30a Unterabsatz 2 zweiter
Halbsatz GesRRL im Hinblick auf Anderungen der Unterlagen der Rechnungslegung bei
der auslandischen Kapitalgesellschaft. Er ergéanzt insoweit § 9b Absatz 4 Satz 2 HGB-E.
Artikel 30a Unterabsatz 2 zweiter Halbsatz GesRRL verlangt, dass eine Anderung von Un-
terlagen der Rechnungslegung einer Kapitalgesellschaft, die dem Recht eines anderen Mit-
gliedstaates der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Europai-
schen Wirtschaftsraums unterliegt und die eine Zweigniederlassung im Inland unterhalt,
unverzuglich aktualisiert wird. Aus diesem Grund fordert die das Unternehmensregister fiih-
rende Stelle die Gesellschaft auf, unverziiglich der Offenlegungspflicht nach § 325a Ab-
satz 1 Satz 1 in Verbindung mit 8§ 325 Absatz 1b Satz 1 HGB nachzukommen, wenn zum
Zeitpunkt eines Dateneingangs nach § 9b Absatz 4 Satz 2 HGB-E die Anderung noch nicht
offengelegt worden ist.

Zu Nummer 21 (Anderung von § 326 HGB)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zur Neufassung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB
und zur Aufhebung des § 325 Absatz 2 HGB.
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Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Die Neufassung des § 326 Absatz 2 HGB ist aufgrund der Neufassung des § 325 Absatz 1
Satz 2 HGB erforderlich. Zugleich wird die Vorschrift sprachlich an § 326 Absatz 1 Satz 1
HGB-E angepasst. Nach § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB-E setzt die Erfillung der Offenle-
gungspflicht zukinftig voraus, dass die Rechnungslegungsunterlagen der das Unterneh-
mensregister fihrenden Stelle elektronisch zur Einstellung in das Unternehmensregister
Ubermittelt werden. Die Einstellung in das Unternehmensregister fiihrt dabei grundsatzlich
dazu, dass die Ubermittelten Rechnungslegungsunterlagen Uber die Internetseite des Un-
ternehmensregisters zuganglich gemacht werden (8§ 8b Absatz 2 Nummer 4 HGB-E). In Ab-
weichung hiervon sieht § 326 Absatz 2 Satz 1 HGB-E vor, dass eine Kleinstkapitalgesell-
schaft bei der Ubermittlung ihrer Bilanz verlangen kann, dass die Einstellung in das Unter-
nehmensregister durch eine dauerhafte Hinterlegung erfolgt. Dies hat — insoweit deckungs-
gleich mit der bisherigen Rechtslage — zur Folge, dass die Bilanz nicht Uber die Internetseite
des Unternehmensregisters frei zuganglich ist, sondern kostenpflichtig auf Antrag durch die
Ubermittlung einer Kopie eingesehen werden kann (§ 9 Absatz 6 Satz 3 HGB-E).

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Neufassung des § 326 Absatz 2 Satz 1 HGB macht den bislang in § 326 Absatz 2
Satz 2 HGB geregelten Verweis auf § 325 Absatz 1 Satz 2, Absatz 1a und 1b HGB ent-
behrlich. § 326 Absatz 2 Satz 1 HGB-E erlaubt lediglich Ausnahmen vom Umfang der Of-
fenlegungspflicht und ermdglicht dem Offenlegungspflichtigen, bei der Einstellung der Bi-
lanz deren dauerhafte Hinterlegung zu verlangen. Eine Suspendierung der (sonstigen)
Pflichten nach 88 325 Absatz 1 bis 1b HGB ist damit nicht verbunden. Es bleibt dabei, dass
die Kleinstkapitalgesellschaft zur fristgerechten Einstellung ihrer Bilanz und zur Offenle-
gung etwaiger Anderungen nach Mal3gabe des § 325 Absatz 1a und 1b HGB verpflichtet
ist, ohne dass sich hieran durch die Aufhebung des bisherigen § 326 Absatz 2 Satz 2 HGB
etwas anderte.

Zu Doppelbuchstabe cc

Es handelt sich um eine Folge&nderung zur Neufassung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB.

Zu Nummer 22 (Anderung von § 327 HGB)

Es handelt sich um eine Folge&dnderung zur Neufassung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB.

Zu Nummer 23 (Anderung von § 328 HGB)

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zur Neufassung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folge&nderung zur Neufassung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB.

Zu Nummer 24 (Anderung von § 329 HGB)

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folge&nderung zur Neufassung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB.
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Zu Buchstabe b

Durch die Neufassung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB wird § 329 Absatz 1 Satz 2 HGB in
seiner bisherigen Fassung obsolet, da nicht mehr der Betreiber des Bundesanzeigers, son-
dern die das Unternehmensregister fuhrende Stelle die Aufgaben nach § 329 Absatz 1
Satz 1 HGB zu erflllen hat. Zugleich wird der bisherige Regelungsgehalt des § 329 Ab-
satz 1 Satz 3 HGB sinngemal in 8§ 329 Absatz 1 Satz 2 HGB-E uberfiihrt und dadurch si-
chergestellt, dass die das Unternehmensregister fiihrende Stelle die ihr Gbermittelten Daten
der Landesjustizverwaltungen nur zur Erflllung der Aufgaben nach § 329 Absatz 1 Satz 1
HGB-E verwenden darf.

Zu Buchstabe c

Es handelt sich um eine Folge&nderung zur Neufassung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB.
Zu Buchstabe d

Es handelt sich um eine Folge&nderung zur Neufassung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB.
Zu Nummer 25 (Anderung von 339 HGB)

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Mit der Anderung wird ein Gleichlauf zu § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB-E angestrebt. Aul3er-
dem wird klargestellt, dass die Ubermittlung der Unterlagen in deutscher Sprache zu erfol-
gen hat.

Zu Doppelbuchstabe bb bis Doppelbuchstabe cc

Es handelt sich um Folgeanderungen zur Anderung des § 339 Absatz 1 Satz 1 HGB.

Zu Buchstabe b

Soweit die bislang in § 339 Absatz 2 Satz 1 HGB geregelte Verweiskette betroffen ist, han-
delt es sich um eine Folgeanderung zur Anderung des § 339 Absatz 1 Satz 1 HGB und
Aufhebung des § 325 Absatz 2 HGB. Zugleich wird klarstellend zukinftig auch auf § 325
Absatz 2b HGB verwiesen. Der bisherige Satz 2 wird aufgehoben, weil sein Regelungsge-
halt sich bereits aus dem weiter gefassten 8 9 Absatz 6 Satz 3 HGB-E ergibt.

Zu Nummer 26 (Anderung von § 340l HGB)

Zu Buchstabe a

Es handelt sich zum einen um eine Folgeanderung zur Aufhebung des § 325 Absatz 2
HGB. Zum anderen erfolgen redaktionelle Klarstellungen, insbesondere zur Notwendigkeit
der Ubermittlung der Rechnungslegungsunterlagen in deutscher Sprache sowie zur Gel-
tung des § 325 Absatz 1 Satz 2, Absatz 1a und 1b HGB, des § 327a HGB (wegen der An-
derung von § 325 Absatz 4 HGB) und des 8§ 329 Absatz 2 HGB.

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich zum einen um eine Folgeanderung zur Aufhebung des § 325 Absatz 2

HGB. Zum anderen erfolgt eine redaktionelle Klarstellung, indem zusatzlich auf § 325 Ab-
satz 1 Satz 2, Absatz 1a und 1b HGB, auf § 327a HGB (wegen der Anderung von 8 325
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Absatz 4 HGB) sowie auf § 329 HGB insgesamt (und damit auch auf § 329 Absatz 2 HGB)
verwiesen wird.
Zu Doppelbuchstabe bb
Es handelt sich um eine Folge&nderung zur Neufassung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB.
Zu Doppelbuchstabe cc
Es handelt sich um eine Folgeédnderung zur Neufassung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB.
Zu Nummer 27 (Anderung von § 3400 HGB)
Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Aufhebung des § 325 Absatz 2 HGB und eine
redaktionelle Klarstellung, indem zusatzlich auf § 325 Absatz 1 Satz 2, Absatz 1a und 1b
HGB verwiesen und der Verweis auf die 88 328, 329 HGB gestrichen wird.
Zu Nummer 28 (Anderung von § 3411 HGB)
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa
Es handelt sich zum einen um eine Folgeanderung zur Aufhebung des § 325 Absatz 2
HGB. Zum anderen erfolgen redaktionelle Klarstellungen, insbesondere zur Notwendigkeit
der Ubermittlung der Rechnungslegungsunterlagen in deutscher Sprache sowie zur Gel-
tung des 8 325 Absatz 1 Satz 2, Absatz 1a und 1b HGB, des § 327a HGB (wegen der An-
derung von § 325 Absatz 4 HGB) und des § 329 Absatz 2 HGB.
Zu Doppelbuchstabe bb

Die Neufassung des § 341l Absatz 1 Satz 2 HGB ist redaktioneller Natur und soll die Les-
barkeit der Vorschrift verbessern.

Zu Buchstabe b

Durch die Aufhebung des § 341l Absatz 2 HGB soll ein Gleichlauf zu den fur sonstige of-
fenlegungspflichtige Gesellschaften geltenden Vorgaben zur Offenlegung der Unterlagen
der Konzernrechnungslegung nach § 325 Absatz 3 HGB hergestellt werden.

Zu Buchstabe c

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zur Aufhebung des 8§ 341l Absatz 2 HGB.

Zu Nummer 29 (Anderung von § 341w HGB)

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Mit der Anderung wird Artikel 16 Absatz 3 Satz 1 GesRRL auch fiir Zahlungs- und Konzern-
zahlungsberichte umgesetzt. Dariber hinaus wird 8§ 341w Absatz 1 Satz 1 HGB préaziser
gefasst und enger an den Wortlaut des § 341y Absatz 1 Satz 1 HGB angelehnt, indem nun-

mehr auf die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Kapitalgesellschaft im
Sinne des § 341 HGB abgestellt wird.
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Zu Doppelbuchstabe bb

Die Streichung sorgt fir einen systematisch gebotenen Gleichlauf zu § 116 WpHG und da-
fur, dass die Offenlegungsfrist fur den (Konzern-)Zahlungsbericht bei kapitalmarktorientier-
ten Kapitalgesellschaften ausnahmslos sechs Monate betragt.

Zu Buchstabe b

Die Vorschrift wird praziser gefasst und enger an den Wortlaut des § 341y Absatz 1 Satz 1
HGB angelehnt, indem nunmehr auf die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs ei-
nes Mutterunternehmens im Sinne des 8§ 341v HGB abgestellt wird.

Zu Buchstabe c

Der Verweis auf § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB ist nicht mehr erforderlich; die Ubermittlungs-
pflicht zur Einstellung in das Unternehmensregister ergibt sich bereits aus § 341w Absatz 1
Satz 1 HGB-E.

Zu Artikel 2 (Anderung des Einfiihrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch)

Zu Abschnitt ... [einsetzen: nachster bei der Verkiindung freier Abschnitt mit
Zahlbezeichnung] (Ubergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der
Digitalisierungsrichtlinie)

Zu Artikel ... [einsetzen: nachster bei der Verkiindung freier Artikel mit
Zahlbezeichnung]

Zu Absatz 1

Absatz 1 ordnet an, dass die Regelungen zum Informationsaustausch Uber disqualifizierte
Geschaftsfuhrer in 8 9c Absatz 1 bis 4 HGB-E erst ab dem 1. August 2023 Anwendung
finden, da Artikel 2 Absatz 2 DigRL insoweit eine Umsetzung erst zum 1. August 2023 er-
fordert. Gleichzeitig soll jedoch die Ermachtigung zum Verordnungserlass gemaf 8§ 9c Ab-
satz 6 HGB-E bereits friiher in Kraft treten und anwendbar sein, damit der Erlass einer ent-
sprechenden Verordnung mdoglich ist.

Zu Absatz 2

Die Regelung sieht angemessene Ubergangsfristen fiir den Wechsel der Offenlegungsmo-
dalitaten von Rechnungslegungsunterlagen (Unternehmensregister statt Bundesanzeiger,
vergleiche die Begriindung zur Anderung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB) vor, damit sich
die offenlegungspflichtigen Unternehmen auf die neue Rechtslage einstellen kénnen.

Zu Artikel 3 (Anderung der Bundesnotarordnung)
Zu Nummer 1 (Anderung der Inhaltsubersicht)

Durch das beabsichtigte, sich derzeit noch im parlamentarischen Verfahrens befindliche
Gesetz zur Modernisierung des notariellen Berufsrechts und zur Anderung weiterer Vor-
schriften (Bundesratsdrucksache 20/21), soll die Bundesnotarordnung (BNotO) eine amtli-
che Inhaltsiibersicht erhalten. Diese Anderung wird in Anbetracht von Artikel 22 Satz 1 des
bezeichneten Gesetzes voraussichtlich am 1. Juli 2021 und damit vor diesem Gesetz in
Kraft treten. Deshalb sind in der Inhaltsiibersicht die durch das Einfigen der § 78p und 78q
der Bundesnotarordnung in der Entwurfsfassung (BNotO-E) durch die Nummer 5 erforder-
lichen Erganzungen vorzunehmen.
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Zu Nummer 2 (Anderung von § 10a BNotO)

Durch den mit der Nummer 2 vorgesehenen neuen 8§ 10a Absatz 3 BNotO-E soll geregelt
werden, in welchen Fallen mittels Videokommunikation im Sinne der 8§88 16a bis 16e und
40a BeurkG-E erfolgende Urkundstatigkeiten als im Amtsbereich nach § 10a Absatz 2
BNotO ausgelibt gelten. Die 6rtliche Beschrankung der Urkundstatigkeiten mittels Video-
kommunikation auf bestimmte Notarinnen und Notare knipft dabei an den raumlichen Be-
zug der Urkundsbeteiligten oder des Urkundsgegenstands zum Amtsbereich der Notarin
oder des Notars nach § 10a Absatz 1 BNotO an. Um eine Anpassung an 0rtliche Beson-
derheiten zu ermdglichen, soll durch die Anordnung der entsprechenden Anwendbarkeit
von § 10a Absatz 1 Satz 2 BNotO der Landesjustizverwaltung die Moglichkeit eingerdumt
werden, den Bereich, in dem die Ankntpfungspunkte fir eine Urkundstatigkeiten mittels
Videokommunikation liegen mussen, kleiner oder grof3er als den jeweiligen Amtsbereich zu
fassen. Die Regelung zielt auf einen Ausgleich zwischen dem Bedurfnis, eine angemes-
sene Versorgung der Rechtsuchenden mit notariellen Leistungen im Sinne des § 4 BNotO
flachendeckend sicherzustellen, und dem Interesse der Urkundsbeteiligten an einer freien
Wahl einer Notarin oder eines Notars.

Da die Regelung festlegt, wann eine Urkundstatigkeit mittels Videokommunikation als im
Sinne des § 10a Absatz 2 BNotO im Amtsbereich ausgeubt gilt, sind die Bestimmungen
des § 10a Absatz 2 BNotO und des § 10a Absatz 4 BNotO-E (bisher § 10 Absatz 3 BNotO),
auch bei Urkundstatigkeiten mittels Videokommunikation anzuwenden, ohne dass es inso-
weit einer ausdriicklichen Verweisung auf diese Vorschriften bedarf. Dementsprechend
sind nach § 10a Absatz 2 BNotO Urkundstatigkeiten mittels Videokommunikation, bei de-
nen die Voraussetzungen des § 10 Absatz 3 BNotO-E nicht vorliegen, nur dann zuléssig,
wenn besondere berechtigte Interessen der Rechtsuchenden dies gebieten. Urkundstatig-
keiten mittels Videokommunikation, die ausnahmsweise trotz Fehlens der Voraussetzun-
gen des § 10 Absatz 3 BNotO-E erfolgen, sind nach § 10a Absatz 4 BNotO-E der Aufsichts-
behdrde zu melden, um Missbrauche zu verhindern und die Priifung einer Amtspflichtver-
letzung zu erleichtern.

Bei § 10a BNotO-E handelt es sich um eine berufsrechtliche Norm. Verstd3e gegen sie
haben keinen Einfluss auf die rechtliche Wirksamkeit der vorgenommenen Urkundstatigkeit
oder des Rechtsgeschéfts, auf die sie sich bezieht. Eine zuséatzliche Prifpflicht fir das Re-
gistergericht ist mit der Regelung nicht verbunden.

Zu Buchstabe a

Durch Buchstabe a soll ein neuer § 10a Absatz 3 BNotO-E eingefuhrt werden. Mit § 10a
Absatz 3 Satz 1 BNotO-E sollen dabei fir solche Urkundstatigkeiten, die mittels Videokom-
munikation ausgeibt werden sollen (in Betracht kommen hierbei Beurkundungen von Grin-
dungen von Gesellschaften mit beschrénkter Haftung und Errichtungen von Zweignieder-
lassungen auslandischer Gesellschaften sowie elektronische Beglaubigungen von Han-
delsregisteranmeldungen), bestimmte o6rtliche Anknipfungspunkte normiert werden. Nur
wenn diese Kriterien im Einzelfall erfullt werden gilt die Urkundstéatigkeit als im Amtsbereich
im Sinne des § 10a Absatz 2 BNotO ausgedbt.

Die Beschréankung knupft dabei an den Amtsbereich der Notarin oder des Notars an (§ 10a
Absatz 1 BNotO). Der Amtsbereich entspricht grundsatzlich dem Amtsgerichtsbezirk, in
dem die Notarin oder der Notar ihren Amtssitz hat. Die Zuteilung der Amtssitze sowie die
Bemessung der Amtsbereiche bestimmt sich nach den in 8 4 BNotO geregelten Bedurfnis-
sen, insbesondere der angemessenen Versorgung der Rechtsuchenden mit notariellen
Leistungen. Eine angemessene Versorgung ist nur dann gegeben, wenn sie flachende-
ckend sichergestellt ist. Nur durch eine flachendeckende Versorgung kann die Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhaltnisse in der gesamten Bundesrepublik Deutschland durch eine
gleichwertige Versorgung mit notariellen Leistungen geférdert werden. Notarielle Leistun-
gen mussen als Bestandteil der Daseinsvorsorge den Birgerinnen und Blrgern in einer
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angemessenen Entfernung personlich zur Verfigung stehen. Hierdurch wird zugleich die
wirtschaftliche Stabilitat und Leistungsfahigkeit strukturschwacher Regionen geférdert. Eine
flachendeckende Versorgung kann jedoch nur dann gewahrleistet werden, wenn die nota-
rielle Tatigkeit auch im Rahmen von Urkundstatigkeiten, die mittels Videokommunikation
ausgeubt werden, ortlich beschrankt sind. Erfolgt keine ortliche Beschrankung ist eine zu
starke Uberregionale Konzentration von Urkundstatigkeiten mittels Videokommunikation bei
einzelnen Notarinnen oder Notaren zu beflirchten. Eine derartige Konzentration fuhrt zu-
gleich zu einer Verzerrung der fir die Bemessung der zur dauerhaften Funktionsfahigkeit
des Systems der vorsorgenden Rechtspflege erforderlichen Anzahl von Notarinnen und
Notaren nach § 4 BNotO. Es kdme zu einer Verzerrung der flachendeckenden Zuweisung
von Notariatsstellen und damit zu einer Gefahrdung der flachendeckenden Versorgung der
Rechtssuchenden. Dies wird durch die ortliche Beschrankung der Urkundstatigkeit mittels
Videokommunikation auf den zugewiesenen Amtsbereich vermieden.

Im Hinblick auf die moglichen Anwendungsfélle der Urkundstatigkeiten mittels Videokom-
munikation im Handels- und Gesellschaftsrecht sind fir Gesellschaften mit Sitz im Inland
der Sitz der betroffenen Gesellschaft (§ 10a Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 BNotO-E) sowie
der Wohnsitz oder Sitz eines Gesellschafters (8 10a Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 BNotO-E)
als alternative Anknipfungspunkte vorgesehen. Fir Einzelkaufleute sind alternativ der Ort
der Hauptniederlassung oder des Wohnsitzes mal3geblich. Dabei gentgt es, wenn einer
der alternativen Anknipfungspunkte im Amtsbereich liegt. So ist es beispielsweise ausrei-
chend, wenn von drei Gesellschaftern einer zu griindenden Gesellschaft einer seinen
Wohnsitz oder Sitz im Amtsbereich der beurkundenden Notarin oder des beurkundenden
Notars hat. Ebenso gentigt es, wenn sich der Sitz der Gesellschaft, die gegriindet werden
oder fir die eine Handelsregisteranmeldung vorgenommen werden soll, oder die Hauptnie-
derlassung der Einzelkaufleute sich in diesem Bereich befinden, selbst wenn alle Gesell-
schafter ihnren Wohnsitz oder Sitz aul3erhalb des Bereichs haben.

Die Anknuipfungspunkte des Wohnsitzes und Sitzes der handelnden Gesellschafter bezie-
hungsweise des Wohnsitzes der Einzelkaufleute orientieren sich daran, dass die Einzel-
kaufleute beziehungsweise zumindest einer der Gesellschafter damit faktisch ihre Notarin
oder ihren Notar vor Ort aufsucht und dadurch ein raumlich-personliches Verhaltnis begrin-
det ist. Die Notarin oder der Notar wird den Einzelkaufleuten beziehungsweise dem Gesell-
schafter und der Gesellschaft dadurch in der Regel auch iber den konkreten Anlass der
Urkundstatigkeit hinaus als rechtliche Beraterin oder rechtlicher Berater auf dem Bereich
der vorsorgenden Rechtspflege im Sinne des 8§ 4 BNotO zur Verfiigung stehen. Gleiches
gilt, wenn sich der Satzungssitz der Gesellschaft im Amtsbereich der Notarin oder des No-
tars befindet.

Durch die vorgesehenen Anknlpfungspunkte wird im Idealfall eine Art ,Online-Offline-Bri-
cke* errichtet. Der Registervollzug kann dann gegebenenfalls auch durch kurze Wege zwi-
schen der Notarin oder dem Notar und den beteiligten 6ffentlichen Stellen wie beispiels-
weise dem Registergericht und dem Finanzamt beschleunigt werden. Dies entspricht aus-
drucklich den Erwégungsgrinden 1, 8 und 16 DigRL nach denen der rasche und zeiteffek-
tive Vollzug mafigebliches Ziel der umzusetzenden Regelungen ist.

Einzelkaufleute und Gesellschaften mit Sitz im Ausland sollen nach Artikel 28a bis 28c Ges-
RRL online Zweigniederlassungen errichten, Handelsregisteranmeldungen fir diese vor-
nehmen und diese aufheben kdnnen. Nach § 13d Absatz 1 HGB ist fir Anmeldungen, Ein-
reichungen und Eintragungen, die die inlandische Zweigniederlassung einer Gesellschaft
mit Sitz im Ausland betreffen, das Gericht zustandig, in dessen Bezirk sich die Zweignie-
derlassung befindet. Fir die entsprechenden Urkundstatigkeiten mittels Videokommunika-
tion soll daher spiegelbildlich zu den vorstehend fur inlAndische Gesellschaften ausgefihr-
ten Griinden nach § 10a Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 BNotO-E der Sitz der Zweigniederlas-
sung zustandigkeitsbegrindend wirken. Zuséatzlich kdnnen Urkundstétigkeiten mittels Vide-
okommunikation auch bei einer Notarin oder einem Notar am Ort der inlandischen Ge-
schaftsanschrift erfolgen, die vom Sitz der Zweigniederlassung abweichen kann. Seit dem
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Gesetz zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Bekdmpfung von Missbrauchen vom
23. Oktober 2008 (BGBI. | S. 2026) ist die inlandische Geschaftsanschrift obligatorisch zum
Handelsregister anzumelden (8§ 13 d Absatz 2, § 13e Absatz 2 Satz 3 HGB). Dadurch, dass
an diese Anschrift Zustellungen wirksam erfolgen kénnen (8§ 13e Absatz 3a Satz 1 HGB),
ist die Mdglichkeit des Missbrauchs eingeschrankt. Anderungen der inlandischen Ge-
schéftsanschrift sind ebenfalls verpflichtend anzumelden (8 31 Absatz 1 HGB), so dass die
Moglichkeiten des einfachen Wechsels beschrankt sind. Die Anmeldung kann durch die
Festsetzung von Zwangsgeld erzwungen werden. Bei der inlandischen Geschéaftsanschrift
wird es sich in der Regel um die Anschrift der Geschéaftsrdume, die inlandische Wohnan-
schrift eines Geschéftsfuhrers oder Gesellschafters oder die inlandische Anschrift eines als
Zustellungsbevollméachtigten eingesetzten Vertreters, mithin einer Person handeln, zu der
ein besonderes Vertrauensverhaltnis besteht. Uber diese Person wird der personliche Be-
zug zwischen der Gesellschaft mit Sitz im Ausland und der Notarin oder dem Notar herge-
stellt.

Das Interesse der Urkundsbeteiligten an einer freien Wahl einer Notarin oder eines Notars
wird durch die ortliche Beschrankung nur unwesentlich eingeschrankt. Es stehen fir die
Beteiligten in der Regel mindestens zwei Ankniipfungspunkte zur Verfligung, die dann zu-
meist auch einen Bezug zu den Amtsbhereichen unterschiedlicher Notarinnen und Notare
aufweisen. Darlber hinaus sind einem Amtsbereich in den meisten Fallen mehrere Nota-
rinnen und Notare zugewiesen. Die Anknipfungspunkte sind so gewahlt, dass die ortliche
Beschrankung der notariellen Tatigkeit bei Urkundstatigkeiten mittels Videokommunikation
derjenigen, die § 10a Absatz 2 BNotO fir Urkundstatigkeiten im Prasenzverfahren faktisch
mit sich bringt, moglichst nahekommt. Zudem erklart § 10a Absatz 3 Satz 2 BNotO-E die
Regelung des § 10a Absatz 1 Satz 2 BNotO fir sinngemafd anwendbar. Dies erméglicht
der Landesjustizverwaltung, den Bereich, der fiir die Urkundstatigkeit mittels Videokommu-
nikation maRgeblich ist, unter Beibehaltung der durch § 10a Absatz 3 Satz 1 BNotO-E be-
stimmten raumlichen Anknupfungspunkte kleiner oder grof3er als den Amtsbereich zu fas-
sen. Die Mdglichkeit, den Amtsbereich selbst nach § 10a Absatz 1 Satz 2 BNotO abwei-
chend vom Amtsgerichtsbezirk zu fassen, bleibt hiervon unberthrt. Im Ergebnis kénnen
daher die Moglichkeiten der Urkundstatigkeit mittels Videokommunikation flexibel an be-
sondere Ortliche Gegebenheiten entsprechend den Erfordernissen einer geordneten
Rechtspflege angepasst werden. Steht trotz der Vielzahl an Anknipfungspunkten in beson-
deren Fallen keine ausreichende Auswahl an Notarinnen und Notaren zur Verfiigung, kann
die angemessene Versorgung schlie3lich dadurch erméglicht werden, dass die Moglichkeit
der Urkundstatigkeit mittels Videokommunikation fiir den jeweiligen Einzelfall Gber den
Amtsbereich hinaus ausgeweitet wird. Insgesamt werden den Beteiligten somit Wahlmdog-
lichkeiten eingeraumt, die den bei der Prasenzbeurkundung bestehenden nahekommen, so
dass das Recht auf freie Notarwahl nur in geringem Mal3e beschrankt wird. Fir die Mog-
lichkeit der Anmeldungen zum Genossenschaftsregister mittels Videokommunikation ist
ausschlie3lich der Sitz der Genossenschaft nach § 10a Absatz 3 Satz 1 BNotO-E malfigeb-
lich. Ein Abstellen auf die Mitglieder der Genossenschaft, die sich in dieser regelmafig in
einer erheblichen Zahl zusammenschliel3en, wiirde vor dem Hintergrund der vorstehenden
Erwégungen eine zu weite Ausweitung zu Lasten einer flachendeckenden Versorgung der
Rechtsuchenden mit notariellen Leistungen im Sinne des § 4 BNotO darstellen.

Durch die Anknupfung der Regelung an den in 8 10a Absatz 1 BNotO definierten Amtsbe-
reich sind die in 8 10a Absatz 2 BNotO und 8§ 10a Absatz 4 BNotO-E geregelten Folgen
einer Urkundstatigkeit aul3erhalb des Amtsbereichs unmittelbar anwendbar. Demnach ist
nach 8§ 10a Absatz 2 BNotO eine Urkundstatigkeit mittels Videokommunikation, die nicht
als im Amtsbereich ausgetbt gilt, unter Vermeidung einer Amtspflichtverletzung zulassig,
wenn besondere berechtigte Interessen der Rechtsuchenden ein solches Tatigwerden ge-
bieten. Dies kommt beispielsweise wie auch in Fallen des Prasenzverfahrens bei Gefahr im
Verzug, unvorhergesehenen Anderung des Zustandigkeitsbereichs nach Fertigung eines
Entwurfs oder dem Vorliegen einer besonderen Vertrauensbeziehung zu der Notarin oder
dem Notar in Betracht. Die Regelung des § 10a Absatz 4 BNotO-E, der dem bisherigen
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§ 10a Absatz 3 BNotO entspricht, ist ebenfalls unmittelbar anwendbar. Sie dient der Ver-
hinderung von Missbrauchen und zur einfacheren Nachprifung von Amtspflichtverletzun-
gen durch die Aufsichtsbehorden. Dies ist zur Uberprifung der Einhaltung des Amtsbe-
reichs auch bei der Urkundstatigkeit mittels Videokommunikation erforderlich.

Nach Artikel 13c Absatz 1 GesRRL bleiben Zustandigkeitsregelungen ausdrticklich den
Mitgliedstaaten Uberlassen. Eine in der raumlichen Beschrénkung der notariellen Téatigkeit
mittels Videokommunikation unter Umsténden bestehende Einschrdnkung der notariellen
Berufsfreiheit ist durch das in 8 4 BNotO niedergelegte Bedurfnisprinzip und das flachen-
deckende Erfordernisse einer geordneten Rechtspflege gerechtfertigt. Nur eine 6rtliche Ein-
schrankung der Mdoglichkeit der Urkundstétigkeit mittels Videokommunikation verhindert
eine allzu starke Konzentration von diesen Verfahren bei einzelnen Notarinnen und Nota-
ren. Eine solche Konzentration wirde zu einer Verzerrung der flaichendeckenden Zuwei-
sung von Notariatsstellen fiihren und damit eine bundesweite angemessene Versorgung
der Rechtsuchenden mit notariellen Leistungen gefahrden.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Einfligung des neuen 8§ 10a Absatz 3 BNotO-
E durch den Buchstaben a.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 11 BNotO)
Zu Buchstabe a

8 11 BNotO bekraftigt die Ortsgebundenheit des Notaramts, indem die Urkundstatigkeit der
Notarinnen und Notare auf den Amtsbezirk beschrankt wird. Der Amtsbezirk entspricht nach
§ 11 Absatz 1 BNotO dem Oberlandesgerichtsbezirk, in dem der Amtssitz nach § 10 Ab-
satz 1 BNotO zugewiesen wurde. Die Ortsgebundenheit dient dem Interesse der Allgemein-
heit an einer flachendeckenden vorsorgenden Rechtspflege. Die Notarin oder der Notar
darf zur Urkundstétigkeit den Amtsbezirk nur dann Gberschreiten, wenn Gefahr im Verzug
vorliegt, beispielsweise, wenn aufgrund einer schweren Erkrankung des Beteiligten eine
unabwendbare Eilbedurftigkeit fir die vorzunehmende Amtshandlung besteht. Anderenfalls
muss die Aufsichtsbehorde die Urkundstatigkeit im Vorhinein genehmigt haben. Ein Bedurf-
nis, eine Urkundstatigkeit aul3erhalb des Amtsbezirks vorzunehmen, liegt nur sehr selten
vor, da sich dieses nicht aus dem Interesse der Beteiligten ergeben muss, sondern aus der
Sache selbst. Nimmt die Notarin oder der Notar ohne das Vorliegen der Voraussetzungen
eine Urkundstatigkeit aul3erhalb des Amtsbezirks vor, ist diese zwar nach § 10 Absatz 3
BNotO wirksam. Sie kann jedoch dienstaufsichtlich und disziplinarrechtlich geahndet wer-
den. Der Amtspflichtversto3 wird dabei regelmafig schwerer ins Gewicht fallen als eine
unzulassige Uberschreitung des Amtsbereichs nach § 10a Absatz 2 BNotO.

Mit § 11 Absatz 3 BNotO-E soll diese Beschrankung auf die notarielle Tatigkeit mittels Vi-
deokommunikation tibertragen werden. Die Ubertragung dient den bereits zu § 10a Ab-
satz 3 BNotO-E ausgefuhrten Zwecken. Durch Verweisung auf die in § 10a Absatz 3 Satz 1
BNotO-E vorgesehenen Ankniipfungspunkte sollen diese auch fir die Bestimmung der Ur-
kundstatigkeit mittels Videokommunikation im Amtsbezirk herangezogen werden. Nur wenn
nach diesen Anknipfungspunkten der Amtsbezirk der Notarin oder des Notars erdffnet ist,
gilt die Urkundstatigkeit mittels Videokommunikation als innerhalb des Amtsbezirks im
Sinne des § 11 Absatz 2 BNotO ausgetibt. Erfolgt sie hingegen aufRerhalb des Amtsbezirks,
muss wie im Prasenzverfahren Gefahr im Verzug vorliegen oder die Urkundstatigkeit mittels
Videokommunikation zuvor von der Aufsichtsbehtrde genehmigt worden sein. Aufgrund
der Mdglichkeit die Urkundstatigkeit mittels Videokommunikation auszuiiben, ist grundséatz-
lich davon auszugehen, dass ein Fall von Gefahr im Verzug nur in Ausnahmefallen vorlie-
gen wird. Durch die Mittel der Videokommunikation wird regelmafig auch in dringlichen
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Fallen eine Notarin oder ein Notar zur Verfigung stehen, zu deren Amtsbezirk § 11 Ab-
satz 3 BNotO-E in Verbindung mit 8 10a Absatz 3 Satz 1 BNotO-E eine Anknlpfung her-
stellen.

Das Interesse der Urkundsbeteiligten an einer freien Wahl einer Notarin oder eines Notars
wird hierdurch nicht nennenswert tber die durch § 11 Absatz 3 BNotO-E vorgesehene Re-
gelung hinaus beschrankt. Innerhalb eines Amtsbezirks stehen grundsatzlich bereits eine
Vielzahl unterschiedlicher Notarinnen und Notare zur Verfigung. Zugleich wird wie im Pré&-
senzverfahren die Ortsgebundenheit der notariellen Tatigkeit bekraftigt und hierdurch die
flachendeckende vorsorgende Rechtspflege geférdert.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folge&nderung zur Einfugung des neuen § 11 Absatz 3 BNotO-E
durch den Buchstaben a.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 78 BNotO)

Mit der Einfigung einer neuen Nummer 10 in 8 78 Absatz 1 Satz 2 BNotO-E soll der Bun-
desnotarkammer — die sich hierzu bereit erklart hat — der Betrieb eines Videokommunikati-
onssystems flr die Zwecke der Urkundstatigkeiten mittels Videokommunikation als neue
Pflichtaufgabe im Rahmen ihrer Selbstverwaltung zugewiesen werden.

Die Bundesnotarkammer ist als unter der Aufsicht des Bundesministeriums der Justiz und
fur Verbraucherschutz stehende Korperschaft des offentlichen Rechts als in besonderer
Weise geeignet anzusehen, Sicherheit, Manipulationsresistenz und Zuverlassigkeit des ge-
planten Videokommunikationssystems zu gewahrleisten. Es erscheint daher sachgerecht,
ihr den Aufbau und Betrieb des Videokommunikationssystems zu Uberantworten. Ange-
sichts der hohen Anforderungen an die uneingeschrankte Gewéhrleistung einer dauerhaf-
ten Verflgbarkeit des Videokommunikationssystems, das zudem im Bereich der Datensi-
cherheit und des Datenschutzes hdchsten Anspriichen geniigen muss, erschiene es in ei-
nem derart bedeutsamen Bereich wie dem von konstitutiven Vorgangen auf dem Gebiet
des Gesellschaftsrechts nicht angemessen, die Organisation des Videokommunikations-
systems einem privaten Dritten zu lberlassen. Vielmehr sollten konstitutive gesellschafts-
rechtliche Vorgénge, die unmittelbar die Funktionsfahigkeit des Handelsregisters beeinflus-
sen und damit der Gewahrleistung staatlicher Kernfunktionen dienen, zumindest in den
Handen einer Korperschaft des oOffentlichen Rechts liegen.

Die Bundesnotarkammer kann zudem bei der Entwicklung und dem Unterhalt notarnaher
Softwarelésungen einschldgige Expertise vorweisen. Mit dem Zentralen Vorsorge- und
Testamentsregisters, ihren Softwareldsungen im Zusammenhang mit dem elektronischen
Handelsregisterverkehr, dem besonderen elektronischen Notarpostfach und dem elektroni-
schen Urkundenarchiv stellt sie bereits vergleichbar komplexe Systeme in diesem sensib-
len Bereich bereit. Die Aufgabe fligt sich somit in die der Bundesnotarkammer bereits durch
die 88 78a ff. BNotO eingeraumten Kompetenzen im Bereich von EDV-L6sungen ein.

Zu Nummer 5 (Einfigung der 88 78p, 78q BNotO)

Zu 8§ 78p (Videokommunikationssystem fur Urkundstatigkeiten;
Verordnungserméachtigung)

Durch § 78 Absatz 1 Satz 2 Nummer 10 BNotO-E soll der Bundesnotarkammer die Aufgabe
zugewiesen werden, ein Videokommunikationssystem fir die Zwecke der Urkundstatigkei-
ten mittels Videokommunikation zu betreiben. § 78p BNotO-E enthélt insoweit nahere Re-
gelungen dazu, wie diese Aufgabe erflllt werden soll. Zudem enthalt er eine Verpflichtung
des Bundesministeriums der Justiz und fiir Verbraucherschutz, im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium des Innern, fir Bau und Heimat, durch eine Rechtsverordnung nahere
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Bestimmungen zum sicheren technischen Betrieb des Videokommunikationssystems zu
treffen.

Zu Absatz 1

Absatz 1 sieht vor, dass die Bundesnotarkammer das Videokommunikationssystem errich-
tet und betreibt, das den Notarinnen und Notaren die Durchfiihrung von Urkundstatigkeiten
mittels Videokommunikation in den daftir vorgesehenen Féllen ermdéglicht. Aus der Verwei-
sung auf die in der Entwurfsfassung des Beurkundungsgesetzes (BeurkG-E) vorgesehenen
Félle der Beurkundung und Beglaubigung mittels Videokommunikation folgt, dass das Vi-
deokommunikationssystem samtliche der dort genannten Anforderungen erfillen, also ins-
besondere die Identifizierung per elD und Lichtbildabgleich sowie die Anbringung einer
(Fern-)Signatur an das zu beurkundende Dokument beherrschen muss.

Zu Absatz 2

Absatz 2 beschreibt anhand besonders relevanter Beispiele naher, was neben den grund-
legenden Voraussetzungen fur die Errichtung des Videokommunikationssystems ebenfalls
zum Begriff des Betriebs des Videokommunikationssystems zu zahlen ist. Dieser umfasst
die maRgeblichen Verfahrenshandlungen, die im Rahmen der Urkundstatigkeit mittels Vi-
deokommunikation im Sinne des Absatzes 1 Uber das Videokommunikationssystem vollzo-
gen werden. Dies sind die technische Abwicklung der Videokommunikation zwischen der
Notarin oder dem Notar und den Beteiligten in den vorgesehenen Verfahren (Nummer 1),
Einzelheiten zur technischen Durchfiihrung der Identifizierung im Rahmen der Nutzung des
Videokommunikationssystems mittels des elektronischen ldentitdtsnachweises und des
Auslesens des im elektronischen Speicher- und Verarbeitungsmedium eines in- oder aus-
landischen Personalausweises oder Passes sowie eines elektronischen Aufenthaltstitels
gespeicherten Lichtbilds und des darin enthaltenen Vornamens, Familiennamens und Ge-
burtstages (Nummern 2 und 3) sowie der Erzeugung einer qualifizierten elektronischen
Fernsignatur im Sinne des Erwagungsgrundes 53 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 Uber elektronische Identifizie-
rung und Vertrauensdienste fur elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Auf-
hebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABI. L 257 vom 28.8.2014, S. 73) und dem Versehen
der elektronischen Urkunde mit dieser (Nummer 4). Da die Bundesnotarkammer ausweis-
rechtlich als Identifizierungsdiensteanbieter tatig wird, bleiben die Regelungen des Perso-
nalausweisgesetzes (PAuswG), insbesondere § 19a PAuswG, unberiihrt.

Zu Absatz 3

Die ndheren Bestimmungen uber den technischen Betrieb des Videokommunikationssys-
tems, insbesondere die Einzelheiten zur Videokommunikation und zum elektronischen
Identifizierungsverfahren, das sowohl die Ubermittlung eines Lichtbildes nach § 16¢ Satz 1
BeurkG-E als auch das Auslesen von Ausweisen, Passen und Aufenthaltstiteln nach § 16c
Satz 2 BeurkG-E umfasst (Nummer 1), sowie zur Datensicherheit (Nummer 2) und zur tech-
nischen Ausgestaltung der Signaturerstellung (Nummer 3) sollen einer durch das Bundes-
ministerium der Justiz und fur Verbraucherschutz im Einvernehmen mit dem Bundesminis-
terium des Innern, fir Bau und Heimat zu erlassenden Rechtsverordnung vorbehalten blei-
ben. In der Rechtsverordnung sind insbesondere die bei der Kommunikation einzuhalten-
den Sicherheitsstandards zu regeln. Die Regelung halt deklaratorisch fest, dass die Rechts-
verordnung, zu deren Erlass sie erméachtigt, nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf.
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Zu 8 78q (Gebuhrenerhebung fur das Videokommunikationssystem)
Zu Absatz 1

8§ 78q BNotO-E regelt die Finanzierung des Videokommunikationssystems fir Urkundsta-
tigkeiten nach § 78p BNotO-E. Der mit erheblichem finanziellen Aufwand verbundene Auf-
bau und Betrieb eines sicheren Videokommunikationssystems soll durch Gebuihren finan-
ziert werden.

Absatz 1 Satz 1 sieht vor, dass die Notarinnen und Notaren zur Zahlung der Gebiihren ver-
pflichtet sind. Da die Notarinnen und Notare fur die im BeurkG-E vorgesehenen Urkundsta-
tigkeiten, die mittels Videokommunikation vorgenommen werden sollen, nach den dortigen
Bestimmungen zwingend das von der Bundesnotarkammer vorgehaltene Videokommuni-
kationssystem nutzen missen, scheidet ein privatrechtliches Vergitungssystem aus.

Die Umlage der von der Notarin oder dem Notar fir die mittels Videokommunikation er-
brachten Urkundstétigkeiten gezahlten Gebiihren auf die Beteiligten richtet sich nach den
in diesem Gesetz enthaltenen Vorgaben des Gerichts- und Notarkostengesetzes in der Ent-
wurfsfassung (GNotKG-E). Die Méglichkeit der Geltendmachung der vorgesehenen Ausla-
gentatbestéande beschrankt sich dabei auf die Umlage von denjenigen Kosten, die mit einer
konkreten Urkundstatigkeit, die mittels Videokommunikation vorgenommen wird, in Verbin-
dung stehen und damit anlassbezogen sind.

Diejenigen Kosten, die nicht anlassbezogen sind, insbesondere die Kosten fiir die Einrich-
tung des Videokommunikationssystems und diejenigen, die nicht im Zusammenhang mit
einer konkreten Urkundstatigkeit mittels Videokommunikation stehen, verbleiben bei der
Notarin oder dem Notar. Es handelt sich um Allgemeinkosten des Amtsbetriebs und damit
um allgemeine Geschaftskosten im Sinne des Absatzes 1 Vorbemerkung 3.2 des Kosten-
verzeichnisses zum Gerichts- und Notarkostengesetz (GNotKG). Die Notarinnen und No-
tare sind fur die im BeurkG-E vorgesehenen mittels Videokommunikation zu erbringenden
Urkundstatigkeiten verpflichtet das Videokommunikationssystem einzurichten und bereitzu-
halten. Diese Verpflichtung besteht unabhangig von der tatsdchlichen Nutzung, auf die sich
die Umlagefahigkeit beschrénkt. Die Gebulhren sind insoweit auch fir das Vorhalten des
Betriebs und der Nutzungsmaéglichkeit zu entrichten.

Die Notarin oder der Notar rechnet die Beurkundungskosten ab. In diesem Rahmen kénnen
auch die umlagefahigen Auslagen abgerechnet werden. Zusatzlich wird der Verwaltungs-
aufwand und die Betriebskosten der Bundesnotarkammer im Rahmen des Betriebs des
Videokommunikationssystems reduziert.

Absatz 1 Satz 2 trifft eine Regelung zur Bemessung der Gebuhren. Die Gebihrenerhebung
dient der vollstdndigen Finanzierung der Einrichtung, des Vorhaltens und des dauerhaften
Betriebs des Videokommunikationssystems. Die Gebihren werden getrennt von anderen
von der Bundesnotarkammer bereitgestellten EDV-Systemen wie dem Elektronischen Ur-
kundenarchiv, dem Zentralen Vorsorgeregister und dem Zentralen Testamentsregister kal-
kuliert.

Wie auch bei den vorgenannten Systemen gilt der Grundsatz, dass die Gebihren den Ge-
samtaufwand abzudecken haben, der durch die Einrichtung, die Inbetriebnahme und den
dauerhaften Betrieb entsteht. Eine Gewinnerzielung durch die Bundesnotarkammer ist un-
zulassig.

Zu Absatz 2

Absatz 2 erméchtigt die Bundesnotarkammer, fir das Videokommunikationssystem eine
Gebiihrensatzung zu erlassen, die die Vorgaben des Absatz 1 bericksichtigen muss und
die der Genehmigung durch das Bundesministerium der Justiz und fir Verbraucherschutz
bedarf. In der Satzung kann insbesondere auch die Art der Gebuhrenerhebung geregelt
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werden. Nach Artikel 13d Absatz 1 GesRRL hat die Gebuhrenregelung transparent und dis-
kriminierungsfrei zu erfolgen.

Die Bundesnotarkammer hat die H6he der Gebiuhren regelmafiig auf inre Angemessenheit
zu Uberprifen, um sie gegebenenfalls anpassen zu kdnnen. Die Umsetzung dieser Ver-
pflichtung soll — wie auch die Genehmigung der Gebihrensatzung — Gegenstand der
Rechtsaufsicht durch das Bundesministerium der Justiz und fur Verbraucherschutz sein.

Zu Nummer 6 (Anderung von § 119 Absatz 1 BNotO)

Durch Artikel 1 Nummer 18 des Gesetzes zur Neuordnung der Aufbewahrung von Notari-
atsunterlagen und zur Einrichtung des Elektronischen Urkundenarchivs bei der Bundes-
notarkammer sowie zur Anderung weiterer Gesetze vom 1. Juni 2017 (BGBI. | S. 1396) —
UrkArchG — wird in die BNotO ein neuer 8§ 119 BNotO eingefiigt. In dessen Absatz 1 Satz 7
wird auf 8§ 56 Absatz 3 BeurkG Bezug genommen, der durch Artikel 4 Nummer 13 dieses
Gesetzes zu § 56 Absatz 4 BeurkG-E werden soll. Die Einfigung durch das UrkArchG tritt
nach Artikel 11 Absatz 1 UrkArchG am 1. Januar 2022 in Kraft.

Durch Artikel 2 Nummer 10 Buchstabe a des beabsichtigten Gesetzes zur Modernisierung
des notariellen Berufsrechts und zur Anderung weiterer Vorschriften (Bundesratsdrucksa-
che 20/21) soll in 8 119 Absatz 1 BNotO in der Fassung des UrkArchG noch ein neuer
Satz 2 eingefligt werden. Infolgedessen wird der nach dem UrkArchG vorgesehene Satz 7
des § 119 Absatz 1 BNotO dann zum Satz 8. Diese Anderung soll nach Artikel 22 Satz 2
des bezeichneten beabsichtigten Gesetzes ebenfalls am 1. Januar 2022 und somit vor dem
nach Artikel 30 dieses Gesetzentwurfs geplanten Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolgen.

Im Ergebnis ist daher in § 119 Absatz 1 Satz 8 BNotO in der Fassung des beabsichtigten
Gesetzes zur Modernisierung des notariellen Berufsrechts und zur Anderung weiterer Vor-
schriften die Bezugnahme auf § 56 Absatz 3 BeurkG in eine solche auf § 56 Absatz 4 Be-
urkG-E zu &ndern, was mit Nummer 6 vorgesehen wird.

Zu Artikel 4 (Anderung des Beurkundungsgesetzes)

Durch Artikel 4 werden die Vorschriften des Beurkundungsgesetzes erganzt. Im Mittelpunkt
der Neuregelung steht die Zulassung und verfahrensrechtliche Ausgestaltung der Beurkun-
dung von Willenserklarungen ohne kérperliche Anwesenheit der Beteiligten mittels Video-
kommunikation tber das in 8 78p BNotO-E vorgesehene, von der Bundesnotarkammer be-
triebene Videokommunikationssystem. Darlber hinaus wird auch das Verfahren der Be-
glaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur eingefiihrt, die ebenfalls zuklnftig
mittels Videokommunikation erfolgen kann. SchlieRlich ergeben sich eine Reihe von Folge-
anderungen, die den Umgang mit den elektronischen Urkunden regeln. Inshesondere zur
naheren Ausgestaltung der Verwahrung elektronischer Urkunden sind auch Anderungen
des Beurkundungsgesetzes in der Fassung des ab dem 1. Januar 2022 geltenden Ur-
kArchG und des beabsichtigten Gesetzes zur Modernisierung des notariellen Berufsrechts
und zur Anderung weiterer Vorschriften (Bundesratsrucksache 20/21) (BeurkG n. F.) not-
wendig.

Die Einfihrung von Beurkundungen mittels Videokommunikation dient der Umsetzung der
DigRL. Ziel der Regelungen ist es, die bewahrten Standards des traditionellen Prasenzver-
fahrens behutsam auf die neu eingefiihrten Online-Verfahren zu tbertragen. Damit soll im
Rahmen dieser neuen Formen des Beurkundungsverfahren gewahrleistet werden, dass
Notarinnen und Notare als ,Wachter der Privatautonomie” auch in Zukunft ihre besondere
Betreuungs-, Beratungs- und Gewahrungsfunktion im Geflige der vorsorgenden Rechts-
pflege erfullen kdnnen. Dies steht im Einklang mit den Anforderungen der GesRRL. Nach
Artikel 13c Absatz 2 GesRRL bleiben die Verfahren und Anforderungen des nationalen
Rechts, einschliellich jener betreffend die rechtlichen Verfahren zur Erstellung des Errich-
tungsakts von der Richtlinie unberihrt, sofern die Online-Grindung einer Gesellschaft und



Drucksache 144/21 -126 -

die Online-Eintragung einer Zweigniederlassung sowie die Online-Einreichung von Urkun-
den und Informationen maéglich sind. Zudem lasst die DigRL ,die nationalen Rechtsvor-
schriften unberunhrt, in deren Rahmen gemal den Rechtsordnungen und -traditionen der
Mitgliedstaaten Behorden oder Personen oder Stellen benannt werden, die nach nationa-
lem Recht mit der Bearbeitung von Aspekten der Online-Griindung von Gesellschaften, der
Online-Eintragung von Zweigniederlassungen und der Online-Einreichung von Urkunden
und Informationen betraut sind” (Artikel 13c Absatz 1 GesRRL). Erwagungsgrund 19 DigRL
hebt insoweit ausdriicklich hervor, dass den Mitgliedstaaten Flexibilitat bei der Art und
Weise gelassen wird, wie sie ein vollstandig online funktionierendes System zur Griindung
von Gesellschaften, zur Eintragung von Zweigniederlassungen und zur Einreichung von
Urkunden und Informationen gewahrleisten. Dies gilt ausdricklich auch ,in Bezug auf die
Rolle von Notaren [...] in allen Phasen eines solchen Online-Verfahrens®, was Artikel 139
Absatz 4 Buchstabe ¢ GesRRL fiur die Online-Griindung von Gesellschaften noch einmal
besonders hervorhebt.

Die Neuregelungen sehen eine Beschrankung auf bestimmte Sachmaterien vor. Sie sind
auf die Griindung von Gesellschaften mit beschrankter Haftung und bestimmte Anmeldun-
gen zum Handelsregister und Genossenschaftsregister beschrankt. Fir andere Beurkun-
dungsgegenstande kénnen sie daher nicht zur Anwendung kommen. Auch in Zukunft soll
das bewahrte Prasenzverfahren der Normalfall des notariellen Beurkundungsverfahrens
bleiben. Insofern muss berticksichtigt werden, dass die verschiedenen materiell-rechtlichen
Formgebote in der Schwerpunktsetzung ihrer jeweils pragenden Formzwecke teils erheb-
lich voneinander abweichen. So stellen einige Formgebote die Erforschung des Willens der
Beteiligten und die Ermittlung des Sachverhalts durch die Notarin oder den Notar sowie die
Schutz- und Belehrungsfunktion der Beurkundung in besonderem Mal3e in den Mittelpunkt,
wahrend andere Formvorschriften starker von der Beweisfunktion oder der Filter- und Kon-
trollfunktion im Verhaltnis zu staatlichen Registern gepragt sind. Online-Verfahren bieten
einen besonderen Mehrwert in beurkundungsbedurftigen Angelegenheiten, bei denen typi-
scherweise eine legitime Eilbedurftigkeit gegeben ist, ohne dass zugleich der Aspekt der
Ermittlung in der Vergangenheit liegender Sachverhalte von hervorgehobener Bedeutung
ware. Damit ist diese Form des Beurkundungsverfahrens gerade fir die Griindung von Ge-
sellschaften in besonderer Weise geeignet. Hier sind — anders als etwa im Familien-, Erb-
oder Immobilienrecht — die Formzwecke der Entschleunigung sowie des Schutzes und der
Warnung der unerfahrenen Vertragspartei regelméaRig von geringerer Bedeutung. Auch der
Anwendungsbereich des 8§ 17 Absatz 2a Satz 2 Nummer 2 BeurkG, der bewusst eine mit
dem Charakter von Online-Verfahren unvereinbare Entschleunigung des Verfahrens zur
Gewahrleistung einer wohl Uberlegten Entscheidung des besonders schutzwiirdigen Ver-
brauchers vorsieht, ist bei der Griindung von Gesellschaften nicht eréffnet.

Zwar gelten die Vorschriften des BeurkG gemaf 8§ 10 Absatz 3 Konsulargesetz und § 1
Abs. 2 BeurkG grundsétzlich auch fiir Beurkundungen durch Konsularbeamte an den deut-
schen Auslandsvertretungen. Jedoch koénnen dort weder elektronische Niederschriften
nach den 8§ 16a bis 16e BeurkG-E noch einfache elektronische Zeugnisse nach § 39a Be-
urkG-E errichtet werden. Fir die Beurkundung von Willenserklarungen bleibt die Moglich-
keit einer Beurkundung im Prasenzverfahren. Signaturbeglaubigungen kénnen dagegen an
den deutschen Auslandsvertretungen nicht vorgenommen werden, da sie stets elektronisch
zu erfolgen haben.

Der Entwurf geht tiber den durch das Land Nordrhein-Westfalen in den Bundesrat einge-
brachten Gesetzesantrag (Bundesratsdrucksache 611/19) hinaus, der lediglich eine Tei-
lumsetzung der DigRL vorsieht und wesentliche Aspekte wie die Verwahrung der elektroni-
schen Urkunden nicht bertcksichtigt.

Zu Nummer 1 (Anderung von § 1 BeurkG)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Anderung der Abschnittsbezeichnungen des
BeurkG.



-127 - Drucksache 144/21

Zu Nummer 2 (Anderung von § 12 BeurkG)

§ 172 Absatz 1 BGB schutzt das Vertrauen des Geschéaftsgegners auf die Vertretungs-
macht, wenn die oder der Bevollmachtigte eine ihm ausgehandigte Vollmachtsurkunde vor-
legt. Dem liegt die Wertung zugrunde, dass von der vorgelegten Vollmachtsurkunde ein
Rechtsschein ausgeht, der dieses Vertrauen rechtfertigt.

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (Urteil vom 15.10.1987 - Il ZR 235/86;
Urteil vom 28.3.2006 — XI ZR 239/04) besteht fir den Geschaftsgegner ein entsprechender
Vertrauensschutz, wenn die Notarin oder der Notar auf der Grundlage einer ihr oder ihm
vorgelegten Vollmachtsurkunde die Erklarung einer oder eines Bevollmachtigten beurkun-
det. Der fur diese Rechtsscheinhaftung maRgebende Anknipfungspunkt ist nach der
Rechtsprechung die beurkundete Feststellung der Notarin oder des Notars, dass ihr oder
ihm die Vollmacht bei der Beurkundung vorgelegen habe. Darin liege die Beurkundung
,sonstiger Tatsachen und Vorgange“ im Sinne des § 36 BeurkG, die letztlich auf der Voll-
machtserteilung beruhe und auf deren Richtigkeit derjenige, gegentber dem die beurkun-
dete Willenserklarung abgegeben wird, vertrauen dirfe. Allerdings soll der Vertrauens-
schutz erst dann bestehen, wenn dem Geschaftsgegner eine Ausfertigung der notariellen
Niederschrift zusammen mit einer Abschrift der Vollmacht zugehe.

Diese Rechtsprechung greift § 12 Absatz 2 BeurkG-E auf und erweitert sie zum Schutz des
Erklarungsgegners. Danach soll kiinftig die Vorlage der Vollmachtsurkunde gegeniber der
Notarin oder dem Notar auch als Vorlage gegentiber derjenigen Person, gegeniber der die
beurkundete Willenserklarung abgegeben wird. § 12 Absatz 2 BeurkG-E ergénzt somit den
Vertrauenstatbestand des § 172 BGB speziell im Hinblick auf die Besonderheiten des Be-
urkundungsverfahrens. Die notariellen Prifungspflichten in Bezug auf die vorgelegten Voll-
machtsurkunden rechtfertigen es, dass die Vorlage der Vollimacht gegenliber der Notarin
oder dem Notar der Vorlage gegentber dem Erklarungsgegner gleichgestellt werden kann.
Denn der Notarin oder dem Notar obliegt nach § 17 Absatz 1 Satz 1 BeurkG die Priifung,
ob die Vertretungsmacht in hinreichendem Mal3e nachgewiesen ist. Dabei prift die Notarin
oder der Notar anhand der vorgelegten Vollmachtsurkunde auch Form und Umfang der
erteilten Vollmacht. Dies geschieht auch mit Blick auf den Erklarungsgegner, der sich auf-
grund der Prifung auch darauf verlassen konnen soll, dass derjenige, der als Bevollmach-
tigter die Erklarung abgegeben hat, Uber die dafur notwendige Vollmacht verfiigt. Diese
notariellen Prifungspflichten setzt § 12 Absatz 2 BeurkG-E voraus, ohne sie zu erweitern.

Dies bildet die Grundlage fir den neuen § 12 Absatz 2 BeurkG-E, mit dem die Rechtspre-
chung des Reichsgerichts und des Bundesgerichtshofes zur Anwendbarkeit der 88 171,
172 BGB bei Vorlage von Vollmachtsurkunden im Beurkundungsverfahren nicht lediglich
kodifiziert, sondern fortentwickelt wird. Nach der Rechtsprechung wurde im Rahmen des
§ 172 BGB bisher die Vorlage einer Vollmachtsurkunde gegeniber der Notarin oder dem
Notar der Vorlage der Urkunde gegeniber dem Erklarungsgegner nach § 172 BGB nur
gleichgestellt, wenn diese Vorlage gegeniiber der Notarin oder dem Notar in der Nieder-
schrift festgestellt wurde und dem Erklarungsgegner eine Ausfertigung der notariellen Nie-
derschrift zusammen mit der Abschrift der Vollmacht zugegangen ist. Da der entscheidende
Ankniupfungspunkt fir die Rechtscheinhaftung des Vollmachtgebers die Aushé&ndigung der
Vollmachtsurkunde und deren Vorlage gegeniiber der Notarin oder dem Notar ist, sollte
ausschlie3lich hieran angeknipft werden, insbesondere auch mit Blick auf die Beurkundung
von Willenserklarungen mittels Videokommunikation. Hier soll § 12 Absatz 2 BeurkG-E
Uber § 16b Absatz 1 Satz 2 BeurkG-E entsprechend anzuwenden sein. Geschaftsgegner
Bei einer Beurkundung, die im Onlineverfahren stattfindet, muss der Geschéaftsgegner auf
eine der Notarin oder dem Notar vorgelegte Vollmacht vertrauen kdnnen, auch ohne dass
es darauf ankédme, dass ihm selbst die unmittelbare sinnliche Wahrnehmung der Voll-
machtsurkunde mdglich ist.
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Fur den Begriff der Vorlage bleibt es bei den in der Rechtsprechung zu 8 172 BGB und § 12
BeurkG entwickelten Grundséatzen. Auch fur die Vorlage einer Vollmachtsurkunde gegen-
Uber der Notarin oder dem Notar genligt es daher, wenn sie oder er ,ohne weiteres in der
Lage [ist], sich unmittelbar Kenntnis von der Urkunde zu verschaffen. Er braucht jedoch
nicht tatsachlich Einsicht in sie zu nehmen® (BGH, Urteil vom 20.12.1979 - VII ZR 77/78;
fortgefuihrt durch Urteil vom 15.10.1987 - Il ZR 235/86 sowie Urteil vom 25.4.2006 - XI ZR
219/04). Insofern ist eine Vollmachtsurkunde auch dann vorgelegt, wenn diese bei der No-
tarin oder dem Notar — etwa fur wiederkehrende Beurkundungsverfahren — hinterlegt ist und
die oder der Bevollmachtigte bei der Beurkundung seiner Willenserklarung hierauf Bezug
nimmt.

Zu Nummer 3 (Einfiigen der 88 16a bis 16e BeurkG)

Mit den durch Nummer 3 eingefligten 88 16a bis 16e BeurkG-E wird die Mdglichkeit der
Beurkundung von Willenserklarungen auch ohne koérperliche Anwesenheit der Beteiligten
mittels Videokommunikation zugelassen und verfahrensrechtlich ausgestaltet. Damit wird
erstmals eine Form der notariellen Beurkundung in einem Online-Verfahren eingefihrt.

§ 16a BeurkG-E bestimmt, wann eine Beurkundung mittels Videokommunikation zulassig
ist. 8 16b BeurkG-E regelt die Besonderheiten fur die Errichtung der neuen elektronischen
Niederschrift. Die Regelungen der 88 16¢ und 16d BeurkG-E betreffen Fragen der Identifi-
zierung der Beteiligten und des Umgangs mit Nachweisen fir die Vertretungsberechtigung.
§ 16e BeurkG-E erdffnet die Moglichkeit einer gemischten Beurkundung und regelt deren
Besonderheiten.

Zu Unterabschnitt 3 (Beurkundung mittels Videokommunikation; Elektronische
Niederschrift)

Zu § 16a (Zulassigkeit)

§ 16a BeurkG-E bestimmt, wann der Anwendungsbereich der Beurkundung mittels Video-
kommunikation eréffnet ist (Absatz 1) und unter welchen Voraussetzungen der Notar in die-
sem Fall dennoch die Beurkundung mittels Videokommunikation ablehnen soll (Absatz 2).

Zu Absatz 1

Absatz 1 bestimmt, dass eine Beurkundung mittels Videokommunikation erfolgen kann, so-
weit dies nach 8 2 Absatz 3 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschréankter
Haftung (GmbHG) zugelassen ist. Damit sieht die Neuregelung verfahrensrechtlich eine
Beschrankung auf die Griindung von Gesellschaften mit beschrankter Haftung vor. Diese
Beschrankung beruht auf der Erwagung, dass das Online-Verfahren fir die Griindung von
Gesellschaften mit beschrankter Haftung besonders geeignet ist. Fur eine Vielzahl anderer
Beurkundungsgegenstande, bei denen — wie etwa im Familien-, Erb- oder Immobilienrecht
— andere Formzwecke im Vordergrund stehen, ist das Online-Verfahren jedoch weniger
geeignet. Fir diese Beurkundungsgegenstéande bleibt das bewéahrte Prasenzverfahren da-
her die einzig zulassige Variante des Beurkundungsverfahrens. Soweit die Notwendigkeit
der notariellen Beurkundung einer Willenserklarung aus einer anderen Bestimmung als § 2
Absatz 3 GmbHG folgt, ist eine Beurkundung mittels Videokommunikation daher nicht zu-
lassig, auch wenn ein Bezug zu der Grindung einer Gesellschaft mit beschréankter Haftung
nach 8 2 Absatz 3 GmbHG gegeben ist.

Soweit der Anwendungsbereich der Beurkundung mittels Videokommunikation danach
eroffnet ist, steht den Beteiligten das Online-Verfahren nach den 88 16a ff. BeurkG-E neben
dem traditionelle Préasenzverfahren nach den 88 8 ff. BeurkG zur Verfiigung. Damit wird
den Beteiligten die Wahlmdoglichkeit erdffnet, sich fir den Verfahrenstyp zu entscheiden,
der ihren Bedurfnissen entspricht. Die Notarin oder der Notar ist dagegen nicht frei in der
Entscheidung, ob sie oder er neben dem Prasenzverfahren auch Beurkundungen mittels
Videokommunikation anbietet. § 16a Absatz 1 BeurkG erdffnet ihr oder ihm insofern kein
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Ermessen. Sie oder er hat daher beide Verfahren anzubieten. Dies folgt bereits aus der
Urkundsgewahrungspflicht der Notarin oder des Notars gemaf § 15 Absatz 1 Satz 1 BNotO
und dem damit korrespondierenden Anspruch der Beteiligten auf Vornahme der
Urkundstatigkeit. Nur wenn die Notarin oder der Notar im Einzelfall nicht in der Lage ist, im
Rahmen des Online-Verfahrens die Erflllung ihrer oder seiner Amtspflichten zu
gewahrleisten, ist sie oder er nach § 16a Absatz 2 BeurkG zu einer Ablehnung der
Beurkundung mittels Videokommunikation berechtigt und verpflichtet.

Nach Absatz 1 wird das Online-Verfahren Uber ein Videokommunikationssystem durchge-
fuhrt. Auf diese Weise lassen sich die Formzwecke der Beurkundungspflicht auch in einem
digitalen Beurkundungsverfahren ohne kdrperliche Anwesenheit der Beteiligten weitgehend
funktionsaquivalent abbilden. Insbesondere ist die Unterstitzung durch ein Videokommu-
nikationsverfahren zur Gewabhrleistung einer verlasslichen Identifikation der Beteiligten
(8 10 BeurkG, § 16¢ BeurkG-E) zwingend notwendig. Auch ware der Notarin oder dem
Notar ohne eine Echtzeit-Videokommunikation eine verlassliche Feststellung der Ge-
schaftsfahigkeit und der freien Willensbildung der Beteiligten (8 11 BeurkG) nicht méglich.
Aber auch zur Durchflihrung der Verlesung der Niederschrift (§ 13 BeurkG) und der damit
untrennbar verbundenen personlichen Beratung und Belehrung der Beteiligten durch die
Notarin oder den Notar sind andere Formen der Fernkommunikation nicht gleichermal3en
geeignet. Entsprechendes gilt fir die sorgfaltige Erforschung des Willens der Beteiligten
und die umfassende Ermittlung des der Beurkundung zugrundeliegenden Sachverhaltes
(8 17 Absatz 1 BeurkG), die notwendige Voraussetzung einer interessengerechten Umset-
zung des Willens der Beteiligten in der notariellen Urkunde sind.

Aufgrund der Verweisung auf § 78p BNotO-E erfolgt die Beurkundung mittels Videokom-
munikation ausschlieR3lich Uber das Videokommunikationssystem der Bundesnotarkammer.
Eine Beurkundung im Online-Verfahren Uber andere Videokommunikationssysteme ist be-
urkundungsrechtlich nicht zulassig.

Notarinnen und Notare nehmen im Beurkundungsverfahren wie im gesamten Spektrum ih-
rer beruflichen Téatigkeit Staatsaufgaben im Bereich der vorsorgenden Rechtspflege wahr,
also Zustandigkeiten, die nach der geltenden Rechtsordnung hoheitlich ausgestaltet sein
mussen (BVerfG NJW 1987, 887; 2012, 2639, 2641; ahnlich bereits BVerfG NJW 1964,
1516, 1517). Vor dem Hintergrund des hoheitlichen Charakters des Beurkundungsverfah-
rens kommt es beurkundungsverfahrensrechtlich nicht in Betracht, zur Erfillung der notari-
ellen Amtspflichten im Rahmen der Beurkundungsverhandlung auf ein Videokommunikati-
onssystem zuriickzugreifen, das von einem privaten Dritten zur Verfiigung gestellt wird. Als
Kdrperschaft 6ffentlichen Rechts steht die Bundesnotarkammer unter der Aufsicht des Bun-
desministeriums der Justiz und fiir Verbraucherschutz und erflillt inre Aufgaben im Wege
der mittelbaren Staatsverwaltung. Indem fir das Online-Verfahren ausschliel3lich das von
ihr betriebene System zugelassen wird, bleibt der hoheitliche Charakter der Beurkundungs-
verhandlung auch im Online-Verfahren uneingeschrankt erhalten.

Durch die Beschrankung auf das von der Bundesnotarkammer betriebene System wird zu-
gleich sichergestellt, dass aufRerhalb der Staatsverwaltung stehende private Dritte keinerlei
Zugriff auf die sensiblen Inhalte eines Beurkundungsverfahrens erhalten. Birgerinnen und
Burger sowie Notarinnen und Notare mussen insbesondere auch im Interesse eines funk-
tionierenden Rechtsverkehrs uneingeschrankt auf die Sicherheit, Manipulationsresistenz
und Zuverlassigkeit des im Rahmen der Beurkundungsverhandlung zur Anwendung kom-
mende Videokommunikationssystems vertrauen kénnen. Dieses Vertrauen kdnnen sie in
besonderem Mal3e der Bundesnotarkammer entgegenbringen, die mit dem Notarnetz be-
reits Uber eine Zugangsinfrastrukturverfigt, die einen besonders sicheren und ausschlie3-
lich den Notarinnen und Notaren vorbehaltenen Zugang zu dem Videokommunikationssys-
tem ermoglichen wird. Im Ubrigen wird auf die Begriindung zu § 78 Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 10 BNotO-E verwiesen.



Drucksache 144/21 -130 -

Zu Absatz 2

Nach Artikel 13g Absatz 1 Unterabsatz 1 GesRRL haben die Mitgliedstaaten im Grundsatz
zu gewabhrleisten, dass die Online-Grindung von Gesellschaften vollstéandig online durch-
gefuhrt werden kann, ohne dass die Antragsteller personlich vor Behdrden, Personen oder
Stellen, die nach nationalem Recht mit der Bearbeitung von Aspekten der Online-Griindung
von Gesellschaften betraut sind, erscheinen missen. Die Umsetzung dieses prinzipiell rei-
nen Online-Verfahrens im nationalen Recht soll allerdings ausdrtcklich im Einklang mit den
Bestimmungen des Artikels 13b Absatz 4 und des Artikels 13g Absatz 8 GesRRL erfolgen.
Nach diesen Bestimmungen kdénnen die Mitgliedstaaten zu bestimmten Zwecken MalRnah-
men ergreifen, die im Einzelfall die physische Anwesenheit erfordern. Nach Artikel 13b Ab-
satz 4 GesRRL darf dies zum Zwecke der Uberpriifung der Identitat von Antragstellern er-
folgen und nach Artikel 13g Absatz 8 GesRRL zum Zwecke der Einhaltung der Vorschriften
Uber die Rechts- und Geschaftsfahigkeit und die Befugnis des Antragstellers, eine Gesell-
schaft zu vertreten.

Absatz 2 Satz 1 bestimmt demgemalf3, dass die Notarin oder der Notar die Beurkundung
mittels Videokommunikation im Einzelfall ablehnen soll, wenn sie oder er die Erflillung ihrer
oder seiner Amtspflichten auf diese Weise nicht gewahrleisten kann. Als Anwendungsféalle
werden Zweifel an der Identitat der Person oder der Rechtsfahigkeit oder Geschaftsfahig-
keit eines Beteiligten benannt, ohne dass diese Aufzahlung abschliel3end ware.

Der auRerdem in Artikel 13g Absatz 8 GesRRL genannte Vorbehalt, wonach die korperliche
Prasenz der Beteiligten auch zur Prifung der Vertretungsbefugnis des Antragstellers fur
eine Gesellschaft verlangt werden kann, wurde nicht ausdriicklich in Absatz 2 Satz 1 auf-
genommen. Die Notarin oder der Notar nimmt diese Prifung im Regelfall durch Einsicht in
ein Register oder auf der Grundlage vorgelegter Vertretungsnachweise vor, so dass die
korperliche Prasenz der Beteiligten typischerweise nicht geeignet ist, diese Prifung zu for-
dern.

Unabhéangig von den in Absatz 2 Satz 1 aufgezahlten Anwendungsféllen bleibt die Notarin
oder der Notar als Herrin oder Herr des Verfahrens aber generell verpflichtet, die Erfillung
ihrer oder seiner Amtspflichten so zu gewahrleisten, wie sie oder er sie nach den allgemei-
nen Bestimmungen Uber das Beurkundungsverfahren auch im Rahmen einer Prasenzver-
handlung sicherzustellen hatte. Es wéare nicht hinnehmbar, wenn die Beurkundung im On-
line-Verfahren im Einzelfall aufgrund der digitalen Kommunikationsform qualitativ hinter
dem Prasenzverfahren zurtickbliebe und so mit dem Online-Verfahren eine Beurkundung
,zweiter Klasse“ eingefuhrt wirde. Daher bleibt der die Notarin oder der Notar auch Uber
die aufgezahlten Félle hinaus verpflichtet, die Verhandlung im Online-Verfahren abzu-
lehnen, falls sie oder er seine allgemeinen Pflichten in dieser Verfahrensform im Einzelfall
nicht erfullen kann, etwa wenn die Notarin oder der Notar wegen technischer Komplikatio-
nen ihre oder seine Prifungs- und Belehrungspflichten nach § 17 BeurkG nicht in der ge-
botenen Weise wahrnehmen kann. Dies ist von der GesRRL gedeckt. Denn nach Arti-
kel 13c Absatz 2 GesRRL bleiben die Verfahren und Anforderungen des nationalen Rechts,
einschlie3lich jener betreffend die rechtlichen Verfahren zur Erstellung des Errichtungsakts,
von der Richtlinie unberihrt, sofern die Online-Griindung einer Gesellschaft mdglich ist.
Dementsprechend stellt Absatz 2 Satz 1 klar, dass die allgemeinen Anforderungen an die
Beurkundung auch im Rahmen des Online-Verfahrens zu erfllen sind.

Indem die Notarin oder der Notar die Beurkundung mittels Videokommunikation im Einzel-
fall ablehnt, verweist sie oder er die Beteiligten auf das Prasenzverfahren um sich auf diese
Weise von Angesicht zu Angesicht von der Identitat, der Geschéftsfahigkeit oder der
Rechtsfahigkeit eines Beteiligten zu Uberzeugen. Eine Beurkundung kann dann im Rahmen
einer Prasenzverhandlung erfolgen, vorausgesetzt die Erfullung ihrer oder seiner Amts-
pflichten ist der Notarin oder dem Notar in diesem Verfahren moglich (8 4 BeurkG, § 14 Ab-
satz 2 BNotO).
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Statt die Beurkundung mittels Videokommunikation abzulehnen und die Beteiligten damit
auf das Prasenzverfahren zu verweisen, kann die Notarin oder der Notar auch nach
8§ 10 Absatz 3 Satz 2, § 11 Absatz 1 Satz 2 BeurkG in Verbindung mit 8 16b Absatz 1
Satz 2 BeurkG-E vorgehen, das heif3t die Beurkundung fortsetzen und bestehende Zweifel
betreffend die Person eines Beteiligten oder die Geschaftsfahigkeit eines Beteiligten in der
Niederschrift dokumentieren. Dieser Weg kann ausnahmsweise dann in Betracht kommen,
wenn die Notarin oder der Notar zu der Uberzeugung gelangt, dass sich bestehende Zweifel
auch im Rahmen des Prasenzverfahrens nicht werden ausrdumen lassen, die Aufnahme
der Niederschrift aber gleichwohl verlangt wird.

Zu § 16b (Aufnahme einer elektronischen Niederschrift)

§ 16b BeurkG-E bestimmt, dass im Online-Verfahren eine elektronische Niederschrift auf-
zunehmen ist und regelt die Besonderheiten ihrer Errichtung. Dazu modifiziert die Vorschrift
die grundsétzlich anwendbaren allgemeinen Bestimmungen, insbesondere die 88§ 8 bis
16 BeurkG, vor dem Hintergrund der Besonderheiten der Beurkundung mittels Videokom-
munikation.

Zu Absatz 1

Absatz 1 bestimmt in Satz 1, dass im Rahmen der Beurkundung tber die mittels Videokom-
munikation durchgefuhrte Verhandlung anstelle einer Niederschrift in Papierform wie im
traditionellen Prasenzverfahren eine elektronische Niederschrift Gber die Verhandlung auf-
genommen wird.

Nach Satz 2 sind die fur die Niederschrift im Prasenzverfahren geltenden Vorschriften, ins-
besondere die 8§ 8 ff. BeurkG, entsprechend anwendbar, soweit in § 16b Absatz 2 bis 5
sowie den 88 16c¢ bis 16e BeurkG-E nichts anderes bestimmt ist. Folglich treffen die Notarin
oder den Notar im Online-Verfahren nach den 88 16a bis 16e BeurkG-E dieselben Pflichten
wie im Prasenzverfahren, insbesondere die Pflicht zur Verfahrensleitung einschlief3lich des
Vorlesens der elektronischen Niederschrift, zur Identifizierung der Beteiligten und zur Fest-
stellung der Geschéftsfahigkeit. Schon aufgrund der systematischen Stellung der 8§88 16a
bis 16e BeurkG-E im Abschnitt 2 gelten auch im Online-Verfahren die sonstigen Vorschrif-
ten Uber die Niederschrift, einschlie3lich der Vorschriften tGber Prifungs- und Belehrungs-
pflichten und Uber die Beteiligung behinderter Personen. Nur soweit es die beurkundungs-
rechtlich neue Kommunikationsform erfordert, ordnen die 88 16b bis 16e BeurkG-E Modifi-
kationen an.

Zu Absatz 2

Absatz 2 stellt klar, dass die elektronische Niederschrift als originér elektronisches Doku-
ment errichtet wird und nicht etwa EDV-gestitzt als Papierdokument. Dies ermdglicht es,
die im Prasenzverfahren vorgesehene Unterzeichnung des Papierdokuments durch das
Signieren des elektronischen Dokuments mittels qualifizierter elektronischer Signaturen zu
ersetzen.

Zu Absatz 3

Im traditionellen Prasenzverfahren kommt als Ort der Verhandlung im Sinne von § 9 Ab-
satz 2 BeurkG ausschlief3lich der Ort in Betracht, an dem alle Beteiligten und die Notarin
oder der Notar kdrperlich zusammenkommen. Im Rahmen des vorgesehenen Online-Ver-
fahrens kommen die Beteiligten allerdings korperlich nicht am selben Ort zusammen, son-
dern befinden sich an verschiedenen Orten und sind lediglich tber das Videokommunikati-
onssystem miteinander verbunden. Insofern bedarf es einer Klarstellung, welcher Ort zur
Bestimmung des Ortes der Verhandlung maf3geblich ist. Nach Absatz 3 Satz 1 gilt im Rah-
men des Online-Verfahrens nach den 88 16a bis 16e BeurkG-E der Ort, an dem die elekt-
ronische Niederschrift durch die Notarin oder den Notar aufgenommen wird, als Ort der
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Verhandlung im Sinne von § 9 Absatz 2 BeurkG. Nicht maRgeblich ist dagegen der Ort, an
dem die Beteiligten oder die Mehrheit der Beteiligten sich aufhalten.

Satz 2 bestimmt, dass in der elektronischen Niederschrift festgestellt werden soll, dass die
Verhandlung mittels Videokommunikation durchgefiihrt worden ist. Auf diese Weise soll die
Beweisfunktion der elektronischen Niederschrift auch auf den gewahlten Verfahrenstyp er-
streckt werden.

Nach Satz 3 erster Halbsatz sollen am Schluss der elektronischen Niederschrift die Namen
der Personen wiedergegeben werden, die diese nach Absatz 4 signieren. Durch die Wie-
dergabe der Namen wird sichergestellt, dass fur den Rechtsverkehr auch im Falle einer
Verwendung von Ausfertigungen sowie einfachen oder beglaubigten Ausdrucken und Ab-
schriften erkennbar ist, welche Personen die elektronische Niederschrift tatsachlich signiert
haben. Satz 3 zweiter Halbsatz bestimmt in Anlehnung an die Regelung in § 13 Absatz 3
Satz 2 BeurkG, dass dem Namen der Notarin oder des Notars ihre oder seine Amtsbe-
zeichnung beigefiigt werden soll.

Zu Absatz 4

Da ein eigenhéndiges Unterzeichnen im Rahmen des Online-Verfahrens nicht in Betracht
kommt, ordnet Absatz 4 in Satz 1 an, dass die elektronische Niederschrift mit qualifizierten
elektronischen Signaturen zu versehen ist, die an die Stelle der nach dem BeurkG vorge-
sehenen Unterschriften treten. Dies gilt fir samtliche an der Beurkundung mitwirkenden
Personen, deren Unterschriften das BeurkG vorsieht. Zu diesen Personen zahlen neben
den Beteiligten und der beurkundenden Notarin oder dem beurkundenden Notar auch Dol-
metscher, Verstandigungspersonen, Zeugen oder eine zweite Notarin oder ein zweiter
Notar, sofern diese Personen zu der Verhandlung zugezogen sind.

Da die qualifizierten elektronischen Signaturen an die Stelle der nach dem BeurkG vorge-
sehenen Unterschriften treten, (lbernehmen sie deren Autorisierungsfunktion. Wahrend im
Prasenzverfahren die Unterschrift dokumentiert, dass sich die Beteiligten ihre Erklarungen
zurechnen lassen und die Urkunde genehmigen (BGH DNotZ 2003, 269, 270), geschieht
dies im Online-Verfahren nach den 88 16a bis 16e BeurkG-E dadurch, dass die Beteiligten
die elektronische Niederschrift mit qualifizierten elektronischen Signaturen versehen.

Weitere Folge der Ersetzung der im Prasenzverfahren vorgesehenen Unterschriften durch
die qualifizierten elektronischen Signaturen ist, dass diesen auch dieselben Rechtswirkun-
gen zukommen. So wird beispielsweise entsprechend § 13 Absatz 1 Satz 3 BeurkG vermu-
tet, dass die elektronische Niederschrift in Gegenwart der Notarin oder des Notars vorgele-
sen oder, soweit erforderlich, zur Durchsicht elektronisch tbermittelt und von den Beteilig-
ten genehmigt ist, wenn die Beteiligten die elektronische Niederschrift mit qualifizierten
elektronischen Signaturen versehen haben.

Aus systematischen Griinden wird die Regelung des § 39a Absatz 1 Satz 3 bis 5 BeurkG
n. F. weitgehend wortlich in 8 16b Absatz 4 Satz 2 und 4 BeurkG-E Gbernommen. Inhaltli-
che Anderungen ergeben sich nicht. Die bisher lediglich fiir im Rahmen der Errichtung ein-
facher elektronischer Zeugnisse geregelten Grundsétze fur qualifizierte elektronische Sig-
naturen gelten damit zukinftig in gleicher Weise im Rahmen der Errichtung elektronischer
Niederschriften. § 39a Absatz 1 Satz 3 BeurkG-E wird zukiinftig auf die nun an dieser Stelle
geregelten Grundséatze verweisen.

Auf die Ubernahme des fiir einfache elektronische Zeugnisse in § 39a Absatz 2 Satz 1 Be-
urkG geregelten Erfordernisses der Beifligung einer Bestatigung der Notareigenschaft
durch die zustandige Stelle wird dagegen an dieser Stelle aus systematischen Griinden
verzichtet. Diese Bestatigung ist bei einfachen elektronischen Zeugnissen Wirksamkeitsvo-
raussetzung, weil einem in Papierform errichteten Vermerk zwingend ein Siegel beizufligen
ist, das nur durch die Bestéatigung ersetzt werden kann. Fir in Papierform errichtete Nieder-
schriften ist die Beidriickung des Siegels wegen der in § 9 Absatz 1 Nummer 1 BeurkG
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vorgeschriebenen Bezeichnung der Notarin oder des Notars gerade nicht vorgesehen. So-
mit ist es auch keine Voraussetzung fur die wirksame Errichtung einer Niederschrift. Diese
Grundséatze sollen auf die elektronische Niederschrift, auf die Gber § 16b Absatz 1 Satz 2
BeurkG-E auch § 9 Absatz 1 Nummer 1 BeurkG entsprechend anzuwenden ist, tibertragen
werden.

Nach Satz 4 erster Halbsatz muss die Notarin oder der Notar die Signatur selbst erzeugen.
Im Falle eines VerstolRes gegen diese beurkundungsrechtlich zwingende Bestimmung ware
die elektronische Niederschrift nicht wirksam errichtet. Dies entspricht der Rechtsfolge einer
durch die Notarin oder den Notar nicht eigenhéndigen unterschriebenen Niederschrift im
Prasenzverfahren (8§ 13 Absatz 3 Satz 1 BeurkG).

Nach Satz 3 sollen auch die Beteiligten ihre Signatur selbst erzeugen. Wahrend im Pra-
senzverfahren nach 8§ 13 Absatz 1 Satz 1 BeurkG auch die Beteiligten die Niederschrift ei-
genhéandig unterschreiben missen und ein Verstol3 zur Unwirksamkeit der Beurkundung
fuhrt, ist Satz 3 als Soll-Vorschrift ausgestaltet. Die Einhaltung dieser Soll-Vorschrift ist in
gleicher Weise bindend, wie die Muss-Vorschriften des § 16b Absatz 4 Satz 4 erster Halb-
satz BeurkG-E und des § 13 Absatz 1 Satz 1 BeurkG. Die Erzeugung der Signatur durch
die Beteiligten selbst steht daher auch nicht zur Disposition der Beteiligten. Erkennt die
Notarin oder der Notar, dass ein Beteiligter die Signatur nicht selbst erzeugt, darf sie oder
er die Beurkundung nicht abschlie3en, bis der betreffende Beteiligte die Erzeugung selbst
ausgeldst hat. Im Unterschied zu den Muss-Vorschriften des § 16b Absatz 4 Satz 4 erster
Halbsatz BeurkG-E und des § 13 Absatz 1 Satz 1 BeurkG fuhrt die Verletzung der Soll-
Vorschrift des Satzes 3 nach der Systematik des BeurkG allerdings nicht zur Unwirksamkeit
der Beurkundung. Damit unterscheidet sich die Rechtsfolge einer nicht selbst erzeugten
Signatur eines Beteiligten im Online-Verfahren von der nicht eigenhandig geleisteten Un-
terschrift im Préasenzverfahren.

Die Ausgestaltung des Satzes 3 als Soll-Vorschrift ist aufgrund der Besonderheiten des
Online-Verfahrens gegeniiber dem Préasenzverfahren zur Gewahrleistung der Wirksamkeit
elektronischer Niederschriften im Sinne der Rechtssicherheit notwendig. Anders als im Préa-
senzverfahren kann es sich im Rahmen einer im Online-Verfahren nach den §§ 16a bis 16e
BeurkG-E durchgefiihrten Beurkundungsverhandlung der Wahrnehmung der beurkunden-
den Notarin oder des beurkundenden Notars entziehen, ob die Giber das Videokommunika-
tionssystem an der Beurkundungsverhandlung teilnehmenden Beteiligten ihre Signaturen
tatsachlich selbst erzeugen. Zwar werden qualifizierte elektronische Signaturen nach Arti-
kel 26 Buchstabe c, 32 Absatz 1 Buchstabe h eIDAS-VO unter Verwendung elektronischer
Signaturerstellungsdaten erstellt, die der Unterzeichner mit einem hohen Maf3 an Vertrauen
unter seiner alleinigen Kontrolle verwenden kann. Diesen Anforderungen hat auch die Uber
das von der Bundesnotarkammer nach § 78p BNotO betriebene Videokommunikationssys-
tem erzeugte qualifizierte elektronische Signatur zu erfiillen. Dennoch kann nicht mit letzter
Sicherheit gewahrleistet werden, dass Beteiligte die Signatur tatsachlich eigenh&ndig aus-
I6sen. Weder die technische Gestaltung des Videokommunikationssystems noch die beur-
kundende Notarin oder der beurkundende Notar kdnnte erkennen ob oder verhindern, dass
ein Beteiligter — unter Umstanden in missbrauchlicher Absicht — die Erzeugung der Signatur
durch eine andere Person ausldsen lasst. Auf der Grundlage der Genehmigung der elekt-
ronischen Niederschrift durch die Beteiligten, die zuvor mit hoher Verlasslichkeit durch die
Notarin oder den Notar identifiziert werden, sowie der Anforderungen an die qualifizierte
elektronische Signatur nach der eIDAS-VO, ist die Gleichwertigkeit der qualifizierten elekt-
ronischen Signatur mit der Unterschrift nach § 13 Absatz 1 Satz 1 BeurkG dennoch hinrei-
chend sichergestellt.

Durch Satz 4 zweiter Halbsatz wird § 39a Absatz 1 Satz 5 BeurkG n. F. inhaltlich Ubernom-
men. Durch die systematische Stellung als zweiter Halbsatz in Satz 4 wird klargestellt, dass
die dort in Bezug genommenen Anforderungen des entsprechend anzuwendenden § 33
Absatz 3 BNotO ausschlief3lich fur die durch die Notarin oder den Notar nach Satz 4 erster
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Halbsatz erzeugte Signatur gelten, nicht aber fir die durch die Beteiligten nach Satz 3 er-
zeugten Signaturen. Die Beteiligten konnen daher im Rahmen des Online-Verfahrens Fern-
signaturen nach MaRgabe der eIDAS-VO auch ohne Verwendung eines kryptografischen
Schlussels, der auf einem kryptografischen Hardwareelement gespeichert ist, auslésen.
Dies ermdglicht es dem Burger, das Online-Verfahren ohne eine spezielle technische Aus-
stattung wie etwa einer Signaturkarte oder einem Lesegerat nutzen zu kénnen.

Zu Absatz 5

Absatz 5 bestimmt entsprechend zu § 13 Absatz 1 Satz 4 BeurkG, dass die elektronische
Niederschrift den Beteiligten auf Verlangen vor der Genehmigung auch elektronisch zur
Durchsicht tibermittelt werden soll. Die Ubermittlung hat so zu erfolgen, dass alle Beteiligten
erkennen und prifen kdnnen, welches Dokument Gegenstand ihrer Genehmigung und der
von ihnen anzubringenden Signaturen sein wird. In welcher technischen Art und Weise die
Ubermittlung erfolgt, bleibt der Rechtsverordnung nach § 78p Absatz 5 BNotO-E vorbehal-
ten.

Zu § 16c¢ (Feststellung der Beteiligten mittels Videokommunikation)

Nach § 10 Absatz 1 BeurkG ist die Notarin oder der Notar verpflichtet, die Identitat der Be-
teiligten festzustellen. Ihre oder seine Feststellungen bestétigt die Notarin oder der Notar in
der Urkunde amtlich (vergleiche § 10 Absatz 2 und 3 BeurkG). Dabei hat die Notarin oder
der Notar besondere Sorgfalt (§ 26 Absatz 1 DONot), nach der Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs (Urteil vom 20.3.1956 — Il ZR 11/55, BeckRS 1956, 31203636) sogar ,au-
Rerste Sorgfalt”, anzuwenden. Besondere Bedeutung kommt der ldentitatsfeststellung
durch die Notarin oder den Notar vor allem deswegen zu, weil sie als Teil der 6ffentlichen
Urkunde nach 8§ 415 ZPO den vollen Beweis im Rechtsverkehr erbringt. Demgemaf wer-
den die Identitatsfeststellungen durch staatliche Register, denen solche Urkunden vorge-
legt werden, ohne weitere Priifung Gbernommen. Sind solche Tatsachen einmal im Han-
delsregister eingetragen, geniefRen sie nach § 15 HGB offentlichen Glauben und gelten im
Rechtsverkehr grundsatzlich als richtig. Dartiber hinaus ist die verlassliche ldentifizierung
durch die Notarin oder den Notar auch bedeutender Teil einer wirksamen Verhitung von
Straftaten, insbesondere im Bereich von Geldwéasche, Terrorismusfinanzierung, Steuerhin-
terziehung, Insolvenz- und sonstigen Wirtschaftsstraftaten. Demgemal ist die Notarin oder
der Notar nicht nur nach dem BeurkG, sondern auch nach den geldwascherechtlichen Vor-
schriften zur ldentifizierung verpflichtet (§ 10 Absatz 1 Nummer 1 sowie den 88 11, 12 des
Geldwaschegesetzes (GwG)). Eine verlassliche Identifizierung der Beteiligten ist im Ergeb-
nis unabdingbar, um Schaden fir die Beteiligten und die Allgemeinheit zu vermeiden.

§ 16¢ BeurkG-E erganzt die allgemeinen Bestimmungen zur Feststellung der Beteiligten
um besondere, speziell fir das Online-Verfahren nach den 8§ 16a bis 16e BeurkG-E not-
wendige Anforderungen.

Die Ausgestaltung des Identifizierungsverfahrens obliegt der Notarin oder dem Notar als
Herrin beziehungsweise Herrn des Verfahrens auch im Online-Verfahren. Wéhrend die No-
tarin oder der Notar im Prasenzverfahren nach § 10 Absatz 1 BeurkG bei der Feststellung
der Identitat allerdings nicht an gesetzliche Beweisregeln gebunden ist, sondern sich eine
Uberzeugung in freier und gewissenhafter Wirdigung aller Verhéltnisse zu bilden hat,
schreibt § 16c BeurkG-E fur das Online-Verfahren die Heranziehung eines elektronisch
Ubermittelten Lichtbildes sowie bestimmter elektronischer Identifizierungsmittel vor, um
auch in diesem EDV-gestitzten Verfahren die verlassliche ldentifizierung der Beteiligten
sicherzustellen.

Zu Ildentifizierungszwecken kommen danach im Online-Verfahren ausschlief3lich bestimmte
elektronische Identifizierungsmittel in Betracht, die zur Ubermittlung von zur Identitatsfest-
stellung durch die Notarin oder den Notar notwendigen Personenidentifizierungsdaten tber
das Internet geeignet sind.
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Dies ist zum einen der elektronische Identitdtsnachweis nach § 18 PAuswG, nach § 12 des
elD-Karte-Gesetzes oder nach § 78 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG), der mit-
tels von deutschen Behodrden ausgestellten Personalsauweisen, elD-Karten oder elektroni-
schen Aufenthaltstiteln vorgenommen wird (Satz 1 Nummer 1).

Zum anderen sind im Online-Verfahren auch elektronische ldentifizierungsmittel zugelas-
sen, die von einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union ausgestellt wurden und
die fur die Zwecke der grenziberschreitenden Authentifizierung nach Artikel 6 elDAS-VO
anerkannt werden und dem Sicherheitsniveau ,hoch“ im Sinne des Artikels 8 Absatz 2
Buchstabe c der eIDAS-VO entsprechen (Satz 1 Nummer 2). Mit dieser Regelung wird die
Verwendbarkeit elektronischer Identifizierungsmittel anderer Mitgliedstaaten, die nach Arti-
kel 6 eIDAS-VO anerkannt werden, gemalR den Vorgaben des durch die DigRL neu einge-
fuhrten Artikels 13g Absatz 3 Buchstabe b in Verbindung mit Artikel 13b GesRRL sicherge-
stellt.

Vor dem Hintergrund der Bedeutung einer verlasslichen Identifizierung ist es geboten, aus-
schlieBlich Identifizierungsmittel anzuerkennen, die dem hochsten Sicherheitsniveau ent-
sprechen, das heil}t dem Sicherheitsniveau ,hoch“ geman Artikels 8 Absatz 2 Buchstabe ¢
der eIDAS-VO. Identifizierungsmittel mit geringerem Sicherheitsniveau sind vom Online-
Verfahren ausgeschlossen. Auf diese Weise soll zugleich eine Umgehung der hohen Si-
cherheitsstandards der nach deutschem Recht verfligbaren ldentifizierungsmittel verhindert
werden. Sowohl der Personalausweis als auch der elektronische Aufenthaltstitel sind durch
die Bundesrepublik Deutschland nach Artikel 9 Absatz 1 eIDAS-VO mit dem Sicherheitsni-
veau ,hoch“ notifiziert worden (ABI. C 319 vom 26.9.2017, S. 3). Daher sind auch die von
anderen Mitgliedstaaten der Europdischen Union ausgestellten elektronischen Identifizie-
rungsmittel nur dann zur ldentifizierung im Rahmen des Online-Verfahrens zugelassen,
wenn sie dieses Sicherheitsniveau gewahrleisten. Der Entwurf macht damit von der in Arti-
kel 13b Absatz 2 GesRRL vorgesehenen Mdglichkeit Gebrauch, wonach die Mitgliedstaa-
ten die Anerkennung elektronischer ldentifizierungsmittel ablehnen kdénnen, wenn diese
nicht den in Artikel 6 Absatz 1 eIDAS-VO festgelegten Anforderungen entsprechen.

Zwar gewahreistet die Verwendung eines elektronischen ldentifizierungsmittels nach § 16¢
Satz 1 Nummer 1 oder 2 BeurkG-E bereits eine Identifizierung mit hohem Sicherheitsni-
veau. Da aufgrund der Besonderheiten notarieller Verfahren und der spezifischen Rechts-
wirkungen notarieller Urkunden im Rechtsverkehr eine besonders sichere ldentifizierung
der Inhaberin oder des Inhabers des verwendeten elektronischen ldentifizierungsmittels ge-
geniber der Notarin oder dem Notar unerlasslich ist, bedarf es jedoch zusétzlich eines
Lichtbildabgleichs.

Aus diesem Grund bestimmt § 16c Satz 1 BeurkG-E, dass die Notarin oder der Notar sich
im Online-Verfahren die Gewissheit tiber die Person der Beteiligten zusatzlich anhand eines
ihr oder ihm elektronisch Ubermittelten Lichtbildes verschaffen soll. Auf diese Weise wird
die Notarin oder der Notar in die Lage versetzt, das mittels Videokommunikation Gbermit-
telte Abbild der Beteiligten mit dem elektronisch tbermittelten Lichtbild abzugleichen und
sich so von der Identitat der Beteiligten und ihrer héchstpersonlichen Mitwirkung an der
Beurkundungsverhandlung zu tiberzeugen. Diese Kombination eines elektronischen Iden-
tifizierungsmittels nach Satz 1 Nummer 1 oder 2 mit einem durch die Notarin oder den Notar
durchgefuhrten Lichtbildabgleich gewahrleistet im Ergebnis die notwendige und mit dem
Prasenzverfahren vergleichbare Sicherheit hinsichtlich der Feststellung der Urkundsbetei-
ligten.

Nach § 16¢ Satz 2 BeurkG-E ist das zu Ubermittelnde Lichtbild nebst Vornamen, Familien-
namen und Tag der Geburt mit Zustimmung der Inhaberin oder des Inhabers aus dem
elektronischen Speicher- und Verarbeitungsmedium eines Personalausweises, Passes o-
der elektronischen Aufenthaltstitels oder eines amtlichen Ausweises oder Passes eines an-
deren Staates, mit dem die Pass- und Ausweispflicht im Inland erflllt wird, auszulesen.
Hierdurch wird sichergestellt, dass das elektronisch tbermittelte Lichtbild authentisch ist,
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also tatséachlich die Inhaberin oder den Inhaber abbildet. Der elektronische Identitatsnach-
weis nach 8§ 18 PAuswG, nach 8§ 12 des elD-Karte-Gesetzes oder nach § 78 Absatz 5 Auf-
enthG sieht zwar keine Ubermittlung des Lichtbilds vor. Bei von der Bundesrepublik
Deutschland ausgegebenen Pé&ssen und elektronischen Aufenthaltstiteln und ab dem
2. August 2021 auch bei allen Personalausweisen kann das Lichtbild jedoch durch Eingabe
der Zugangsnummer durch den Dokumenteninhaber oder durch Auslesen der Zone flr das
automatische Lesen ubermittelt werden. Dies gilt grundsatzlich auch fir Passe und Perso-
nalausweise, die durch andere Mitgliedstaaten der Europaischen Union ausgegeben wer-
den, da die entsprechende Rechtgrundlage im européaischen Recht verankert ist. Flr Passe
ist Rechtsgrundlage die Verordnung (EG) Nr. 2252/2004 des Rates vom 13. Dezember
2004 tber Normen fiur Sicherheitsmerkmale und biometrische Daten in von den Mitglied-
staaten ausgestellten Passen und Reisedokumenten. Fir Personalausweise gilt ab dem
2. August 2021 die Verordnung (EU) 2019/1157 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 20. Juni 2019 zur Erhdhung der Sicherheit der Personalausweise von Unions-
birgern und der Aufenthaltsdokumente, die Unionsbirgern und deren Familienangehdrigen
ausgestellt werden, die ihr Recht auf Freizligigkeit austiben. Auf diese Weise kénnen auch
andere Daten wie der Vor- und Familienname und das Geburtsdatum tbermittelt werden.
Diese Ubermittlung stellt einen vom elektronischen ldentitatsnachweis gesonderten techni-
schen Vorgang dar. Der Bezug des auf diese Weise nach Satz 2 aus dem amtlichen Aus-
weis ausgelesenen Lichtbildes zu der Inhaberin oder dem Inhaber des nach Satz 1 Num-
mer 1 oder 2 verwendeten elektronischen Identifizierungsmittels muss tber einen Abgleich
von gemeinsam mit dem Lichtbild ausgelesenen Daten (Vorname, Familienname und Tag
der Geburt) mit den Daten des elektronischen Identifizierungsmittels hergestellt werden.
Die Regelung dieser und weiterer Einzelheiten der technischen Anforderungen an die elekt-
ronische Identifizierung bleiben der Rechtsverordnung nach § 78p Absatz 3 BNotO-E vor-
behalten.

Durch Abstellen auf das aus dem elektronischen Speicher- und Verarbeitungsmedium der
in Satz 2 genannten Dokumente ausgelesene Lichtbild wird auch klargestellt, dass das so-
genannte Video-ldent-Verfahren, bei dem ein Ausweispapier zur Ubermittlung eines dort
aufgebrachten Lichtbildes per Webcam gefilmt wird, zur Identifizierung gegeniber der No-
tarin oder dem Notar im Rahmen einer notariellen Beurkundung nicht in Betracht kommt.
Dieses und ahnliche, heute zum Teil gebrauchliche internetgestitzte Identifizierungsverfah-
ren sind — auch vor dem Hintergrund der Manipulationsanfalligkeit vieler auslandischer Aus-
weisdokumente — falschungsanféllig und bergen damit nicht abschéatzbare Sicherheitsli-
cken, die in krimineller Absicht ausgenutzt werden kénnten.

Zudem gewahrt Satz 2 die Befugnis, aus dem elektronischen Speicher- und Verarbeitungs-
medium eines amtlichen Ausweises oder Passes, das Lichtbild nebst Vornamen, Familien-
namen und Tag der Geburt online auszulesen, um die Feststellung der Beteiligten mittels
Videokommunikation vornehmen zu kdnnen. 8 17 PAuswG oder § 16a des Passgesetzes
sind in diesem Kontext nicht einschlagig, da jene Vorschriften die Erhebung des Lichtbildes
durch hoheitlich berechtigte Behdrden gegen den Willen des Inhabers oder der Inhaberin
betreffen, beispielsweise im Rahmen von Grenz- oder Polizeikontrollen (Hornung/Mol-
ler/Hornung, Passgesetz — Personalausweisgesetz, 1. Auflage 2011, PalRG 8§ 16a Rn. 1, 3,
PAuswG § 17 Rn 1). Das Lichtbild wird mittels des von der Bundesnotarkammer betriebe-
nen Videokommunikationssystems (8 78p Absatz 2 Nummer 3 BNotO-E) ausgelesen und
der Notarin oder dem Notar zur Verfigung zu stellen.

Das Auslesen des Lichtbilds ist nur mit Zustimmung der Ausweisinhaberin oder des Aus-
weisinhabers, zulassig. Die Zustimmung wird konkludent darin zu sehen sein, dass die Aus-
weisinhaberin oder der Ausweisinhaber nach Aufforderung durch die Notarin oder den
Notar ihren oder seinen Ausweis auf die technische Auslesevorrichtung legt und das Aus-
lesen startet. Ohne die notwendige Zustimmung steht den Beteiligten weiterhin das notari-
elle Prasenzverfahren nach 88 8 ff. BeurkG zur Verfligung.
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Satz 3 stellt klar, dass die elektronische Ubermittlung eines Lichtbildes nicht erforderlich ist,
sofern ein Beteiligter der Notarin oder dem Notar bekannt ist. Ob ein Beteiligter der Notarin
oder dem Notar in der Weise personlich bekannt ist, dass zur Feststellung seiner Person
auf einen Lichtbildabgleich verzichtet werden kann, ist eine Ermessensentscheidung der
Notarin oder des Notars. Insoweit ergibt sich kein Unterschied zum Prasenzverfahren, wo
auf die Vorlage amtlicher Lichtbildausweise durch persénlich bekannte Beteiligte verzichtet
werden kann. Auf die Nutzung eines elektronischen Identifizierungsnachweises oder -mit-
tels nach Nummer 1 oder 2 kann dagegen im Online-Verfahren nicht verzichtet werden.
Durch die zwingend notwendige Nutzung eines solchen elektronischen ldentifizierungs-
nachweises oder -mittels wird den im Rahmen einer Videokommunikation gegebenen
Wahrnehmungsgrenzen Rechnung getragen.

Die in § 16¢c BeurkG-E grundsatzlich vorgesehene Ubermittlung eines fiir die Zwecke der
notariellen Beurkundung im Online-Verfahren auslesbaren Lichtbildes, welches die Notarin
oder der Notar im Rahmen der Videokonferenz mit dem Bild des Beteiligten abgleichen
kann, steht auch im Einklang mit Unionsrecht, insbesondere der GesRRL (in der durch die
DigRL geanderten Fassung) und der eIDAS-VO.

Die DigRL achtet die bestehenden gesellschaftsrechtlichen Traditionen der Mitgliedstaaten.
Demgemalf bleiben nach Artikel 13c Absatz 2 GesRRL die Verfahren und Anforderungen
des nationalen Rechts, einschlief3lich jener betreffend die rechtlichen Verfahren zur Erstel-
lung des Errichtungsakts, unbertiihrt, sofern die Online-Griindung einer Gesellschaft und die
Online-Eintragung einer Zweigniederlassung sowie die Online-Einreichung von Urkunden
und Informationen méglich sind. Zudem lasst die DigRL ,die nationalen Rechtsvorschriften
unberthrt, in deren Rahmen gemal den Rechtsordnungen und -traditionen der Mitglied-
staaten Behorden oder Personen oder Stellen benannt werden, die nach nationalem Recht
mit der Bearbeitung von Aspekten der Online-Griindung von Gesellschaften, der Online-
Eintragung von Zweigniederlassungen und der Online-Einreichung von Urkunden und In-
formationen betraut sind“ (Artikel 13c Absatz 1 GesRRL). Erwagungsgrund 19 DigRL hebt
insoweit ausdrucklich hervor, dass den Mitgliedstaaten Flexibilitdt bei der Art und Weise
gelassen wird, wie sie ein vollstandig online funktionierendes System zur Griindung von
Gesellschaften, zur Eintragung von Zweigniederlassungen und zur Einreichung von Urkun-
den und Informationen gewahrleisten. Dies gilt ausdricklich auch ,in Bezug auf die Rolle
von Notaren [...] in allen Phasen eines solchen Online-Verfahrens®, was Artikel 13g Ab-
satz 4 Buchstabe ¢ GesRRL fir die Online-Griindung von Gesellschaften noch einmal be-
sonders hervorhebt. Mitgliedstaaten mit einem gut funktionierenden System der vorsorgen-
den Rechtspflege — wie dies in der Bundesrepublik Deutschland der Fall ist — wird damit die
Aufrechterhaltung ihrer hohen ldentifizierungsstandards ermdglicht. Ziel der DigRL war es
gerade nicht, dass die Mitgliedstaaten ihre bestehenden Standards auf ein niedrigeres Ni-
veau absenken missen. Vor diesem Hintergrund lasst es Erwagungsgrund 22 DigRL auch
zu, dass Mitgliedstaaten ihren zustandigen Behorden, Personen oder Stellen ,erganzende
elektronische Kontrollen der Identitat* gestatten, unter anderem Kontrollen im Rahmen von
Videokonferenzen oder mit Hilfe sonstiger Online-Mittel, die eine audiovisuelle Echtzeitver-
bindung ermdglichen.

Der von § 16¢ BeurkG-E vorgesehene Lichtbildabgleich durch die Notarin oder den Notar
im Rahmen einer notariellen Beurkundung im Online-Verfahren stellt eine solche ergén-
zende elektronische Kontrolle der Identitat im Sinne des Erwagungsgrundes 22 DigRL dar,
die zugleich der gefestigten deutschen Rechtstradition entspricht. Angesichts der besonde-
ren Bedeutung und Rechtswirkungen notarieller Urkunden und der darin getroffenen Fest-
stellungen fordert das deutsche Recht von Notarinnen und Notaren, dass sie oder ,er in der
Regel die Persdnlichkeit eines Beteiligten nur auf Grund eines mit einem Lichtbild versehe-
nen amtlichen Ausweises feststellt. Begnugt er sich mit anderen Erkenntnisquellen, so wird
er dies in der Regel auf eigene Gefahr tun, da, falls nicht besondere Umstande eine andere
Beurteilung rechtfertigen, nicht angenommen werden kann, dass er die &ul3erste Sorgfalt
angewandt habe“ (so bereits das Reichsgericht, RGZ 156, 82, 88; dem folgend auch der
Bundesgerichtshof mit Urteil vom 20.3.1956 — Il ZR 11/55, BeckRS 1956, 31203636). Um
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einen Abgleich der Person mit dem Ausweispapier vornehmen zu kénnen, missen Nota-
rinnen und Notare das Gesicht der Person mit dem Lichtbild des Ausweises vergleichen.
Ein (auch behdrdlich ausgestelltes) Dokument ohne Lichtbild Iasst eine Identitatsprifung
zur Gewissheit in der Regel nicht zu. Denn ohne das aufgebrachte Lichtbild kann der Notar
die auf dem Ausweis aufgefiihrten personenbezogenen Daten nur Uber die Tatsache des
Besitzes dieses Dokumentes mit der vor ihm erscheinenden Person in Verbindung bringen
(Bremkamp, BeckOK BeurkG, 4. Edition Stand 1.11.2020, 8§ 10 Rn. 69). Daher scheidet
nach bisher geltendem Recht auch eine ldentitatsprifung anhand eines elektronischen
Identitdtsnachweises (etwa nach 8 18 PAuswG) aus, da dieser der Notarin oder dem Notar
keine Gewissheit Uber die Identitat der Person verschafft, sondern nur darliber, dass die
elektronisch Ubermittelten Daten einer Person zugeordnet sind (Grziwotz/Heinemann/Grzi-
wotz, BeurkG, 3. Auflage 2018, § 10 Rn. 21). Dartber hinaus dient der Lichtbildabgleich
nach § 16¢c BeurkG-E der Zielsetzung nach Erwagungsgrund 20 DigRL, mit Hilfe von wirk-
samen Kontrollen der Identitdt gegen Betrug und Unternehmensidentitatsdiebstahl vorzu-
gehen und die Verlasslichkeit und Vertrauenswirdigkeit der in den nationalen Registern
enthaltenen Urkunden und Informationen zu gewahrleisten.

§ 16¢ BeurkG-E steht auch mit den Anforderungen der elIDAS-VO in Einklang. Bereits aus
Artikel 13b Absatz 1 GesRRL folgt, dass elektronische ldentifizierungsmittel nach Artikel 6
elDAS-VO im Anwendungsbereich der GesRRL anzuerkennen sind. Weitergehende Anfor-
derungen an die Anerkennung elektronischer ldentifizierungsmittel im Rahmen der Online-
Verfahren nach der DigRL stellt Artikel 6 elDAS-VO selbst nicht. Ob im Rahmen des spezi-
fischen Anwendungsbereichs der GesRRL bzw. DigRL ,erganzende elektronische Kontrol-
len der Identitat” vorgesehen werden kdnnen, beurteilt sich daher ausschlie3lich nach deren
Bestimmungen. Sie I6sen — wie oben dargestellt — das Verhéltnis zwischen den nach der
elDAS-VO notifizierten Identifizierungsmitteln und den Mitwirkungen von Notarinnen und
Notaren fur die dort vorgesehenen Online-Verfahren zugunsten der notariellen Prifung auf.
Dieses Abwagungsergebnis ist fur die Identitatsfeststellung im Rahmen einer notariellen
Beurkundung bereits in der eIDAS-VO selbst angelegt. Artikel 2 Absatz 3 eIDAS-VO nimmt
Formvorschriften explizit aus dem Anwendungsbereich der eIDAS-VO aus. Erwagungs-
grund 21 elDAS-VO fihrt erganzend aus, dass die Verordnung keine Aspekte im Zusam-
menhang mit dem Abschluss und der Gliltigkeit von Vertragen oder anderen rechtlichen
Verpflichtungen behandelt, fir die nach nationalem Recht oder Unionsrecht Formvorschrif-
ten zu erfillen sind und auch nationale Formvorschriften fir 6ffentliche Register, insbeson-
dere das Handelsregister, unberthrt bleiben. Durch eine Kombination von elektronischen
Identifizierungsmitteln nach der eIDAS-VO und einer ergdnzenden ldentitatskontrolle mit-
tels Lichtbildabgleiches, wie sie § 16¢c BeurkG-E vorsieht, kbnnen die neuen notariellen On-
line-Verfahren so gestaltet werden, dass sowohl die Anforderungen der elektronischen
Identifizierungsmittel als auch die Standards einer (Online-)Beurkundung sowie des deut-
schen Registerwesens gewahrt werden (so im Ergebnis auch Bormann/Stelmaszczyk,
NZG 2019, 601, 609 f.; Lieder, NZG 2018, 1081, 1088 f.; ders., NZG 2020, 81, 84; Noack,
DB 2018, 1324, 1325; Teichmann, ZIP 2018, 2451, 2456 f.; Wachter, GmbH-StB 2018, 263,
264).

Zu 8§ 16d (Nachweise fur die Vertretungsberechtigung bei elektronischen
Niederschriften)

Handelt ein Beteiligter bei Beurkundung einer Willenserklarung nicht selbst, sondern wird
er vertreten, so hat die Notarin oder der Notar nach § 17 BeurkG die Vertretungsmacht zu
prufen. 8§ 16d BeurkG-E ordnet hierzu entsprechend 8§ 12 Absatz 1 Satz 1 BeurkG-E die
Zeugnispflicht an, bestimmt also, auf welche Weise die Vorlage des Vertretungsnachweises
verfahrensrechtlich zu dokumentieren ist. Ein Beifligen in Urschrift oder beglaubigter Ab-
schrift, also in Papierform, wie dies § 12 Absatz 1 Satz 1 BeurkG-E fiir die Niederschrift
nach 8 8 BeurkG anordnet, scheidet bei Errichtung einer elektronischen Niederschrift als
elektronisches Dokument (8 16b Absatz 2 BeurkG-E) aus. Daher hat die Beifligung elekt-
ronisch beglaubigter Abschrift des vorgelegten Vertretungsnachweises zu erfolgen.
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§ 16d BeurkG-E bestimmt als Zeugnispflicht entsprechend dem Regelungsgehalt des § 12
Absatz 1 Satz 1 BeurkG-E nur, in welcher Weise die Notarin oder der Notar die vorgelegten
Vertretungsnachweise der elektronischen Niederschrift beiftigen soll. Dies wird bereits aus
dem Wortlaut deutlich, der auf ,vorgelegte“ Vertretungsnachweise Bezug nimmt. Davon zu
unterscheiden ist die Frage, welchen Formerfordernissen der vorgelegte Vertretungsnach-
weis selbst genligen muss. Diese Fragen regelt § 16d BeurkG-E seinem Wortlaut, seinem
systematischen Standort im Beurkundungsverfahrensrecht sowie seinem Zweck als Zeug-
nispflicht nach — wie auch 8 12 Absatz 1 Satz 1 BeurkG-E — nicht und lasst damit materielle
Bestimmungen und verfahrensrechtliche Erfordernisse unberihrt, nach denen Vertretungs-
nachweise in Urschrift oder Ausfertigung vorzulegen sind.

Materiell-rechtlich ist die Wirksamkeit einer rechtsgeschaftlichen Vollmacht tber die Gut-
glaubensregelung des § 172 BGB dann sichergestellt, wenn eine Vollmachtsurkunde in Ur-
schrift oder Ausfertigung vorgelegt wird, was die Notarin oder der Notar in aller Regel zu
verlangen hat. Nur derjenige, der die Vollmacht in dieser Form vorlegen kann, gilt als be-
vollmachtigt. Mit der Vorlage einer beglaubigten oder einfachen Abschrift ist allenfalls be-
wiesen, dass eine Vollmacht einmal erteilt worden ist, nicht hingegen, dass sie in dem Mo-
ment noch besteht, in dem von ihr Gebrauch gemacht wird. Auch fiir Zwecke des Register-
verfahrens ist der Nachweis der fortbestehenden Vertretungsmacht an die Voraussetzun-
gen des 8§ 172 BGB angelehnt. Nur wenn die Urschrift oder eine auf den Namen des Ver-
treters ausgestellte Ausfertigung vorgelegt wird, kdnnen die Registergerichte von dem all-
gemeinen Erfahrungssatz ausgehen, dass der Besitz der Urschrift beziehungsweise der
Ausfertigung den Fortbestand der Vollmacht indiziert, weshalb die Registergerichte die Ein-
reichung notariell signierter elektronischer Aufzeichnungen der Urschrift oder einer Ausfer-
tigung der Vollmachtsurkunde verlangen.

Weil jedoch elektronische Dateien generell beliebig oft reproduzierbar sind, lassen sich ge-
genwartig weder Urschriften noch Ausfertigungen in elektronischer Form abbilden. Entspre-
chendes gilt fur die Vorlage eines Existenz- und / oder Vertretungsnachweises einer aus-
landischen juristischen Person, etwa eines Auszuges aus einem auslandischen Handelsre-
gister oder einer Vertretungsbescheinigung einer auslandischen Notarin oder eines auslan-
dischen Notars, die regelmafiig mit einer Apostille beziehungsweise im Rahmen der Lega-
lisation mit einer Uberbeglaubigung versehen werden missen. Gegenwartig werden Apos-
tille und Uberbeglaubigung auf dem Papierdokument angebracht. Bei einer im Ausland er-
richteten Vollmacht bendétigt man sogar regelmafig eine Urschrift (beziehungsweise Aus-
fertigung), die zudem legalisiert oder mit einer Apostille versehen wird. Mangels elektroni-
scher Alternativen sind bis auf weiteres auch im Rahmen des Online-Verfahrens Vertre-
tungsnachweise in Urschrift beziehungsweise Ausfertigung sowie legalisierte oder mit
Apostille versehene Dokumente in Papierform vorzulegen, um eine Prifung der fortbeste-
henden Vertretungsmacht eines als Vertreter Handelnden und der Existenz einer beteilig-
ten Gesellschaft nachzuweisen. Die Vorlage solcher Dokumente kann dabei ohne korperli-
ches Erscheinen der Beteiligten, etwa auf dem Postweg, erfolgen. Die Ubersendung eines
Scans des betreffenden Dokuments genigt zum Nachweis der fortbestehenden Vertre-
tungsmacht selbst dann nicht, wenn dieser mit einem einfachen elektronischen Zeugnis
gemal § 39a BeurkG versehen ist.

Dies steht nicht im Widerspruch zu den Bestimmungen der GesRRL oder der Intention der
DigRL, eine reine Online-Grindung von Gesellschaften zu ermdglichen. Da die Vorlage
einer Urkunde nicht mit gleichzeitiger korperlicher Anwesenheit der Beteiligten verbunden
sein muss, verstof3t die Notwendigkeit, im Einzelfall zum Nachweis der Vertretungsmacht
Urkunden in Papierform einzureichen, nicht gegen die Vorgabe des Artikels 13g Absatz 1
GesRRL, dass Antragsteller nicht personlich erscheinen missen. Zudem kann nach Arti-
kel 13g Absatz 8 GesRRL sogar die korperliche Prasenz der Beteiligten zur Prufung der
Vertretungsbefugnis des Antragstellers flr eine Gesellschaft verlangt werden — die Einrei-
chung von Urkunden in Papierform zum Nachweis der Vertretungsbefugnis ist demgegen-
Uiber ein Minus. Auch ist dieses Erfordernis von Artikel 13g Absatz 3 Buchstabe a und Arti-
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kel 13c Absatz 3 GesRRL gedeckt. Danach legen die Mitgliedstaaten Regelungen zur Ge-
wahrleistung der Befugnis zur Vertretung der Gesellschaft fest, wobei die Anforderungen
des nationalen Rechts in Bezug auf die Echtheit, Korrektheit, Zuverlassigkeit, Vertrauens-
wurdigkeit und die vorgeschriebene rechtliche Form eingereichter Urkunden und Informati-
onen unberihrt bleibt, sofern die Online-Griindung moglich ist. Zudem stellt Erwagungs-
grund 15 DigRL unmissverstandlich fest, dass in Fallen, in denen die Beschaffung elektro-
nischer Kopien von Urkunden, die den Anforderungen der Mitgliedstaaten entsprechen,
technisch nicht méglich ist, ausnahmsweise die Urkunden in Papierform verlangt werden
konnen.

§ 16d BeurkG-E verdrangt als speziellere Regelung 8§ 12 Absatz 1 Satz 2 BeurkG-E. Dem-
gegenuber bleiben § 12 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 BeurkG-E unbertihrt. Die dortigen
Bestimmungen sind nach § 16b Absatz 1 Satz 2 BeurkG-E auf die Aufnahme einer elektro-
nischen Niederschrift entsprechend anzuwenden. Auch im Rahmen der Beurkundung mit-
tels Videokommunikation gentigt daher die Bescheinigung einer Notarin oder eines Notars
nach § 21 BNotO, wenn sich die Vertretungsberechtigung aus einer Eintragung im Han-
delsregister oder in einem ahnlichen Register ergibt (§ 12 Absatz 2 Satz 2 BeurkG-E).
Ebenso findet die Vertrauensschutzregelung des § 12 Absatz 2 BeurkG-E auch im Rahmen
der Beurkundung mittels Videokommunikation Anwendung

Zu 8 16e (Gemischte Beurkundung)

§ 16e BeurkG-E ertffnet die Moglichkeit einer gemischten Beurkundung, bei der die Beur-
kundung mit einem Teil der Beteiligten in Gegenwart der Notarin oder des Notars und mit
dem anderen Teil der Beteiligten mittels Videokommunikation erfolgt.

Zu Absatz 1

Absatz 1 bestimmt in Satz 1, dass im Falle einer solchen gemischten Beurkundung zwei
inhaltsgleiche Niederschriften aufzunehmen sind. Einerseits ist mit den kérperlich anwe-
senden Beteiligten eine Niederschrift nach den 88 8 ff. BeurkG aufzunehmen. Andererseits
ist mit den mittels Videokommunikation verbundenen Beteiligten eine elektronische Nieder-
schrift nach MalRgabe der 88 16a ff. BeurkG-E zu errichten. Der Umstand, dass die Nieder-
schriften im Wege der gemischten Beurkundung errichtet worden sind, soll nach Satz 2 in
beiden Niederschriften vermerkt werden, um den Gang der Verhandlung zu dokumentieren.

Zu Absatz 2

Absatz 2 ordnet an, dass die im Wege der gemischten Beurkundung errichteten Nieder-
schriften zusammen zu verwahren sind. Damit erfolgt die Verwahrung beider Niederschrif-
ten unter derselben Urkundenverzeichnisnummer. Die gemeinsame Verwahrung der elekt-
ronischen Niederschrift und der elektronischen Fassung der Urschrift im Elektronischen Ur-
kundenarchiv erfolgt im Wege der technischen Verknipfung nach Mal3gabe von § 78h Ab-
satz 3 Satz 1 BNotO. Auf diese Weise wird gewdahrleistet, dass das vollstandige Ergebnis
der Beurkundungsverhandlung am selben Ort verfligbar ist. Die Einzelheiten der Verwah-
rung bleiben der aufgrund von § 36 Absatz 1 Satz 1 BNotO erlassenen Verordnung Uber
die Fuhrung notarieller Akten und Verzeichnisse (NotAktVV) vorbehalten.

Zu Nummer 4 (8§ 39a BeurkG-E)
Zu Buchstabe a

§ 39a BeurkG n. F. regelt die elektronische Vermerkurkunde und bestimmt, dass Beglaubi-
gungen und sonstige Zeugnisse im Sinne des 8§ 39 BeurkG elektronisch errichtet werden
konnen. Schon bisher ist weitgehend anerkannt, dass der Anwendungsbereich der elektro-
nischen Vermerkurkunde auch die Beglaubigung von qualifizierten elektronischen Signatu-
ren erfasst (vergleiche etwa Malzer, DNotZ 2006, 9, 20 ff.). Dies wird durch den neu einge-
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fugten 8 39a Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz BeurkG-E nunmehr im Wortlaut der Bestim-
mung ausdrticklich klargestellt. Damit bedarf es zur Beglaubigung einer qualifizierten elekt-
ronischen Signatur der Errichtung eines einfachen elektronischen Zeugnisses nach den
Bestimmungen des 8§ 39a BeurkG.

Eine qualifizierte elektronische Signatur kann ausschlie3lich an elektronischen Dokumen-
ten angebracht werden. Papierdokumente kénnen dagegen naturgemafd nicht mit einer
qualifizierten elektronischen Signatur versehen werden. Folglich ist die Beglaubigung einer
qualifizierten elektronischen Signatur ausschlie3lich mittels einer elektronischen Vermer-
kurkunde gemalf 8§ 39a BeurkG denkbar, nicht dagegen mittels einer papiergebundenen
Vermerkurkunde gemal 8§ 39 BeurkG. Daher erfolgt die Erganzung ausschlief3lich in § 39a
BeurkG.

Da die Beglaubigung qualifizierter elektronischer Signaturen mittels elektronischer Vermer-
kurkunde geman 8§ 39a BeurkG erfolgt, muss das zum Zwecke der Beglaubigung einer qua-
lifizierten elektronischen Signatur erstellte Dokument seinerseits mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur der Notarin oder des Notars versehen werden (§ 39a Absatz 1
Satz 2 BeurkG).

Fur die Signatur der Notarin oder des Notars zur Errichtung eines einfachen elektronischen
Zeugnisses gelten Uber die Verweisung in § 39a Absatz 1 Satz 3 BeurkG-E auf § 16b Ab-
satz 4 Satz 2 und 4 BeurkG-E die bisherigen Grundsétze fort. Inhaltliche Anderungen sind
damit nicht verbunden.

Zu Buchstabe b

Die in 8 39a Absatz 3 Satz 1 BeurkG-E vorgesehene Amtspflicht zur Dokumentation des
Ergebnisses der Signaturpriifung gilt im Grundsatz auch fir die Beglaubigung einer qualifi-
zierten elektronischen Signatur nach 8 40a BeurkG-E. § 40a Absatz 3 BeurkG-E enthalt
hierzu eine Ausnahmeregelung.

AulRerdem wird die Amtspflicht zur Dokumentation des Ergebnisses der Signaturpriifung
nunmehr durch § 39a Absatz 3 Satz 2 BeurkG-E eingeschrankt.

Auf der Grundlage des BeurkG in der ab 1. Januar 2022 geltenden Fassung beschrankt
sich der Anwendungsbereich des § 39a Absatz 3 BeurkG praktisch auf elektronische Do-
kumente, die entweder mit einer oder mehreren Signaturen von Privatpersonen (so im Falle
der Beglaubigung einer in elektronischer Form gemanR § 126a BGB errichteten Privatur-
kunde) oder mit der Signatur einer Notarin oder eines Notars versehen sind. Letzteres trifft
insbesondere auf den Fall der Erteilung einer elektronisch beglaubigten Abschrift der elekt-
ronischen Fassung der Urschrift zu (8 56 Absatz 1 Satz 4 BeurkG n. F.). Auch sonstige
einfache elektronische Zeugnisse gemanR § 39a BeurkG sind bisher regelm&Rig ausschliel3-
lich mit der Signatur der Notarin oder des Notars, nicht aber mit Signaturen anderer Perso-
nen versehen. Die offentliche Beglaubigung einer elektronischen Signatur durch den Notar
erfallt bisher nicht die Formerfordernisse des § 129 BGB in der geltenden Fassung. Elekt-
ronische Dokumente, die mit der Signatur einer Notarin oder eines Notars und weiteren
Signaturen versehen sind, sind daher bisher praktisch unbedeutend.

Dies a@ndert sich mit der weitgehenden Gleichstellung der beglaubigten qualifizierten elekt-
ronischen Signatur mit der beglaubigten Unterschrift in § 129 Absatz 1 BGB-E und den
88 39a, 40a BeurkG-E sowie der Einfihrung elektronischer Niederschriften nach den
8§ 16a bis 16e BeurkG-E. Auch von diesen elektronischen Dokumenten kdnnen Notarinnen
und Notare zukiinftig elektronisch beglaubigte Abschriften erteilen. Die Regelung in § 39a
Absatz 3 Satz 2 BeurkG-E tragt dem Umstand Rechnung, dass Notarinnen und Notare mit
Einfuhrung der elektronischen Niederschrift und der Signaturbeglaubigung in signifikant zu-
nehmender Weise solche elektronischen Dokumente beglaubigen werden, die neben der
Signatur der Notarin oder des Notars auch mit der Signatur mindestens einer weiteren Per-
son versehen sein werden.
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Die Amtspflicht nach § 39a Absatz 3 Satz 1 BeurkG-E dient einerseits dazu zu dokumen-
tieren, dass im Zeitpunkt der Beglaubigung eines elektronischen Dokuments die Integritat
dieses Dokuments gewahrleistet ist, also keine nachtraglichen Veranderungen vorgenom-
men wurden. Andererseits dient die Signaturprifung der verlasslichen Feststellung des
Ausstellers der Erklarung.

Ist ein elektronisches Dokument auch mit der Signatur einer Notarin oder eines Notars ver-
sehen, ist es allerdings nicht — wie es § 39a Absatz 3 Satz 1 BeurkG-E verlangt — notwen-
dig, im Rahmen der elektronischen Beglaubigung einer Abschrift des elektronischen Doku-
ments etwaige weitere an dem Dokument angebrachte Signaturen zu prifen und diese
Prufung zu dokumentieren. Zur Feststellung der Integritéat des elektronischen Dokuments
und der Aussteller der darin enthaltenen Erklarungen gentgt es vielmehr, die Signatur der
Notarin oder des Notars zu prufen. Ware das Dokument nach der Anbringung der notariel-
len Signatur verandert worden, wiirde dies im Rahmen der Prifung der Signatur der Notarin
oder des Notars offenbart. Die Aussteller der Erklarungen ergeben sich wiederum bereits
aus der Niederschrift (§ 16b Absatz 1 Satz 2 BeurkG-E in Verbindung mit § 9 Absatz 1
Satz 1 BeurkG) beziehungsweise der Vermerkurkunde (§ 40a Absatz 2 Satz 1 BeurkG-E).
Die Richtigkeit der darin als Beteiligte beziehungsweise Signierende angegebenen Perso-
nen wird durch die notarielle Feststellung gewéhrleistet, die anhand der Signatur auf eine
bestimmte Notarin oder einen bestimmten Notar zurtickgeflihrt werden kann. Die Prifung
nebst Dokumentation hinsichtlich samtlicher Signaturen wirde vor diesem Hintergrund eine
blol3e Formelei bedeuten, die mit einem unverhaltnismafigen Aufwand fur die Praxis ein-
herginge. Daher genlgt bei elektronischen Dokumenten, die mit der Signatur einer Notarin
oder eines Notars versehen sind, nach § 39a Absatz 3 Satz 2 BeurkG-E die Dokumentation
der Prufung ihrer oder seiner Signatur. Die Dokumentation der Prifung etwaiger weiterer
an dem Dokument angebrachter Signaturen ist nicht notwendig.

Zu Buchstabe ¢

§ 39a Absatz 4 BeurkG-E regelt, wie im Falle der Beglaubigung einer qualifizierten elektro-
nischen Signatur der notwendige Bezug zwischen dem einfachen elektronischen Zeugnis
(Beglaubigungsvermerk) und dem mit der zu beglaubigenden Signatur versehenen elektro-
nischen Dokument herzustellen ist.

Fur den Beweiswert der 6ffentlichen Urkunde in Gestalt des Beglaubigungsvermerks ist von
entscheidender Bedeutung, dass dauerhaft und manipulationssicher feststeht, worauf die-
ser sich gegenstéandlich bezieht. Bei der in Papierform nach § 39 BeurkG erfolgenden Be-
glaubigung einer Unterschrift wird dieser Bezug dadurch hergestellt, dass der Beglaubi-
gungsvermerk auf dasselbe Blatt gesetzt wird, auf dem auch die zu beglaubigende Unter-
schrift geleistet worden ist. Stattdessen kann der Beglaubigungsvermerk auch in Form ei-
nes gesonderten Blattes errichtet werden, das mit dem Blatt, auf dem die zu beglaubigende
Unterschrift geleistet worden ist, mit Schnur und Siegel verbunden wird. So ist ohne Zer-
stérung von Schnur oder Siegel keine Manipulation méglich. Nach ganz herrschender Mei-
nung ist insofern § 44 BeurkG auch auf Vermerkurkunden nach § 39 BeurkG anwendbar
(vergleiche nur Bundestagsdrucksache V/3282, S. 38 sowie Winkler, BeurkG, 19. Auflage
2019, § 44 Rn. 5 m.w.N.). Eine entsprechende Regelung zur Sicherstellung des Beweiszu-
sammenhangs von elektronischen Dokumenten enthélt das BeurkG bislang nicht. In der
Praxis bereitet dies bisher keine Schwierigkeiten, weil es in den bisherigen Anwendungs-
fallen des § 39a BeurkG technisch einfach moglich ist, das zu beglaubigende Dokument
vor der Beglaubigung so zu erganzen, dass es auch den Beglaubigungsvermerk enthalt.
Insbesondere im Fall der elektronischen Abschriftsbeglaubigung signiert die Notarin oder
der Notar im Ergebnis ein einheitliches elektronisches Dokument, das sowohl die elektroni-
sche Abschrift des zu beglaubigenden Dokuments als auch den notariellen Beglaubigungs-
vermerk enthélt. Die Frage der Verbindung mehrerer Dokumente stellt sich daher in der
Praxis bisher nicht.
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Auch im Fall der nun durch § 129 BGB-E und den 88 39a, 40a BeurkG-E geregelten nota-
riellen Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur bleibt es denkbar, dass ein
elektronisches Dokument um einen notariellen Beglaubigungsvermerk erganzt wird, bevor
daran Signaturen angebracht werden. In diesem Fall geniigt es — entsprechend der bishe-
rigen Praxis —, wenn dieses einheitliche elektronische Dokument anschlielend mit der zu
beglaubigenden Signatur und schlie3lich der Signatur der Notarin oder des Notars verse-
hen wird. Dies wird in 8 39a Absatz 4 BeurkG-E dadurch zum Ausdruck gebracht, das Her-
stellen eines Bezuges durch kryptografische Verfahren nur dann notwendig ist, ,wenn das
Zeugnis nicht in dem mit der zu beglaubigenden Signatur versehenen elektronischen Do-
kument enthalten ist".

Es sind aber zukunftig auch solche Fallgestaltungen zu erwarten, in denen die vorherige
Erganzung des mit der zu beglaubigenden Signatur versehenen Dokumentes praktisch
nicht maoglich ist. Dies betrifft insbesondere solche Félle, in denen der Notarin oder dem
Notar ein bereits mit einer Signatur versehenes Dokument zum Zwecke der Beglaubigung
dieser Signatur vorgelegt wird. Die Einfligung des Beglaubigungsvermerks ist hier nicht
mdglich, da hierdurch die bereits angebrachte qualifizierte elektronische Signatur ungultig
wirde.

Durch § 39a Absatz 4 BeurkG-E wird sichergestellt, dass auch in den letztgenannten Fallen
ein dauerhafter und manipulationssicherer Bezug zwischen dem zum Zwecke der Beglau-
bigung einer qualifizierten elektronischen Signatur zu errichtenden einfachen elektroni-
schen Zeugnis und dem mit der zu beglaubigenden Signatur versehenen elektronischen
Dokument hergestellt wird. Dies hat durch kryptografische Verfahren nach dem Stand der
Technik zu erfolgen. Auf der Grundlage solcher kryptografischen Verfahren lasst sich der
Bezug zwischen elektronisch vorliegenden Daten sicher nachweisen, indem digitale Fin-
gerabdricke, sogenannte ,Hash-Werte“, der entsprechenden Datenpakete gebildet wer-
den. Dabei schreibt die Regelung keine bestimmten kryptografischen Verfahren vor. Ent-
sprechend dem Zweck der Bestimmung ist allein mafRgeblich, dass der herzustellende Be-
zug dauerhaft und manipulationssicher feststellbar ist. So bleibt die Regelung fir zuktinftige
technische Entwicklungen offen.

Zu Nummer 5 (§ 40a BeurkG-E)

Nummer 5 regelt durch Einfigung des § 40a BeurkG-E in den Unterabschnitt 2 (Vermerke)
des Abschnitts 3 (Sonstige Beurkundungen) des BeurkG in Erganzung zu den 88 39a, 40
BeurkG erstmals das Verfahren der Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Sig-
natur. 8 40a BeurkG-E ermdglicht damit nicht nur die Umsetzung der DigRL, sondern zu-
gleich auch die Umsetzung der SGD-VO.

Zu Absatz 1

Absatz 1 Satz 1 sieht zwei Verfahrensweisen vor, nach denen die Beglaubigung einer qua-
lifizierten elektronischen Signatur erfolgen kann. Zum einen kann die Beglaubigung im Rah-
men eines Préasenzverfahrens derart vorgenommen werden, dass das zu beglaubigende
Dokument bereits mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist oder vor Ort
versehen wird, und diese sodann in Gegenwart der Notarin oder des Notars anerkannt wird.
Alternativ kann die Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur auch im On-
line-Verfahren ohne kdrperliche Anwesenheit tiber das von der Bundesnotarkammer betrie-
bene Videokommunikationssystem erfolgen. Dazu wird ein Dokument im Rahmen des On-
line-Verfahrens tber das Videokommunikationssystem durch mit einer qualifizierten elekt-
ronischen Signatur versehen, welche dann mittels Videokommunikation anerkannt wird. Auf
diese Weise wird eine Moglichkeit der Fernbeglaubigung eingefihrt.

In beiden Verfahrensvarianten erfolgt die Beglaubigung aufgrund einer Anerkennung der
Signatur. Die bei der Beglaubigung einer Unterschrift nach § 40 Absatz 1 BeurkG ebenfalls
mdgliche Variante eines Vollziehens der Unterschrift in Gegenwart der Notarin oder des
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Notars kommt bei der Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur nicht in Be-
tracht, weil die Notarin oder der Notar — im Rahmen des Prasenzverfahrens — zwar den
Vorgang des Eingebens einer zur Erzeugung der Signatur notwendigen PIN durch die Er-
schienene oder den Erschienen sinnlich wahrnehmen kdnnte, nicht aber die Erzeugung der
Signatur selbst, bei der es sich um einen rein elektronischen Vorgang handelt.

Die Beglaubigung einer qualifizierten Signatur erfolgt nur dann, wenn diese dem Anerken-
nenden zugeordnet ist. Dies folgt bereits aus 8§ 129 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 BGB, wo-
nach nur die qualifizierte elektronische Signatur ,des Erklarenden® von einer Notarin oder
einem Notar beglaubigt wird.

Zu beachten ist, dass die Signaturbeglaubigung die Beglaubigung einer Unterschrift im
Rechtsverkehr noch nicht umfassend ersetzen kann, weil Urschriften sich derzeit elektro-
nisch nicht abbilden lassen. Erklarungen, die im Rechtsverkehr in Urschrift vorzulegen sind,
eignen sich daher bis auf Weiteres noch nicht fiir eine Signaturbeglaubigung. Dies gilt bei-
spielsweise fur Vollmachtsurkunden oder anderer Nachweise fir die Vertretungsberechti-
gung, die zum Nachweis der fortbestehenden Vertretungsmacht in Urschrift vorzulegen
sind.

Nach Absatz 1 Satz 2 kann die Signaturbeglaubigung mittels Videokommunikation nur er-
folgen, soweit dies nach § 12 HGB oder § 157 GenG zugelassen ist. Damit sieht die Neu-
regelung beurkundungsrechtlich eine Beschrankung auf bestimmte Sachmaterien vor.
Diese Beschrankung beruht auf der Erwagung, dass das Online-Verfahren fir Anmeldun-
gen zum Handelsregister und Genossenschaftsregister besonders geeignet ist, zumal hier
bereits die Einreichung nach § 12 HGB-E beziehungsweise § 157 GenG-E ausschliel3lich
in elektronischer Form erfolgt. Fir eine Vielzahl anderer Beurkundungsgegenstande er-
scheint es derzeit nicht geeignet. Fur andere als die in § 40a Absatz 1 Satz 2 BeurkG-E
genannten Beurkundungsgegenstande wird das bewéhrte Prasenzverfahren daher die ein-
zig zulassige Variante des Beurkundungsverfahrens bleiben. Vor einer Erweiterung des
Anwendungsbereichs auf andere Erklarungen wird stets zu prifen sein, ob diese sich in
vergleichbarer Weise fir das Verfahren der Beglaubigung mittels Videokommunikation eig-
nen. Dabei wird auch zu beriicksichtigen sein, dass die Notarin oder der Notar bei der Be-
glaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur auf einer von ihr oder ihm entworfe-
nen Urkunde dieselben Belehrungen vorzunehmen hat, wie bei der Beurkundung von Wil-
lenserklarungen. Gerade zur Sicherstellung einer angemessenen Belehrung von Verbrau-
chern und anderen geschéftlich nicht erfahrenen Personen ist das Online-Verfahren aber
nicht in gleicher Weise geeignet wie das Prasenzverfahren.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt den Inhalt des Beglaubigungsvermerks. Nach Satz 1 muss dieser entspre-
chend der Regelung in § 40 Absatz 1 Satz 1 BeurkG die Person bezeichnen, welche die
qualifizierte elektronische Signatur anerkannt hat. Nach Satz 2 soll in dem Beglaubigungs-
vermerk zudem angegeben werden, ob die qualifizierte elektronische Signatur in Gegen-
wart der Notarin oder des Notars oder mittels Videokommunikation anerkannt worden ist.
Auf diese Weise erflllt die elektronische Vermerkurkunde ihre Beweisfunktion auch im Hin-
blick auf den gewahlten Verfahrenstyp.

Zu Absatz 3

Aufgrund der mit Nummer 4 erfolgten Ergdnzung des § 39a BeurkG-E bedarf es zur Be-
glaubigung qualifizierter elektronischer Signaturen der Errichtung eines einfachen elektro-
nischen Zeugnisses nach den Bestimmungen des 8 39a BeurkG. Bei der Beglaubigung
einer qualifizierten elektronischen Signatur ist auch der Tatbestand des § 39a Absatz 3
Satz 1 BeurkG-E eroffnet, weshalb grundsétzlich das Ergebnis der Signaturprifung zu do-
kumentieren ist.
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Von der Notwendigkeit der Dokumentation einer Signaturprifung nach § 39a Absatz 3
Satz 1 BeurkG-E macht § 40a Absatz 3 BeurkG-E eine Ausnahme fiur den Fall, dass die
elektronische Signatur durch den Beteiligten mittels Videokommunikation anerkannt wor-
den ist. Anders als im Prasenzverfahren ist in diesem Fall sichergestellt, dass die Signatur
auf der Grundlage des verwendeten elektronischen Identifizierungsmittels unmittelbar
durch die Zertifizierungsstelle der Bundesnotarkammer als Vertrauensdienstanbieter im
Sinne der eIDAS-VO sicher erzeugt wird. Aufgrund dieser unmittelbaren Mitwirkung des
Vertrauensdienstanbieters kdnnen weder Zweifel an der Integritat des signierten Doku-
ments noch an der Zuordnung der qualifizierten elektronischen Signaturen zu der Person
bestehen, die die qualifizierte elektronische Signatur anerkennt. Damit ertbrigt sich eine
zusatzliche Signaturprifung.

Aus diesem Grund beschrankt sich der Ausnahmetatbestand des § 40a Absatz 3 BeurkG-
E auf den Fall, dass die elektronische Signatur durch den Beteiligten mittels Videokommu-
nikation anerkannt worden ist. Demgegeniber bleibt es im Prasenzverfahren bei der Not-
wendigkeit einer Signaturprifung und der Pflicht zur Dokumentation des Ergebnisses die-
ser Prifung nach § 39a Absatz 3 Satz 1 BeurkG-E.

Zu Absatz 4

Absatz 4 bestimmt in Satz 1 die entsprechende Geltung des § 10 Absatz 1, 2 und 3 Satz 1
BeurkG und des § 40 Absatz 2 und 5 BeurkG. Damit entspricht der Umfang der notariellen
Prifungspflichten bei der Beglaubigung einer Signatur dem bei der Beglaubigung einer Un-
terschrift.

Nach Artikel 13j Absatz 4 in Verbindung mit Artikel 13g Absatz 3 Buchstabe b und Arti-
kel 13b GesRRL hat die Identifizierung des Beteiligten auch bei der Online-Einreichung von
Urkunden und Informationen von Gesellschaften — entsprechend den Anforderungen an die
Identifizierung im Rahmen der Online-Griindung von Gesellschaften — anhand elektroni-
scher Identifizierungsmittel des Ursprungsmitgliedstaates oder elektronischer Identifizie-
rungsmittel anderer Mitgliedstaaten, die nach Artikel 6 eIDAS-VO anerkannt werden, zu er-
folgen. Dabei hat die Identifizierung der Person, welche die qualifizierte elektronische Sig-
natur mittels Videokommunikation anerkannt hat, aufgrund des Verweises in Satz 2 auf
§ 16¢ BeurkG-E in der gleichen Weise wie beim Online-Verfahren nach den 88 16a bis 16e
BeurkG-E zu erfolgen. Auch hier ist die Identifizierung durch die Notarin oder den Notar im
Wege eines Abgleichs des elektronisch ausgelesenen Lichtbildes, mit dem im Rahmen der
Videokommunikation tbermittelten Abbild des Beteiligten notwendig, um eine ansonsten
ohne gréRere Hindernisse magliche verdeckte Stellvertretung auszuschlie3en. Nur auf die-
sem Wege kann das hohe Mal3 an Verlasslichkeit einer Identifikation durch die Notarin oder
den Notar im Prasenzverfahren annahrungsweise erreicht werden.

Zu Absatz 5

Nach Absatz 5 kann die Notarin oder der Notar — entsprechend der Regelung in 8 16a Ab-
satz 2 BeurkG-E — auch die Signaturbeglaubigung im Online-Verfahren ablehnen und die
betreffende Person damit auf das Prasenzverfahren verweisen, wenn sie oder er die Erful-
lung seiner Amtspflichten mittels Videokommunikation im Einzelfall nicht gewahrleisten
kann. Von den in 8§ 16a Absatz 2 BeurkG-E aufgefiihrten Regelbeispielen wurde in Absatz 5
ausschlie3lich die fehlende Gewissheit Uber die Person aufgenommen, wahrend Zweifel an
der Geschéftsfahigkeit oder Rechtsfahigkeit nicht ausdricklich benannt werden. Dies be-
ruht auf den im Vergleich zur Beurkundung von Willenserklarungen nach den §§ 8 ff. Be-
urkG eingeschréankten Prifungspflichten. Nach 8§ 40 Absatz 2 BeurkG in Verbindung mit
8§ 40a Absatz 4 Satz 1 BeurkG-E ist die Urkunde nur darauf zu prufen, ob Grinde bestehen,
die Amtstatigkeit zu versagen. Auch verweisen weder § 40 BeurkG noch § 40a BeurkG-E
auf die Bestimmung des § 11 BeurkG, die fur das Verfahren der Beurkundung von Nieder-
schriften Regelungen betreffend Feststellungen Uber die Geschéftsfahigkeit der Beteiligten
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enthalt. Dementsprechend hat die Notarin oder der Notar bei der Beglaubigung einer qua-
lifizierten elektronischen Signatur, wie auch bei der Beglaubigung einer Unterschrift, die
Geschaftsfahigkeit grundsatzlich nicht zu prifen. Entsprechendes gilt fir die Rechtsfahig-
keit.

Durch die Verweisung wird auch hinsichtlich des Prasenzvorbehalts zur Gewahrleistung
der Erfullung der notariellen Amtspflichten ein Gleichlauf zwischen dem Online-Verfahren
zur Beurkundung von Willenserklarungen nach den 88 16a bis 16e BeurkG-E einerseits
und dem Online-Verfahren zur Beglaubigung qualifizierter elektronischer Signaturen nach
§ 40a BeurkG-E andererseits erreicht. Dies steht im Einklang mit der GesRRL und ist hach
Artikel 13] Absatz 1 GesRRL sowie Artikel 28a Absatz 1 GesRRL ausdricklich gestattet.
Danach missen die Online-Einreichung von Urkunden und Informationen von Gesellschaf-
ten und die Online-Eintragung von Zweigniederlassungen zwar vollstandig online durch-
fuhrbar sein, dies allerdings nur, soweit dies mit den Bestimmungen des Artikels 13b Ab-
satz 4 und Artikel 13g Absatz 8 GesRRL in Einklang steht. Schlief3lich gilt nach § 13c Ab-
satz 2 GesRRL auch mit Blick auf die Signaturbeglaubigung, dass die Verfahren und An-
forderungen des nationalen Rechts von der GesRRL unberihrt bleiben, sofern die Online-
Eintragung von Zweigniederlassungen sowie die Online-Einreichung von Urkunden und In-
formationen maglich sind. Dementsprechend stellt Absatz 5 klar, dass die allgemeinen An-
forderungen auch im Rahmen des Online-Verfahrens nach § 40a BeurkG-E zu erflillen sind.

Zu Nummer 6 (8§ 42 BeurkG-E)

Wie im Fall der Erteilung einer elektronisch beglaubigten Abschrift nach § 39a Absatz 3
BeurkG-E soll nach 8§ 42 Absatz 4 BeurkG n. F. auch bei der in Papierform erfolgenden
Beglaubigung eines Ausdrucks oder einer Abschrift eines elektronischen Dokuments, das
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist, das Ergebnis der Signaturpri-
fung dokumentiert werden. Aufgrund des Verweises in § 42 Absatz 2 Satz 2 BeurkG-E soll
auch hier die Dokumentation der Prifung der Signatur der Notarin oder des Notars genu-
gen, wenn das elektronische Dokument neben der Signatur der Notarin oder des Notars
mit weiteren Signaturen versehen ist. Wegen der Einzelheiten wird auf die Begriindung zu
8§ 39a Absatz 3 Satz 2 BeurkG-E verwiesen.

Zu Nummer 7 (8§ 44a BeurkG-E)

§ 44a Absatz 2 BeurkG n. F. ermoglicht es der Notarin oder dem Notar, offensichtliche Un-
richtigkeiten auch nach Abschluss der Niederschrift durch einen von ihr oder ihm zu unter-
schreibenden und zu datierenden Nachtragsvermerk richtigzustellen. Der Nachtragsver-
merk ist mit der urspringlichen Urkunde zu verbinden und mit dieser gemeinsam zu ver-
wahren. Diesbeziglich bedarf es einer Sonderregelung fir elektronische Dokumente. Wie
bei der ab dem 1. Januar 2022 im Elektronischen Urkundenarchiv zu verwahrenden elekt-
ronischen Fassung der Urschrift (Satz 4) muss auch bei der originar elektronischen Ur-
kunde sichergestellt sein, dass die Richtigstellung gemeinsam mit der elektronischen Nie-
derschrift verwahrt wird und nachvollzogen werden kann. Anders als bei einer Papierur-
kunde ist eine Anderung in der elektronischen Niederschrift aus technischen Griinden nicht
moglich, da das elektronische Dokument bereits von den Beteiligten und der Notarin oder
dem Notar elektronisch signiert ist und jede Veranderung des signierten zur Ungultigkeit
der Signaturen fihren wirde. Der neu angeflgte Satz 5 bestimmt daher, dass der Nach-
tragsvermerk in einem gesonderten, von der Notarin oder dem Notar qualifiziert elektro-
nisch signierten Dokument niedergelegt werden muss. Dieses Dokument ist zusammen mit
der elektronischen Urschrift in der elektronischen Urkundensammlung zu verwahren. Die
technische Verknipfung erfolgt nach MalRgabe von § 78h Absatz 3 Satz 1 BNotO.
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Zu Nummer 8 (8§ 44b BeurkG-E)

Durch die vorgesehene Anderung in § 44b Absatz 1 Satz 2 BeurkG-E wird fur den Fall der
Nachtragsbeurkundung zu einer elektronischen Niederschrift angeordnet, dass der in die-
sem Fall nach § 44b Absatz 1 Satz 1 BeurkG n. F. notwendige Nachtragsvermerk entspre-
chend § 44a Absatz 2 Satz 5 BeurkG-E in einem separaten elektronischen Dokument nie-
derzulegen ist, das von der Notarin oder dem Notar mit einer qualifizierten elektronischen
Signatur versehen und gemeinsam mit der elektronischen Urschrift in der elektronischen
Urkundensammlung verwahrt wird. Die technische Verknlpfung erfolgt nach MafRgabe von
§ 78h Absatz 3 Satz 1 BNotO.

Zu Nummer 9 (8 45 BeurkG-E)

Die vorgesehene Erganzung eines Absatz 3 in § 45 BeurkG n. F. enthélt eine Legaldefini-
tion der elektronischen Urkunde. Danach sind elektronische Urkunden solche elektroni-
schen Dokumente, die nach 88 16a bis 16e oder § 39a BeurkG-E erstellt wurden.

Elektronische Dokumente, die nicht nach 88 16a bis 16e oder § 39a BeurkG-E erstellt wur-
den, sind damit keine elektronischen Urkunden im Sinne des BeurkG. Dies gilt auch dann,
wenn das elektronische Dokument im Zusammenhang mit einer Beurkundung nach 88§ 16a
bis 16e BeurkG-E oder einer Signaturbeglaubigung nach 88 39a, 40a BeurkG-E erstellt
wurde. Damit ist beispielsweise eine von dem Geschéftsfiihrer einer im Online-Verfahren
gegrindeten Gesellschaft mit beschrankter Haftung mit einer qualifizierten elektronischen
Signatur versehene Liste der Gesellschafter nach 88 8 Absatz 1 Nummer 3, 40 GmbHG
keine elektronische Urkunde im Sinne von 8§ 45 Absatz 3 BeurkG-E.

Die Legaldefinition der elektronischen Urkunde ist allein auf das Beurkundungsrecht bezo-
gen und andert daher nichts an der durch die Zivilprozessordnung (ZPO) vorgenommenen
Unterscheidung zwischen 6ffentlichen Urkunden (8 415 Absatz 1 ZPO) und offentlichen
elektronischen Dokumenten (8§ 371a Absatz 3 ZPO). Die notarielle elektronische Urkunde
ist zivilverfahrensrechtlich ein 6ffentliches elektronisches Dokument im Sinne von § 371a
Absatz 3 ZPO.

Daruber hinaus enthalt 8 45 BeurkG-E die gesetzliche Fiktion, dass die in der elektroni-
schen Urkundensammlung verwahrte elektronische Urkunde als Urschrift im Sinne des Be-
urkG gilt. Diese wird gesetzlich als elektronische Urschrift definiert. Die Regelung ist auf-
grund des fehlenden Unikatcharakters elektronischer Dokumente erforderlich: Wéhrend bei
Urkunden, die in Papierform errichtet werden, die Rechtsnatur der Urschrift unmittelbar an
die eigenhandige Unterzeichnung der Urkunde anknipft, kann diese Anknlpfung auf elekt-
ronische Dokumente nicht Gbertragen werden. Vielmehr kann bei diesen das erstmals mit
der Signatur versehene Dokument nicht von Reproduktionen desselben unterschieden wer-
den. Da trotz Einhaltung geltender Signaturstandards die abstrakte Gefahr eines Integri-
tatsverlusts besteht und damit auch eine Verfélschung signierter elektronischer Dokumente
denkbar ist, ist zu Beweiszwecken ein konkretes elektronisches Dokument als Urschrift zu
definieren. Hierzu eignet sich die in der elektronischen Urkundensammlung verwahrte eleki-
ronische Urkunde in besonderem Mal3e, da nach § 78h Absatz 2 BNotO die Verfugbarkeit,
die Integritat, die Authentizitat, die Vertraulichkeit und die Transparenz der im Elektroni-
schen Urkundenarchiv verwahrten elektronischen Dokumente fir die gesamte Dauer der
Aufbewahrungsfrist gewahrleistet sein missen. Zudem muss die Urkundenarchivbehorde
die erforderlichen technischen und organisatorischen Maflinahmen treffen, um die Erhal-
tung des Beweiswerts der verwahrten elektronischen Dokumente dauerhaft zu gewahrleis-
ten.

Ein nach 88 16a bis 16e oder § 39a BeurkG-E erstelltes elektronisches Dokument soll mit
Einstellung in die elektronische Urkundesammlung als Urschrift gelten, so dass erst ab die-
sem Zeitpunkt Ausfertigungen und beglaubigte Abschriften erstellt werden kénnen. Trotz
beliebiger Reproduzierbarkeit elektronischer Urkunden besteht dennoch ein Bedurfnis zur
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Ausgabe beglaubigter Abschriften einer elektronischen Urkunde, da dieser nicht samtliche
qualifizierte elektronische Signaturen der Beteiligten (beispielsweise nach § 16b Absatz 4
BeurkG-E) beigefugt sind, sondern allein die Signatur der Notarin oder des Notars. Dies
kann in der Praxis eine deutliche Vereinfachung bedeuten, etwa weil bei der Verwendung
des elektronischen Dokuments nur eine statt mehrerer Signaturprifungen erforderlich ist.

Ein Aushéandigen der Urschrift ist bei elektronischen Urkunden definitorisch nicht méglich,
so dass 8 45a BeurkG n. F. bei elektronischen Urkunden keinen Anwendungsbereich hat.

Zu Nummer 10 (8 46 BeurkG-E)
Zu Buchstabe a

8§ 46 Absatz 2 Satz 1 BeurkG n. F. regelt, dass fur den Fall, dass die im Elektronischen
Urkundenarchiv verwahrte elektronische Fassung der Urschrift ganz oder teilweise zerstort
ist, die Urschrift erneut nach § 56 BeurkG n. F. in die elektronische Form lbertragen und
das neue elektronische Dokument im Elektronischen Urkundenarchiv als elektronische Fas-
sung der Urschrift verwahrt werden soll. Sollte die Urschrift nicht mehr vorhanden sein, so
ist nach Satz 2 grundséatzlich gemaR Absatz 1 zu verfahren, also die elektronische Fassung
der Urschrift aus einer Ausfertigung oder einer beglaubigten Abschrift oder einer davon
gefertigten beglaubigten Abschrift wiederherzustellen. Stattdessen kann die Notarin oder
der Notar die elektronische Fassung der Urschrift auch aus einer friiheren elektronischen
Fassung der Urschrift wiederherstellen. Die Wiederherstellung erfolgt in diesem Fall aus
einem Dokument, dass die Notarin oder der Notar urspringlich in das Elektronische Urkun-
denarchiv eingestellt hat, bei dem aber der rechtliche Integritatswert kryptografisch redu-
zZiert ist und dadurch die abstrakte Gefahr eines Integritatsverlustes besteht. Ein kryptogra-
fisch reduzierter rechtlicher Integritatswert kann etwa darauf beruhen, dass samtliche ftr
die qualifizierte Signatur verwendeten Verfahren nicht mehr als sicher gelten oder der fir
die Signatur verwendete Signaturalgorithmus abgelaufen war, bevor eine Ubersignatur er-
folgte.

Der eingefligte 8 46 Absatz 3 BeurkG-E ordnet nun an, dass fur den Fall, dass die im Elekt-
ronischen Urkundenarchiv verwahrte elektronische Urschrift ganz oder teilweise zerstort
wird, die Bestimmungen in Absatz 2 Satz 2 und 3 betreffend die Wiederherstellung der
elektronischen Fassung der Urschrift entsprechende Anwendung finden. Da in diesem Fall
eine papiergebundene Urschrift nicht existiert, findet Absatz 2 Satz 1 keine Anwendung.
Vielmehr ist in diesem Fall sofort gemanR Absatz 2 Satz 2 nach Absatz 1 zu verfahren, also
die elektronische Urschrift aus einer Ausfertigung oder einer beglaubigten Abschrift oder
einer davon gefertigten beglaubigten Abschrift wiederherzustellen. Alternativ ist es auch in
diesem Fall moglich, die elektronische Urkunde aus einer im Elektronischen Urkundenar-
chiv gespeicherten frilheren Fassung der elektronischen Urschrift wiederherzustellen. Hier-
bei handelt es sich um die von der verwahrenden Stelle in die elektronische Urkunden-
sammlung eingestellte elektronische Urkunde. Diese ist als ,frihere Fassung®“ der elektro-
nischen Urschrift zu behandeln, wenn der rechtliche Integritatswert kryptografisch reduziert
ist und dadurch die abstrakte Gefahr eines Integritatsverlusts besteht. Dies kann der Fall
sein, wenn samtliche fur die qualifizierte Signatur verwendeten Verfahren nicht mehr als
sicher gelten oder der fur die Signatur verwendete Signaturlogarithmus abgelaufen war,
bevor eine Ubersignatur erfolgte.

Die Wiederherstellung der elektronischen Urschrift aus diesem nicht mehr vollstandig be-
weiskraftigen elektronischen Dokument rechtfertigt sich — wie im Falle der Wiederherstel-
lung der elektronischen Fassung der Urschrift nach § 46 Absatz 2 BeurkG n. F. (vergleiche
dazu Bundestagsdrucksache 18/10607, Seite 87) — daraus, dass sichergestellt ist, dass
diese friihere Fassung der elektronischen Urschrift im Elektronischen Urkundenarchiv si-
cher gespeichert war und deshalb keine konkrete Gefahr eines Integritatsverlustes besteht.



- 149 - Drucksache 144/21

Das Verfahren der Wiederherstellung richtet sich aufgrund des Verweises auf Absatz 2
Satz 3 nach 8§ 56 Absatz 1 BeurkG n. F., wobei im Vermerk tber die Wiederherstellung,
neben der Bestatigung der bildlichen und inhaltlichen Ubereinstimmung durch die Notarin
oder den Notar, die qualifiziert elektronisch signierte und mit der im Elektronischen Urkun-
denarchiv gespeicherten friiheren Fassung der elektronischen Urschrift verbundene Erkla-
rung der Urkundenarchivbehérde anzugeben ist, dass dieses Dokument im Elektronischen
Urkundenarchiv fur den gesamten Aufbewahrungszeitraum sicher gespeichert war. Damit
gelten fur eine Wiederherstellung einer elektronischen Urschrift aus einer friiheren Fassung
der elektronischen Urschrift nach Absatz 3 weitgehend dieselben Grundséatze wie flr eine
Wiederherstellung einer elektronischen Fassung der Urschrift aus einer friheren elektroni-
schen Fassung der Urschrift.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeadnderung zu dem mit Buchstabe a eingefligten § 46 Absatz 3
BeurkG-E.

Zu Nummer 11 (8 47 BeurkG-E)

Die Einflgung in § 47 BeurkG-E stellt klar, dass auch bei der elektronischen Niederschrift
die Ausfertigung die Urschrift im Rechtsverkehr vertritt. Da die Erteilung einer elektroni-
schen Ausfertigung derzeit technisch nicht mdglich ist, ist zur Erteilung einer Ausfertigung
einer elektronischen Niederschrift nach § 49 Absatz 1 BeurkG-E zu verfahren.

Zu Nummer 12 (8 49 BeurkG-E)

Die in Nummer 12 vorgesehenen Anderungen legen die Fassung des § 49 BeurkG n. F.,
also in der Fassung des beabsichtigten Gesetzes zur Modernisierung des notariellen Be-
rufsrechts und zur Anderung weiterer Vorschriften (Bundesratsdrucksache 20/21), zu-
grunde.

Zu Buchstabe a

Die Einfigungen in § 49 Absatz 1 BeurkG-E regeln die Form der Erstellung einer Ausferti-
gung aus einer elektronischen Niederschrift. Demnach besteht die Ausfertigung einer elekt-
ronischen Niederschrift in einer Abschrift (Nummer 1) oder einem Ausdruck (Nummer 2)
der in der elektronischen Urkundensammlung verwahrten elektronischen Urschrift (§ 45 Ab-
satz 3 BeurkG-E), wobei die Abschrift oder der Ausdruck mit einem Ausfertigungsvermerk
versehen sein muss.

Zu Buchstabe b

Aufgrund der Einfiigung in 8 49 Absatz 2 Satz 3 BeurkG-E ist das Ergebnis der Signatur-
prufung auch zu dokumentieren, wenn die Ausfertigung in einer Abschrift oder einem Aus-
druck einer elektronischen Urschrift besteht.

Wie bei der Beglaubigung der elektronischen Abschrift eines elektronischen Dokuments
nach § 39a Absatz 3 BeurkG-E oder des Ausdrucks oder der Abschrift eines elektronischen
Dokuments nach § 42 Absatz 4 BeurkG-E soll aufgrund des Verweises in § 49 Absatz 2
Satz 4 BeurkG-E auch hier die Dokumentation der Prifung der Signatur der Notarin oder
des Notars gentgen, wenn das elektronische Dokument neben der Signatur der Notarin
oder des Notars mit weiteren Signaturen versehen ist. Dies betrifft ausschlie3lich in der
elektronischen Urkundensammlung verwahrte elektronische Niederschriften. Elektronische
Fassungen einer Urschrift sind dagegen ohnehin ausschliel3lich mit der Signatur der Notarin
oder des Notars versehen (vergleiche § 56 Absatz 1 Satz 4 BeurkG n. F.). Wegen der wei-
teren Einzelheiten wird auf die Begriindung zu § 39a Absatz 3 Satz 2 BeurkG-E verwiesen.
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Zu Nummer 13 (8 55 BeurkG-E)

Nach 8 55 Absatz 3 BeurkG n. F. verwahren die Notarinnen und Notare die im Urkunden-
verzeichnis registrierten Urkunden in einer Urkundensammlung, einer elektronischen Ur-
kundensammlung und einer Erbvertragssammlung. Durch die Erganzung des Absatzes 3
um die elektronischen Urkunden wird klargestellt, dass diese in denselben Akten wie in
Papierform errichtete Urkunden zu verwahren sind. Absatz 3 lasst offen, in welcher Form
die im Urkundenverzeichnis registrierten elektronischen Urkunden zur Urkundensammlung
beziehungsweise zur elektronischen Urkundensammlung zu nehmen sind. Das zu konkre-
tisieren bleibt einer Anpassung der NotAktVV vorbehalten.

Zu Nummer 14 (8 56 BeurkG-E)

8 56 BeurkG n. F. regelt den Transfer der in Papierform vorhandenen Dokumente in elekt-
ronische Dokumente und deren Einstellung in die elektronische Urkundensammlung. Die
Verweisung in Absatz 1 Satz 5 wird neu gefasst. Durch die tibrigen Anderungen wird der
Anwendungsbereich auf Papierdokumente erweitert, die einer in der elektronischen Urkun-
densammlung zu verwahrenden elektronischen Urkunde beizufiigen sind.

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu § 16b Absatz 4 und § 39a Absatz 1 BeurkG-E.
Inhaltliche Anderungen sind damit nicht verbunden.

Zu Buchstabe b

Satz 1 des § 56 Absatz 3 BeurkG-E regelt den Fall, dass der nach 8§ 55 Absatz 3 BeurkG-
E in der elektronischen Urkundensammlung zu verwahrenden elektronischen Urkunde Un-
terlagen oder andere Urschriften beizuftigen sind. Fir solche Dokumente gilt § 56 Absatz 1
und 2 BeurkG n. F. entsprechend. Auch Papierdokumente, die einer in der elektronischen
Urkundensammlung zu verwahrenden elektronischen Urkunde beizufligen sind, sind daher
nach Maf3gabe dieser Bestimmungen inhaltlich und bildlich Gbereinstimmend in die elekt-
ronische Form zu Ubertragen sowie mit einem entsprechenden Vermerk und einer qualifi-
zZierten elektronischen Signatur zu versehen.

Neben der nachtraglichen Beifligung von weiteren Unterlagen oder anderen Urschriften re-
gelt der von § 56 Absatz 3 BeurkG-E in Bezug genommene 8§ 56 Absatz 2 BeurkG n. F.
auch den Fall, dass nach der Einstellung der elektronischen Fassung einer in der Urkun-
densammlung zu verwahrenden Urschrift oder Abschrift in die elektronische Urkunden-
sammlung Nachtragsvermerke der Urschrift oder Abschrift beigefiigt werden. Diese sind
ebenfalls nach Absatz 1, also inhaltlich und bildlich Gbereinstimmend mit dem die Grund-
lage des Medientransfers bildenden und in Papierform errichteten Nachtragsvermerk, in
elektronische Dokumente zu Ubertragen und zusammen mit der elektronischen Fassung
der Urschrift in der elektronischen Urkundensammlung zu verwahren. Bei einem Nachtrags-
vermerk zu einer elektronischen Niederschrift ist der Nachtragsvermerk nach § 44a Ab-
satz 2 oder 8 44b Absatz 1 BeurkG-E allerdings nicht in Papierform zu errichten, sondern
unmittelbar in einem gesonderten elektronischen Dokument niederzulegen. Die Ubertra-
gung eines Papierdokuments in die elektronische Form eribrigt sich damit, was durch
Satz 2 klargestellt wird.

Zu Buchstabe c
Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Buchstabe b.
Zu Nummer 15 (8 66 BeurkG-E)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Anderung der Abschnittsbezeichnungen im
BeurkG.
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Zu Nummer 16 (Anderung von § 75 BeurkG)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung.

Zu Nummer 17 (Inhaltstibersicht)

Das BeurkG soll erstmals eine amtliche Inhaltstubersicht erhalten.
Zu Artikel 5 (Anderung der Partnerschaftsregisterverordnung)
Zu Nummer 1 (Anderung von § 7 PRV)

Eine Anderung der bisherigen Regelung in § 7 Partnerschaftsregisterverordnung (PRV) ist
aufgrund des weiterhin richtigen Verweises auf 8 10 HGB-E nicht erforderlich. Durch den
Verweis werden die Neuregelungen in 8 10 HGB-E zur Bekanntmachung auch fir das Part-
nerschaftsregister tibernommen. Allerdings wird zur Klarstellung in 8 7 Satz 2 PRV-E ein
Verweis auf das fur Registerbekanntmachungen zukiinftig zu verwendende Muster in der
Anlage zu § 7 aufgenommen, so wie es auch in 8§ 33 Absatz 5 HRV-E fir das Handelsre-
gister vorgesehen ist.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 8 PRV)

Die Anderung ist eine Folgeanderung zur Anpassung des Bekanntmachungswesens ge-
maf 8§ 10 HGB-E und den 88 27, 33 HRV-E. Da die Bekanntmachung von Eintragungen
auch im Partnerschaftsregister gemaf 8§ 5 Partnerschaftsgesellschaftsgesetz (PartGG) in
Verbindung mit 8 10 HGB-E zukunftig nur noch durch die erstmalige Abrufbarkeit der Ein-
tragung Uber das nach § 9 Absatz 1 HGB bestimmte Informations- und Kommunikations-
system erfolgt, kdnnen in der Bekanntmachung der Eintragung keine zusatzlichen Tatsa-
chen oder Hinweise bekannt gemacht werden. Dies erfolgt zuklnftig geman § 10 Absatz 3
HGB-E liber sogenannte Registerbekanntmachungen (siehe Begrindung zu § 10 HGB-E).
Daher ist der Wortlaut anzupassen und ein unbestimmter Artikel zu verwenden, sodass nur
eine Bekanntmachung erforderlich ist, worunter auch die Registerbekanntmachung nach
§ 10 Absatz 3 HGB-E féllt.

Zu Nummer 3 (Anderung der Anlage 4 zur PRV)

Das neugefasste Muster fir Registerbekanntmachungen im Partnerschaftsregister ist ent-
sprechend dem Muster flr Registerbekanntmachungen beim Handelsregister gestaltet
(siehe Begrindung zu Anlage 3 zu 8§ 33 Absatz 3 HRV-E). Anders als in dem bisherigen
Muster sind in dem neuen Muster nur noch Platzhalter in eckigen Klammern vorgesehen,
da sich die verschiedenen Registerbekanntmachungen inhaltlich stark unterscheiden kon-
nen.

Zu Artikel 6 (Anderung der Genossenschaftsregisterverordnung)
Zu Nummer 1

Die Neufassung des 8 4 der Genossenschaftsregisterverordnung (GRV) ist eine Folge&n-
derung zur Anpassung des registerlichen Bekanntmachungswesens in § 10 HGB-E. Da
fortan auch die Bekanntmachung von Eintragungen im Genossenschaftsregister gemar
8§ 156 GenG-E in Verbindung mit 8 10 HGB-E nur noch durch die erstmalige Abrufbarkeit
der Eintragung Uber das nach 8§ 156 GenG-E in Verbindung mit 8 9 Absatz 1 HGB be-
stimmte Informations- und Kommunikationssystem erfolgt (siehe dazu die Begriindung zu
§ 156 GenG-E), ist sicherzustellen, dass die Eintragungen unverziglich zum Abruf tUber
das Registerportal bereitgestellt werden.
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Zu Nummer 2

Die Anderungen sind Folgeanderungen des § 12 GenG-E zur Anpassung des registerlichen
Bekanntmachungswesens. Da 8 12 Absatz 2 GenG aufgehoben wird, kann nicht mehr da-
rauf Bezug genommen werden. An den einzutragenden Angaben &ndert sich jedoch nichts.

Zu Nummer 3

Es handelt sich um eine Folgeanderung, da die Absatzbezeichnung (1) des § 102 GenG
gestrichen wird.

Zu Nummer 4

Es handelt sich um eine Folgeanderung, da die Absatzbezeichnung (1) des § 102 GenG
gestrichen wird.

Zu Artikel 7 (Anderung der Handelsregisterverordnung)
Zu Nummer 1 (Anderung von § 10 HRV)

Die Anderung in § 10 HRV dient der Umsetzung von Artikel 19 Absatz 2 GesRRL und er-
machtigt die Landesjustizverwaltungen zusatzliche Formen der Einsicht in das Registerblatt
zu ermdglichen. Hierdurch soll es erméglicht werden, neben dem aktuellen oder dem chro-
nologischen Ausdruck auch weitere Formen von Ausdrucken bereitzustellen, etwa nur in
dem nach Artikel 19 Absatz 2 GesRRL erforderlichen Umfang fir den Abruf Gber das Euro-
paische Justizportal oder nur im Hinblick auf bestimmte Eintragungen oder Informationen,
beispielsweise hinsichtlich der Aufzeichnung des genauen Zeitpunktes der erstmaligen Ab-
rufbarkeit einer Eintragung oder zu bestimmten Registerbekanntmachungen. Die Anderung
wird erganzt durch die Anderung in § 30a Absatz 4 HRV.

Zu Nummer 2 (Neufassung von 8§ 11 HRV-E)

Zu § 11 (Bereitstellung von Unternehmensdaten tber das Europaische System der
Registervernetzung)

Durch den neu eingefiigten § 11 HRV-E wird von der geédnderten und nach § 387 Absatz 6
FamFG-E verschobenen Verordnungsermachtigung Gebrauch gemacht und es werden er-
ganzende Regelungen zum Informationsaustausch tber das Européische System der Re-
gistervernetzung getroffen.

Die Neuregelung in § 11 HRV-E dient der Umsetzung von Artikel 19 Absatz 2 GesRRL.
Danach sind zukinftig mindestens die dort genannten Informationen und Urkunden kosten-
los Uber das Europdische System der Registervernetzung zugénglich zu machen. Die bis-
herige Regelung zur kostenlosen Informationsbereitstellung in Artikel 19 Absatz 2 GesRRL
a.F. wurde signifikant erweitert und geht deutlich tber das hinaus, was bisher (ber das
Gemeinsame Registerportal der Lander sowie Uber das Europaische Justizportal als Un-
ternehmenstragerdaten kostenlos abrufbar ist (vergleiche Regierungsbegriindung zu § 9b
Absatz 1 HGB, Bundestagsdrucksache 18/2137, S. 12).

Die Kostenpflichtigkeit des Abrufs von Daten aus dem Handelsregister folgt bislang aus
einer gesetzlichen Regelung in Teil 1 Hauptabschnitt 1 Abschnitt 4 des Kostenverzeichnis-
ses in der Anlage zu § 4 Justizverwaltungskostengesetz (JVKostG). 8 11 HRV-E regelt le-
diglich den Inhalt der Informationstibermittlung. Die Aufhebung der Kostenpflichtigkeit flr
den Datenabruf folgt aus der Aufhebung von Teil 1 Hauptabschnitt 1 Abschnitt 4 im Rahmen
der Anderungen des JVKostG (siehe dazu die Begriindung zu den Anderungen im
JVKostG).
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Zu den wesentlichen Erganzungen der Neufassung von Artikel 19 Absatz 2 GesRRL geho-
ren die Informationen tGber den Gegenstand des Unternehmens (Artikel 19 Absatz 2 Buch-
stabe f GesRRL), die Angaben zu den vertretungsberechtigten Organmitgliedern und deren
Vertretungsbefugnis (Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe g GesRRL) sowie zu den von der Ge-
sellschaft in anderen Mitgliedstaaten eingerichteten Zweigniederlassungen (Artikel 19 Ab-
satz 2 Buchstabe h GesRRL). Anders als fir die Informationen geman Artikel 20, 34 (Eroff-
nung oder Beendigung von Verfahren zur Abwicklung oder Insolvenz) GesRRL sowie fur
die Informationen gemaR Artikel 28a (Online-Eintragung der Zweigniederlassung), Arti-
kel 28¢ (Aufhebung der Zweigniederlassung) und Artikel 30a (Anderung von Urkunden und
Informationen der Gesellschaft) GesRRL, enthalt die neu gefasste EU-Durchfihrungsver-
ordnung zum Europaischen System der Registervernetzung fur die Ubermittlung der in Ar-
tikel 19 Absatz 2 und Artikel 30 GesRRL genannten Informationen keine detaillierten Best-
immungen. Daher ist es nun sinnvoll, diese Informationsiubermittiung im Rahmen der Han-
delsregisterverordnung ausdrticklich im Einzelnen zu regeln.

Die Informationstibermittlungspflicht nach § 11 HRV-E ergénzt insoweit die bestehenden
Ubermittlungspflichten nach § 9b Absatz 1 Satz 2 HGB, als deren Teil sie anzusehen ist,
und tritt neben die ebenfalls angepassten Ubermittlungspflichten in § 9b Absatz 2 Num-
mer 5 und § 13a Absatz 4 und 5 HGB-E. § 11 HRV-E trifft jedoch keine Regelungen Uber
die Form oder die Art und Weise der Informationsiibermittlung, sondern lasst dies bewusst
offen. Dementsprechend kann die Ubermittlung sowohl dadurch erfolgen, dass die tiber das
Europdische Justizportal gemall 8 9b Absatz 1 HGB bereitgestellten Informationen aus
dem deutschen Registerportal generell zuganglich gemacht werden, oder aber dadurch,
dass die in 8§ 11 HRV-E genannten Informationen ganz oder teilweise separat zuganglich
gemacht werden, etwa durch einen speziellen Handelsregisterausdruck fir diese Zwecke.

Zu Absatz 1

GemaR Absatz 1 erstreckt sich der Anwendungsbereich der Ubermittlungspflicht geman
§ 11 HRV-E entsprechend dem Anwendungsbereich der Bestimmungen in Abschnitt 1A der
GesRRL nur auf Kapitalgesellschaften, das heif3t GmbH, Aktiengesellschaft, KGaA.

Die Ubermittlungspflicht zur Umsetzung der Artikel 28a Absatz 7 und Artikel 28c GesRRL
in Bezug auf Informationen tUber Zweigniederlassungen von Kapitalgesellschaften, die dem
Recht eines anderen Mitgliedstaates der Europaischen Union oder eines anderen Vertrags-
staates des EWR unterliegen, ergibt sich hingegen unmittelbar aus § 9b Absatz 1 Satz 1,
Absatz 2 Nummer 5 und 6 HGB-E (vergleiche Begriindung zu § 9 Absatz 2 HGB-E).

Gemal 8§ 11 Absatz 1 Satz 1 HRV-E sind mindestens die in Absatz 2 genannten Daten zum
Abruf Uber das Européische Justizportal bereitzustellen. Absatz 1 Satz 2 stellt ausdrticklich
klar, dass Uber diesen Mindestsatz an Daten hinaus weitere Daten nach den gesetzlichen
Regelungen in 8 9b Absatz 1 und Absatz 2 HGB zu Ubermitteln sind.

Durch den Verweis auf § 9b Absatz 3 HGB wird nochmals ausdriicklich klargestellt, dass
die darin enthaltene Ermachtigung der Landesjustizverwaltungen zur Bestimmung des In-
formations- und Kommunikationssystems und die Zustandigkeitszuweisung auch fir die In-
formationsibermittlung nach § 11 HRV-E gilt, auch wenn dies bereits daraus folgt, dass es
sich bei den Daten um eine Teilmenge der Daten nach § 9b Absatz 1 Satz 2 HGB handelt.

Zu Absatz 2

Absatz 2 bestimmt die in Bezug auf Kapitalgesellschaften zu tGbermittelnden Daten und
dient damit der Umsetzung von Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe a bis h GesRRL.

Von der Option in Artikel 19 Absatz 4 GesRRL den Abruf der Daten Uber die Internetseite
und den Unternehmensgegenstand nur flr Behdrden anderer Mitgliedstaaten kostenlos zu
gestalten, wird kein Gebrauch gemacht, da das Handelsregister einerseits keine Informati-
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onen Uber die Internetseite enthalt und andererseits ein kostenpflichtiger Abruf des Unter-
nehmensgegenstands bei einer generellen Streichung der Abrufgeblhren nicht sinnvoll
ware und im Ubrigen die Gebuhrenerhebung auch deutlich verkomplizieren wirde.

Die in Nummer 1 bis 7 aufgefthrten Daten entsprechen der Auflistung in Artikel 19 Absatz 2
Buchstabe a bis ¢ sowie e bis h GesRRL. Die Ubermittlung der Internetseite nach Buch-
stabe d entfallt, da diese Information nicht im Handelsregister verzeichnet ist.

Zu Nummer 1 bis Nummer 3

Die in Nummer 1 bis 3 genannten Daten entsprechen der bisherigen Fassung von Artikel 19
Absatz 2 GesRRL und werden bereits als sogenannte Unternehmenstragerdaten kostenlos
zuganglich gemacht (vergleiche Regierungsbegriindung zu § 9b Absatz 1 HGB, Bundes-
tagsdrucksache 18/2137, S. 12).

Zu Nummer 4

Nummer 4 betrifft den Status der Gesellschaft gemaf Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe e Ges-
RRL. Von den dort genannten Kategorien enthalt das Handelsregister lediglich Informatio-
nen dariiber, ob eine Kapitalgesellschaft aufgelést wurde, das heil3t ob sich die Gesellschaft
in Liquidation befindet oder ob die Gesellschaft aus dem Handelsregister geldscht wurde.
Informationen dariiber, ob eine Gesellschaft wirtschaftlich tatig ist, sind im Handelsregister
nicht enthalten, daher beschrankt sich die Ubermittlungspflicht gemalR Nummer 4 nur auf
die vorhandenen Informationen zur Auflésung und Léschung.

Zu Nummer 5 und Nummer 6

Gemald Nummer 5 ist der Gegenstand der Gesellschaft zu Gbermitteln und gemar Num-
mer 6 sind die Angaben zu den organschaftlichen Vertretern der Gesellschaft sowie Anga-
ben zu deren Vertretungsbefugnis zu tUbermitteln. Letzteres umfasst zunachst die perso-
nenbezogenen Angaben zu den vertretungsberechtigten Organmitgliedern, das heil3t deren
Name, Vorname, Geburtsdatum und Wohnort. Des Weiteren ist mindestens die Angabe
erforderlich, ob die Organmitglieder einzelvertretungsbefugt sind oder ein Fall einer gemein-
schaftlichen Vertretungsbefugnis besteht, also beispielsweise die Vertretungsbefugnis ei-
ner Geschaftsfihrerin oder eines Geschéftsfiihrers nur mit einer weiteren Geschaftsfihrerin
beziehungsweise einem weiteren Geschaftsfilhrer oder einem Prokuristen. Insoweit gentigt
bereits die generelle Angabe ,Einzelvertretungsbefugnis® oder ,Gemeinschaftliche Vertre-
tungsbefugnis®, unabhangig von der konkreten Ausgestaltung der gemeinschaftlichen Ver-
tretungsbefugnis. Die Ubermittlung der Daten zur allgemeinen Vertretungsregelung und zur
besonderen Vertretungsregelung, wie sie grundsatzlich im Handelsregister geman § 43 Zif-
fer 4 HRV eingetragen sind, ist danach nicht zwingend erforderlich, wéare aber nach der
DigRL zuléssig, da diese nur Mindestangaben vorschreibt.

Zu Nummer 7

Eine wesentliche Neuerung stellen die gemaf Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe h GesRRL
bereitzustellenden Informationen Uber alle in anderen Mitgliedstaaten der Europaischen
Union oder Vertragsstaaten des EWR eingerichtete Zweigniederlassungen der Gesell-
schaft dar.

Diese Daten sind bislang nicht im Handelsregister verzeichnet, da Informationen tber aus-
landische Zweigniederlassungen einer Gesellschaft derzeit nicht eingetragen werden. Aus
Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe h GesRRL folgt jedoch nunmehr die Verpflichtung zur Be-
reitstellung dieser Daten tber das Europaische System der Registervernetzung. Dement-
sprechend missen korrespondierend dazu auch die Daten Uber auslandische Zweignieder-
lassungen in anderen Mitglied- und Vertragsstaaten im Handelsregister eingetragen wer-
den. Dies wird unter anderem durch die Neuregelungen in § 13a Absatz 3 HGB-E und § 43
Nummer 2 Buchstabe b HRV-E umgesetzt.
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Fur die erstmalige Eintragung der Informationen Uber bestehende auslandische Zweignie-
derlassungen von Kapitalgesellschaften mit Sitz im Inland ist eine europaweite Aktualisie-
rung der Handelsregisterdaten erforderlich, deren technische Umsetzung seitens der Euro-
paischen Kommission vorbereitet wird.

Nummer 7 sieht daher die Verpflichtung vor, zukinftig auch diese Informationen Uber
Zweigniederlassungen der Gesellschaft in anderen Mitglied- oder Vertragsstaaten an die
zentrale Europdische Plattform zu Gibermitteln, sodass die Daten kostenlos tber das Euro-
paische System der Registervernetzung zugéanglich gemacht werden kénnen.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 16a HRV)
Dies ist eine Folgeanderung zur Anderung von § 30a HRV.
Zu Nummer 4 (Streichung von § 17 Absatz 2 Satz 2 HRV)

Die Streichung von § 17 Absatz 2 Satz 2 HRV ist eine Folgednderung zur Anpassung des
Bekanntmachungswesens in § 10 HGB-E. Da zukinftig die Bekanntmachung grundsatzlich
gleichbedeutend mit der erstmaligen Abrufbarkeit einer Tatsache Uber das Registerportal
ist (siehe die Begrindung zu 8§ 10 HGB-E) bedarf es nicht langer der Regelung in Satz 2
zum Wegfall der Bekanntmachungspflicht bei unwesentlichen Punkten der Eintragung.
Auch diese sind zukinftig bekanntzumachen, da sie zusammen mit der Eintragung zum
Abruf Uber das Registerportal bereitgestellt werden missen.

Zu Nummer 5 (Anderung der Uberschrift von Abschnitt I11)

Die Anderung der Uberschrift ist eine Folgeanderung zur Anpassung des Bekanntma-
chungswesens in § 10 HGB-E und zu den Anderungen in den §§ 23ff. HRV-E. Da die re-
gulare Bekanntmachung nicht l&nger durch eine zusatzliche Offenlegungsmitteilung mit ei-
genem Wortlaut erfolgt, sondern lediglich tiber die Abrufbarkeit der Eintragung erfolgt und
§ 33 HRV-E dementsprechend nur noch die separate Registerbekanntmachung regelt, ist
auch die Uberschrift entsprechend anzupassen.

Zu Nummer 6 (Anderung von § 25 HRV)
Zu Buchstabe a (Anderung von § 25 Absatz 1 Satz 2 HRV)

Die Anderung ist eine Folgeanderung zur Anpassung des Bekanntmachungswesens in § 10
HGB-E. Da die Bekanntmachung einer Eintragung nunmehr durch deren erstmalige Abruf-
barkeit Uber das Registerportal erfolgt, beschrénkt sich die Zusténdigkeit des Richters auf
die Entscheidung Uber die erforderlichen Registerbekanntmachungen im Sinne des § 10
Absatz 3 HGB-E (siehe Begriindung zu 8§ 10 HGB-E).

Zu Buchstabe b (Anfligen von § 25 Absatz 3 HRV-E)

Die Regelung in § 25 Absatz 3 HRV-E setzt Artikel 13g Absatz 7 und Artikel 28a Absatz 6
GesRRL um. Danach ist fur die Online-Grindung einer GmbH mit ausschlief3lich natirli-
chen Personen als Gesellschaftern sowie fir die Online-Eintragung einer Zweigniederlas-
sung grundsatzlich eine Frist von finf Arbeitstagen bei der Verwendung von Mustern be-
ziehungsweise von zehn Arbeitstagen in anderen Féllen vorgesehen. In beiden Fallen be-
ginnt die Frist jedoch jeweils erst dann, wenn alle erforderlichen Unterlagen fir die Anmel-
dung eingereicht wurden und etwaige Eintragungshindernisse beseitigt wurden. Dies um-
fasst insbesondere auch etwaige Stellungnahmen der Organe des Handelsstandes gemaf
§ 23 in Verbindung mit 8 380 Absatz 2 FamFG. Die Frist beginnt erst dann, wenn auch
dieses dem Gericht vorliegt. Die Regelung gilt iberdies nur fir die Félle, in denen die neuen
Verfahren der Online-Griindung der GmbH beziehungsweise der Online-Eintragung ge-
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nutzt werden. Fur Prasenzverfahren gelten diese Fristen nicht. Fir die Information der An-
tragssteller durch die Registergerichte genigt die allgemeine Angabe von Griinden fir die
Verzodgerung. Spezielle Anforderungen bestehen insoweit nicht.

Zu Nummer 7 (Anderung von § 27 HRV)
Zu Buchstabe a bis Buchstabe ¢

Die Anderungen in § 27 Absatz 1 und 2 HRV-E sind Folgeanderungen zur Anpassung des
Bekanntmachungswesens in § 10 HGB-E. Fir die Bekanntmachung einer Eintragung oder
Tatsache bedarf es nicht langer einer separaten Verfigung durch den Richter oder den
Urkundsbeamten der Geschéftsstelle, da die Bekanntmachung mit der erstmaligen Abruf-
barkeit Uber das Registerportal erfolgt. Ebenso wenig bedarf es daher einer besonderen
Verfiigung fur den abweichenden Wortlaut einer Bekanntmachung (zur Registerbekannt-
machung siehe § 33 HRV-E).

Zu Buchstabe d (Anfiigen von Absatz 5)

Die neu eingefugte Ermé&chtigung der Landesjustizverwaltung zur elektronischen Aufzeich-
nung des genauen Zeitpunktes der erstmaligen Abrufbarkeit einer Eintragung soll die Lan-
desjustizverwaltung in die Lage versetzen, den Abruf dieser Informationen Uber das Regis-
terportal zu ermdglichen, sofern hierfur die entsprechenden technischen Voraussetzungen
bestehen. Aufgrund der Regelung zum Geltungszeitpunkt der Bekanntmachung in § 10 Ab-
satz 4 HGB-E ist die elektronische Aufzeichnung dieser Informationen fir den Rechtsver-
kehr nicht zwingend erforderlich und wird daher in das Ermessen der Landesjustizverwal-
tung gestellt.

Zu Nummer 8 (Anderung von § 29 HRV)
Zu Buchstabe a

Die Streichung der Beschrénkung auf inlandische Geschéaftsanschriften in 8 29 Absatz 1
Nummer 5 HRV-E ist eine Folgeanderung zur Anderung in § 43 HRV und zur Aufnahme
von Informationen Uber auslandische Zweigniederlassungen, die nicht Uber eine inlandi-
sche Geschéftsanschrift verfigen.

Zu Buchstabe b

Das Anfligen der neuen Nummer 5 mit einer Zustandigkeit des Urkundsbeamten der Ge-
schéaftsstelle fur die elektronische Aufzeichnung der erstmaligen Abrufbarkeit einer Eintra-
gung oder Tatsache, wenn die Landesjustizverwaltung dies bestimmt, ist eine Folge&nde-
rung zur Anderung von § 27 Absatz 5 HRV-E.

Zu Nummer 9 (Anderung von § 30a HRV)
Zu Buchstabe a

Die Anderung steht im Zusammenhang mit der Erganzung in § 10 Absatz 2 Satz 2 HRV-E,
die die Landesjustizverwaltung erméchtigt zusétzliche Formen der Einsicht in das Register-
blatt zu ermdglichen. Durch die Anderung in § 30a Absatz 4 HRV soll es erméglicht werden,
neben dem aktuellen oder dem chronologischen Ausdruck auch weitere Formen von Aus-
drucken bereitzustellen, etwa fur die Gber das Europaische System der Registervernetzung
nach Artikel 19 Absatz 2 GesRRL bereitzustellenden Informationen.
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Zu Buchstabe b

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 16a Absatz 4 GesRRL und ist eine Folge-
anderung zu der Anderung in § 9 Absatz 3 Satz 2 HGB-E. Danach haben die Mitgliedstaa-
ten sicherzustellen, dass vom Register Gibermittelte elektronische Kopien und Ausziige der
Urkunden und Informationen Uber Vertrauensdienste nach der elDAS-Verordnung authen-
tifiziert werden.

Zu Nummer 10 (Neufassung der 88 32 bis 34 HRV-E)
Zu 8§ 32 (Bereitstellung der Eintragung zum Abruf)

Die Neufassung von § 32 HRV-E ist ein wesentlicher Baustein zur Anderung des Bekannt-
machungswesens. Da die Bekanntmachung einer Eintragung zukunftig tber deren erstma-
lige Abrufbarkeit im Registerportal erfolgt, ist eine unverzigliche Bereitstellung der Eintra-
gung zum Abruf Gber das von der Landesjustizverwaltung nach § 9 Absatz 1 Satz 2 HGB
bestimmte elektronische Informations- und Kommunikationssystem unerlasslich. § 32
HRV-E enthalt daher die entsprechende Verpflichtung zur unverziiglichen Bereitstellung
der Daten zum Abruf Uber das nach § 9 Absatz 1 HGB bestimmte elektronische Informa-
tions- und Kommunikationssystem.

Zu § 33 (Registerbekanntmachungen nach § 10 Absatz 3 des Handelsgesetzbuchs)

Der neugefasste § 33 HRV-E ist eine Folgeanderung zur Anpassung des Bekanntma-
chungswesens in § 10 HGB-E und dient als zentrale Norm zur Regelung der sogenannten
Registerbekanntmachungen nach § 10 Absatz 3 HGB. Dabei handelt es sich im Wesentli-
chen um diejenigen Bekanntmachungen nach bisherigem Recht, die ohne eine Eintragung
oder zusatzlich zu einer Eintragung erfolgt sind, beispielweise bei der Einreichung von Lis-
ten von Aufsichtsratsmitgliedern zum Handelsregister gemaR § 106 AktG oder bei Hinwei-
sen auf Glaubigerrechte nach § 22 Absatz 1 UmwG. Fir diese Arten von Bekanntmachun-
gen besteht auch weiterhin ein Bedirfnis. Insoweit bedarf es daher einer neuen Regelung
in der HRYV fir diese Registerbekanntmachungen, die sich jedoch inhaltlich weitgehend an
den bisherigen Regelungen zu einer Bekanntmachung orientiert (siehe Begriindung zu § 10
Absatz 3 HGB-E).

Zu Absatz 1

Der wesentliche Unterschied zu den bisherigen Bekanntmachungen besteht darin, dass die
neuen Registerbekanntmachungen nicht mehr in einem separaten Bekanntmachungsportal
unter ehemals www.handelsregisterbekanntmachungen.de veroéffentlicht werden, sondern
in demselben Registerportal, welches gemalf’ § 9 Absatz 1 HGB zum Abruf der Handelsre-
gisterdaten bestimmt wurde. Dort sollen die Registerbekanntmachungen zukiinftig bei der
jeweiligen Gesellschaft abrufbar sein, sodass alle Informationen zentral an einem Ort ein-
sehbar sind. Absatz 1 bestimmt dementsprechend, dass die Bereitstellung der Registerbe-
kanntmachungen zum Abruf in dem nach 8 9 Absatz 1 HGB bestimmten elektronischen
Informations- und Kommunikationssystem zu erfolgen hat.

Zu Absatz 2

Absatz 2 entspricht gro3tenteils der bisherigen Regelungen zur Bekanntmachung in 8§ 27
Absatz 1, Absatz 2 Satz 2 und 3 HRV. Diese gelten nun nur noch fir die Registerbekannt-
machungen, wobei insoweit an der bisherigen Praxis weitgehend festgehalten werden
kann.

Zu Absatz 3

Absatz 3 entspricht der bisherigen Regelung in 8 33 Absatz 1 HRV und gilt zukinftig nur
noch fur die Registerbekanntmachungen.
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Zu Absatz 4

Absatz 4 entspricht weitgehend dem bisherigen 8 33 Absatz 2 HRV, mit dem Unterschied,
dass die Angabe eines Eintragungstages nur noch dann erforderlich ist, wenn die Register-
bekanntmachung im Zusammenhang mit einer Eintragung steht. Dies kann etwa der Fall
sein, wenn zusatzlich zu einer Eintragung bestimmte Hinweise bekanntzumachen sind, bei-
spielsweise gemaf den 8§ 225, 233, 303 AktG oder § 5 SE-Ausfiihrungsgesetz (SEAG).
Hierdurch soll ermdglicht werden, dass die bisherige registerrechtliche Praxis fir diese Falle
mdglichst weitgehend aufrechterhalten werden kann.

Zu Absatz 5

Absatz 5 entspricht weitgehend dem bisherigen § 33 Absatz 3 HRV, der im Hinblick auf die
Registerbekanntmachungen angepasst wird. Absatz 5 Satz 1 verweist daher weiterhin auf
ein entsprechendes Muster in der Anlage.

Absatz 5 Satz 2 bestimmt, dass in der Registerbekanntmachung zukiinftig entsprechend
der bisherigen Regelung zur Bekanntmachung der Tag der Registerbekanntmachung an-
zugeben ist. Dies ist das Datum, an dem die Registerbekanntmachung verfiigt wurde und
ist daher nicht zwangslaufig identisch mit dem Tag der Bekanntmachung der Registerbe-
kanntmachung, also dem Tag, an dem die Registerbekanntmachung gemaR § 10 Absatz 1
HGB-E erstmals Uber das nach 8 9 Absatz 1 HGB bestimmte elektronische Informations-
und Kommunikationssystem abrufbar war. Allerdings findet insoweit § 10 Absatz 4 HGB-E
Anwendung, sodass fur den Rechtsverkehr grundsétzlich dieses Datum von entscheiden-
der Bedeutung ist, da mit Ablauf dieses Tages die Tatsache als bekannt gemacht gilt. Dies
kann insbesondere fir einen Fristbeginn von entscheidender Bedeutung sein.

Die Aufhebung von 8§ 34 HRYV ist eine Folge&dnderung zur Anpassung des Bekanntma-
chungswesens. Fir die Registerbekanntmachungen sind diese erganzenden Angaben
nicht erforderlich.

Zu Nummer 11 (Anderung von § 35 HRV)

Die Anderung des § 35 HRYV ist eine Folgeanderung zur Anderung des § 10 HGB und der
88 27, 33 HRV.

Zu Nummer 12 (Anderung von § 38a HRV)

Die Anderung des § 38a Absatz 3 HRV ist eine Folgednderung zur Anderung des § 10 HGB
und der 88 27, 33 HRV.

Zu Nummer 13 (Einfigen von § 38b HRV-E)

Der neu eingefligte 8 38b HRV dient der Umsetzung von Artikel 28a Absatz 2 Satz 2 2. Al-
ternative, Absatz 5 Unterabsatz 1 GesRRL. Hierdurch wird es den Registergerichten aus-
driicklich ermdglicht, bei Verfahren zur Eintragung der Zweigniederlassung einer Kapital-
gesellschaft, die dem Recht eines anderen Mitgliedstaates der Europaischen Union oder
eines anderen Vertragsstaates des Abkommens tber den EWR unterliegt, Uber das Euro-
paische System der Registervernetzung direkt auf die in dem fir die Gesellschaft zustandi-
gen Register des jeweiligen Mitgliedstaates gespeicherten Urkunden und Informationen zu-
zugreifen.

Zwar bleibt es weiterhin gemaf § 13e Absatz 2 Satz 2 HGB grundsatzlich die Verantwor-
tung der Anmeldenden den Nachweis des Bestehens der Gesellschaft zu erbringen. Dem
stehen auch die Bestimmungen der DigRL nicht entgegen, da die entsprechenden Nach-
weise, etwa ein Registerauszug mit beglaubigter Ubersetzung oder eine Notarbescheini-
gung nach 8§ 21 BNotO, auch im Falle einer Beglaubigung mittels Videokommunikation
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nach § 40a BeurkG durch den Notar elektronisch an das Registergericht Gbermittelt werden
kénnen (siehe im Ubrigen Begriindung zu § 16d BeurkG-E).

Die Registergerichte werden durch die Neuregelung in 8 38b HRV jedoch in die Lage ver-
setzt, im Rahmen ihrer Amtsermittlungspflicht gemaf den 88 26, 29 FamFG bei Zweifeln
an der Richtigkeit von angemeldeten oder eingereichten Informationen oder Urkunden,
diese anhand der Urkunden und Informationen aus dem ausléndischen Register zu Uber-
prufen.

Die Regelung ist nicht als abschlie3end zu verstehen und berthrt daher insbesondere nicht
die generelle Befugnis der Registergerichte aufgrund der Amtsermittlungspflicht nach den
88 26, 29 FamFG Informationen aus offentlich zuganglichen Registern oder von anderen
offentlichen Stellen oder Behdrden einzuholen.

Zu Nummer 14 (Anderung von § 43 HRV)

Durch die Anderung von § 43 Nummer 2 Buchstabe b HRV werden Artikel 19 Absatz 2
Buchstabe h und Artikel 30a GesRRL umgesetzt. Hierdurch wird erstmalig die Eintragung
von Informationen Uber auslandische Zweigniederlassungen, die dem Recht eines anderen
Mitgliedstaates der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des EWR un-
terliegen, bei einer Gesellschaft ermoglicht. Die Eintragung dieser Informationen im Han-
delsregister ist nach den Vorgaben der DigRL zwingend erforderlich, denn einerseits kann
ohne die Eintragung dieser Informationen auch keine Zuganglichmachung nach Artikel 19
Absatz 2 Buchstabe h GesRRL erfolgen und andererseits sehen Artikel 28a Absatz 7 und
Artikel 28c GesRRL ausdriicklich vor, dass der Mitgliedstaat der Gesellschaft die Informa-
tionen Uber die Errichtung oder Aufhebung einer Zweigniederlassung in einem anderen Mit-
gliedstaat der Européischen Union oder Vertragsstaat des EWR unverziglich in seinem
Register verzeichnet.

Die Eintragung der auslandischen Zweigniederlassungen einer inlandischen Kapitalgesell-
schaft soll zuktnftig an gleicher Stelle wie die Eintragung inlandischer Zweigniederlassun-
gen erfolgen, das heil3t bei der jeweiligen Gesellschaft in Spalte 2 unter Buchstabe b. Die
Eintragung beschrankt sich auf die in § 13a Absatz 3 HGB-E und § 43 Nummer 2 Buch-
stabe b HRV-E genannten Informationen. Eine dartiberhinausgehende Eintragung von In-
formationen Uber die auslandische Zweigniederlassung einer inlandischen Kapitalgesell-
schaft aus einer Mitteilung Uber das Europaische System der Registervernetzung ist nicht
erforderlich. Eine separate Eintragung der auslandischen Zweigniederlassung im deut-
schen Handelsregister ist naturgemaf ebenfalls nicht erforderlich.

Die Eintragung der Informationen tber die auslandische Zweigniederlassung sollte zur Ver-
meidung von Ubersetzungsfehlern in der Sprache der jeweils erhaltenen Mitteilung aus dem
entsprechenden Mitgliedstaat oder Vertragsstaat erfolgen. Hilfsweise kann zusétzlich von
Amts wegen auch eine Ubersetzung eingetragen werden. GemaR Ziffer 9 des Anhangs der
EU-Durchfuhrungsverordnung sollen unter anderem Glossare und kontrollierte Vokabulare
fur die Mitgliedstaaten auf der Europaischen Plattform bereitgestellt werden. Die Informati-
onen Uber die auslandische Zweigniederlassung sind in der Mitteilung bereits entsprechend
den Vorgaben der EU-Durchfiihrungsverordnung strukturiert, sodass sie sich auch ohne
Ubersetzung korrekt den einzelnen Kategorien (Ort, Geschéaftsanschrift, Postleitzahl, Staat,
Registernummer und einheitliche europaische Kennung) zuordnen lassen.

Zu Nummer 15 (Anderung der Anlage 3 zu § 33 HRV)

Infolge der Anpassung der Regelungen zur Bekanntmachung von Eintragungen gemaf 810
HGB-E und den 88 27, 33 HRV-E war auch das bisherige Muster fiir die Bekanntmachung
von Eintragungen zu streichen. Stattdessen wird ein neues Muster flr die Registerbekannt-
machungen gemaf § 10 Absatz 3 HGB-E, § 33 Absatz 5 HRV-E eingefligt. Anders als in
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dem bisherigen Muster fir Bekanntmachungen sind in dem neuen Muster jedoch Uberwie-
gend nur noch Platzhalter in eckigen Klammern vorgesehen, da sich die verschiedenen
Registerbekanntmachungen inhaltlich stark unterscheiden kénnen.

Zu Artikel 8 (Anderung des Gesetzes liber das Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit)

Zu Nummer 1 (Anfigen von 8§ 387 Absatz 6 FamFG)

Die bisherige Erméachtigung in 8 9b Absatz 4 HGB zum Erlass einer Rechtsverordnung zur
Regelung einzelner Bestimmungen in Bezug auf das Européische System der Registerver-
netzung wird aus systematischen Grunden in 8 387 Absatz 6 FamFG verschoben und mit
der Verordnungserméachtigung fur die HRV zusammengefasst. Dadurch soll es kiinftig mog-
lich sein, in der HRV auch Regelungen in Bezug auf das Européische System der Regis-
tervernetzung zu treffen, wie es mit den 88 11, 38b HRV-E im Rahmen dieses Gesetzes
erfolgt. Das Européische System der Registervernetzung ist sowohl technisch als auch
rechtlich eng mit den Regelungen zum Handelsregister verbunden, sodass sich eine Rege-
lung in einer gemeinsamen Verordnung anbietet.

Die nationalen Regelungen zum Européaischen System der Registervernetzung werden zu-
dem erganzt durch die detaillierten Regelungen in der EU-Durchfihrungsverordnung zur
GesRRL). Bereits die Regelungen der alten Fassung der Durchfiihrungsverordnung der Eu-
ropaischen Kommission?, die in den Mitgliedstaaten unmittelbar anwendbar war, waren
hinreichend spezifiziert; daher bedurfte es bislang keiner Ausiibung der in § 9b Absatz 4
HGB enthaltenen Erméachtigung. Zukunftig sollen jedoch zur Umsetzung der Richtlinienbe-
stimmungen flankierende Regelungen zum Europaischen System der Registervernetzung
in die HRV aufgenommen werden kdnnen.

Die in 8 9b Absatz 4 Nummer 4 HGB bisher enthaltene Ermachtigung zur Bestimmung des
Zeitpunktes der erstmaligen Dateniibermittlung wird gestrichen, da hiervon kein Gebrauch
gemacht werden musste, nachdem die Europaische Kommission den Zeitpunkt nicht, wie
in Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Richtlinie 2012/17/EU vorgesehen, im Amtsblatt ver-
offentlich hat, sondern die Datentbermittiung mit Inkrafttreten der unmittelbar anwendbaren
Durchfuihrungsverordnung bereits begann.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 393 Absatz 2 FamFG)

Die Anderung des § 393 Absatz 2 FamFG ist eine Folgeanderung zur Anderung des Be-
kanntmachungswesens beim Handelsregister gemaR § 10 HGB-E und den 88 27, 33 HRV-
E.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 394 Absatz 2 FamFG)

Die Anderung des § 394 Absatz 2 Satz 2 FamFG ist eine Folgeanderung zur Anderung des
Bekanntmachungswesens beim Handelsregister gemafl? § 10 HGB-E und den 88 27, 33
HRV-E.

Zu Artikel 9 (Anderung der Handelsregistergebiihrenverordnung)

Die getroffenen Regelungen zur Offenlegung von Urkunden und Informationen und dem
damit verbundenen Verzicht auf die Erhebung von Abrufgebihren fur Abrufe aus dem Han-
dels-, Partnerschafts- und Genossenschaftsregister machen als Folgednderung die Rege-

?) Durchfiihrungsverordnung (EU) 2015/884 der Kommission vom 8. Juni 2015 zur Festlegung techni-
scher Spezifikationen und Verfahren fir das System der Registervernetzung gemaR Richtlinie
2009/101/EG des Europaischen Parlaments und des Rates (ABI. L 144 vom 10.6.2015, S. 1).



-161 - Drucksache 144/21

lungen von Gebuhren zur Kompensation des Aufwands flr die Bereitstellung von Register-
daten und von Dokumenten und die Anpassung der Handelsregistergebuhrenverordnung
(HRegGebV) erforderlich (vergleiche hierzu die Ausfuhrungen unter A. 11. 2.).

Zu Nummer 1 (Anderung von § 1 HRegGebV)

Zukunftig sollen fir Handels-, Partnerschafts- und Genossenschaftsregister auch die Ge-
bihren fur die Bereitstellung von Registerdaten und von Dokumenten, die zum Register
zum Abruf eingereicht wurden, nach dem Gebuhrenverzeichnis zur Handelsregistergebuih-
renverordnung (GV HRegGebV) erhoben werden. Der Wortlaut des § 1 Satz 1 HRegGebV
soll daher durch Aufnahme dieser gebuhrenpflichtigen Tatigkeit erganzt werden.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 2 HRegGebV)

Durch §2 Absatz 2 der Handelsregistergebihrenverordnung in der Entwurfsfassung
(HRegGebV-E) soll insbesondere vor dem Hintergrund des Wortlauts des § 2 Absatz 1
HRegGebV eine Klarstellung dahingehend erfolgen, dass die Gebuhren fur die Bereitstel-
lung von Registerdaten oder Dokumenten zum Abruf neben den Gebuhren fir Eintragun-
gen im Register oder Entgegennahmen zum Register gesondert erhoben werden und der
entsprechende Aufwand nicht bereits durch die Gebuhren fir die Eintragung oder Entge-
gennahme abgegolten ist. Systematisch soll die Regelung daher als Absatz 2 eingefiigt und
die geltenden Abséatze 2 bis 4 entsprechend verschoben werden.

Zu Nummer 3 (Anderung der Anlage (Gebiihrenverzeichnis))
Zu Buchstabe a

Bei Genossenschaften soll die Liquidationser6ffnungsbilanz kinftig nicht mehr zum Genos-
senschaftsregister eingereicht, sondern dem Unternehmensregister Ubermittelt werden
(siehe § 89 Satz 3 GenG-E). Nummer 5001 GV HRegGebV wird dadurch gegenstandslos
und kann aufgehoben werden.

Zu Buchstabe b

Mit Nummer 6000 GV HRegGebV soll ein neuer Gebiihrentatbestand fir die Bereitstellung
von Registerdaten oder Dokumenten zum Abruf aus dem jeweiligen Register aufgenommen
werden. Die Gebihr soll dabei 1/3 der Gebuhr fur die Eintragung oder Entgegennahme
nach den Teilen 1 bis 5 des GV HRegGebV betragen und gesondert zu jeder dieser Ge-
bihren anfallen.

Die Bereitstellung der Registerdaten oder Dokumente zum Abruf stellt eine von der Eintra-
gung bzw. Entgegennahme zu unterscheidende Téatigkeit dar, durch die ein eigenstandiger
Aufwand entsteht. Zur Bereitstellung der Registerdaten und Dokumente ist derjenige ver-
pflichtet, in dessen Angelegenheiten die Eintragung bzw. Hinterlegung erfolgt ist. Die An-
meldenden haben eine Pflicht zur Anmeldung bestimmter Tatsachen und Einreichung be-
stimmter Dokumente, § 14 HGB. Die Pflicht zur Anmeldung und Einreichung, damit die
Pflicht zur Bereitstellung bestimmter Informationen, wird dadurch erfillt, dass die Informa-
tionen zur Eintragung angemeldet, im Register eingetragen und im Registerportal bekannt-
gemacht werden. Erst nach Eintragung und Bekanntmachung muss ein Dritter die einge-
tragene Tatsache gegen sich gelten lassen, § 15 HGB. Fir Kapitalgesellschaften gilt zudem
Artikel 16 Absatz 3 GesRRL, wonach die Offenlegung von den in Artikel 14 GesRRL be-
zeichneten Urkunden und Informationen dadurch erfolgt, dass sie im Register offentlich zu-
ganglich gemacht werden. Die Bekanntmachung der Eintragungen und der Dokumente er-
folgt durch ihre Abrufbarkeit Uber das Registerportal (das nach § 9 Absatz 1 HGB be-
stimmte elektronische Informations- und Kommunikationssystem), § 10 HGB-E.

Mit der Gebuhr soll der regelmaRig entstehende Aufwand entgolten werden, der mit der
Bereitstellung der Registerdaten und Dokumente regelmé&Rig einhergeht. Dieser umfasst
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zum einen den im gemeinsamen Registerportal der Lander und zum anderen den im Rah-
men des Fachverfahrens in den einzelnen Landern entstehenden Aufwand. In diesem Zu-
sammenhang ist jedoch zum einen die mit dem Wegfall der Abrufgebuhren (vergleiche
hierzu die Ausfihrungen zu Artikel 13 Nummer 1) einhergehende Reduzierung des Auf-
wands der Kosteneinziehung zu berticksichtigen. Zudem erfolgt die Bereitstellung auch in
erheblichem MaRRe zugunsten von Stellen, die nach geltender Rechtslage, beispielsweise
nach § 2 Absatz 1 GNotKG, von der Zahlung der Abrufgebihren befreit sind. Der entspre-
chende Aufwand soll bei der Bestimmung der Gebuhrenhdhe unberticksichtigt bleiben.

Die Bereitstellung der Registerdaten oder Dokumente zum Abruf setzt die vorherige Eintra-
gung bzw. Entgegennahme voraus. Dieser denklogische Anknupfungspunkt soll daher
auch fur die Gebuhrenerhebung und die Gebuhrenhohe mal3geblich sein. Kostenschuldner
der Bereitstellungsgebuhr ist mithin im Regelfall derjenige, der das gerichtliche Verfahren
zur Eintragung bzw. Entgegennahme und anschlieRender Bereitstellung einleitet (§ 22 Ab-
satz 1 GNotKG). Wird ausnahmsweise das Verfahren vom Amts wegen durchgefunhrt, rich-
tet sich die Bestimmung des Kostenschuldners nach § 23 Nummer 7 GNotKG. Durch die
Anknupfung an die Eintragung bzw. Entgegennahme wird zugleich berlcksichtigt, dass der
Aufwand fir die Bereitstellung der Registerdaten oder Dokumente in den Fallen regelmalig
héher sein wird, in denen auch der Aufwand fir die Eintragung oder Entgegennahme, an
die die Bereitstellung anknlpft, héher ist. Die Gebihrenhéhe soll sich demnach an der den
Aufwand fur die Eintragung oder Entgegennahme entgeltenden Gebuhr orientieren. Hier-
durch entsteht zugleich bei Vorgdngen mit geringerer oder ohne wirtschaftliche Bedeutung
eine geringere Kostenlast als bei entsprechenden Vorgangen mit héherer wirtschaftlicher
Bedeutung. Um auszuschliel3en, dass bei niedrigen Eintragungsgebuhren unverhaltnisma-
3ig hohe Bereitstellungsgebuhren anfallen, soll die Regelung zur Mindestgebihr in § 34
Absatz 5 des Gerichts- und Notarkostengesetzes (GNotKG) hier nicht anzuwenden sein.

Zu Artikel 10 (Anderung des Gerichts- und Notarkostengesetzes)
Zu Nummer 1 (Anderung der Inhaltsubersicht)

Die Regelung vollzieht die Anderung der Uberschrift des § 121 GNotkKG durch Nummer 6
Buchstabe a in der Inhaltstibersicht des GNotKG nach.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 19 GNotKG)

8§ 19 Absatz 1 Satz 1 GNotKG sieht vor, dass Notarkosten nur aufgrund einer von der No-
tarin oder dem Notar unterschriebenen Berechnung, die dem Kostenschuldner mitzuteilen
ist, eingefordert werden kénnen. Es ist mithin die Originalurkunde zu tUbersenden, wahrend
nach 8§ 19 Absatz 6 GNotKG eine Ablichtung oder ein Ausdruck bei den Akten verbleibt.

Die Regelung sieht vor, dass die Notarkosten zukiinftig auch durch Ubermittlung eines die
Kostenberechnung enthaltenen Dokuments vom Kostenschuldner eingefordert werden
konnen, das mit qualifizierter elektronischer Signatur versehen worden ist. Die bisher in
§ 19 Absatz 1 Satz 1 GNotKG vorgesehene Unterschrift dient dem offentlich-rechtlichen
Charakter der Kostenforderung der Notarin oder des Notars. Mit der Unterschrift wird die
Verantwortung fir den Inhalt der Kostenberechnung bernommen. Dieser Zweck kann je-
doch auch durch das Anbringen der qualifizierten elektronischen Signatur erreicht werden.
Grinde, die einer Ersetzung entgegenstehen wirden, sind nicht erkennbar, zumal auch im
materiellen Zivilrecht (§ 126a BGB), prozessualen Zivilrecht (§ 130b ZPO) sowie zukiinftig
auch im Beurkundungsrecht (8 16b Absatz 4, § 40a BeurkG-E) die Unterschrift durch eine
qualifizierte elektronische Signatur ersetzt werden kann.

Das aus dem Verbot des Kostenerhebungsverzichtes nach 8 17 Absatz 1 Satz 2 GNotKG
folgende Gebot, Kostenforderungen in angemessener Frist einzufordern, soll hierdurch er-
leichtert werden. Der Zweck der Nachvollziehbarkeit und Uberpriifbarkeit der notariellen
Kostenrechnung durch den Kostenschuldner bleibt dabei erhalten. Die Regelung ermoglicht
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insbesondere in den mit dem Entwurf vorgesehenen Mdglichkeiten der Urkundstatigkeit
mittels Fernkommunikation eine weitgehende digitale Abwicklung der notariellen Tatigkeit.

§ 19 Absatz 6 GNotKG sieht bereits vor, dass ein Ausdruck der Kostenrechnung bei den
Akten zu verbleiben hat. Die Mdglichkeit der Uberpriifung der Kostenberechnung durch die
Dienstaufsicht bleibt daher im bisherigen Mal3e erhalten. Auch auf die zivilprozessuale Bei-
treibung der Kosten und Zinsen nach § 89 GNotKG hat die Regelung keinen Einfluss.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 39 GNotkG)

Nach § 39 Absatz 1 Satz 2 GNotKG haben Notarinnen und Notare auf Ersuchen des Ge-
richts Auskunft Gber den Geschaftswert von Erklarungen zu erteilen, unter denen Unter-
schriften oder Handzeichen beglaubigt wurden. Die Regelung erganzt die in Betracht kom-
menden Erklarungen um solche, bei denen nach 8§ 40a BeurkG-E eine qualifizierte elektro-
nische Signatur beglaubigt wurde.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 58 GNotKG)

§ 58 GNotKG enthalt die Ermachtigungsgrundlage fir die HRegGebV. Durch die Anderung
wird die Ermachtigungsgrundlage dahingehend erweitert, dass in dieser auch Gebuihren fur
die Bereitstellung von Registerdaten sowie von Dokumenten, die zum Register eingereicht
wurden, zum Abruf erhoben werden kénnen (vergleiche hierzu die Begriindung zur Ande-
rung der HRegGebV).

Zu Nummer 5 (Anderung von § 85 GNotKG)

Die Regelung dient der Aufnahme der Beurkundung mittels Fernkommunikation nach § 16a
BeurkG-E, in dessen Rahmen eine elektronische Niederschrift nach § 16b BeurkG-E er-
richtet wird, in die Definition des Beurkundungsverfahrens im Sinne des GNotKG. Bisher
verweist die Regelung des § 85 Absatz 2 GNotKG lediglich auf die Verfahren nach den 88 8
und 36 BeurkG. Die elektronische Niederschrift soll jedoch kostenrechtlich der physischen
Niederschrift gleichgestellt werden.

Zu Nummer 6 (Anderung von § 121 GNotKG)

§ 121 GNotKG trifft eine Regelung zum Geschéaftswert fir die Beglaubigung von Unter-
schriften oder Handzeichen. Bei der nach 8§ 40a BeurkG-E vorgesehenen Beglaubigung
einer qualifizierten elektronischen Signatur werden jedoch nicht Unterschriften oder Hand-
zeichen beglaubigt, die vor der Notarin oder dem Notar vollzogen oder anerkannt wurden.
Die Beglaubigung bezieht sich vielmehr auf vor der Notarin oder dem Notar anerkannte
gualifizierte elektronische Signaturen. Mit der Regelung soll die Beglaubigung von qualifi-
zierten elektronischen Signaturen kostenrechtlich derjenigen von Unterschriften und Hand-
zeichen gleichgestellt werden. Zugleich soll der erweiterte Regelungsgehalt in der Uber-
schrift der Vorschrift erkennbar sein.

Zu Nummer 7 (Anderung der Anlage 1 [Kostenverzeichnis] zum GNotKG)

Zu Buchstabe a

Mit der Gebuihr 13102 des Kostenverzeichnisses zum GNotKG (KV GNotKG) soll der Auf-
wand abgegolten werden, der fiir die Bereitstellung von Registerdaten oder Dokumenten

zum Abruf infolge von Eintragungen im Vereinsregister entsteht (vergleiche hierzu die Be-
grindung zu den Anderungen der HRegGebV durch Artikel 11).
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Zu Buchstabe b

Durch die Regelung wird die kostenrechtliche Gleichstellung der Beurkundung in Form ei-
ner physischen Niederschrift und der elektronischen Niederschrift im Hinblick auf die Ge-
buhren fir das Beurkundungsverfahren vollzogen. Auf die Begrindung zu Nummer 5 wird
verwiesen.

Zu Buchstabe c

Vorbemerkung 2.1.3 Absatz 1 KV GNotKG regelt, wann ein Beurkundungsverfahren vor-
zeitig beendet ist. Grundsatzlich ist hierbei der Zeitpunkt der Unterzeichnung der Nieder-
schrift durch die Notarin oder den Notar maRRgeblich. Da im Rahmen der Beurkundung mit-
tels Fernkommunikation nach § 16b Absatz 4 BeurkG-E die elektronische Niederschrift
nicht durch die Notarin oder den Notar unterschrieben, sondern mit ihrer oder seiner quali-
fizierten elektronischen Signatur versehen wird, soll in derartigen Fallen dieser Zeitpunkt
malf3geblich sein.

Zu Buchstabe d

Die Regelung in Vorbemerkung 2.4.1 Absatz 2 KV GNotKG, die besondere Bestimmungen
Uber die Gebuhren bei einer Beglaubigung unter einem zuvor von der Notarin oder dem
Notar gefertigten Entwurf enthdlt, soll um den Fall der Beglaubigung von qualifizierten elekt-
ronischen Signaturen erweitert werden.

Zu Buchstabe e

Der Gebuhrentatbestand der Nummer 25100 KV GNotKG umfasst die Beglaubigung einer
Unterschrift oder eines Handzeichens. Erfolgt die Beglaubigung mehrerer Unterschriften
oder Handzeichen in einem Beglaubigungsvermerk, sind von der Gebiihr alle Beglaubigun-
gen umfasst. Die nunmehr vorgeschlagene Regelung sieht vor, dass die Beglaubigung ei-
ner oder mehrerer qualifizierter elektronischer Signaturen nach § 40a BeurkG-E der Be-
glaubigung von Unterschriften und Handzeichen auch insoweit gleichstehen soll.

Zu Buchstabe f

Hinsichtlich der in Nummer 25101 KV GNotKG genannten Erklarungen kommt zumindest
zum Teil auch die Beglaubigung von qualifizierten elektronischen Signaturen in Betracht,
mit denen diese Erklarungen versehen sind. Durch die vorgesehene Regelung soll auch
die Beglaubigung zukiinftig vom Geblihrentatbestand erfasst werden. Eine weitere inhaltli-
che Anderung ist mit der redaktionellen Neufassung nicht verbunden

Zu Buchstabe g

Nach 8§ 12 BeurkG sollen vorgelegte Vollmachten und Ausweise Uber die Berechtigung ei-
nes gesetzlichen Vertreters der Niederschrift in Urschrift oder in beglaubigter Abschrift bei-
gefugt werden. Nach Absatz 2 der Anmerkung zu Nummer 25102 KV GNotKG entsteht fir
die in diesem Rahmen erfolgende Beglaubigung von Dokumenten keine Gebiihr nach Num-
mer 25102 KV GNotKG. Absatz 3 stellt der Beglaubigung von Kopien die Beglaubigung von
in elektronische Dokumente Ubertragenen Schriftstiicken gleich. Nach § 16d BeurkG-E sol-
len im Rahmen der Errichtung einer elektronischen Niederschrift die Vertretungsnachweise
der Niederschrift als mit einem einfachen elektronischen Zeugnis versehenen Abschrift bei-
geflgt werden. Die Regelung stellt klar, dass auch fir die auf diese Weise erfolgende Be-
glaubigung nach den 88 39a, 39 BeurkG keine Gebihr nach Nummer 25102 KV GNotKG
entsteht.
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Zu Buchstabe h

Der vorgesehene Auslagentatbestand in Nummer 32016 KV GNotKG-E knilpft an Num-
mer 32015 KV GNotKG an, nach dem unter anderem Gebihren in Angelegenheiten des
Zentralen Vorsorge- oder Testamentsregisters, zu deren Zahlung der Notar fiir die Urkunds-
beteiligten nach den Regelungen der 88 78g und 78j BNotO verpflichtet ist, als Auslagen
an die sich nach den Regelungen des GNotKG ergebenden Kostenschuldner weitergege-
ben werden. Mit Nummer 32016 KV GNotKG-E sollen nun auch die Kosten, die durch die
Inanspruchnahme des Videokommunikationssystems der Bundesnotarkammer nach § 78p
BNotO-E in den Verfahren nach den 88 16a bis 16e und 40a BeurkG-E entstehen, an die
Kostenschuldner nach den Regelungen des GNotKG in Form einer Pauschale weitergege-
ben werden kdnnen. Bei den Kosten fur die Inanspruchnahme des Videokommunikations-
systems der Bundesnotarkammer handelt sich nicht um Kosten fur die Inanspruchnahme
von Telekommunikationsdiensten im Sinne der Nummern 32004 und 32005 KV GNotKG,
wie dies beispielsweise fur Telefongesprache und Telefaxe der Fall ist (vergleiche Bundes-
tagsdrucksache 17/11471 [neu], S.237). Diese Auslagen konnen neben der Num-
mer 32016 KV GNotKG-E entstehen. Nummer 32016 KV GNotKG-E umfasst keine Kosten
fur Telekommunikationsdienste, also Entgelte, die ganz oder liberwiegend fiir die Ubertra-
gung von Signalen Uber Telekommunikationsnetze entstehen (8§ 3 Nummer 24 des Tele-
kommunikationsgesetzes). Die Pauschale erfasst keine Kosten fiir einen derartigen Kom-
munikationsweg zum Videokommunikationssystem der Bundesnotarkammer, sondern nur
Kosten fir die Bereitstellung des Videokommunikationssystems bei der Bundesnotarkam-
mer, auf dem sich die Urkundstatigkeit mittels Videokommunikation nach den 8§ 16a bis
16e und 40a BeurkG-E vollzieht.

Die HOhe der auslagefahigen Kosten ist dabei jedoch beschrénkt. Mit der vorgesehenen
Pauschale sollen nur diejenigen Kosten abgegolten werden, die mit einer konkreten Ur-
kundstatigkeit mittels Videokommunikation nach den 88 16a bis 16e und 40a BeurkG-E in
Verbindung stehen und damit anlassbezogen sind. Anlassbezogene Kosten sind unter an-
derem diejenigen der tatsachlichen Nutzung des Systems, wahrend der ein dauerhaft ho-
hes Sicherheitsniveau gewahrleistet sein muss. Durch die Pauschale sind zugleich die im
Rahmen des Beurkundungsvorgangs erfolgenden Fernsignaturen mit abgegolten.

Die Hohe der Auslagenpauschale orientiert sich dabei an Nummer 31016 KV GNotKG,
durch die pauschal die Kosten fiir den Betrieb vergleichbarer Videokonferenzanlagen durch
die Gerichte abgegolten wird. Dabei wird der erwartete regelmafige Zeitaufwand fur die
Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur nach 8 40a BeurkG-E oder eines
Beurkundungsverfahrens nach den 88 16a bis 16e BeurkG-E zugrunde gelegt.

Im Ubrigen erscheinen die vorgeschlagenen Auslagenbetrage auch aus Sicht der Urkunds-
beteiligten angemessen, da diese durch die Beurkundung mittels eines Videokommunika-
tionssystems Kosten vermeiden koénnen, die ihnen durch eine Teilnahme an der Prasenz-
beurkundung regelmaRig entstehen. Vor diesem Hintergrund entfaltet die Héhe der Auslage
auch keine prohibitive Wirkung, da die Auslagenhdhe regelm&Rig unter den Kosten liegen
wird, die flr eine personliche Teilnahme an der entsprechenden Urkundstétigkeit aufge-
wandt werden muissten. Die Regelung erfolgt damit transparent und diskriminierungsfrei im
Sinne des Artikels 13d Absatz 1 GesRRL.

Entsprechend der vorgeschlagenen Anderung in Nummer 25102 KV GNotKG soll in dem
Fall, dass das Videokommunikationssystem fiir die Beglaubigung einer qualifizierten elekt-
ronischen Signatur verwendet wird, die Auslagenpauschale nur einmal anfallen, wenn im
Rahmen des Beglaubigungsverfahrens die Beglaubigung mehrere qualifizierter elektroni-
scher Signaturen in einem Vermerk vorgenommen wird.
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Zu Artikel 11 (Anderung des Justizverwaltungskostengesetzes)
Zu Nummer 1 (Anderung von § 1 JVKostG)

Die Regelung in 8 1 Absatz 2 Nummer 4 des Justizverwaltungskostengesetzes (JVKostG)
zur Geltung dieses Gesetzes fur das automatisierte Abrufverfahren in Handels-, Partner-
schafts-, Genossenschafts- und Vereinsregisterangelegenheiten soll im Zuge des generel-
len Verzichts auf Abrufgebihren in Handels-, Partnerschafts-, Genossenschafts- und Ver-
einsregisterangelegenheiten (vergleiche hierzu die Ausfihrungen unter A. 1l. 2.), die bisher
in Teil 1 Hauptabschnitt 1 Abschnitt 4 des Kostenverzeichnisses zum JVKostG (KV
JVKostG) geregelt sind, aufgehoben werden.

Redaktionell soll die geltende Regelung der Nummer 5a fiir die Einstellung von Schutz-
schriften in das Schutzschriftenregister an die in der Folge freiwerdende Stelle der Num-
mer 4 verschoben werden.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 6 Absatz 2 JVKostG)

Die bisher in Nummer 1124 KV JVKostG geregelte Gebuhr soll zukunftig in Nummer 1440
KV JVKostG geregelt werden. Durch die vorgesehene Anderung von 8§ 6 Absatz 2 JVKostG
soll die zugehorige Falligkeitsregelung entsprechend angepasst werden.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 16 JVKostG)
Zu Buchstabe a

Die Regelung zum Kostenschuldner der Jahresgebltihr fiir die Fihrung des Unternehmens-
registers soll zukiinftig in § 16 Absatz 1 JVKostG in der Entwurfsfassung (JVKostG-E) ent-
halten sein.

§ 16 Absatz 1 Nummer 1 JVKostG-E soll sprachlich an den Wortlaut des § 325 Absatz 1
HGB-E und des § 326 Absatz 2 HGB-E angepasst werden (vergleiche hierzu die Ausfiih-
rungen in der Begrindung zu Artikel 1 Nummer 18). Zugleich bedarf es bei der Neufassung
keines gesonderten Verweises auf die Hinterlegung, da nach der gesetzlichen Systematik
auch die Hinterlegung eine (besondere) Form der Einstellung der Rechnungslegungsunter-
lagen in das Unternehmensregister darstellt.

Uberdies soll klargestellt werden, dass Schuldner der Jahresgebuhr nicht nur solche Unter-
nehmen sind, die Rechnungslegungsunterlagen zur Einstellung in das Unternehmensregis-
ter zu Ubermitteln haben, sondern dass dies gleichermalf3en fur Unternehmen gilt, die Un-
ternehmensberichte zu Ubermitteln haben. Hierdurch wird die nunmehr in § 8b Absatz 2
Nummer 4 HGB-E eingefihrte Differenzierung zwischen Rechnungslegungsunterlagen und
Unternehmensberichten (vergleiche hierzu die Ausfihrungen in der Begrindung zu
Artikel 1 Nummer 1) auch im Kostenrecht nachvollzogen, um samtliche in § 8b Absatz 2
Nummer 4 HGB-E aufgefuhrten Félle gleichermal3en zu erfassen.

Zu Buchstabe b

8 16 Absatz 2 JVKostG-E regelt den Kostenschuldner fiir die Gebuhren, mit denen das Ver-
fahren zur Einstellung von Unterlagen in das Unternehmensregister abgegolten werden sol-
len. Kostenschuldner ist grundsétzlich derjenige, der die Unterlagen selbst oder durch einen
von ihm beauftragten Dritten an das Unternehmensregister Ubermittelt hat. Durch die Re-
gelung soll zugleich klargestellt werden, dass die Stellung als Kostenschuldner unabhangig
von einer etwaigen Stellung als Antragsteller im Sinne des 8§ 14 JVKostG ist.
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Zu Nummer 4 (Anderung der Anlage [Kostenverzeichnis] zum JVKostG)
Zu Buchstabe a

Die Gliederung zu Teil 1 KV JVKostG soll insbesondere aufgrund der Aufnahme der Ge-
buhren fur die Einstellung von Unterlagen in das Unternehmensregister neu gefasst wer-
den.

Zu Buchstabe b

Rechnungslegungsunterlagen und rechnungslegungsbezogene Unternehmensberichte
sollen kunftig nicht mehr beim Betreiber des Bundesanzeigers eingereicht, sondern direkt
der das Unternehmensregister fihrenden Stelle Gbermittelt werden (vergleiche hierzu die
Ausfiihrungen unter A. 1. 2. sowie in der Begrindung zu Artikel 1 Nummer 19). Hierzu und
fur die derzeit noch in Hauptabschnitt 1 Abschnitt 2 bestehenden Regelungen zum Unter-
nehmensregister wird in Teil 1 KV JVKostG ein neuer Hauptabschnitt 4 gebildet. Der gel-
tende Hauptabschnitt 4 wird Hauptabschnitt 5. Die bisher in Hauptabschnitt 1 Abschnitt 4
geregelten Gebuhren zum Abruf von Daten in Handels-, Partnerschafts-, Genossenschafts-
und Vereinsregisterangelegenheiten entfallen im Zuge des generellen Verzichts auf Abruf-
geblhren.

Teil 1 Hauptabschnitt 4 KV JVKostG soll zukunftig alle Gebuhren enthalten, die das Unter-
nehmensregister betreffen. Hierbei wurden - soweit mdglich - bereits die in den Entwurfen
des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Européaischen Parlaments
und des Rates vom 11. Dezember 2018 Uiber den européaischen Kodex fir die elektronische
Kommunikation (Neufassung) und zur Modernisierung des Telekommunikationsrechts so-
wie des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/2034 lber die Beaufsichtigung
von Wertpapierinstituten vorgesehenen Anderungen berticksichtigt.

Zu Teil 1 Hauptabschnitt 4 Abschnitt 1

In Abschnitt 1 sollen die Jahresgebiihren der geltenden Nummern 1120 bis 1122 KV
JVKostG libernommen werden. Die Jahresgebihr soll auch zukiinftig den gesamten Auf-
wand zur Fuhrung des Unternehmensregisters abdecken, soweit der Aufwand nicht durch
eine besondere Gebihr entgolten wird. Letzteres betrifft zum einen die Ubermittlung zur
Einsichtnahme von zur dauerhaften Hinterlegung eingestellten Unterlagen in den Fallen der
Nummer 1440 KV JVKostG-E, die die Regelung der friheren Nummer 1124 beinhaltet und
diese zugleich um den Fall der Hinterlegung nach § 325 Absatz 2b Nummer 3 HGB-E er-
weitert. Zum anderen betrifft dies die Gebuhren fir die Einstellung von Unterlagen in das
Unternehmensregister. Diese sollen zukiinftig in den Abschnitten 2 und 3 geregelt werden
und den Aufwand entgelten, der durch die entsprechende Aufgabe entsteht, die zukinftig
durch die das Unternehmensregister filhrende Stelle erfillt werden soll. Der Umfang des
Aufwands, der durch die Jahresgebiihr entgolten wird, soll in der Vorbemerkung 1.4.1 klar-
gestellt werden. Zudem wird die Differenzierung zwischen Rechnungslegungsunterlagen
und Unternehmensberichten wie bereits in § 16 Absatz 1 JVKostG-E auch in Nummer 1410
KV JVKostG-E zur Anpassung des Gebihrentatbestands und in Absatz 1 der Anmerkung
vollzogen. Dadurch wird zugleich klargestellt, dass auch diejenigen Unternehmen, die Un-
ternehmensberichte nach 8§ 45 Absatz 1, 8§ 123 Absatz 2 Satz 1, § 160 Absatz 1 KAGB oder
§ 23 Absatz 1 VermAnIG zur Einstellung in das Unternehmensregister zu Ubermitteln ha-
ben, von der Regelung des Kostenschuldners nach § 16 JVKostG und den Gebiihrentatbe-
sténden der Nummern 1410 und 1411 erfasst sind.

Nummer 1412 KV JVKostG-E, die grundsatzlich der geltenden Nummer 1122 KV JVKostG
entspricht, wird redaktionell an die Anderungen in 8 8b Absatz 2 Nummer 9 und 10, Ab-
satz3 Satz1l Nummer2 HGB-E angepasst (vergleiche hierzu die Begrindung zu
Artikel 1 Nummer 1). Die Gebuhr entsteht im Ergebnis in denselben Fallen, in denen sie
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nach geltendem Recht entstanden ist. Zur Vereinfachung wird zukunftig auf die zu Gbermit-
telnden Daten und nicht mehr auf die Ubermittlungspflicht abgestellt. Der Verweis auf § 8b
Absatz 3 HGB soll aus diesem Grund entfallen.

Zu Teil 1 Hauptabschnitt 4 Abschnitt 2

Abschnitt 2 soll zukiinftig die Gebuhren fir die Einstellung von Rechnungslegungsunterla-
gen enthalten.

Zur Vorbemerkung 1.4.2

Durch Absatz 1 der Vorbemerkung wird klargestellt, dass mit den Gebiihren nach Ab-
schnitt 2 der Aufwand fir die Einstellung von Rechnungslegungsunterlagen in den be-
schriebenen Fallen entgolten wird. Zugleich wird der Aufwand fur eine Prufung der Rech-
nungsunterlagen nach § 329 HGB mit entgolten, soweit diese gesetzlich vorgeschrieben
ist.

Absatz 2 enthalt die Grundsatze zum Anfall der Geblhren nach Abschnitt 2. Durch jede
Ubermittlung einer Unterlage wird ein eigenstandiges Verfahren nach Abschnitt 2 eingelei-
tet. Nach Satz 1 liegt ein einziges gebuhrenrechtliches Verfahren jedoch dann vor, wenn
mehrere Unterlagen gleichzeitig Gbermittelt werden, die nach der zugrundeliegenden ge-
setzlichen Ubermittlungspflicht fiir dasselbe Geschéftsjahr zu tibermitteln sind. Im Umkehr-
schluss werden durch die Ubermittlung von Unterlagen, die sich auf unterschiedliche Ge-
schéftsjahre beziehen, jeweils selbststandige gebuhrenrechtliche Verfahren eingeleitet, fir
die gesonderte Verfahrensgebiihren entstehen. Damit entstehen gesonderte Verfahrens-
gebihren auch dann, wenn mehrere Unterlagen, die fiir ein Geschéftsjahr zu tGbermitteln
sind, nicht gleichzeitig Gbermittelt werden, soweit nicht ein Fall von Absatz 2 Satz 2 vorliegt.

Nach Absatz 2 Satz 2 liegt auch dann nur ein Verfahren vor, wenn bereits tbermittelte Un-
terlagen vor deren Einstellung in das Unternehmensregister erganzt oder geandert Uber-
mittelt werden. Im Rahmen einer derartigen Ubermittlung kénnen sowohl die urspriinglich
Ubermittelten Unterlagen erganzt oder geandert werden, als auch vollstandige weitere Un-
terlagen Ubermittelt werden, die im Sinne von Absatz 2 Satz 1 fur dasselbe Geschéftsjahr
wie die bereits tibermittelten Unterlagen zu bermitteln waren, ohne dass durch die Uber-
mittlung ein eigenes Verfahren eingeleitet wird. Da durch die Nachibermittlung ein vom
Einzelfall abhangiger Mehraufwand entstanden ist, insbesondere fiir eine etwaige Prifung
der Unterlagen, soll dieser durch eine Erh6hung der Verfahrensgebihr um 50 Prozent ent-
golten werden.

Absatz 3 regelt Falle, in denen die Verfahrensgebtihr herabgesetzt oder nicht erhoben wird.
Nach Satz 1 sollen die Gebiihren um 50 Prozent ermafigt werden, wenn das Ubermittelnde
Unternehmen vor der Einstellung der Gbermittelten Unterlagen selbst oder durch einen von
ihm beauftragten Dritten verlangt, dass die Unterlagen nicht in das Unternehmensregister
eingestellt werden. Wird dies bereits bis zum Ende des Kalendertages verlangt, an dem die
Unterlagen an das Unternehmensregister tibermittelt wurden, beispielsweise, weil die Uber-
mittlung irrtiimlich erfolgte, sollen nach Satz 2 keine Gebiihren entstehen. Eine Gebuhr ent-
steht jedoch dann, wenn die Unterlagen zum Zeitpunkt der verfahrensbeendigenden Hand-
lung bereits in das Unternehmensregister eingestellt worden sind.

Zu den Gebiuhrentatbestanden

Durch die Verfahrensgebiihren des Abschnitts 2 soll der jeweilige Aufwand pauschal ent-
golten werden, der dem Unternehmensregister fur die Einstellung der jeweils bezeichneten
Rechnungslegungsunterlagen und eine etwaige von der das Unternehmensregister fihren-
den Stelle durchzufuhrende Prifung nach 8 329 HGB regelm&Rig entsteht. Die Gebuhren
entstehen dabei unabhéangig davon, ob die Einstellung in das Unternehmensregister zur
Zuganglichmachung tber die Internetseite des Unternehmensregisters oder in den Fallen



- 169 - Drucksache 144/21

der § 326 Absatz 2 Satz 1 HGB-E oder § 325 Absatz 2b Nummer 3 HGB zur dauerhaften
Hinterlegung erfolgt.

Die Gebiihrenhdhe orientiert sich dabei an dem durchschnittlich im jeweiligen Verfahren
entstehenden Aufwand. Der Aufwand der im Verfahren zur Einstellung von Unterlagen der
Einzelrechnungslegung in den Fallen der Nummer 1420 KV JVKostG-E regelmaRig ent-
steht, ist dabei im Vergleich zu dem in den Verfahren der Nummern 1421 bis 1428 KV
JVKostG-E jeweils entstehenden Aufwand am geringsten. Der regelmai3ige Aufwand in den
Verfahren nach der Nummer 1420 KV JVKostG wurde daher als Basis fiir die Bestimmung
der konkreten Hohe der Gebuhren nach den Nummern 1420 bis 1228 KV JVKostG-E ge-
wahlt. Ausgehend von dieser Basis wurde der im Vergleich anfallende Mehraufwand und
auf dieser Grundlage die korrespondierende Gebihrenhdhe bestimmt.

Die Gebuhren fallen auch dann an, wenn die in den Gebuhrentatbestédnden genannten Vor-
schriften nicht unmittelbar, sondern tber Verweisungen in anderen Rechtsvorschriften an-
zuwenden sind. Dies gilt beispielsweise fur die Einstellung von Liquidationserdffnungsbi-
lanzen fur Genossenschaften, Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschrankter
Haftung aufgrund entsprechender Verweisungen im GenG, im AktG und im GmbHG.

Zu Teil 1 Hauptabschnitt 4 Abschnitt 3

Abschnitt 3 soll zuktinftig die Gebihren fir die Einstellung von Unternehmensberichten ent-
halten.

Zur Vorbemerkung 1.4.3

Durch Absatz 1 der Vorbemerkung wird klargestellt, dass mit den Gebiihren nach Ab-
schnitt 3 der Aufwand fir die Einstellung von Unternehmensberichten in den beschriebenen
Féllen entgolten wird. Zugleich wird der Aufwand fiir eine Prifung der Berichte nach § 329
HGB mit entgolten, soweit diese gesetzlich vorgeschrieben ist.

Absatz 2 enthélt die Grundséatze zum Anfall der Gebuhren nach Abschnitt 3. Im Unterschied
zu den Verfahren fir die Einstellung von Rechnungslegungsunterlagen nach Abschnitt 2
werden die Unternehmensberichte nach Abschnitt 3 grundséatzlich nur einzeln Ubermittelt
und eingestellt, so dass die Einstellung jedes Unternehmensberichts ein gesondertes Ver-
fahren auslost. Absatz 2 stellt jedoch klar, dass dasselbe Verfahren dann vorliegt, wenn ein
bereits Ubermittelter Unternehmensbericht vor dessen Einstellung in das Unternehmensre-
gister ergénzt oder geandert Gbermittelt wird. Die Regelung entspricht insoweit derjenigen
in Absatz 2 Satz 2 der Vorbemerkung 1.4.2, auf deren Begriindung entsprechend verwie-
sen wird.

Die Regelung in Absatz 3 entspricht derjenigen in Absatz 3 der Vorbemerkung 1.4.2. Auf
die dortigen Ausfihrungen wird entsprechend verwiesen.

Zu den Gebiuhrentatbestanden

Durch die Verfahrensgebiihren des Abschnitts 3 soll der jeweilige Aufwand pauschal ent-
golten werden, der dem Unternehmensregister fur die Einstellung der jeweils bezeichneten
Unternehmensberichte und eine etwaige erfolgende Prifung nach § 329 HGB regelmaliig
entsteht.

Hinsichtlich der Gebuhrenhdhe der Gebihren der Nummern 1430 bis 1438 KV JVKostG-E
gelten die Ausfiihrungen zu den Gebihrentatbestanden des Abschnitts 2 entsprechend.

Zu Teil 1 Hauptabschnitt 4 Abschnitt 4
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Die Regelung der Nummer 1440 KV JVKostG-E entspricht grundsatzlich der Regelung der
geltenden Nummer 1124 KV JVKostG. Zur Klarstellung der Ubermittlungsrichtung und der-
jenigen Falle, in denen zur Einsichtnahme Unterlagen Ubermittelt werden, die zur dauerhaf-
ten Hinterlegung in das Unternehmensregister eingestellt worden sind, soll der Wortlaut des
Geblhrentatbestands angepasst werden. Da zukUnftig nicht nur Bilanzen dauerhaft hinter-
legt werden kénnen, soll die Geblhr fur jede Ubermittelte Unterlage und nicht mehr fir jede
Ubermittelte Bilanz entstehen.

Die Gebiihr 1123 KV JVKostG fiir die Ubertragung von Unterlagen der Rechnungslegung,
die in Papierform zum Register eingereicht wurden, in ein elektronisches Dokument, entfallt.
Insoweit sei auf die Ausfihrungen zur Aufthebung von § 8b Absatz 4 Satz 2 HBG verwiesen.

Zu Artikel 12 (Anderung des Biirgerlichen Gesetzbuchs)

Durch Artikel 12 werden die 88 71, 126a des Burgerlichen Gesetzbuches (BGB) geéndert
und die 88 66, 129 BGB neugefasst.

Zu Nummer 1 (Neufassung von § 66 BGB)

§ 66 BGB wird neugefasst und der bisherige § 66 Absatz 1 BGB, der die Bekanntmachung
der Ersteintragung eines Vereins ins Vereinsregister regelt, wird aufgehoben. Da alle Ein-
tragungen in den Vereinsregistern Uber das Registerportal abrufbar sind, ist die gesonderte
Bekanntmachung der Ersteintragung Uber das Registerportal entbehrlich. Der Rechtsver-
kehr kann sich durch den Abruf der Registereintragungen lber das Registerportal ausrei-
chend auch Uber die neu eingetragenen Vereine informieren. § 66 Absatz 2 BGB, der all-
gemein die Aufbewahrung der Eintragungsunterlagen regelt, bleibt bestehen und wird zum
alleinigen Inhalt des 8§ 66 des Blrgerlichen Gesetzbuches in der Entwurfsfassung (BGB-E).

Zu Nummer 2 (Anderung von § 71 BGB)
Die Anderung in § 71 Absatz 2 BGB ist eine Folgeanderung zur Anderung des § 66 BGB
Zu Nummer 3 (Anderung von § 126a BGB)

Durch die Anderung in § 126a BGB wird klargestellt, dass der Erklarende das elektronische
Dokument, in dem die Erklarung enthalten ist, mit seiner eigenen qualifizierten elektroni-
schen Signatur signieren muss, das heif3t mittels eines Signaturschlissels, der fur ihn aus-
gestellt wurde. Nur so ist gewahrleistet, dass dann auch Uber die Signaturpriifung die lden-
titat des Erklarenden ermittelt werden kann.

Zu Nummer 4 (Neufassung von § 129 BGB)
Zu § 129 (Offentliche Beglaubigung)

Mit der Neufassung des 8§ 129 BGB soll die offentliche Beglaubigung von Erklarungen in
elektronischer Form erméglicht werden. Diese neue Art der Beglaubigung soll gleichrangig
neben die bisher mdgliche 6ffentliche Beglaubigung von Erklarungen in schriftlicher Form
treten. Bedeutung hat die neue Art der Beglaubigung vor allem im Registerrecht. Bei einigen
Registern, bei denen offentlich beglaubigte Anmeldungen verlangt werden, sind schon seit
langerem nur noch elektronische Anmeldungen maoglich wie zum Beispiel beim Handelsre-
gister, oder zumindest auch elektronische Anmeldungen zulassig, wie zum Beispiel beim
Vereinsregister. Gegenwatrtig sind solche elektronischen Anmeldungen nur méglich, indem
zunéachst eine schriftliche Anmeldung 6ffentlich beglaubigt wird, sodann eine 6ffentlich be-
glaubigte elektronische Abschrift der Anmeldung erstellt und bei dem zustandigen Regis-
tergericht eingereicht wird.
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Zu Absatz 1

Wenn durch Gesetz eine 6ffentliche Beglaubigung vorgesehen ist, soll nach § 129 Absatz 1
BGB-E ein solches Formerfordernis kiinftig grundséatzlich auf zwei Arten erfullt werden kon-
nen. Die bisherige Art der 6ffentlichen Beglaubigung von in Urkunden enthaltenen Erkla-
rungen wird um die 6ffentliche Beglaubigung von elektronischen Dokumenten erweitert. So
kann die Form der 6&ffentlichen Beglaubigung kiinftig fir den elektronischen Rechtsverkehr
besser genutzt werden.

Zu Satz 1

§ 129 Absatz 1 Satz 1 BGB-E regelt wie die durch Gesetz vorgeschriebene Form der 6f-
fentlichen Beglaubigung zu erflillen ist. Dabei werden in 8 129 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
und 2 BGB-E zwei Arten der 6ffentlichen Beglaubigung geregelt und zwar die 6ffentliche
Beglaubigung von Erklarungen, die in Urkunden verkdrpert sind, und Erklarungen, die in
elektronischen Dokumenten enthalten sind. Kann nach der gesetzlichen Vorschrift, die das
Erfordernis der ¢ffentlichen Beglaubigung regelt, die zu beglaubigende Erklarung in Schrift-
form nach § 126 BGB oder in elektronischer Form nach § 126a BGB abgegeben werden,
kann der Erklarende zwischen den beiden Arten der 6ffentlichen Beglaubigung wahlen.

Zu Nummer 1

§ 129 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 BGB-E entspricht dem bisherigen § 129 Absatz 1 Satz 1
BGB. Danach setzt die 6ffentliche Beglaubigung voraus, dass eine Erklarung den Anforde-
rungen des 8 126 Absatz 1 BGB entspricht. Zusatzlich muss die eigenhéndige Unterschrift
des Erklarenden durch einen Notar nach den 88 39, 40 BeurkG beglaubigt werden.

Zu Nummer 2

Mit 8 129 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BGB-E soll ermdglicht werden, das Formerfordernis
der offentlichen Beglaubigung auch durch elektronische Dokumente zu erfiillen und so
diese Form, auch im elektronischen Rechtsverkehr, einfacher zu nutzen. Bei einer Erkla-
rung, die in einem elektronischen Dokument enthalten ist, mussen fir die 6ffentliche Be-
glaubigung die folgenden Anforderungen nach § 129 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BGB-E
erfullt sein: Die Erklarung muss in elektronischer Form nach § 126a BGB abgegeben und
die qualifizierte elektronische Signatur des Erklarenden muss von einem Notar oder einer
Notarin beglaubigt werden. Dafir wird in den 88 39a, 40a BeurkG-E die Beglaubigung einer
qualifizierten elektronischen Signatur neu geregelt.

Diese neue Beglaubigungsart hindert nicht, dass Erklarungen, insbesondere die Anmel-
dung zu Registern, die elektronisch eingereicht werden miissen, wie beim Handelsregister,
oder elektronisch eingereicht werden kdnnen, wie beim Vereinsregister, weiterhin auch in
Schriftform abgegeben und nach 8§ 129 Absatz 1 Nummer 1 BGB-E o6ffentlich beglaubigt
werden. Auch weiterhin soll es moglich sein, eine 6ffentlich beglaubigte elektronische Ab-
schrift der nach 8 129 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 BGB-E 6ffentlich beglaubigten Anmel-
dung zu den Registern einzureichen.

Zu Satz 2

§ 129 Absatz 1 Satz 2 BGB-E stellt klar, dass die Vorschrift, die das Beglaubigungserfor-
dernis regelt, auch bestimmen kann, dass nur eine Beglaubigung nach § 129 Absatz 1
Satz 1 Nummer 1 oder Satz 2 Nummer 2 BGB-E mdglich ist, das hei3t dem Erklarenden
nur eine der in 8 129 Absatz 1 Satz 1 BGB-E geregelten Moglichkeiten offensteht, um das
Beglaubigungserfordernis zu erfullen. Eine Beschrankung auf eine Art der Beglaubigung
kann sich darauf ergeben, dass eine Erklarung zu beglaubigen ist, fur die ein gesetzliches
Schriftformerfordernis gilt, das nicht auch durch die elektronische Form erfiillt werden kann.
Ein Beispiel hierfur ist ein 6ffentlich beglaubigtes Anerkenntnis nach § 371 Satz 2 BGB.
Dieses kann nach § 781 Satz 1 und 2 BGB nicht in elektronischer Form erteilt werden, so
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dass die offentliche Beglaubigung des Anerkenntnisses nach § 129 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 BGB nicht mdglich ist. Auch wenn das gesetzliche Formerfordernis verlangt, dass
eine (papiergebundene) Urkunde offentlich zu beglaubigen ist, wie zum Beispiel in den
88 403, 411, 929a, 1035, 1154, 1155 BGB, scheidet eine Beglaubigung nach § 129 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 2 BGB aus.

Zu Absatz 2

§ 129 Absatz 2 BGB-E entspricht inhaltlich dem bisherigen § 129 Absatz 1 Satz 2 BGB.
Zu Absatz 3

§ 129 Absatz 3 BGB-E entspricht dem bisherigen § 129 Absatz 2 BGB.

Zu Artikel 13 (Anderung der Unternehmensregisterverordnung)

Zu Nummer 1 (Anderung von § 1 URV)

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Anderung des § 325b Absatz 2 Nummer 3
HGB.

Zu Doppelbuchstabe bb
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.
Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine sprachliche Anpassung aufgrund der Anderung des Bekanntma-
chungswesens in § 10 HGB-E.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 2 URV)
Zu Buchstabe a

Durch die Anderung wird klargestellt, dass es zukinftig nur dann eines Verlangens zur er-
neuten Ubermittlung bedarf, sofern die Datenuibermittiung an das Unternehmensregister
betroffen ist, etwa durch die Landesjustizverwaltungen fiir die Daten des Handelsregisters.
Demgegentuber bedarf es keines erneuten Verlangens im Falle einer Stérung oder Unter-
brechung der Datentbermittiung durch das Unternehmensregister an den Nutzer. In sol-
chen genugt eine Anzeige durch den Nutzer an die Ubermittelnde Stelle, also das Unter-
nehmensregister.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine sprachliche Anpassung. Das Unternehmensregister wird nach 8§ 8b
Absatz 1 HBG gefihrt und nicht betrieben. Die Formulierung wird daher geandert in die das
Unternehmensregister fiihrende Stelle (registerfihrende Stelle).

Zu Nummer 3 (Anderung von § 3 URV)

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung der Anderung des § 11 URV. Durch den neu ein-
gefligten Verweis auf 8 11 Absatz 2 Satz 3 URV, der seinerseits auf 8 11 Absatz 1 Satz 4
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URV verweist, wird klargestellt, dass fiir die Ubermittlung der in § 11 Absatz 2 Satz 1 URV-
E bezeichneten Daten eine Registrierung erforderlich ist.

Zu Buchstabe b
Zu Absatz 2

Der neue Absatz 2 gilt fir die Direkteinreicher der Rechnungslegungsunterlagen in das Un-
ternehmensregister.

In Absatz 1 sind diejenigen Vorschriften benannt, nach denen eine Registrierung beim Un-
ternehmensregister erforderlich ist. Die Angaben in Absatz 1 sind die ,Mindestangaben®.
Fur die Registrierung fur die Einreichung der Rechnungslegungsunterlagen sind zusatzlich
mindestens die Angaben nach Absatz 2 notwendig.

Zu Absatz 3

Der neue § 3 Absatz 3 regelt die Identifikation eines Nutzers fiir die Ubermittlung der Rech-
nungslegungsunterlagen nach § 11 Absatz 2 URV-E. Die Regelung in Absatz 3 Satz 1 dient
der Umsetzung von Artikel 13j Absatz 4 in Verbindung mit Artikel 13g Absatz 3 Buchstabe b
und Artikel 28b Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 28a Absatz 3 Buchstabe b jeweils in Ver-
bindung mit Artikel 14 Buchstabe f GesRRL, indem sichergestellt wird, dass auch bei der
Ubermittlung von Unterlagen der Rechnungslegung an das Unternehmensregister eine
Uberprufung der Identitat der Nutzer nach Artikel 13b GesRRL erfolgen kann. Die Uberprii-
fung der Identitat anhand der in Nummer 1 und 2 genannten Identifizierungsmittel bezieht
sich dabei entweder auf den Nutzer selbst, sofern es sich dabei um eine natirliche Person
handelt oder, im Falle eines Unternehmens in Gestalt einer Personenhandelsgesellschaft
oder einer juristischen Person, auf den flr dieses Unternehmen handelnden Berechtigten,
also insbesondere dessen organschaftliche Vertreter oder ein fur das Unternehmen han-
delnden Steuerberater.

In Nummer 3 wird der registerfilhrenden Stelle des Unternehmensregisters fir die Regist-
rierung die Moglichkeit eréffnet, Einreichenden eine weitere ldentifizierungsmethode anzu-
bieten. Dabei muss es sich um eine Methode nach Artikels 24 Absatz 1 Unterabsatz 2
Buchstabe d Satz 1 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 handeln. Die Bundesnetzagentur
legt gemal § 11 Absatz 1 des Vertrauensdienstegesetzes durch Verfigung fest, welche
Identifizierungsmethoden diesen Anforderungen geniigen. Umfasst ist hiervon aktuell die
Identifizierung einer natirlichen Person im Rahmen der Beantragung eines qualifizierten
Zertifikates unter Nutzung einer Videoubertragung (Videoidentifizierung), vergleiche Amts-
blatt der Bundesnetzagentur flr Elektrizitat, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbah-
nen, 15/2020 Verfigung Nr. 93 sowie 11/2018 Verfugung Nr. 208.

Absatz 3 Satz 2 und 3 dient der Umsetzung von Artikel 13j Absatz 4 in Verbindung mit Ar-
tikel 13g Absatz 3 Buchstabe a und Artikel 28b Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 28a Ab-
satz 3 Buchstabe a GesRRL in Bezug auf die Ubermittlung von Rechnungslegungsunterla-
gen im Sinne des Artikels 14 Buchstabe f GesRRL. Die das Unternehmensregister fih-
rende Stelle ist demnach verpflichtet zu prifen, ob ernstliche Zweifel an der Rechts- oder
Geschaftsfahigkeit des Nutzers oder seiner Berechtigung zur Ubermittlung von Rechnungs-
legungsunterlagen eines Unternehmens bestehen. In diesem Fall ist die Stelle berechtigt,
weitere Nachweise fir die Prifung der Rechts- oder Geschéftsfahigkeit oder der Berechti-
gung zu verlangen. Im Regelfall dirften insoweit jedoch keine Probleme bestehen. Nur in
seltenen Ausnahmeféllen wird es zu einer weitergehenden Prufung kommen. Fur den
Nachweis der Geschaftsfahigkeit genigt beispielweise im Regelfall bereits der entspre-
chende Altersnachweis aufgrund der Identifikation nach Absatz 3 Satz 1. Die Rechtsfahig-
keit eines Nutzers kann hingegen, soweit es angezeigt ist, anhand der dem Unternehmens-
register zur Verfigung stehenden Registerinformationen gepruft werden, also beispiels-
weise ob die entsprechende Gesellschaft eingetragen ist oder bereits aufgelost und ge-
I6scht wurde. Anhand dieser Informationen kann, wenn ernstliche Zweifel bestehen, auch
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eine Uberprufung der Berechtigung zur Dateniibermittlung erfolgen, beispielsweise dahin-
gehend, ob der betreffende Nutzer oder die handelnde Person als Vertreter des Nutzers in
einem Register eingetragen ist. In diesen Fallen so kann vom Unternehmensregister dann
auch die Vorlage weiterer geeigneter Nachweise verlangt werden, also beispielsweise aus-
landische Registerausziige zum Nachweis der Rechtsfahigkeit bei auslandischen juristi-
schen Personen oder eine Vollmacht fir den Berechtigten zur Datentbermittlung.

Zu Absatz 4

Zukunftig kann sich ein Nutzer im Rahmen der Anmeldung selbst eine Kennung und ein
Passwort geben (nach Mindestregeln fir die Passwortvergabe). Insoweit ist es nicht mehr
notwendig, eine Kennung oder ein Passwort auf elektronischem Wege oder per Post mit-
zuteilen.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 4 URV)

Zu Buchstabe a

Die Moglichkeit der Datenuibermittiung per Telefax ist praktisch nicht mehr relevant und
zukUnftig auch nicht mehr méglich, da Unterlagen in einem strukturierten Format zu tber-
mitteln sind.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung aufgrund der Anderung der Bezeichnung der re-
gisterfihrenden Stelle.

Zu Nummer 5 (Anderung von § 5 URV)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung aufgrund der Anderung der Bezeichnung der re-
gisterfuhrenden Stelle.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung aufgrund der Anderung der Bezeichnung der re-
gisterfihrenden Stelle und der Anderung der Bezeichnung der Bekanntmachungen nach
§ 10 HGB-E.

Zu Nummer 6 (Anderung von § 6 URV)

Zu Buchstabe a

Mittlerweile ist aufgrund der Verknupfung tber das Europaische System der Registerver-
netzung notwendiger Inhalt der Indexdaten auch die einheitliche européische Kennung
(EUID). Insoweit wird 8 6 URV an den bestehenden Zustand angepasst.

Zu Buchstabe b

Die Verflugbarkeit der Dokumentenart ,strukturierter Registerinhalt (SI)“ wird erganzt, sowie

gegebenenfalls weitere von der Landesjustizverwaltung bestimmte Dokumentarten nach
§ 27 Absatz 5 HRV-E.
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Zu Buchstabe ¢

Nummer 7 bis 9 werden neu eingeflgt. Liegen Indexdaten zu Sitzwechseln und Rechts-
nachfolge, Insolvenzverfahren oder einer Liquidation des Unternehmens bei den Landes-
justizverwaltungen vor, sollten diese an das Unternehmensregister mit Gbermittelt werden.
Diese ermdglichen dem Unternehmensregister Unternehmensbeziehungen besser zu ver-
folgen.

Zu Nummer 7 (Anderung von § 7 URV)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine sprachliche Anpassung aufgrund der Anderung des Bekanntma-
chungswesens in § 10 HGB-E.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen aufgrund der Anderung des Bekanntma-
chungswesens in § 10 HGB-E.

Zu Buchstabe ¢

Ubermitteln die Landesjustizverwaltungen keine Indexdaten nach § 6 Satz 1 Nummer 7 bis
9, benétigt das Unternehmensregister diese Informationen auf einem anderen Ubermitt-
lungsweg, entweder als Indexdaten zu Registerbekanntmachungen oder als Bekanntma-
chungsdokument oder als Eintragungsmitteilung.

Zu Nummer 8 (Aufhebung von 8 9 URV)

§ 9 URV kann aufgehoben werden, da ein Antrag auf elektronische Ubermittlung von Un-
terlagen der Rechnungslegung die nur in Papierform vorhanden sind aufgrund des Ablaufs
der Zehn-Jahresfrist nach § 9 Absatz 2 HGB nicht mehr verlangt werden kann. Spatestens
seit dem Inkrafttreten des Gesetzes Uber elektronische Handelsregister und Genossen-
schaftsregister sowie das Unternehmensregister (EHUG) am 1.1.2007 sind die Unterlagen
elektronisch einzureichen, sodass alle Unterlagen der Rechnungslegung, die innerhalb der
Zehn-Jahresfrist des § 9 Absatz 2 HGB vor einer zukinftigen Antragstellung eingereicht
wurden, bereits elektronisch vorhanden sind.

Zu Nummer 9 (Anderung von § 10 URV)

Bei der Anderung des § 10 Absatz 1 Satz 1 URV (kiinftig § 10 Satz 1 URV) handelt es sich
um eine Folgeanderung zur Anderung des § 8b Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2 HGB. Die
Rechnungslegungsunterlagen — einschlie3lich der zur Einstellung durch dauerhafte Hinter-
legung Ubermittelten Unterlagen — sind der das Unternehmensregister fihrenden Stelle
kunftig von den jeweils Offenlegungspflichtigen zur Einstellung in das Unternehmensregis-
ter zu Ubermitteln. Insoweit entféllt eine Datenlbermittlung durch den Betreiber des Bun-
desanzeigers.

Weitere Anderungen sind notwendig infolge der Anderung der Bezeichnung der register-
fuhrenden Stelle.

Zu Nummer 10 (Anderung von § 11 URV)

In § 11 URV werden zuklnftig alle Direktiibermittlungen an das Unternehmensregister ge-
regelt.
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Zu Buchstabe a

Die Uberschrift wird neu gefasst und vollzieht die in § 11 URV-E eingefiihrte Differenzierung
zwischen Veroffentlichungspflichtigen (8 11 Absatz 1 URV-E) und Offenlegungspflichtigen
(8 11 Absatz 2 URV-E) nach.

Zu Buchstabe b

Der bisherige 8§ 11 Absatz 1 Satz 2 URV wird aufgehoben, da die Datentbermittlung von
Rechnungslegungsunterlagen oder Jahresfinanzberichten von Unternehmen, die als In-
landsemittenten (§ 2 Absatz 14 WpHG) Wertpapiere (8 2 Absatz 1 WpHG) begeben, kinf-
tigin 8 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2 URV-E geregelt wird.

Zu Buchstabe c
Zu Absatz 2

§ 11 Absatz 2 URV-E regelt die Datentibermittlung hinsichtlich der in § 8b Absatz 2 Num-
mer 4 HGB-E genannten Unterlagen der Rechnungslegung und Unternehmensberichte, die
zukunftig direkt der das Unternehmensregister fihrenden Stelle zur Einstellung in das Un-
ternehmensregister zu Gibermitteln sind. Ebenfalls geregelt wird die Ubermittlung der Unter-
lagen, die zur dauerhaften Hinterlegung eingestellt werden sollen.

Jahresfinanzberichte und die in § 328 Absatz 1 Satz 1 HGB bezeichneten Rechnungsle-
gungsunterlagen von Unternehmen, die als Inlandsemittenten (§ 2 Absatz 14 WpHG) Wert-
papiere (8 2 Absatz 1 WpHG) begeben, sind dabei in dem einheitlichen elektronischen Be-
richtsformat im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 URV-E (European Single Electro-
nic Format, kurz ,ESEF*) zu Ubermitteln (§ 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 URV-E). Die Ub-
rigen Unterlagen sind grundsatzlich im strukturierten Format Extensible Markup Language
(XML) zu Ubermitteln (8 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 URV-E). § 11 Absatz 2 Satz 2 URV-
E erlaubt Unternehmen im Sinne des § 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 URV-E, auch dieje-
nigen nach gesetzlichen Vorschriften offenzulegenden Rechnungslegungsunterlagen, fur
die keine gesetzliche Verpflichtung zur Offenlegung im ESEF besteht, freiwillig im ESEF zu
Ubermitteln. Dadurch wird vermieden, dass Unternehmen im Sinne des 8§ 11 Absatz 2
Satz 1 Nummer 1 URV-E ihre Rechnungslegungsunterlagen in zwei verschiedenen Forma-
ten Ubermitteln missen.

Die Datenuibermittlung hat dabei gemal § 11 Absatz 2 Satz 3 URV-E in Umsetzung von
Artikel 13j Absatz 4 in Verbindung mit Artikel 13g Absatz 3 Buchstabe c und Artikel 28b Ab-
satz 2 in Verbindung mit Artikel 28a Absatz 3 Buchstabe ¢ GesRRL unter Verwendung der
in der eIDAS-Verordnung genannten Vertrauensdienste zu erfolgen. Hierbei kdnnen flr die
Ubertragung u.a. QWAC-Zertifikate verwendet werden. Einen Identifizierungsprozess wie
zur Registrierung nach § 3 Absatz 2 URV-E miissen Einreichende fir die Ubermittlung
selbst nicht erneut durchlaufen, wenn sie bereits nach 8 3 Absatz 2 URV-E registriert sind.

Zu Absatz 3

Der neue § 11 Absatz 3 URV-E regelt die Ubermittlung der Daten im Sinne des § 8b Ab-
satz 2 Nummer 13 HGB-E durch die Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht an
das Unternehmensregister.

Zu Nummer 11 (Anderung von § 12 URV)

Die Anderungen sind notwendig, da die Rechnungslegungsunterlagen und Unternehmens-
berichte nach § 8b Absatz 2 Nummer 4 HGB-E und diejenigen Unterlagen, die dauerhaft
hinterlegt werden sollen, zukinftig direkt der das Unternehmensregister fihrenden Stelle
zur Einstellung in das Unternehmensregister zu tibermitteln sind.
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Zu Buchstabe a

Die Anderung der Uberschrift stellt klar, dass das Unternehmensregister auch eine Pri-
fungsfunktion hat.

Zu Buchstabe b

Die Frist zur Zuganglichmachung im Unternehmensregister muss fur Rechnungslegungs-
unterlagen angepasst werden, soweit diese nach § 329 Absatz 1 bis 3 HGB gepruft werden
mussen.

Zu Doppelbuchstabe aa
Es handelt sich um eine Folgeanderung zu den Anderungen der §8§ 10, 11 URV.
Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine Folgeanderung aufgrund der Anderung von § 4 URV, dass Uber-
mittlungen nicht mehr per Fax erfolgen kdnnen. Zudem wird klargestellt, dass die nach § 11
Absatz 2 Ubermittelten Daten unverziiglich nach MalRgabe des § 329 Absatz 1 bis 3 HGB
zu prufen sind, soweit eine solche Prifung gesetzlich vorgeschrieben ist. Die Zugénglich-
machung der nicht lediglich zur dauerhaften Hinterlegung tbermittelten Unterlagen Uber die
Internetseite des Unternehmensregisters erfolgt unverziiglich nach ihrer Prifung oder, falls
eine Prifung gesetzlich nicht vorgeschrieben ist, unverzuglich nach ihrer Ubermittlung.

Es wird klargestellt, dass bei Fehlern durch die registerfliihrende Stelle diese Fehler auf
Verlangen des Offenlegungs- oder Veroéffentlichungspflichtigen durch die registerfihrende
Stelle unentgeltlich berichtigt werden.

Zu Buchstabe ¢

Es handelt sich um Folgeanderungen zu den Anderungen der §§ 10, 11 URV. Durch den
neu eingefugten Verweis auf 8 11 Absatz 3 URV-E in Satz 2 wird zudem geregelt, dass
auch die von der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht tbermittelten Unterlagen
gemal § 12 Absatz 2 Satz 2 URV-E nach zehn Jahren zu |6schen sind.

Zu Nummer 12 (Anderung von § 13 URV)

Zu Buchstabe a und Buchstabe b

Die Anderungen sind eine Folgednderung zur Anderung des Bekanntmachungswesens in
8§ 10 HGB-E und den 88 27, 33 der Handelsregisterverordnung in der Entwurfsfassung
(HRV-E). Der Zugang zu den neu geschaffenen Registerbekanntmachungen gemaR § 10
Absatz 3 HGB-E wird Uber die neu angefiigte Nummer 12 sichergestellt.

Zu Buchstabe c

Es handelt sich um Folgeanderungen.

Zu Nummer 13 (Anderung von § 14 URV)

Die Anderung dient lediglich der Klarstellung, dass eine Suche nicht tiber samtliche In-
dexdaten mdglich sein muss, sondern lediglich Uber geeignete, um zum Beispiel eine Su-

che nur nach der Rechtsform auszuschlie3en und um eine dynamische Entwicklung von
Indexdaten zuzulassen, ohne dass dies stets zu einer Anpassung der Suche fiilhren muss.



Drucksache 144/21 -178 -

Zu Nummer 14 (Anderung von § 15 URV)

Durch die Anderungen in § 15 URV soll die mit der Filhrung des Unternehmensregisters
beliehene Stelle in die Lage versetzt werden, den Offenlegungspflichtigen als zusatzliche
Dienstleistungen die Konvertierung der Rechnungslegungsunterlagen in das XML-Format
nach 8 11 URV-E sowie weitere grafische und gestalterische Dienstleistungen anzubieten.
In diesem Fall handelt die beliehene Stelle jedoch nicht in hoheitlicher Funktion als die das
Register fihrende Stelle, sondern rein privatrechtlich, sodass durch die Bezeichnung als
.beliehene Stelle® klargestellt wird, dass die Regelung nicht an die registerfihrende Stelle,
sondern die beliehene Person gerichtet ist.

Auch werden Folgeanderungen zur Anderung des § 325 Absatz 2b Nummer 3 HGB umge-
setzt.

Zu Nummer 15 (Anderung von § 16 URV)

Es handelt sich um Folgeanderungen aufgrund der Anderung der Bezeichnung der regis-
terfihrenden Stelle.

Zu Nummer 16 (Anfigen von § 19 URV)

Die neue Ubergangsvor__schrift sorgt fur einen zeitlichen Gleichlauf zu der durch dieses Ge-
setz neu geschaffenen Ubergangsregelung im Einfihrungsgesetz zum Handelsgesetzbuch
(EGHGB).

Zu Artikel 14 (Anderung des Wertpapierhandelsgesetzes)
Zu Nummer 1 (Anderung von § 5 WpHG)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung, die fiir einen sprachlichen Gleichlauf zu
§ 8b Absatz 3 Satz 1 HGB-E (,Zur Einstellung®) sorgt.

Zu Nummer 2 (Anderung der §8 41, 43 WpHG)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung, die firr einen sprachlichen Gleichlauf zu
§ 8b Absatz 3 Satz 1 HGB-E (,Zur Einstellung®) sorgt.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 107 WpHG)

Wegen des Bezugs zu den Unterlagen der Rechnungslegung sollen — im Lichte der Ande-
rung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB — die in § 107 Absatz 1 Satz 5 WpHG in Bezug ge-
nommenen Informationen zukinftig im Unternehmensregister zugénglich gemacht werden.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 109 WpHG)
Zu Buchstabe a

Die Streichung ist im Zusammenhang mit dem neuen § 109 Absatz 2 Satz 5 WpHG-E zu
sehen. Da die Bekanntmachung zukiinftig zusatzlich im Unternehmensregister zuganglich
gemacht wird, bedarf es — neben der in 8§ 109 Absatz 2 Satz 4 WpHG ohnehin schon vor-
gesehenen Verbreitungswege (Uberregionales Borsenpflichtblatt oder Informationsverbrei-
tungssystem) — keiner zusatzlichen Bekanntmachung im Bundesanzeiger mehr.

Zu Buchstabe b

Der neue Satz 5 starkt die Stellung des Unternehmensregisters als zentrales Informations-
portal fiir rechnungslegungsbezogene Informationen. Der Vorschlag beruht im Ubrigen auf
dem bereits in § 114 Absatz 1 Satz 3 WpHG vorgesehenen Regelungsmodell.
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Zu Nummer 5 (Anderung von § 114 WpHG)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung, die fir einen sprachlichen Gleichlauf zu
8 8b Absatz 3 Satz 1 HGB-E (,Zur Einstellung®) sorgt.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung, die fiir einen sprachlichen Gleichlauf zu
8§ 8b Absatz 3 Satz 1 HGB-E (,Zur Einstellung®) sorgt.

Zu Nummer 6 (Anderung von § 115 WpHG)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung, die fur einen sprachlichen Gleichlauf mit
8§ 8b Absatz 3 Satz 1 HGB-E (,Zur Einstellung®) sorgt.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung, die fur einen sprachlichen Gleichlauf mit
8 8b Absatz 3 Satz 1 HGB-E (,Zur Einstellung®) sorgt.

Zu Nummer 7 (Anderung von § 116 WpHG)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung, die fur einen sprachlichen Gleichlauf mit
§ 8b Absatz 3 Satz 1 HGB-E (,Zur Einstellung®) sorgt.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung, die fiir einen sprachlichen Gleichlauf mit
§ 8b Absatz 3 Satz 1 HGB-E (,Zur Einstellung®) sorgt.

Zu Nummer 8 (Anderung der 88 26, 40, 46, 50, 51, 118 WpHG)

Es handelt sich um redaktionelle Anderungen, die fur einen sprachlichen Gleichlauf mit § 8b
Absatz 3 Satz 1 HGB-E (,Zur Einstellung“) sorgen.

Zu Artikel 15 (Anderung des Vermogensanlagengesetzes)
Zu Nummer 1 (Anderung der Inhaltsiibersicht)

Die Anderung volizieht die Anderungen des § 23 VermAnIG in der Inhaltsiibersicht nach.
Auf die Begriindung zur Anderung zu § 23 VermAnIG wird verwiesen.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 23 VermAnIG)
Zu Buchstabe a und Buchstabe b

Zukunftig sollen auch die Jahresberichte von Emittenten von Vermdgensanlagen aus-
schlie3lich im Unternehmensregister zugénglich gemacht werden. Hierdurch entfallt die
Notwendigkeit einer (separaten) Einreichung und Bekanntmachung des Jahresberichts
beim Betreiber des Bundesanzeigers. Die Offenlegung folgt daher den gleichen Regeln wie
die Offenlegung der handelsrechtlichen Rechnungslegungsunterlagen, weshalb § 23
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VermAnIG-E auch sprachlich an den Wortlaut des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB-E angepasst
wird.

Zu Buchstabe c

Die Neufassung des Absatz 3 beruht zum einen auf dem Umstand, dass der bisherige
Satz 1 infolge der Umstellung der Einreichung vom Bundesanzeiger auf das Unterneh-
mensregister keine Funktion mehr hat. Zum anderen wird die Verweiskette des bisherigen
Satz 3 angepasst. Hierbei handelt es sich um Folgeanderungen zu den Anderungen in
§ 325 HGB.

Zu Buchstabe d

Da Emittenten ihre Jahresberichte zukiinftig unmittelbar der das Unternehmensregister fiih-
renden Stelle zur Einstellung in das Unternehmensregister zu Ubermitteln haben, entfallt
die Notwendigkeit fir den Ubermittlungsweg nach dem bisherigen § 23 Absatz 4
VermAnIG.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 24 VermAnIG)

Die Anderung dient der Klarstellung, dass Emittenten von Vermdgensanlagen, die nach
dem Malstab des § 267a HGB als Kleinstunternehmen einzustufen waren, bei der Aufstel-
lung des Jahresabschlusses nicht die Erleichterung des § 264 Absatz 1 Satz 5 HGB in An-
spruch nehmen kénnen.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 31 VermAnIG)

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Anderung des § 23 VermAnIG.

Zu Doppelbuchstabe bb

Zukunftig wird in § 31 VermAnIG auf eine klarstellende Definition des Begriffs der Offenle-
gung verzichtet. Offenlegung im Sinne des § 23 VermAnIG meint — genau wie die Offenle-
gung im Sinne des § 325 HGB - die elektronische Ubermittlung der Unterlagen an die das
Unternehmensregister fihrende Stelle zur Einstellung der Unterlagen in das Unterneh-
mensregister. Dies ergibt sich schon aus dem Wortlaut des § 23 Absatz 1 VermAnIG selbst,
so dass es keiner zusatzlichen Legaldefinition bedarf.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Anderung des § 23 VermAnIG.

Zu Buchstabe c

Die Anderung starkt die Stellung des Unternehmensregisters als zentrales Informationspor-
tal fir rechnungslegungsbezogene Informationen.

Zu Nummer 5 (Anderung von § 32 VermAnIG)

Die Regelung sieht angemessene Ubergangsfristen fiir den Wechsel der Offenlegungsmo-
dalitaten der Jahresberichte vor, damit sich die offenlegungspflichtigen Unternehmen auf
die neue Rechtslage einstellen kénnen.
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Zu Artikel 16 (Anderung des Publizitatsgesetzes)
Zu Nummer 1 (Anderung von § 2 PublG)
Zu Buchstabe a

Die in 8 2 Absatz 2 Satz 1 und 2 PublG genannten Erklarungen sind — aufgrund ihres Be-
zugs zur Rechnungslegung — kinftig nicht mehr beim Betreiber des Bundesanzeigers zur
Bekanntmachung einzureichen, sondern der das Unternehmensregister fihrenden Stelle
zur Einstellung in das Unternehmensregister zu tbermitteln. Dies dient auch der Starkung
des Unternehmensregisters als zentrale Stelle, die unternehmensbezogene Informationen
auf ihrer Internetseite zuganglich macht.

Zu Buchstabe b

Auch fur den Prifungsbericht nach 8§ 2 Absatz 3 Satz 6 ist kuinftig eine Offenlegung im Un-
ternehmensregister vorgesehen.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 9 PublG)
Zu Buchstabe a

Die Anderung der Uberschrift vollzieht die Anderung des § 329 HGB — wonach kiinftig der
das Unternehmensregister fihrenden Stelle die Prifung der Rechnungslegungsunterlagen
obliegt — auch dem Publizitatsgesetz nach. Darlber hinaus erfolgt eine redaktionelle An-
passung.

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Erganzung von § 327a HGB in die Verweiskette ist als Folgeanderung zur Anderung
des § 325 Absatz 4 HGB notwendig, da § 325 Absatz 4 HGB-E nicht mehr auf § 327a HGB
verweist.

Zu Doppelbuchstabe bb

Bei der Aufnahme des 8§ 329 Absatz 2 HGB in die Verweiskette handelt sich um eine re-
daktionelle Klarstellung. Da kapitalmarktorientierte Unternehmen nach dem Publizitatsge-
setz von den Erleichterungen des § 327a HGB Gebrauch machen kénnen, ist der das Un-
ternehmensregister fihrenden Stelle in entsprechender Anwendung des § 329 Absatz 2
HGB die Mdglichkeit einzurdumen, von dem offenlegungspflichtigen Unternehmen Anga-
ben zur Eigenschaft als Unternehmen im Sinne des 8 327a HGB zu verlangen.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 10 PublG)

Es handelt sich um Folgeanderungen zur Anderung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB und
zur Aufhebung des § 325 Absatz 2 HGB.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 12 PublG)
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

Die Anderung vollzieht die Anderung in § 2 Absatz 2 Satz 1 PublG betreffend die Unterla-
gen der Einzelrechnungslegung fir die Unterlagen der Konzernrechnungslegung nach.
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Zu Doppelbuchstabe bb

Die Anderung vollzieht die Anderung in § 2 Absatz 2 Satz 2 PublG betreffend die Unterla-
gen der Einzelrechnungslegung fiir die Unterlagen der Konzernrechnungslegung nach.

Zu Doppelbuchstabe cc

Die Anderung vollzieht die Aufhebung des § 2 Absatz 2 Satz 3 PublG betreffend die Unter-
lagen der Einzelrechnungslegung fiir die Unterlagen der Konzernrechnungslegung nach.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur, da § 2 Absatz 3 PublG Uber keinen Satz 8
verflgt.

Zu Nummer 5 (Anderung von § 15 PublG)

Zu Buchstabe a

Die Erganzung von § 327a HGB in die Verweiskette ist als Folgeanderung zur Anderung
des § 325 Absatz 4 HGB notwendig, da § 325 Absatz 4 HGB-E nicht mehr auf § 327a HGB
verweist.

Zu Buchstabe b

Die Anderung vollzieht die Anderung in § 9 Absatz 1 Satz 2 PublG betreffend die Unterla-
gen der Einzelrechnungslegung fur die Unterlagen der Konzernrechnungslegung nach. Auf
die Begriindung zu 8 9 Absatz 1 Satz 2 PublG-E wird verwiesen.

Zu Nummer 6 (Anderung von § 20 PublG)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Anderung der § 2 Absatz 2 PublG und § 12
Absatz 2 PublG.

Zu Nummer 7 (Anderung von § 21 PublG)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Anderung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB.
Zu Nummer 8 (Anderung von § 22 PublG)

Die Regelung sieht angemessene Ubergangsfristen fiir den Wechsel der Offenlegungsmo-
dalitaten der Rechnungslegungsunterlagen vor, damit sich die offenlegungspflichtigen Un-
ternehmen auf die neue Rechtslage einstellen kdnnen.

Zu Artikel 17 (Anderung des Umwandlungsgesetzes)

Zu Nummer 1 (Anderung von § 19 UmwG)

Es handelt sich um eine Folge&nderung zu § 10 HGB-E. Gemal3 8§ 10 Absatz 1 HGB-E
werden die Eintragungen im Handelsregister bereits durch ihre erstmalige Abrufbarkeit be-
kannt gemacht. Eine zusétzliche Klarstellung, dass die Bekanntmachung den ganzen Inhalt
der Eintragung enthalten muss, ist fortan nicht mehr erforderlich.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 22 UmwG)

Die Anderung ist eine Folgednderung zur Anpassung des registerrechtlichen Bekanntma-

chungswesens gemal3 § 10 HGB-E und den 88 27, 33 HRV-E. Durch die Verwendung des
unbestimmten Artikels wird dem neuen Prozess der Bekanntmachung Rechnung getragen,
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da es sich hierbei nicht mehr um eine separate Veroffentlichung der Eintragung handelt,
sondern nur um die erstmalige Abrufbarkeit der Eintragung Uber das Registerportal. Da
jedoch weiterhin ein Bedurfnis des Rechtsverkehrs fur entsprechende Hinweise auf das
Recht zur Sicherheitsleistung besteht, sind diese Hinweise in Gestalt einer Registerbe-
kanntmachung als zusatzliche Tatsachen bekannt zu machen. Da es sich hierbei auch um
eine Form der Bekanntmachung handelt, bleibt es begrifflich bei einer Bekanntmachung.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 137 Absatz 3 UmwG)

§ 137 Absatz 3 Satz 3 letzter Halbsatz UmwG wird gestrichen. Es handelt sich um eine
Folgednderung zu 8 10 HGB-E. Gemal § 10 Absatz 1 HGB-E werden die Eintragungen im
Handelsregister durch ihre erstmalige Abrufbarkeit bekannt gemacht. Damit werden auch
im Rahmen einer Spaltung zur Neugrtindung die Inhalte betreffend den neuen Rechtstrager
bereits mit der Eintragung der Spaltung in das Register des neuen Rechtstragers bekannt
gemacht, wenngleich der neue Rechtstréger als solcher erst mit Wirksamkeit der Spaltung
durch Eintragung in das Register des Ubertragenden Rechtstragers entsteht (8 135 Ab-
satz 1 UmwG in Verbindung mit § 131 Absatz 1 UmwG). Diese Bekanntmachung hinsicht-
lich des neuen Rechtstragers vor dem Zeitpunkt der Wirksamkeit der Spaltung und Entste-
hung des neuen Rechtstragers ist unschédlich, da sie mit Vermerk erfolgt, dass die Spal-
tung erst mit Eintragung in das Register des Ubertragenden Rechtstragers wirksam wird
(8 135 Absatz 1 UmwG in Verbindung mit 8§ 130 Absatz 1 Satz 2 UmwG). Da die Eintragung
und Bekanntmachung hinsichtlich des neuen Rechtstragers unter Wirksamkeitsvorbehalt
erfolgt, liegt insbesondere keine unrichtige Eintragung oder Bekanntmachung im Sinne von
§ 15 HGB vor. Materiell-rechtliche Konsequenzen sollen daher mit der Streichung von
8§ 137 Absatz 3 Satz 3 letzter Halbsatz UmwG nicht verbunden sein.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 201 UmwG)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu 8§ 10 HGB-E. Gemaf § 10 Absatz 1 HGB-E
werden die Eintragungen im Handelsregister bereits durch ihre erstmalige Abrufbarkeit be-
kannt gemacht. Eine zusatzliche Klarstellung, dass die Bekanntmachung den ganzen Inhalt
der Eintragung enthalten muss, ist fortan nicht mehr erforderlich.

Zu Artikel 18 (Anderung des Aktiengesetzes)
Zu Nummer 1 (Anderung von § 37 Absatz 2 Satz 1 AktG)

Die Anderung ist eine Folgeanderung zur Einfiigung des neuen § 76 Absatz 3 Satz 3 AktG-
E. Aufgrund der Ausdehnung der Bestellungshindernisse auf Berufs- und Gewerbeverbote
in anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union und Vertragsstaaten des EWR ist auch
der Inhalt der Versicherungserklarung nach 8 37 Absatz 2 Satz 1 AktG anzupassen. Diese
hat sich zukinftig auch auf einschlagige auslandische Berufs- und Gewerbeverbote in der
Européischen Union oder dem EWR zu erstrecken, jedenfalls soweit deren Gegenstand
zumindest teilidentisch mit dem Unternehmensgegenstand ist.

Die Ausdehnung der gemalRR § 399 Absatz 1 Nummer 6 AktG strafbewehrten Versiche-
rungserklarung auf diese ausl&ndischen Bestellungshindernisse stellt fir eine betroffene
Person auch keine unverhaltnismaRige Belastung dar, da davon auszugehen ist, dass die
Person, ebenso wie bei einer Verurteilung wegen einer Katalogstraftat nach Nummer 2, von
einem einschlagigen behdrdlichen oder gerichtlichen Verbot gegen sie im Ausland Kenntnis
hatte und daher die Richtigkeit ihrer Angaben tberpriifen kann. Nach Artikel 13i Absatz 2
Unterabsatz 1 GesRRL ist es auch fur die Mitgliedstaaten zuldssig, die Abgabe einer der-
artigen Versicherungserklarung zu verlangen.

Zu Nummer 2 (Einfugung des 8§ 76 Absatz 3 Satz 3 AktG-E)

Durch die Einfliigung des neuen Absatz 3 Satz 3 wird Artikel 13i Absatz 1 Satz 2 GesRRL
umgesetzt. Bislang war nur die Berlcksichtigung einer ausléndischen Disqualifikation im



Drucksache 144/21 -184 -

Falle einer vergleichbaren Straftat nach § 76 Absatz 3 Satz 3 in Verbindung mit Satz 2
Nummer 3 mdglich. Der neue Satz 3 erméglicht daher, dass auch eine Disqualifikation in
einem anderen Mitgliedstaat der Européischen Union oder einem anderen Vertragsstaat
des EWR aufgrund eines Berufs- oder Gewerbeverbots Beriicksichtigung findet, indem dies
zu einem Bestellungshindernis nach § 76 Absatz 3 Satz 3 AktG fuhrt. Voraussetzung ist
allerdings jeweils die Vergleichbarkeit des Verbotes. Das heif3t, dass es sich um ein be-
hordliches oder gerichtliches Verbot handelt, das der betreffenden Person die Austbung
eines bestimmten Berufs oder Gewerbes gegenwartig verbietet, und dass der Unterneh-
mensgegenstand der Gesellschaft, als deren Vorstandsmitglied die Person bestellt werden
soll, jedenfalls teilweise identisch mit dem Gegenstand dieses Verbotes ist.

Die Prifung, ob ein solches Bestellungshindernis bei einem einschlagigen auslandischen
Berufs- oder Gewerbeverbot wegen einer (Teil-)ldentitat mit dem Unternehmensgegen-
stand besteht, bleibt dem Registergericht Giberlassen, wenn das Registergericht Zweifel an
der Richtigkeit der entsprechenden Versicherungserklarung der anmeldenden Person nach
§ 37 Absatz 2 Satz 1 oder § 81 Absatz 3 Satz 1 AktG hat. Zur Uberpriifung der Richtigkeit
kann das zustandige Registergericht insbesondere ein entsprechendes Ersuchen Uber die
zustandige Stelle an die anderen Mitgliedstaaten gemal § 9c Absatz 1 Satz 2 HGB-E rich-
ten.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 81 Absatz 3 AktG)

Die Anderung in § 81 Absatz 3 Satz 1 AktG ist eine Folgeanderung zur Erweiterung der
Bestellungshindernisse auf einschlagige Berufs- und Gewerbeverbote in einem anderen
Mitgliedstaat der Europaischen Union oder einem Vertragsstaat des EWR. Hierdurch wird
zudem Artikel 13i Absatz 6 GesRRL umgesetzt, da die Abgabe einer entsprechenden Ver-
sicherungserklarung auch auf den Fall der Neuanmeldung von Vorstandsmitgliedern aus-
gedehnt wird.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 225 Absatz 1 Satz 2 AktG)

Die Anderung ist eine Folgeanderung zur Anpassung des Bekanntmachungswesens ge-
maf § 10 HGB-E und den 88 27, 33 HRV-E. Hierdurch soll gewahrleistet werden, dass der
Glaubigerschutz auch nach Anpassung des Bekanntmachungswesens gewahrleistet wird.
Im Ubrigen kann auf die Begriindung zu Artikel 19 verwiesen werden.

Zu Nummer 5 (Anderung von § 233 Absatz 2 AktG)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Neufassung des 8§ 325 Absatz 1 Satz 2 HGB
und zur Aufhebung des § 325 Absatz 2 HGB.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folge&nderung zur Neufassung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB
und zur Aufhebung des § 325 Absatz 2 HGB.

Zu Nummer 6 (Anderung von § 256 Absatz 2 AktG)

Es handelt sich um eine Folge&nderung zur Neufassung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB
und zur Aufhebung des § 325 Absatz 2 HGB. Da die Bekanntmachung des Jahresabschlus-
ses nach 8§ 325 Absatz 2 HGB entfdllt, tritt an Stelle der Bekanntmachung eine gesonderte
Erklarung, die der das Unternehmensregister fiihrenden Stelle gemeinsam mit dem Jahres-
abschluss elektronisch zur Einstellung in das Unternehmensregister zu tibermitteln ist.
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Zu Nummer 7 (Anderung von § 265 Absatz 2 AktG)

Die Anderung ist eine Folgednderung zur Anderung der § 76 Absatz 3 und § 37 Absatz 2
AktG. Hierdurch wird die Erweiterung der Bestellungshindernisse auf einschlagige auslan-
dische Berufs- und Gewerbeverbote auch fur die Abwickler der Aktiengesellschaft nachvoll-
zogen.

Zu Nummer 8 (Anderung von § 303 Absatz 1 Satz 2 AktG)

Die Anderung ist eine Folgeanderung zur Anpassung des registerrechtlichen Bekanntma-
chungswesens gemaf § 10 HGB-E und den 88 27, 33 HRV-E. Durch die Verwendung des
unbestimmten Artikels wird dem neuen Prozess der Bekanntmachung Rechnung getragen,
da es sich hierbei nicht mehr um eine separate Veroffentlichung der Eintragung handelt,
sondern nur um die erstmalige Abrufbarkeit der Eintragung Uber das Registerportal. Da
jedoch auch weiterhin ein Bedirfnis des Rechtsverkehrs flr entsprechende Hinweise auf
das Recht zur Sicherheitsleistung besteht, sind diese Hinweise in Gestalt einer Registerbe-
kanntmachung als zusatzliche Tatsachen bekannt zu machen. Da es sich hierbei auch um
eine Form der Bekanntmachung handelt, bleibt es begrifflich bei einer Bekanntmachung.

Zu Nummer 9 (Anderung von § 321 Absatz 1 Satzt 2 AktG)

Die Anderung ist ebenfalls eine Folgeanderung zur Anpassung des registerrechtlichen Be-
kanntmachungswesens gemafd § 10 HGB-E und den 88 27, 33 HRV-E. Insoweit wird auf
die Ausfiihrungen in der Begriindung zur Anderung in 8 303 Absatz 1 Satz 2 AktG-E ver-
wiesen.

Zu Artikel 19 (Anderung des Einfilhrungsgesetzes zum Aktiengesetz)

Die neue Ubergangsvorschrift ordnet an, dass die Regelungen tiber die erweiterten Bestel-
lungshindernisse fir einschlagige Berufs- und Gewerbeverbote im EU- oder EWR-Ausland
erst ab dem 1. August 2023 Anwendung finden, da gemanR Artikel 2 Absatz 2 DigRL die
Bestimmungen zum Informationsaustausch Uber disqualifizierte Geschéftsfiihrer erst zum
1. August 2023 umzusetzen sind. Zuvor ist ein Informationsaustausch Uber das Europai-
sche System der Registervernetzung daher nicht sichergestellt, sodass auch die erweiter-
ten Bestellungshindernisse noch nicht berticksichtigt werden kdnnen. Ohne eine ausrei-
chende Mdglichkeit zur Uberpriifung der Richtigkeit der Angaben durch die Registergerichte
sollte jedoch auch das materielle Bestellungshindernis nicht zur Anwendung kommen, auch
wenn der Betroffene von einem solchen Bestellungshindernis Kenntnis haben durfte.

Die neue Ubergangsvorschrift in Absatz 2 sorgt fur einen zeitlichen Gleichlauf zu der durch
dieses Gesetz neu geschaffenen Ubergangsregelung im EGHGB.

Zu Artikel 20 (Anderung des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit
beschréankter Haftung)

Zu Nummer 1 (Anderung der Inhaltsuibersicht)

Die Anderung der Inhaltsiibersicht ist eine Folgeanderung zur Anderung in § 2.
Zu Nummer 2 (Anderung von § 2 GmbHG)

Zu Buchstabe a (Anderung von Absatz 1a)

Die Anderung der Anlagebezeichnung in § 2 Absatz 1a ist eine Folgeanderung zur Anfi-
gung der neuen Anlage 2 zu Absatz 3.
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Zu Buchstabe b (Anfigen von Absatz 3)

Der neue Absatz 3 Satz 1 und 2 dient der Umsetzung von Artikel 13g und Artikel 13h Ges-
RRL und ermdglicht erstmals die Durchfiihrung einer Online-Griindung einer GmbH, auch
in der Rechtsformvariante der UG (haftungsbeschrankt), indem Absatz 3 Satz 1 ausdruck-
lich eine Beurkundung mittels Videokommunikation fur zulassig erklart. Eine Online-Grin-
dung fur andere Rechtsformen ist zunachst nicht vorgesehen, daher wird von der Option in
Artikel 13g Absatz 1 Unterabsatz 2 GesRRL Gebrauch gemacht, die Anwendung des Ver-
fahrens auf anderen Gesellschaftsformen nicht anzubieten.

Fur die Ermdglichung der Online-Griindung der GmbH wird auf die Regelungen zur Beur-
kundung im Online-Verfahren in den 88 16a bis 16e BeurkG-E verwiesen. Spiegelbildlich
erlaubt § 16a Absatz 1 BeurkG-E eine Beurkundung von Willenserklarungen mittels Video-
kommunikation, soweit dies in § 2 Absatz 3 GmbHG-E ausdrticklich zugelassen ist. Ent-
sprechend der Regelung in Artikel 13g Absatz 4 Buchstabe d GesRRL wird in Absatz 3
Satz 1 die Online-Griindung fur den Fall einer Sachgriindung ausgeschlossen, das heif3t
eine Beurkundung mittels Videokommunikation nach den 8§ 16a bis 16e BeurkG-E ist aus-
schlie3lich im Falle einer reinen Bargriindung ohne Sacheinlagen zulassig. Darliber hinaus
bestimmt Absatz 3 Satz 1, dass auch im Rahmen der Griindung der Gesellschaft gefasste
Beschlusse der Gesellschafter mittels Videokommunikation beurkundet werden kdénnen.
Dadurch soll klargestellt werden, dass die gegenwartige Praxis der gemeinsamen Beurkun-
dung des Gesellschaftsvertrages und von Beschliissen der Gesellschafter, etwa betreffend
die Bestellung von Geschaftsfuhrerinnen oder Geschaftsfuhrern, die Festlegung von deren
Vertretungsbefugnis und eine etwaige Befreiung von den Beschrankungen des § 181 BGB
in einer notariellen Urkunde auch im Online-Verfahren zuldssig bleibt, ohne dass dadurch
ein Formerfordernis fur derartige Beschliisse angeordnet wirde. Die Beurkundungsmaog-
lichkeit mittels Videokommunikation umfasst dabei nur solche Beschlisse, die mit der Grin-
dung in engem Zusammenhang stehen oder fiir diese erforderlich sind, nichts etwa Kapi-
talmaRnahmen oder Umwandlungsvorgange.

Durch die Regelung in Absatz 3 Satz 2 wird fur den Fall einer Online-Griindung das Unter-
schriftserfordernis in Absatz 1 Satz 2 durch qualifizierte elektronische Signaturen der mit-
tels Videokommunikation an der Beurkundung teilnehmenden Gesellschafter ersetzt. Die
bestehenden Grundséatze zum Unterschriftserfordernis nach § 2 Absatz 1 Satz 2 GmbHG
bleiben unberihrt, insbesondere kann auch die Online-Griindung nach der bestehenden
Praxis der Beurkundung einer ,Mantelurkunde“ mit Signaturen der Gesellschafter unter
dem Grindungsprotokoll und dem Gesellschaftsvertrag als Anlage durchgefiihrt werden.

Die Regelungen in Satz 3 und 4 dienen schlie3lich der Umsetzung von Artikel 13h Absatz 2
Satz 1 und Artikel 13g Absatz 7 GesRRL, indem sie die Verwendung von Musterprotokollen
im Verfahren der Online-Griindung erméglichen. Zum einen wird ausdricklich auch die Nut-
zung des vereinfachten Verfahrens im Falle der Online-Grindung fir zuldssig erklart. Zum
anderen wird zur vollstdndigen Umsetzung der Richtlinienvorgaben in Artikel 13g Absatz 7,
Artikel 13h Absatz 2 GesRRL ein zusatzliches, neues Musterprotokoll fur die Online-Griin-
dung eingefihrt, welches nicht auf nur drei Gesellschafter und nur einen Geschéftsfuhrer
beschrankt ist, da die Richtlinie eine solche Beschréankung der Muster nicht vorsieht. Der
Kostenvorteil bei der Griindung im vereinfachten Verfahren nach 8§ 105 Absatz 6 GNotKG
findet jedoch fur dieses neue Musterprotokoll keine Anwendung, da die mdgliche Zahl der
Gesellschafter und Geschéftsfiihrer Gber diejenige im Musterprotokoll fiir das vereinfachte
Verfahren hinausgeht. Um von dem Kostenvorteil fur die Griindung im vereinfachten Ver-
fahren Gebrauch zu machen, kann daher unter den weiteren Voraussetzungen des Absat-
zes la auf das vereinfachte Verfahren auch im Falle einer Online-Griindung zuriickgegriffen
werden.
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Zu Nummer 3 (Einfugung des 8§ 6 Absatz 2 Satz 3 GmbHG-E)

Der neue § 6 Absatz 2 Satz 3 GmbHG-E setzt Artikel 13i Absatz 1 Satz 2 GesRRL um und
ermaoglicht auch fiir Geschaftsfiihrer der GmbH die Beriicksichtigung einer Disqualifikation
aufgrund eines einschlagigen Berufs- und Gewerbeverbotes in einem anderen Mitgliedstaat
der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des EWR. Im Ubrigen wird
auf die Begrindung zu 8§ 76 Absatz 3 Satz 3 AktG-E verwiesen.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 8 GmbHG)
Zu Buchstabe a (Anderung von Absatz 1)

Die Anderung in § 8 Absatz 1 Nummer 3 GmbHG-E dient ebenfalls der Umsetzung von
Artikel 13g GesRRL. Nummer 3 enthalt erganzend zur allgemeinen Regelung zur Gesell-
schafterliste in § 40 GmbHG ein zusatzliches Unterschriftserfordernis fir die Anmeldenden
bei der Gesellschaftsgrindung. Da im Falle einer Gesellschaftsgriindung der Notar auch
nicht im Sinne des § 40 Absatz 2 GmbHG an einer Veranderung mitwirkt, kann diese Un-
terschrift der Anmeldenden auch nicht durch eine Unterschrift des Notars ersetzt werden.
Im Falle einer Online-Griindung hatte dies jedoch einen Medienbruch zur Folge, da die nach
§ 8 Absatz 1 Nummer 3 GmbHG mit einzureichende Gesellschafterliste nicht im Zuge des
Online-Verfahrens erstellt werden konnte, sondern durch die Anmeldenden ausgedruckt
und eigenhandig unterschrieben werden misste. Dementsprechend wird durch die Ergan-
zung in Nummer 3 als zuséatzliche Alternative zum Unterschriftserfordernis eine qualifizierte
elektronische Signatur vorgesehen, sodass im Rahmen der Online-Grindung auch die
erste Gesellschafterliste durch die Anmeldenden elektronisch signiert und damit online er-
stellt und eingereicht werden kann.

Zu Buchstabe b (Anderung von Absatz 2)

Durch die Ergdnzung in 8 8 Absatz 2 Satz 2 GmbHG-E wird Artikel 13g Absatz 6 GesRRL
umgesetzt und klargestellt, dass fiir den Nachweis der Leistung der Einlagen auch eine
Einzahlung auf ein Konto einer in der Européischen Union tatigen Bank geniigt. In der Lite-
ratur wurde bislang unterschiedlich beurteilt, ob eine Einzahlung auf ein im Ausland geftihr-
tes Konto genugt (stellvertretend zum Meinungsstand: daftir Herrler, MiKo, GmbHG, 3.
Auflage 2018, § 7 Rn. 85; Tebben, Michalski/Heidinger/Leible/J. Schmidt, GmbH-Gesetz,
3. Auflage 2017; dagegen Bayer, Lutter/Hommelhoff, GmbH-Gesetz Kommentar, 20. Auf-
lage 2020, 8§ 7 GmbHG Rn. 11; Veil, Scholz, GmbHG, 12. Auflage 2020, § 7 GmbHG,
Rn. 31). Artikel 13g Absatz 6 Satz 1 GesRRL erfordert nunmehr, dass jedenfalls die Ein-
zahlung auf ein Konto einer in der Europaischen Union tatigen Bank als gleichwertig ange-
sehen werden muss. Dies wird nun durch die Regelung in Absatz 2 Satz 2 ausdricklich
klargestellt, ohne dass die allgemeinen Grundséatze und Regelungen zur Kapitalaufbrin-
gung hiervon berthrt werden. Insbesondere wird durch die Klarstellung keine Aussage dar-
Uber getroffen, ob und inwieweit eine Einzahlung in Fremdwé&hrung als gleichwertig anzu-
sehen ist und welche Anforderungen fiir die Bonitat des entsprechenden Kreditinstituts gel-
ten. Insoweit gelten die bisherigen Grundsatze unveréndert fort.

Einer zusatzlichen Regelung zur Umsetzung von Artikel 13g Absatz 6 Satz 2 GesRRL hin-
sichtlich der Online-Einreichung der Einzahlungsnachweise bedarf es hingegen nicht.
Wenn das Gericht aufgrund erheblicher Zweifel nach Absatz 2 Satz 2 die Einreichung von
Einzahlungsnachweisen verlangt, kann die Einreichung beim Handelsregister bereits nach
gegenwartiger Rechtslage elektronisch erfolgen (8 8 Absatz 5 GmbHG in Verbindung mit
8§ 12 Absatz 2 Satz 1 HGB). Die elektronische Einreichung kann tber den Notar erfolgen,
der die Anmeldung beim Handelsregister eingereicht hat. Nach § 53 BeurkG ist der Notar
zum Vollzug beziehungsweise zur Einreichung der von ihm beurkundenden Grindungsur-
kunde beziehungsweise der von ihm entworfenen Handelsregisteranmeldung verpflichtet.
Von dieser Einreichungspflicht sind auch die zum Registervollzug notwendigen Unterlagen
erfasst.
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Zu Buchstabe ¢ (Anderung von Absatz 3)

Dies ist eine Folgeédnderung zur Einflgung des neuen § 6 Absatz 2 Satz 3 GmbHG-E und
erweitert die abzugebende Versicherungserklarung im Hinblick auf das neu eingefligte Be-
stellungshindernis eines einschlagigen Berufs- oder Gewerbeverbotes in einem anderen
Mitgliedstaat der Europdaischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des EWR. Im
Ubrigen wird auf die Begriindung zur Anderung von § 37 Absatz 2 AktG verwiesen.

Zu Nummer 5 (Anderung von § 39 Absatz 3 GmbHG)

Die Anderung in § 39 Absatz 3 Satz 1 GmbHG ist eine Folgeanderung zur Erweiterung der
Bestellungshindernisse auf einschlagige Berufs- und Gewerbeverbote in einem anderen
Mitgliedstaat der Europaischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des EWR. Hier-
durch wird zudem Artikel 13i Absatz 6 GesRRL umgesetzt, da die Abgabe einer entspre-
chenden Versicherungserklarung auch auf den Fall der Neuanmeldung von Geschaftsfuh-
rern ausgedehnt wird.

Zu Nummer 6 (Anderung von § 40 GmbHG)
Zu Buchstabe a

Die Anderung in § 40 Absatz 1 Satz 1 GmbHG-E dient der Umsetzung von Artikel 13j Ges-
RRL, indem sie die Online-Einreichung von Gesellschafterlisten durch die Geschéaftsfihrer
der Gesellschaft vereinfacht, wenn ein Notar oder eine Notarin nicht an einer Veranderung
mitwirkt und daher eine Direkteinreichung durch die Geschaftsfihrer ausreicht. Zukinftig
genugt daher neben einer Unterschrift unter die Gesellschafterliste auch eine qualifizierte
elektronische Signatur, sodass es nicht langer erforderlich ist die Gesellschafterliste auszu-
drucken, zu unterzeichnen und sie wieder zu digitalisieren, um sie dann gemaf § 12 Ab-
satz 2 Satz 2 1. Halbsatz HGB als elektronische Aufzeichnung einzureichen.

Zu Buchstabe b

Die Anderung in § 40 Absatz 2 Satz 1 GmbHG-E dient der Klarstellung zur Bestatigung der
bereits in der Rechtsprechung teilweise bestatigten Praxis (siehe KG, Beschluss vom
20.6.2011 - 25W 25/11, BeckRS 2011, 17964), dass es fir die Einreichung durch den Notar
oder die Notarin nach § 40 Absatz 2 GmbHG auch gentigt, wenn die Liste unmittelbar elekt-
ronisch errichtet und statt mit einer Unterschrift mit einer qualifizierten elektronischen Sig-
natur der Notarin oder des Notars gemaf § 39a BeurkG versehen wird. Dies dient ebenfalls
erganzend der Umsetzung von Artikel 13j GesRRL, da hierdurch zukiinftig ein Medienbruch
vermieden und die Online-Einreichung von Urkunden erleichtert wird, indem bei Verande-
rungen unter Mitwirkung des Notars eine Unterschrift des Notars auf der Papierurkunde
elektronisch ersetzt werden kann.

Zu Nummer 7 (Anderung von 8§ 58d Absatz 2 Satz 4 GmbHG)

Es handelt sich um eine Folge&nderung zur Neufassung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB
und zur Aufhebung des § 325 Absatz 2 HGB. Da die Bekanntmachung des Jahresabschlus-
ses nach 8§ 325 Absatz 2 HGB entfdllt, tritt an Stelle der Bekanntmachung eine gesonderte
Erklarung, die der das Unternehmensregister fiihrenden Stelle gemeinsam mit dem Jahres-
abschluss elektronisch zur Einstellung in das Unternehmensregister zu tbermitteln ist.

Zu Nummer 8 (Anderung von § 66 Absatz 4 GmbHG)

Die Anderung ist eine Folgeanderung zur Einfigung des § 6 Absatz 2 Satz 3 GmbHG-E.
Hierdurch wird die Erweiterung der Bestellungshindernisse auf einschlagige auslandische
Berufs- und Gewerbeverbote auch fir die Liquidatoren der GmbH nachvollzogen.
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Zu Nummer 9 (Anderung von § 67 Absatz 3 GmbHG)

Dies ist eine Folgeanderung zur Anderung von § 66 Absatz 4 GmbHG. Der Inhalt der Ver-
sicherungserklarung ist an die ge&nderten Bestellungshindernisse anzupassen.

Zu Nummer 10 (Anderung der Anlage)

Die Anderung der Bezeichnung der Anlage ist eine Folge&nderung zur Einfiigung der neuen
Anlage 2 zu 8§ 2 Absatz 3 GmbHG. Im Ubrigen sind die Anderungen im Musterprotokoll
Folgeanderungen zur Ermdglichung der Griindung im vereinfachten Verfahren nach § 2
Absatz 1a GmbHG auch durch eine Beurkundung im Online-Verfahren mittels Videokom-
munikation.

Zu Buchstabe b
Zu Nummer 11 (Anflgen der Anlage 2)

Die neu angefiigten Musterprotokolle fur eine Online-Grindung einer Gesellschaft mit be-
schrankter Haftung dienen zusammen mit der Neuregelung in 8 2 Absatz 3 Satz 3 GmbHG-
E der Umsetzung von Artikel 13h Absatz 2 Satz 1 und Artikel 13g Absatz 7 GesRRL. Da-
nach sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, die Verwendung von Mustern fiir die Online-Grun-
dung einer Gesellschaft mit beschrankter Haftung zu ermdglichen und in diesen Fallen eine
verklrzte Bearbeitungszeit von finf Arbeitstagen sicherzustellen. Letzteres wird durch die
Neuregelung in § 25 Absatz 3 HRV-E sichergestellt.

Die neu angeflgten Musterprotokolle basieren weitgehend auf dem fir die Grindung im
vereinfachten Verfahren gemanR § 2 Absatz 1a GmbHG bereits vorhandenen Musterproto-
koll, ermdglicht jedoch im Unterschied dazu die Einbeziehung von mehr als drei Gesell-
schaftern (fir den Fall einer Mehrpersonengriindung) sowie die Bestellung von mehr als
einem Geschéftsfuhrer, da die Richtlinie eine entsprechende Einschrankung fur das Muster
nicht vorsieht. Dementsprechend enthélt das Muster auch eine Regelung zur Vertretungs-
macht der Geschéftsflihrer. Dabei wird fir den Fall der Bestellung mehrerer Geschéftsfih-
rer von der in der Praxis weit (berwiegend vorgesehenen Vertretungsregelung ausgegan-
gen, dass entweder zwei Geschéftsfuhrer gemeinschaftlich oder ein Geschéftsfihrer zu-
sammen mit einem Prokuristen die Gesellschaft vertreten.

Zu Artikel 21 (Anderung des GmbHG-Einfiihrungsgesetzes)

Die Ubergangsvorschrift in Absatz 1 ordnet an, dass die Regelungen Uber die erweiterten
Bestellungshindernisse fiir einschlagige Berufs- und Gewerbeverbote im EU- oder EWR-
Ausland erst ab dem 1. August 2023 Anwendung finden, da gemaR Artikel 2 Absatz 2
DigRL die Bestimmungen zum Informationsaustausch tber disqualifizierte Geschaftsfuhrer
erst zum 1. August 2023 umzusetzen sind. Zuvor ist ein Informationsaustausch tber das
Européische System der Registervernetzung folglich nicht sichergestellt, sodass auch die
erweiterten Bestellungshindernisse noch nicht bericksichtigt werden kénnen.

Die neue Ubergangsvorschrift in Absatz 2 sorgt fur einen zeitlichen Gleichlauf zu der durch
dieses Gesetz neu geschaffenen Ubergangsregelung im EGHGB.

Zu Artikel 22 (Anderung des Genossenschaftsgesetzes)
Zu Nummer 1 (Anderung der Inhaltsiibersicht)

Die Anderung der Inhaltsiibersicht ist eine Folgeanderung zu den Anpassungen im GenG.
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Zu Nummer 2 (Anderung von § 12 GenG)

Die Anderungen in § 12 GenG sind Folgeanderungen zur Anpassung des registerlichen
Bekanntmachungswesens. Da zukinftig eine Bekanntmachung gemali § 156 GenG in Ver-
bindung mit 8 10 Absatz 1 HGB-E dadurch erfolgt, dass die Eintragungen erstmalig Uber
das nach § 9 Absatz 1 HGB bestimmte elektronische Informations- und Kommunikations-
system abrufbar sind, erfolgt insoweit ohnehin eine vollstéandige Veroffentlichung der Sat-
zung.

Zu Buchstabe a

Zu Nummer 3 (Anderung von § 16 GenG)

Dies ist eine Folgeanderung zur Anderung von § 12 GenG.
Zu Nummer 4 (Anderung von § 22 GenG)

Dies ist eine Folgeanderung zur Anderung des registerlichen Bekanntmachungswesens in
8§ 10 HGB-E.

Zu Nummer 5 (Anderung von § 28 GenG)

Dies ist eine Folgeanderung zur Anderung des registerlichen Bekanntmachungswesens in
§ 10 HGB-E.

Zu Nummer 6 (Anderung von § 29 GenG)

Die Anderung in § 29 Absatz 3 GenG entspricht der Anderung in § 15 Absatz 3 HGB-E
hinsichtlich der positiven Publizitatswirkung des Genossenschaftsregisters aufgrund der
Anpassung des Bekanntmachungswesens.

Zu Nummer 7 (Anderung von § 42 GenG)
Dies ist eine Folgeanderung zur Anderung von § 28 GenG.
Zu Nummer 8 (Anderung von § 51 GenG)

Dies ist eine Folgeanderung zur Anderung des registerlichen Bekanntmachungswesens in
§ 10 HGB-E.

Zu Nummer 9 (Anderung von § 53a Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 GenG)

Dies ist eine Folgeanderung zur Anderung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB und des § 326
Absatz 2 Satz 1 HGB. An die Stelle der Bekanntmachung im Bundesanzeiger tritt die Ein-
stellung im Unternehmensregister. Zugleich bedarf es keines gesonderten Verweises mehr
auf einen Hinterlegungsauftrag, da nach der gesetzlichen Systematik auch die Hinterlegung
eine (besondere) Form der Einstellung der Rechnungslegungsunterlage in das Unterneh-
mensregister darstellt, bei der die Rechnungslegungsunterlage — abweichend vom gesetz-
geberischen Normalfall — nicht tiber die Internetseite des Unternehmensregisters kostenfrei
zuganglich gemacht wird (8 8b Absatz 2 HGB-E), sondern nur auf Antrag kostenpflichtig
bereitgestellt wird (8 9 Absatz 6 Satz 3 HGB-E).

Zu Nummer 10 (Anderung von § 89 Satz 3 GenG)

Die Eroffnungsbilanz ist kinftig nicht mehr zum Genossenschaftsregister einzureichen,
sondern nach § 339 HGB offenzulegen. Damit erfolgt auch eine Anpassung an die fur Ak-
tiengesellschaften und Gesellschaften mit beschrankter Haftung geltenden Offenlegungs-
pflichten hinsichtlich der Liquidationseréffnungsbilanz.
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Zu Nummer 11 (Anderung von § 102 GenG)

Dies ist eine Folgeanderung zur Anderung des registerlichen Bekanntmachungswesens in
8§ 10 HGB-E.

Zu Nummer 12 (Anderung von § 156 GenG)

Dies ist eine Folgeanderung zur Anderung des registerlichen Bekanntmachungswesens in
§ 10 HGB-E auf den § 156 GenG weiterhin verweist.

Zu Nummer 13 (Anderung von § 157 GenG)

Die Anderung entspricht der Einfligung in § 12 Absatz 1 Satz 2 HGB-E und soll zukunftig
auch fur Genossenschaften die Einreichung von Anmeldungen zum Genossenschaftsre-
gister im Online-Verfahren ermdglichen. Dementsprechend wird durch § 157 Satz 2 GenG
die Beglaubigung mittels Videokommunikation im Sinne des 8§ 40a BeurkG-E ausdriicklich
fur zulassig erklart.

Zu Nummer 14 (Anfligen eines neuen Paragrafen)

Die neue Ubergangsvorsch_rift sorgt fur einen zeitlichen Gleichlauf zu der durch dieses
Gesetz neu geschaffenen Ubergangsregelung im EGHGB.

Zu Artikel 23 (Anderung der Verordnung tiber Formblatter fur die Gliederung des
Jahresabschlusses von Wohnungsunternehmen)

Zu Nummer 1 (Anderung von § 2a Absatz 1 der JAbschlWUV)

Dies ist eine Folgeanderung zur Anderung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB.
Zu Nummer 2 (Neufassung von 8§ 4 JAbschlWUV)

Zu Artikel 24 (Anderung des Energiewirtschaftsgesetzes)

Zu Nummer 1 (Anderung von § 6b EnWG)

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Anderung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB,
wonach die Unterlagen der Rechnungslegung zukiinftig nicht mehr beim Bundesanzeiger
zur Veroffentlichung einzureichen, sondern der das Unternehmensregister fihrenden Stelle
zur Einstellung in das Unternehmensregister zu Ubermitteln sind. Da der Téatigkeitsab-
schluss im Sinne des § 6b Absatz 4 Satz 1 EnWG ,gemeinsam” mit dem Jahresabschluss
offenzulegen ist, soll er zukiinftig auch gemeinsam der das Unternehmensregister fuhren-
den Stelle zur Einstellung in das Unternehmensregister Ubermittelt werden.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folge&nderung zur Aufhebung des 8§ 325 Absatz 2 HGB.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 6¢c EnWG)

Zu Buchstabe a

Zukunftig wird in 8 6c EnNWG auf eine klarstellende Definition des Begriffs der Offenlegung

verzichtet. Offenlegung im Sinne des 8 6b EnWG meint — genau wie die Offenlegung im
Sinne des 8§ 325 HGB - die elektronische Ubermittlung der Unterlagen an die das Unter-
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nehmensregister fihrende Stelle zur Einstellung der Unterlagen in das Unternehmensre-
gister. Dies ergibt sich schon aus dem Wortlaut des § 6b Absatz 4 Satz 1 EnWG-E selbst,
so dass es keiner zusatzlichen Definition bedarf.

Zu Buchstabe b
Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Anderung des § 6b Absatz 4 Satz 1 EnWG.
Zu Nummer 3 (Anderung von § 118 EnWG)

Die neue Ubergangsvor§chrift sorgt fur einen zeitlichen Gleichlauf zu der durch dieses Ge-
setz neu geschaffenen Ubergangsregelung im EGHGB.

Zu Artikel 25 (Anderung des Entgelttransparenzgesetzes)
Zu Nummer 1 (Anderung von § 22 EntgTranspG)

Die Anderung ist eine Folgeanderung zur Anderung in § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB, wonach
die Unterlagen der Rechnungslegung und damit auch der Lagebericht zukinftig nicht mehr
beim Bundesanzeiger zur Verdffentlichung einzureichen sind, sondern der das Unterneh-
mensregister fihrenden Stelle zur Einstellung in das Unternehmensregister zu Ubermitteln
sind (siehe Begrindung zu § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB-E). Der Bericht zur Gleichstellung
und Entgeltgleichheit im Sinne des § 21 EntgTranspG ist gemaR § 22 Absatz 4 Entg-
TranspG dem Lagebericht als Anlage beizufiigen und demgemaf zukiinftig ebenfalls der
registerfihrenden Stelle zur Einstellung in das Unternehmensregister zu Gbermitteln.

Zu Nummer 2 (Anfiagung von § 25 Absatz 4 EntgTranspG)

Die Ubergangsvors__chrift sorgt fur einen zeitlichen Gleichlauf zu der durch dieses Gesetz
neu geschaffenen Ubergangsregelung im EGHGB.

Zu Artikel 26 (Anderung des Kapitalanlagegesetzbuchs)
Zu Nummer 1 (Anderung der Inhaltsuibersicht)

Die Anderung vollizieht die Anderungen des § 12 Absatz 8 Satz 1 KAGB in der Inhaltsiiber-
sicht nach. Auf die Begriindung zur Anderung des 8§ 12 Absatz 8 Satz 1 KAGB wird verwie-
sen.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 12 KAGB)

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Anderung des § 12 Absatz 8 Satz 1 KAGB.
Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu den Anderungen in § 45 Absatz 1, § 123 Ab-
satz 1 Satz 1 KAGB in Verbindung mit § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB und in 8§ 160 Absatz 1
KAGB. Da die in diesen Vorschriften genannten Unterlagen nunmehr direkt der das Unter-
nehmensregister fuhrenden Stelle — und nicht dem Betreiber des Bundesanzeigers — zu
Ubermitteln sind, ist zukinftig die das Unternehmensregister fihrende Stelle Adressatin der
durch die Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht gemal § 12 Absatz 8 Satz 1
KAGB zu Ubermittelnden Informationen.
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Zu Nummer 3 (Anderung von § 45 KAGB)
Zu Buchstabe a

Zukunftig sollen auch die rechnungslegungsbezogenen Jahresberichte nach dem KAGB im
Unternehmensregister offengelegt werden. Hierdurch entféllt die Notwendigkeit einer (se-
paraten) Einreichung und Bekanntmachung des Jahresberichts beim Betreiber des Bun-
desanzeigers. Die Offenlegung nach dem KAGB folgt den gleichen Regeln wie die Offen-
legung der handelsrechtlichen Rechnungslegungsunterlagen, weshalb 8 45 Absatz 1
KAGB-E auch sprachlich an den Wortlaut des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB-E angepasst
wird.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Die Aufhebung des bisherigen Satz 1 beruht auf dem Umstand, dass der bisherige Satz 1
infolge des bei der Anderung des 8§ 45 Absatz 1 KAGB beschriebenen Systemwechsels
keine Funktion mehr hat.

Die Verweiskette des bisherigen Satz 2 wird angepasst. Ein Verweis auf § 325 Absatz 1
Satz 2 HGB ist entbehrlich, da sich die Art und Weise der Offenlegung unmittelbar aus § 45
Absatz 1 KAGB ergibt. Ein Verweis auf § 325 Absatz 2 HGB erubrigt sich, da diese Vor-
schrift aufgehoben wird. Auch wird kiinftig nicht mehr auf § 329 Absatz 2 HGB verwiesen.
Da bei der Offenlegung des Jahresberichts die gréRenabhéngigen Erleichterungen der
8§ 326, 327 HGB nicht zur Anwendung kommen, besteht auch kein Bedirfnis fir ein Nach-
fragerecht der das Unternehmensregister fiihrenden Stelle nach MalRgabe des § 329 Ab-
satz 2 HGB.

Zu Doppelbuchstabe bb

Zukunftig wird in 8 45 Absatz 3 KAGB auf eine klarstellende Definition des Begriffs der Of-
fenlegung verzichtet. Offenlegung im Sinne des § 45 KAGB meint — genau wie die Offenle-
gung im Sinne des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB-E — die elektronische Ubermittlung der Un-
terlagen an die das Unternehmensregister fuhrende zur Einstellung der Unterlagen in das
Unternehmensregister. Dies ergibt sich schon aus dem Wortlaut des § 45 Absatz 1 KAGB
selbst, sodass es keiner zusatzlichen Legaldefinition bedarf.

Zu Buchstabe ¢

Da AlF-Kapitalverwaltungsgesellschaften ihre Jahresberichte zukiinftig unmittelbar der das
Unternehmensregister fihrenden Stelle zur Einstellung in das Unternehmensregister zu
ubermitteln haben, entfallt die Notwendigkeit einer Ubermittlung nach MaRgabe des bishe-
rigen 8§ 45 Absatz 4 KAGB. Die Vorschrift ist deshalb aufzuheben.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 160 Absatz 1 KAGB)

Die Verweiskette in 8§ 160 Absatz 1 KAGB wird angepasst. Der Verweis auf § 325 Absatz 1
Satz 2 HGB ist notwendig, da sich die Art und Weise der Offenlegung — anders als bei § 45
Absatz 1 KAGB — nicht unmittelbar aus § 160 KAGB ergibt. Ein Verweis auf § 325 Absatz 2
HGB erubrigt sich, da diese Vorschrift aufgehoben wird. Auch wird kinftig nicht mehr auf
§ 329 Absatz 2 HGB verwiesen. Da bei der Offenlegung des Jahresberichts die gréf3enab-
hangigen Erleichterungen der 88 326, 327 HGB nicht zur Anwendung kommen, besteht
auch kein Bedurfnis fur ein Nachfragerecht der das Unternehmensregister fiihrenden Stelle
nach Mal3gabe des § 329 Absatz 2 HGB.
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Zu Nummer 5 (Anfligen eines neuen Paragrafen)

Die Regelung sieht angemessene Ubergangsfristen fiir den Wechsel der Offenlegungs-
modalitaten der Jahresberichte vor, damit sich die offenlegungspflichtigen Unternehmen
auf die neue Rechtslage einstellen kdnnen.

Zu Artikel 27 (Anderung des Pfandbriefgesetzes)

Dies ist eine Folgeanderung zur Anderung des registerlichen Bekanntmachungswesens in
8§ 10 HGB-E.

Zu Artikel 28 (Anderung des Kreditwesengesetzes)

Die Streichung von § 22m Absatz 1 Satz 3 KWG ist eine Folgednderung zur Anpassung
des Bekanntmachungswesens in § 10 HGB-E. Da zukunftig die Bekanntmachung grund-
satzlich gleichbedeutend mit der erstmaligen Abrufbarkeit einer Tatsache Uber das Regis-
terportal ist (siehe die Begriindung zu § 10 HGB-E) bedarf es nicht langer der Regelung
zum Wegfall der Bekanntmachungspflicht. Auch die Ernennung und die Abberufung des
Sachwalters nach 8 22m Absatz 1 Satz 2 KWG sind zukilinftig bekanntzumachen, da sie
zusammen mit der Eintragung zum Abruf (ber das Registerportal bereitgestellt werden
mussen.

Zu Artikel 29 (Anderung der Vereinsregisterverordnung)

Die Aufhebung des § 14 der Vereinsregisterverordnung (VRV) ist eine Folgeanderung zur
Anderung des § 66 BGB, durch die die Bekanntmachung der Ersteintragung des Vereins
abgeschafft wird. Damit ist 8 14 VRV obsolet geworden, der ndhere Einzelheiten der Be-
kanntmachung regelt.

Zu Artikel 30 (Anderung des Telekommunikationsgesetzes)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Anderung des § 325 Absatz 1 Satz 2 HGB,
wonach die Unterlagen der Rechnungslegung zukinftig nicht mehr beim Bundesanzeiger
zur Veroffentlichung einzureichen, sondern der das Unternehmensregister fihrenden Stelle
zur Einstellung in das Unternehmensregister zu tGbermitteln sind. Hierbei wurden bereits die
geplanten Anderungen durch den Entwurf des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU)
2018/1972 des Européaischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 tber den
europaischen Kodex fir die elektronische Kommunikation (Neufassung) und zur Moderni-
sierung des Telekommunikationsrechts berticksichtigt.

Zu Artikel 31 (Inkrafttreten)

Die Regelung bestimmt das Inkrafttreten des Gesetzes entsprechend den Vorgaben in Ar-
tikel 2 Absatz 1 bis 3 DigRL fur den 1. August 2022. Da die Umsetzungsfrist voll ausge-
schopft werden soll, ist ein Vorziehen des Inkrafttretens zum Quartalsbeginn am 1. Juli 2022
nicht sinnvoll.
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Anlage

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKRG
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie (NKR-Nr. 5581)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Regelungsvorhabens gepritift.

I. Zusammenfassung
Biirgerinnen und Biirger Keine Auswirkungen
Wirtschaft
Jahrlicher Erfullungsaufwand: 56.000 Euro
Verwaltung
Bund
Jahrlicher Erfullungsaufwand: rund 4,5 Mio. Euro
Einmaliger Erfiillungsaufwand: rund 6,2 Mio. Euro
Lander
Jahrlicher Erfullungsaufwand: - rund 1,7 Mio. Euro
Einmaliger Erfiillungsaufwand: rund 5 Mio. Euro
Bundesnotarkammer
Jahrlicher Erfullungsaufwand: rund 5 Mio. Euro
Einmaliger Erfiillungsaufwand: rund 11,5 Mio. Euro
Notariate
Einmaliger Erfiillungsaufwand: rund 26 Mio. Euro
Weitere Kosten (Gebiihren) Biirgerinnen und Biirger, Wirtschaft und Notaria-
te werden mit Gebiihrenaufwand belastet:
Insgesamt rund 40 Mio. Euro
Umsetzung von EU-Recht Dem NKR liegen keine Anhaltspunkte dafiir vor,
dass mit dem Vorhaben {iiber eine 1:1 Umsetzung
hinausgegangen wird.
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Evaluierung Zum 1. August 2026 wird die RL Gesellschafts-
recht in Bezug auf GmbH-Griindungen online
evaluiert. Die Evaluierung auf der EU-Ebene
wird frithzeitig dadurch vorbereitet, dass die
Mitgliedstaaten der Kommission ab dem zweiten
Jahr nach Ablauf der Umsetzungsfrist und insge-
samt zweimal tiber die Wirkungen ihres jeweili-
gen Umsetzungsrechts berichten.

Die Bundesregierung wird ihre Berichterstattung
so vorbereiten, dass in Bezug auf Deutschland
valide quantitative und qualitative Erkenntnisse
tibermittelt werden.

Ziele: | Erleichterung und Férderung von Online-
Griindungen

Kriterien/Indikatoren: | ¢ Anzahl von Online- bzw. Prisenz-
Griindungen

e Anstieg oder Verringerung der durchschnitt-
lichen Verfahrensdauer

e Anstieg oder Verringerung der durchschnitt-
lichen Kosten

Datengrundlage: | Abfragen bei

e Statistischem Bundesamt

¢ Bundesnotarkammer

o Bundesamt fiir Justiz

e Landesjustizverwaltungen

Uber die verpflichtenden Beitrdge zur Evaluie-
rung auf der EU-Ebene hinaus und auf deren
Grundlage will das BMJV priifen, ob das notariel-
le Online-Verfahren fiir weitere Formen und ge-
eignete Sachverhalte des Gesellschafts- und Re-
gisterrechts geodffnet werden sollte.

Das Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz (BMJV) hat die Kostenfolgen
des Regelungsvorhabens nachvollziehbar ermittelt.

Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) erhebt keine Einwénde gegen die Darstellung der
Gesetzesfolgen in dem Regelungsentwurf.

Zugleich wiirdigt der NKR ausdriicklich, dass die deutschen Beitrage zur Evaluierung der
umgesetzten Richtlinie genutzt werden sollen, um die Eignung des notariellen Online-
Verfahrens auch fiir andere als GmbH-Griindungen zu priifen.

II. Im Einzelnen

Mit einer Richtlinie aus dem Jahr 2017 (Richtlinie (EU) 2017/1132 - RL Gesellschafts-
recht) hat die Europédische Union (EU) das Gesellschaftsrecht ihrer Mitgliedstaaten teil-
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harmonisiert. Eine weitere Richtlinie aus dem Jahr 2019 (Richtlinie (EU) 2019/1151 - RL
Digitalisierung) ergdnzt die RL Gesellschaftsrecht um Vorgaben zum Einsatz digitaler

Werkzeuge und Verfahren im Gesellschaftsrecht.

In ihrer gednderten Fassung, die mit dem Regelungsvorhaben fristgemé&fs zum 1. August
2022 umgesetzt werden soll, erfordert die RL Gesellschaftsrecht insbesondere Neurege-
lungen zur Online-Griindung von Gesellschaften mit beschrankter Haftung (GmbH) so-

wie zum Europdischen System der Registervernetzung (BRIS).
Daher will das Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz (BMJV)

¢ ein Online-Videokommunikationssystem bei der Bundesnotarkammer einrichten,
sodass die Notariate sowohl die Beurkundung von Willenserkldrungen, als auch die
Beglaubigung qualifizierter elektronischer Signaturen online durchfiihren konnen;

e Kapitalgesellschaften vorgeben, ihre Rechnungslegungsunterlagen elektronisch di-
rekt beim Unternehmensregister einzureichen;

e das Gemeinsame Registerportal der Lander fiir die Bekanntmachung der Eintragun-

gen in Handels-, Genossenschafts-, Partnerschafts- und Vereinsregister nutzen;
IL.1. Erfiillungsaufwand
Fiir die Biirgerinnen und Biirger entsteht kein Erfiillungsaufwand.
Wirtschaft
Bei der Wirtschaft ergeben sich aus dem Regelungsvorhaben Be- und Entlastungen.
GmbH-Griindung online

Jahrlich werden rund 97.000 GmbH-Griindungen notariell beurkundet, wozu bisher in
jedem Fall die personliche Anwesenheit der Griinder vor der Notarin bzw. dem Notar

erforderlich ist. Kiinftig soll die GmbH-Griindung auch online moglich sein.

Die Online-Griindung erfordert eine App zum Auslesen des Online-Ausweises und ein
NFC-fahiges Smartphone. NFC (Near Field Communication) ist ein internationaler Uber-
tragungsstandard zum drahtlosen Austausch von Daten tiber kurze Distanzen (10-20 cm).
Da inzwischen fast alle Smartphones ab Werk mit dieser Technologie ausgestattet sind,
geht das Ressort nachvollziehbar davon aus, dass bei den Griindern lediglich Zeitauf-
wand fiir die Installation der App anféllt und dass dieser Zeitaufwand rund sechs Minu-

ten betragt.
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Unter der ebenfalls nachvollziehbaren Annahme von kiinftig 7.800 Online-Griindungen
p-a. und einem Lohnkostensatz von 56,40 Euro/h entsteht den Unternehmensgriindern

jahrlicher Erfiilllungsaufwand von rund 44.000 Euro.
Unternehmensregister

Kapitelgesellschaften miissen bestimmte Unterlagen, wie etwa den festgestellten Jahres-

abschluss und zugehorige Dokumente, offenlegen.

Bisher ist das Offenlegungsverfahren so ausgestaltet, dass die Unternehmen ihre Unterla-
gen elektronisch an die Bundesanzeiger GmbH tibermitteln. Die Bundesanzeiger GmbH
veroffentlicht erstens die Unterlagen im Bundesanzeiger und leitet sie zweitens an das Un-
ternehmensregister weiter. Bei dem Unternehmensregister handelt es sich um eine Platt-
form, die veroffentlichungspflichtige Unternehmensdaten zentral zusammenfiihrt und
elektronisch abrufbar bereitstellt. Betreiber des Unternehmensregisters ist ebenfalls die
Bundesanzeiger GmbH, und zwar als beliehenes Unternehmen mit der Stellung einer

Justizbehorde.

Mit dem Regelungsvorhaben entfdllt die Bekanntmachung im Bundesanzeiger. Kiinftig
tibermitteln die Kapitalgesellschaften ihre Unternehmensberichte elektronisch direkt an
das Unternehmensregister und entrichten fiir die Veroffentlichung auf der Plattform Ge-
biihren, die das BMJV mit rund 32,5 Millionen Euro nachvollziehbar abgeschétzt hat
(Weitere Kosten).

Signaturbeglaubigung

Fiir Anmeldungen zum Handels- und zum Genossenschaftsregister ist eine notariell be-
glaubigte Unterschrift erforderlich. Das Regelungsvorhaben stellt die Beglaubigung einer
vor dem Notar personlich geleistete Unterschrift der Beglaubigung einer qualifizierten

elektronischen Signatur (Signaturbeglaubigung).

Unter der nachvollziehbaren Annahme von jahrlich rund 2.200 Signaturbeglaubigungen
und sechs Minuten fiir den App-Download sowie einem Lohnkostensatz von 56,40 Eu-

ro/h fallt hierfiir jahrlicher Erfiillungsaufwand von rund 12.000 Euro an.
Verwaltung

Der Regelungsentwurf ruft beim Bund, den Landern, der Bundesnotarkammer (BNotK)
sowie bei den rund 7.000 Notarinnen und Notare in Deutschland Erfiillungsaufwand her-

Vvor.
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Verwaltung (Bund)

Beim Bund entsteht der Erfiillungsaufwand entsteht aus Neuregelungen fiir die Bundes-

anzeiger GmbH in ihrer Stellung als Justizbehorde (Unternehmensregister).

Elektronische Nutzeridentifikation

Die Ubermittlung von Unternehmensdaten an das Unternehmensregister erfolgt durch
natiirliche Personen, die hierfiir als Nutzer registriert und elektronisch identifiziert wer-

den miissen.

Die Erstidentifikation von rund 430.000 Personen sowie Anderungen bei rund 40.000
Nutzern pro Jahr erfordert neue IT, die mit Einmalaufwand von rund 375.000 Euro instal-

liert sowie mit Jahresaufwand von rund 956.000 Euro betrieben und gewartet wird.
Europdiisches Justizportal (1)

Unternehmensinformationen wie die Jahresabschliisse von Kapitalgesellschaften sind
nicht nur national, sondern auch tiber das Europdische Justizportal zuganglich zu ma-
chen. Aufgabe der nationalen Registerstellen ist es, die Informationen an die zentrale eu-

ropdische Plattform zu tibermitteln.

Das Regelungsvorhaben erweitert die Pflichten des deutschen Unternehmensregisters um
die neue Vorgabe, Anderungen an Rechnungslegungsunterlagen einer inldndischen Kapi-
talgesellschaft mit Zweigniederlassungen im EU-/EWR-Ausland an die europdische Platt-

form zu iibermitteln.

Neben jahrlichem Personalaufwand hierfiir von geschitzt 50.000 Euro entsteht einmali-

ger Sachaufwand von 600.000 Euro fiir die Umprogrammierung von Software.
Europdisches Justizportal (2)

Ebenfalls neu ist die Verpflichtung des Unternehmensregisters, der europdischen Platt-
form den Eingang einer Anderungsmeldung betreffend eine auslindische Kapitalgesell-
schaft mit Zweigniederlassung im Inland zu bestédtigen. Damit verbunden ist die weitere
neue Verpflichtung, die ausldndische Kapitalgesellschaft zur Offenlegung ihrer Rech-
nungslegung aufzufordern, sofern die Offenlegung zum Zeitpunkt des Meldungsein-

gangs noch nicht erfolgt ist.

Den mit beiden Verpflichtungen verbundenen Personalaufwand schitzt das BMJV wie-
derum auf jahrlich 50.000 Euro und geht gleichzeitig davon aus, dass die auch hier erfor-

derliche Umprogrammierung von Software einmalig 300.000 Euro kosten wird.
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Europdisches Justizportal (3)

Im Falle einer rechtskréftigen Verurteilung z.B. wegen Insolvenzstraftaten kann eine Per-
son mit Berufsverbot belegt werden und deshalb auch als GmbH-Geschiftsfiihrer disqua-
lifiziert sein. Das Regelungsvorhaben begriindet die Zustdndigkeit des Unternehmensre-
gisters fiir die Beantwortung einschldgiger Anfragen zu einzelnen Personen tiber die eu-
ropdische Plattform, ggf. in Verbindung mit Abfragen beim Bundeszentralregister und

dem Gewerbezentralregister.

Unter der Annahme von 7.500 Féllen im Jahr und einem Zeitbedarf von 60 Minuten/Fall
(Lohnkosten 38,80 Euro/h) schétzt das Ressort den Bearbeitungsaufwand fiir die Anfra-
gen selbst auf jahrlich rund 290.000 Euro.

Hinzu kommen laufende Personalkosten (150.000 Euro) und Sachaufwand (300.000 Euro)
tir die Pflege der notwendigen Software. Insgesamt ruft die Neuregelung also laufenden

Erfiillungsaufwand von rund 740.000 Euro hervor.

Einmaliger Aufwand von geschitzt einer Million Euro entsteht aus der erstmaligen Ein-

richtung des zur Aufgabenerfiillung notwendigen IT-Systems.
Europdisches Justizportal (4)

Auf Ersuchen inldndischer Stellen fiihrt das Unternehmensregister kiinftig Anfragen bei

ausldndischen Stellen durch und leitet deren Auskiinfte an die Fragesteller weiter.

Den Arbeitsaufwand fiir geschétzt 2.000 Anfragen im Jahr setzt das BMJV mit zwanzig
Minuten/Fall (Lohnkosten 38,80 Euro/h) an, sodass sich jahrlicher Erfiillungsaufwand
von rund 26.000 Euro ergibt.

Gebiihrenvollstreckung

Die bisher privatrechtlich vergiitete Einstellung von Unternehmensdaten in das Unter-
nehmensregister ist kiinftig gebtihrenpflichtig. Unter der Annahme, dass jahrlich rund
24.000 Gebtiihrenforderungen vollstreckt werden miissen, tibertragt der Regelungsent-

wurf die Vollstreckungsaufgabe dem Bundesamt fiir Justiz (Bf]).

Beim Bf] muss hierzu IT projektiert und eingefiihrt werden, wofiir das Ressort einmali-
gen Personal- und Sachkostenaufwand von rund 3,9 Millionen Euro nachvollziehbar

darstellt.

Ebenfalls nachvollziehbar dargestellt ist Erftillungsaufwand von rund 2,7 Millionen p.a.,

den die Vollstreckung der jahrlich rund 24.000 Gebiihrenforderungen bei dem Bf] auslost.
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Verwaltung (Ldnder)
Bei den Registergerichten der Lander ergeben sich Be- und Entlastungen.
Authentifizierung

Das Handelsregister ist fiir jedermann elektronisch einsehbar, wobei das Registergericht
auf Antrag beglaubigt, dass die tibermittelten Daten mit dem Registerinhalt und den zu-
gehorigen Dokumenten {ibereinstimmen (Authentifizierung). Das Regelungsvorhaben
unterwirf die Authentifizierung durch qualifizierte elektronische Signatur (qeS) unions-
rechtlich definierten Sicherheitsstandards. Dies macht die Ausstattung der Registergerich-
te mit entsprechenden Signaturkarten und jahrlich zu erneuernden Lizenzen erforderlich,

wodurch laufende Kosten von insgesamt rund 160.000 Euro entstehen.
Europiischen Justizportal (1)

Ebenso wie das Unternehmensregister beim Bundesanzeiger sind die bei den Registerge-
richten der Lander gefiihrten Handelsregister mit dem Europdischen Justizportal verbun-
den und dorthin meldepflichtig. Das Regelungsvorhaben erweitert den Umfang der zu

tibermittelnden Informationen aus dem Handelsregister.

Unter der nachvollziehbaren Annahme von jahrlich rund 60.000 Informationsvorgangen
mit einem Zeitaufwand von jeweils drei Minuten (Lohnkosten 40,30 Euro/h) entsteht den

Registergerichten zuséatzlicher Aufwand von rund 121.000 Euro p.a.

Die Neuregelung erfordert zudem Programmieraufwand von jeweils rund
1,5 Millionen Euro in den drei Fachverfahren, die die Bundesldnder fiir die Registerfiih-
rung einsetzen. Fern rund 500.000 Euro fiir die Anbindung der Fachverfahren, sodass die

neue Vorgabe Einmalaufwand von insgesamt rund fiinf Millionen Euro verursacht.
Europdischen Justizportal (2)

Informationen tiber Zweigniederlassungen inldndischer Kapitalgesellschaften im
EU/EWR-Ausland, die tiber das Europdische Justizportal eingehen, miissen die Register-
gerichte dorthin bestdtigen und den Vorgang in das Registerblatt der Gesellschaft eintra-

gen. Hierfiir entsteht jahrlicher Personalaufwand von 71.000 Euro.
Gemeinsames Linderportal

Eintragungen im Handelsregister miissen kiinftig nur noch tiber das Gemeinsame Regis-

terportal der Lander bekannt gemacht werden.

Durch diese Neuregelung entfallt Priifungs- und ggf. Korrekturaufwand der Registerge-

richte von fiinf Minuten/Fall. Bei einem Lohnkostensatz der hierfiir eingesetzten Arbeits-
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krafte g.D. von 40,80 Euro/h und bezogen auf rund 618.000 gepriifte Bekanntmachungen
(2019) werden die Lander um jahrlich rund zwei Millionen Euro entlastet. Eine weitere
Entlastung von rund 83.000 Euro p.a. tritt dadurch an, dass ein bisher betriebenes Be-

kanntmachungsportal eingestellt wird.
Verwaltung (Bundesnotarkammer)

Fiir die Entwicklung und Einrichtung des Videokommunikationssystems zur Online-
Griindung einer GmbH entsteht bei der Bundesnotarkammer (BNotK) nach deren Aus-
kunft Einmalaufwand von rund 11,5 Millionen Euro. Davon entfallen rund 9,2 Millionen
Euro auf externe Softwareentwickler (10.200 Arbeitstage a 900 Euro) sowie rund zwei
Millionen Euro auf IT-Personal der BNotK selbst. Hinzu kommen Sachkosten von rund

415.000 Euro.

In seinem Betrieb ab Mitte 2022 verursacht das neue System jahrlich rund

2,7 Millionen Euro, wobei sich dieser Erfiillungsaufwand aus Wartungskosten fiir exter-
ne Dienstleister (700.000 Euro) und Kosten fiir den Betrieb von Rechenzentren (600.000
Euro) sowie fiir (Hardware (400.000 Euro), Softwarelizenzen (400.000 Euro) und BNotK-

Personal (600.000 Euro) zusammensetzt.

Aufgrund der schnellen Fortentwicklung der Technologie im Bereich sicherer Video-
kommunikation und Signaturen ist der Lebenszyklus des Systems von vornherein auf
etwa flinf Jahre begrenzt. Aus diesem Grund muss die Bundesnotarkammer bereits zum
Ende des Jahres 2026 eine neue Systementwicklung gewéhrleisten. Hierftir wird mit wei-
terem Erftillungsaufwand von jahrlich rund 2,3 Millionen Euro (1,9 Mio. Euro/Personal

+ 9,6 Mio. Euro/Sach : 5 Jahre) gerechnet.
Verwaltung (Notariate)

Die rund 7.500 Notarinnen und Notare unterhalten nur zu einem gewissen Anteil Einzel-
biiros und sind im Ubrigen zu Sozietdten zusammengeschlossen. Auf der Grundlage ei-
ner Schiatzung der BNotK geht das BMJV davon aus, dass es deshalb in Deutschland rund
3.500 Notarbtiros (Notariate) gibt.

Videokommunikationssystem - Ausstattung mit Hard- und Software

Zur Nutzung des Videokommunikationssystems miissen sich die Notariate mit Webcam,
Computer-Mikrophon und ggf. Videokonferenzanlage ausstatten, wobei das BMJV auf
der Basis von Erkenntnissen der BNotK annimmt, dass rund 30 Prozent der rund 3.500

Biiros tiber diese Technologie bereits jetzt verftigen. Den tibrigen rund 2.500 Biiros entste-
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hen Anschaffungskosten/Umstellungsaufwand von rund 5.000 Euro/ Anlage, in der

Summe demnach von rund 12,5 Millionen Euro.

Hinzu kommen Personalkosten fiir das Herunterladen und die Installation der System-
Software. Diese Kosten fallen in jedem der 3.500 deutschen Notariate an, wobei das BMJV
ttir den Einzelfall zwei Stunden bei Lohnkosten von 60,50 Euro/h zu Grunde legt, sodass

sich rund 424.000 Euro ergeben.

Demnach entsteht in den Notariaten fiir die Ausstattung mit dem Videokommunikations-

system Erftillungsaufwand von einmalig rund 12,9 Millionen Euro.
Videokommunikationssystem - Schulung

Sowohl die Notarinnen und Notare selbst, als auch ihre Mitarbeiter miissen iiberdies in

der Anwendung des Systems geschult werden.

Als hierftir erforderlichen Zeitaufwand rechnet das Ressort mit je fiinf Stunden/Notar
und sieben Stunden/Mitarbeiter bei Lohnkostensitzen von 60,50 Euro/h bzw. von 27,60

Euro/h. Damit ergibt sich einmaliger Personalaufwand von rund 6,2 Millionen Euro.

Hinzu kommen Lehrgangskosten von durchschnittlich 250 Euro/Person, sodass einmali-

ge Sachkosten von rund 7 Millionen Euro anfallen.

Fiir die System-Schulung entsteht demnach Einmalaufwand von rund

13,2 Millionen Euro.
I1.2. Weitere Kosten (Gebiihren)

Die Neuregelungen rufen bei Biirgerinnen und Biirgern, Unternehmen und Notariaten

Gebiihrenaufwand hervor.
Wirtschaft

Fiir die Einstellung verdffentlichungspflichtiger Daten in das Unternehmensregister fallt
eine Gebiihr von durchschnittlich 25 Euro/Fall an. Bei rund 1,3 Millionen Eintragungs-
vorgdngen im Jahr ergibt sich daraus eine Gebiihrenbelastung von rund 32,5 Millionen

Euro p.a.

Die notarielle Beurkundung der GmbH-Griindung online 16st eine Gebtihr von 25 Eu-
ro/Fall aus. Bei angenommen 7.800 Online-Griindungen im Jahr entsteht der Wirtschaft

hieraus eine Gebiihrenlast von 195.000 Euro.
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Biirgerinnen und Biirger/Wirtschaft

Die notarielle Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur (qeS) soll in
Hohe von acht Euro/Fall gebiihrenpflichtig sein, sodass die Urkundsbeteiligten bei einer

geschitzten Fallzahl von 2.200 mit 17.600 Euro p.a. belastet werden.

Jahrlich werden rund 600.000 Vorgénge in die Handels-, Genossenschafts-, Partnerschaft-
und Vereinsregister eingetragen. Bisher war der Abruf von Daten und Dokumenten ftir
die Abrufenden gebiihrenpflichtig, wobei das Ressort rund 4,5 Millionen Abrufe von
Registerabdrucken a 4,50 Euro und rund 2,5 Millionen Dokumentenabrufe a 1,50 Euro

darstellt, sodass sich eine Gebtiihrenlast von rund 24 Millionen Euro ergibt.

Kiinftig soll die Abrufgebiihr entfallen und stattdessen eine Bereitstellungsgebiihr von
40 Euro/Fall erhoben werden, die die Anmelder zu entrichten haben. Bezogen auf die
rund 600.000 Eintragungen ergibt sich ein Gebiihrenautkommen von ebenfalls rund

24 Millionen Euro und damit per Saldo Aufwandsneutralitét.
Notarinnen und Notare

Die rund 7.500 Notarinnen und Notare werden fiir ihren Anschluss an das Videokommu-
nikationssystem der Bundesnotarkammer jeweils eine Jahresgebtihr von rund 940 Euro zu
entrichten haben, womit sich eine Gebiihrenbelastung von rund sieben Millionen Euro

ergibt.
II.3. Evaluierung

Zum 1. August 2026 wird die RL Gesellschaftsrecht in Bezug auf GmbH-Griindungen
online evaluiert. Die Evaluierung auf der EU-Ebene wird frithzeitig dadurch vorbereitet,
dass die Mitgliedstaaten der Kommission ab dem zweiten Jahr nach Ablauf der Umset-
zungsfrist und insgesamt zweimal {iber die Wirkungen ihres Umsetzungsrechts berichten.
Die Bundesregierung wird ihre Berichterstattung so vorbereiten, dass in Bezug auf

Deutschland valide quantitative und qualitative Erkenntnisse tibermittelt werden.

Kriterien fiir die Erleichterung und Férderung von GmbH-Griindungen online (Ziel) sind
die Anzahl solcher Verfahren im Gegensatz zu Prasenzgriindungen, ferner die Verfah-
rensdauer und die Verfahrenskosten. Abfragen beim Statistischen Bundesamt, bei der
Bundesnotarkammer und bei der Justizverwaltung sollen die Datengrundlage der Be-

richterstattung aus Deutschland schaffen.

Uber die verpflichtenden Beitrége zur EU-Evaluierung hinaus will die Bundesregierung
zeitnah tiberpriifen, ob das notarielle Online-Verfahren fiir weitere Rechtsformen und

geeignete Sachverhalte des Gesellschafts- und Registerrechts gesffnet werden sollte.
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I11. Ergebnis

Das Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz (BMJV) hat die Kostenfol-

gen des Regelungsvorhabens nachvollziehbar ermittelt.

Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) erhebt keine Einwénde gegen die Darstellung

der Gesetzesfolgen in dem Regelungsentwurf.

Zugleich wiirdigt der NKR ausdriicklich, dass die deutschen Beitrdge zur Evaluierung
der umgesetzten Richtlinie genutzt werden sollen, um die Eignung des notariellen Onli-

ne-Verfahrens auch fiir andere als GmbH-Griindungen zu priifen.

Dr. Johannes Ludewig Dr. Rainer Holtschneider

Vorsitzender Berichterstatter
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	6. § 115 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
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	4. In § 201 werden die Wörter „ihrem ganzen Inhalt nach“ gestrichen.


	Artikel 18
	Änderung des Aktiengesetzes
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	Vor dem Zweiten Abschnitt des Einführungsgesetzes zum Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBl. I S. 1185), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2637) geändert worden ist, wird folgender § 26… [einsetzen: nächster...
	„§ 26… [einsetzen: nächster bei der Verkündung freier Buchstabenzusatz]
	Übergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie



	Artikel 20
	Änderung des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung
	Das Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4123-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3256) g...
	1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu der Anlage durch die folgenden Angaben ersetzt:
	2. § 2 wird wie folgt geändert:
	3. Nach § 6 Absatz 2 Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:
	4. § 8 wird wie folgt geändert:
	5. In § 39 Absatz 3 Satz 1 wird nach den Wörtern „sowie Satz 3“ die Angabe „und 4“ eingefügt.
	6. § 40 wird wie folgt geändert:
	7. § 58d Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst:
	8. In § 66 Absatz 4 werden die Wörter „Satz 2 und 3“ durch die Wörter „Satz 2 bis 4“ ersetzt.
	9. In § 67 Absatz 3 Satz 1 wird nach den Wörtern „sowie Satz 3“ die Angabe „und 4“ eingefügt.
	10. Die Anlage wird Anlage 1 und wird wie folgt geändert:
	11. Folgende Anlage 2 wird angefügt:
	„Anlage 2
	a) Musterprotokoll für die Gründung einer Einpersonengesellschaft mittels Videokommunikation

	b) Musterprotokoll für die Gründung einer Mehrpersonengesellschaft mittels Videokommunikation



	Artikel 21
	Änderung des GmbHG-Einführungsgesetzes
	Dem GmbHG-Einführungsgesetz vom 23. Oktober 2008 (BGBl. I S. 2026, 2031), das zuletzt durch … geändert worden ist, wird folgender § … [einsetzen: nächster bei der Verkündung freier Paragraph mit Zählbezeichnung] angefügt:
	„§ … [einsetzen: nächster bei der Verkündung freier Paragraph mit Zählbezeichnung]
	Übergangsvorschriften zum Gesetz zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie



	Artikel 22
	Änderung des Genossenschaftsgesetzes
	Das Genossenschaftsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2230), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 1874) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 12 wird wie folgt geändert:
	3. § 16 Absatz 5 Satz 4 wird aufgehoben.
	4. In § 22 Absatz 1 werden die Wörter „bei der Bekanntmachung der Eintragung“ durch die Wörter „in einer Bekanntmachung zu der Eintragung“ ersetzt.
	5. § 28 Satz 3 wird aufgehoben.
	6. In § 29 Absatz 3 werden die Wörter „bekannt gemacht“ durch das Wort „eingetragen“ und wird das Wort „Bekanntmachung“ durch das Wort „Eintragung“ ersetzt.
	7. § 42 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
	8. § 51 Absatz 5 Satz 3 wird aufgehoben.
	9. § 53a Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
	10. § 89 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
	11. § 102 wird wie folgt geändert:
	12. § 156 wird wie folgt gefasst:
	„§ 156
	Anwendbarkeit von Vorschriften über das Handelsregister; Bekanntmachung von Eintragungen, Registerbekanntmachungen


	13. Dem § 157 wird folgender Satz angefügt:
	14. Folgender § … [einsetzen: nächster bei der Verkündung freier Paragraph mit Zählbezeichnung] wird angefügt:
	„§ … [einsetzen: nächster bei der Verkündung freier Paragraph mit Zählbezeichnung]
	Übergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie




	Artikel 23
	Änderung der Verordnung über Formblätter für die Gliederung des Jahresabschlusses von Wohnungsunternehmen
	Die Verordnung über Formblätter für die Gliederung des Jahresabschlusses von Wohnungsunternehmen vom 22. September 1970 (BGBl. I S. 1334), die zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 16. Oktober 2020 (BGBl. I S. 2187) geändert worden ist, wird wie f...
	1. In § 2a Satz 1 werden die Wörter „elektronisch beim Betreiber des Bundesanzeigers einreichen“ durch die Wörter „der das Unternehmensregister führenden Stelle elektronisch zur Einstellung in das Unternehmensregister übermitteln“ ersetzt.
	2. § 4 wird wie folgt gefasst:
	„§ 4



	Artikel 24
	Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes
	Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3138) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 6b Absatz 4 wird wie folgt geändert:
	2. § 6c wird wie folgt geändert:
	3. Dem § 118 wird folgender Absatz … [einsetzen: nächster bei der Verkündung freier Absatz mit Zählbezeichnung] angefügt:


	Artikel 25
	Änderung des Entgelttransparenzgesetzes
	Das Entgelttransparenzgesetz vom 30. Juni 2017 (BGBl. I S. 2152) wird wie folgt geändert:
	1. In § 22 Absatz 4 werden die Wörter „im Bundesanzeiger zu veröffentlichen“ durch die Wörter „im Unternehmensregister offenzulegen“ ersetzt.
	2. Dem § 25 wird folgender Absatz 4 angefügt:


	Artikel 26
	Änderung des Kapitalanlagegesetzbuchs
	Das Kapitalanlagegesetzbuch vom 4. Juli 2013 (BGBl. I S. 1981), das zuletzt durch Artikel 9 Absatz 9 des Gesetzes vom 9. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2773) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 12 wird wie folgt geändert:
	3. § 45 wird wie folgt geändert:
	4. In § 160 Absatz 1 werden die Wörter „§ 325 Absatz 1, Absatz 2 bis 2b, 5 und 6“ durch die Wörter „§ 325 Absatz 1 Satz 2, Absatz 1b, 2a, 2b, 5 und 6“ und die Wörter „329 Absatz 1, 2 und 4“ durch die Wörter „329 Absatz 1 und 4“ ersetzt.
	5. Folgender § … [einsetzen: nächster bei der Verkündung freier Paragraph mit Zählbezeichnung] wird angefügt:
	„§ … [einsetzen: nächster bei der Verkündung freier Paragraph mit Zählbezeichnung]
	Übergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie




	Artikel 27
	Änderung des Pfandbriefgesetzes
	§ 31 Absatz 2b Satz 4 des Pfandbriefgesetzes vom 22. Mai 2005 (BGBl. I S. 1373), das zuletzt durch Artikel 22 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3256) geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 28
	Änderung des Kreditwesengesetzes
	§ 22m Absatz 1 Satz 3 des Kreditwesengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 1998 (BGBl. I S. 2776), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 9. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2773) geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 29
	Änderung der Vereinsregisterverordnung
	§ 14 der Vereinsregisterverordnung vom 10. Februar 1999 (BGBl. I S.147), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 24. September 2009 (BGBl. I S. 3145) geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 30
	Änderung des Telekommunikationsgesetzes
	In § 8 Absatz 2 des Telekommunikationsgesetzes vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1190), das zuletzt durch … vom … (BGBl. I S. …) geändert worden ist, werden die Wörter „dem Betreiber des Bundesanzeigers“ durch die Wörter „der das Unternehmensregister führ...

	Artikel 31
	Inkrafttreten
	Dieses Gesetz tritt am 1. August 2022 in Kraft.
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